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RAUCHEN/540: Süchtig und krank - aber keine Therapie auf Kassenkosten (SH Ärzteblatt)

VORSORGE/774: Neue Empfehlung zur Grippeimpfung - Was Geriater den Hausärzten bei älteren Patienten jetzt raten (idw)


MEDIZIN - GESUNDHEITSWESEN

MELDUNG/879: Übergewicht politisch bekämpfen - körperliche und psychische Folgen eindämmen (idw)


MEDIZIN - KRANKHEIT

HERZ/1014: Häufigste Todesursache Herz-Kreislauf-Krankheiten - Soziale Unterschiede bremsen bei Bekämpfung (idw)

HERZ/1013: Deutscher Herzbericht 2017 - am 17.01.2018 in Berlin vorgestellt (idw)


MEDIZIN - TECHNIK

COMPUTER/589: Mit Hilfe der Optogenetik und des maschinellen Lernens die Schlaganfalltherapie verbessern (idw)


MEDIZIN - VERANSTALTUNGEN

BILDUNG/384: Kaiserslautern - Infoveranstaltung zum berufsbegleitenden Fernstudium "Industriepharmazie", 24.01.18


MUSIK - FAKTEN

LABEL/4808: Warner Music Medien Newsletter KW 03 (Warner Music)


MUSIK - VERANSTALTUNGEN

KLASSIK/10033: Hamburg - Winter-Universitätskonzert, Messa da Requiem von Guiseppe Verdi, 04.02.2018


NACHRICHTEN - MELDUNGEN

AUSLAND/8590: Aus aller Welt - 19.01.2018 (SB)

JUSTIZ/8590: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.01.2018 (SB)

MILITÄR/8586: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.01.2018 (SB)

POLITIK/8588: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.01.2018 (SB)

SONSTIGES/8587: Tragisches und Kurioses - 19.01.2018 (SB)

WISSENSCHAFT/7672: Aus Forschung und Technik - 19.01.2018 (SB)


NACHRICHTEN - VOM TAGE

AUSLAND/7685: Aus aller Welt - 19.01.2018 (SB)

GESUNDHEIT/7646: Medizin und Gesundheitswesen - 19.01.2018 (SB)

JUSTIZ/7673: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.01.2018 (SB)

KULTUR/7599: Sprache, Kunst und Medium - 19.01.2018 (SB)

MILITÄR/7663: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.01.2018 (SB)

POLITIK/7677: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.01.2018 (SB)

SONSTIGES/7649: Tragisches und Kurioses - 19.01.2018 (SB)

SOZIALES/7674: Arbeit, Soziales und Familie - 19.01.2018 (SB)

UMWELT/7657: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.01.2018 (SB)

WIRTSCHAFT/7662: Märkte und Finanzen - 19.01.2018 (SB)

WISSENSCHAFT/7680: Aus Forschung und Technik - 19.01.2018 (SB)


NATURWISSENSCHAFTEN - GEOWISSENSCHAFTEN

FORSCHUNG/395: Bisher älteste bekannte Sauerstoffoase entdeckt (idw)


NATURWISSENSCHAFTEN - TECHNIK

RAUMFAHRT/977: Sauerstoff und Nahrung für Astronauten - DLR unterstützt bei biologischem Weltraumexperiment (DLR)


PARLAMENT - BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

AGRAR/371: Wir Haben Es Satt - Weg von den Ackergiften zum Schutz der Artenvielfalt

AGRAR/370: Agrarpolitik - Wir machen gemeinsam Druck


PARLAMENT - CDU/CSU

EUROPA/888: Europarat muss revitalisiert werden

MILITÄR/639: Deutschland muss als Bündnispartner verlässlich bleiben


PARLAMENT - DIE LINKE

AUSSEN/1637: Frieden fördern statt Trump unterstützen


PARLAMENT - FAKTEN

BUNDESTAG/6877: Heute im Bundestag Nr. 025 - 19.01.2018


PARLAMENT - LANDESPARLAMENTE

HAMBURG/4253: Betten im Winternotprogramm bleiben leer - trotzdem werden zahlreiche Obdachlose abgewiesen (Die Linke)

HAMBURG/4252: Hamburgs saubere Flotte? Lungen sind kein Ersatz für Abgasfilter! (Die Linke)

NORDRHEIN-WESTFALEN/2305: Deutliches Zeichen gegen Antisemitismus (Li)

RHEINLAND-PFALZ/4685: Wir nehmen Jugendpolitik ernst (Bündnis 90/Die Grünen)

RHEINLAND-PFALZ/4684: Wir wollen die Justiz weiter stärken (FDP)

RHEINLAND-PFALZ/4683: Anhörung zur aktuellen Situation im Strafvollzug (CDU)


POLITIK - AUSLAND

LATEINAMERIKA/1740: Kolumbien - "Alle sprechen vom Frieden, aber wir fragen uns wo er bleibt" (poonal)

LATEINAMERIKA/1739: Wie das Erreichte verteidigen? (UZ)


POLITIK - BILDUNG

HOCHSCHULE/2176: Erstmals über 7.000 dual Studierende in Bayern (idw)


POLITIK - ERNÄHRUNG

FORSCHUNG/1113: Bürgerforschungsprojekt SAIN - Urban Farming gemeinsam voranbringen (idw)

FORSCHUNG/1112: Kaffeepulver aus gebrauchten Kapseln - ökologisch nachhaltige Wiederverwendung (idw)

LANDWIRTSCHAFT/1747: Höchste Wachsamkeit im Kampf gegen die Afrikanische Schweinepest (NDSML)

MELDUNG/575: Vom guten Essen - Erste deutschsprachige Einführung in die Agro-Food Studies erschienen (idw)

VERBAND/2271: "Deutschland droht Abstieg aus Champions League in die Kreisliga" (DBV)


POLITIK - FAKTEN

ASYL/1239: Vor dem SPD-Parteitag - Stoppt den Weg in die Ausgrenzungsrepublik (Pro Asyl)

ASYL/1238: Keine weitere Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten (Flüchtlingsrat Berlin e.V.)

MILITÄR/945: Neue Publikation - Länderbericht Türkei (idw)


POLITIK - KOMMENTAR

HEGEMONIE/1817: Neobündnis - Rolle rückwärts ... (SB)


POLITIK - MEINUNGEN

OFFENER BRIEF/052: An die SPD Niedersachsen - Keine Zustimmung zur Anti-Asyl-GroKo! (Flüchtlingsrat NI)


POLITIK - WIRTSCHAFT

GEWERKSCHAFT/1588: Regierung muss den Zusammenhalt in der Gesellschaft stärken (DGB)

GEWERKSCHAFT/1587: IG Metall mobilisiert knapp 600.000 Beschäftigte bis Ende der zweiten Warnstreikwoche (IG Metall)

UNTERNEHMEN/2685: ThyssenKrupp Hauptversammlung - U-Boote für Despoten (urgewald)

UNTERNEHMEN/2684: Freiwillige Mitarbeitertageseinsätze fördern Engagementkultur (idw)


SCHACH UND SPIELE - SCHACH

SCHACH-SPHINX/06450: Sturm über dem Brett (SB)


SOZIALWISSENSCHAFTEN - VERANSTALTUNGEN

VORTRAG/428: Augsburg - Gefängnisse, Favelas und Grenzräume, mit Prof. Dr. Hermílio Santos, 31.01.

VORTRAG/427: Wertheim - "Wie können Kinder lernen, sich besser zu konzentrieren?" am 1.2.


SPORT - VERANSTALTUNGEN

VORTRAG/142: Magdeburg - Einführungsvortrag zu Entspannungskursen am 31.1.2018


THEATER UND TANZ - FAKTEN

MELDUNG/224: Ulrich-Wildgruber-Preis für Valery Tscheplanowa (St. Pauli Theater )


TIERE - TIERSCHUTZ

QUAL/092: Pferdeblut für Antitoxine - Leiden für das Gegengift (tierrechte)

TIERHALTUNG/722: Fünf Jahre Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz" (TSB)


UMWELT - ABFALL

ATOM/1276: Wer hat das Sagen in Gorleben? Teil II (BI Lüchow-Dannenberg)

ATOM/1275: Wer hat das Sagen in Gorleben? Teil I (BI Lüchow-Dannenberg)


UMWELT - FAKTEN

STADT/458: Neue Chancen für alte Bäume (BN)

VERBRAUCHER/105: Wann sich Thermografieaufnahmen für Gebäudeeigentümer lohnen (Zukunft Altbau)

VERKEHR/1130: Mehr Raum für klimafreundlichen Radverkehr (BMUB)


UMWELT - INDUSTRIE

CHEMIE/415: Liste besonders besorgniserregender Stoffe wächst (DNR EU)

VERPACKUNG/273: 15 Jahre "Dosenpfand" - Umwelthilfe zieht positive Bilanz und fordert Ausweitung (DUH)
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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/416: Klimakampf und Kohlefront - Trinkwassergefährdung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.1.2018

Kohlebergbau einschränken - nicht den Trinkwasserschutz

Wasserwerk kündigt rechtliche Schritte gegen LEAG-Tagebausee an



Cottbus/Frankfurt, 16. Januar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA fordert
die Landesregierung auf, keine Aufweichung ihrer Sulfat-Richtwerte für die
Spree zuzulassen und stattdessen nötigenfalls den Braunkohlebergbau
einzuschränken. Damit reagiert der Verband auf die Ankündigung der
Frankfurter Wasserwerke, juristisch gegen den vom Kohlekonzern geplanten
Cottbuser Tagebausee vorzugehen.

"Die Befürchtungen der letzten Jahre haben sich bestätigt: Der
Braunkohlebergbau führt zu ernsten Problemen bei der Trinkwasserversorgung.
Wenn die Frankfurter Wasserwerke ihre jahrelange Zurückhaltung aufgeben und
rechtliche Schritte ankündigen, ist das ein drastisches Zeichen", sagt René
Schuster von der GRÜNE LIGA.

Schuster weiter: "Statt Sulfat-Richtwerte den Wünschen der Tagebaubetreiber
anzupassen, muss Trinkwasserschutz an der Ursache ansetzen: Jede weitere
Kohleabbaufläche führt zu zusätzlicher Sulfatfreisetzung für Jahrzehnte.
Sachsen wie Brandenburg müssen die Zulassungen der Tagebaue Jänschwalde,
Welzow-Süd und Nochten daraufhin überprüfen, ob Betriebspläne überhaupt
noch genehmigt oder verlängert werden können."

Die Wassergesellschaft FWA sieht die Trinkwasserqualität für Frankfurt/Oder
aufgrund der Sulfatbelastung aus dem Braunkohlenbergbau als akut gefährdet
an. Eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung beauftragte die
Geschäftsführung, Einwendungen gegen die von der LEAG geplante vorzeitige
Flutung des Cottbuser Ostsees vorzubringen und im Eilverfahren einen Stopp
der Einleitung beim Verwaltungsgericht zu beantragen. Die FWA kritisiert
das Vorhaben der Landesbehörden, den Emissionsrichtwert am Pegel Briesen
auf 350 mg/I Sulfat anzuheben, um die Flutung des Cottbuser Ostsees
genehmigungsfähig zu machen. Das teilte die Gesellschaft am Montag in einer
Pressemitteilung mit. Die zum Schutz der Trinkwasserqualität nötigen
Maßnahmen würden den Wasserpreis in Frankfurt um 20 Prozent erhöhen, wenn
der Bergbau als Verursacher weiterhin nicht dafür aufkommt. Frankfurt
bezieht sein Trinkwasser aus dem Wasserwerk Briesen an der Spree.


Originalmeldung der Frankfurter Wasser- und Abwassergesellschaft mbH
(FWA mbH):

https://www.fwa-ffo.de/fwadocs/files/2018-01-15_Presseinformation_Sulfat_in_der_Spree.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2018 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





UNIVERSITÄT/233: Pädagogische Hochschule Karlsruhe - Friedenswissenschaftliche Kooperation mit China (idw)


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 18.01.2018

Friedenswissenschaftliche Kooperation mit China

Prof. Dr. Annette M. Stroß, Leiterin des Instituts für
Erziehungswissenschaft mit Schwerpunkt in außerschulischen Feldern an der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, in Beirat des UNESCO-Chairs on Peace
Studies der Nanjing University gewählt



Prof. Dr. Annette M. Stroß, Leiterin des Instituts für
Erziehungswissenschaft mit Schwerpunkt in außerschulischen Feldern an der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, ist kürzlich in den Internationalen
Beirat des UNESCO-Chairs on Peace Studies an der Nanjing University in
China gewählt worden - im Rahmen ihrer internationalen
Kooperationstätigkeit mit den Universitäten Vechta in Deutschland
(Lehrstuhl für Religionspädagogik und Katechetik), Olsztyn in Polen
(Lehrstuhl für Sakrotourismus) und Nanjing in China (Lehrstuhl für
Weltgeschichte). Als Kooperationspartnerin ist sie derzeit an der
Vorbereitung eines UNESCO-Projekts zu Gesundheit und struktureller Gewalt
beteiligt. Ein wichtiges Anliegen der international aufgestellten Neueren
Friedensforschung (Peace Studies) ist die Verquickung
friedenswissenschaftlicher, religionspädagogischer und
gesundheitspädagogischer Fragestellungen.

UNESCO Chair-Programm

Das UNITWIN/UNESCO-Lehrstuhlprogramm wurde 1992 auf Beschluss der 26.
Generalkonferenz der UNESCO ins Leben gerufen, um die Ziele der UNESCO in
Bildung und Wissenschaft zu verankern. In diesem weltweiten Netzwerk
kooperieren zurzeit mehr als 700 UNESCO-Lehrstühle (UNESCO Chairs) in über
120 Ländern. Die UNESCO-Lehrstühle forschen und lehren in den prioritären
Arbeitsbereichen der UNESCO und fungieren als Multiplikatoren bei der
Umsetzung der Ziele und der Arbeit der UNESCO. Zu den Prinzipien ihrer
Arbeit gehören interuniversitäre Kooperation, internationale Vernetzung,
insbesondere im Nord-Süd- und Nord-Süd-Süd-Bereich, sowie interkultureller
Dialog. Ziel des UNITWIN/UNESCO Chair Programms ist es, durch den Ausbau
von Kooperationsnetzwerken und Partnerschaften zwischen Universitäten eine
größere Mobilität von Studenten, Lehrkräften und Forschern anzuregen und
so gleichzeitig zu einer weltweit ausgewogenen Nutzung von Wissen und
Know-how beizutragen.

(Quelle: www.unesco.de)

Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Die Pädagogische Hochschule Karlsruhe wurde im Jahr 1962 gegründet. Mit
rund 3700 Studierenden und 180 in der Wissenschaft tätigen Mitarbeitenden
zeichnet die Hochschule ein hohes Niveau in Forschung und Lehre aus. Im
Fokus stehen die Qualität von Bildungsprozessen, das Lehren und Lernen in
den unterschiedlichen Themenfeldern und Kontexten sowie allgemeine Fragen
des Kompetenzaufbaus. Die Hochschule kombiniert in besonderer Weise eine
fundierte Grundbildung für Lehrerinnen und Lehrer verschiedener
Schulstufen, Basisqualifikationen für Menschen, die in anderen
Bildungsbereichen tätig sein möchten, sowie professionelle Weiterbildungs-
und Dienstleistungsangebote mit Forschung und Entwicklung auf hohem
Niveau. Ein besonderes Profil ist das seit 1999 bestehende Europalehramt
in den Zielsprachen Englisch und Französisch.


Weitere Informationen unter:

http://www.ph-karlsruhe.de/institute/ph/institut-fuer-erziehungswissenschaft-mit-schwerpunkt-in-ausserschulischen-feldern

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, Regina Schneider, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/3995: Frankfurt - Adam Zagajewski, Asymmetrie, 27.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Di 27.02., 19.30 h

Adam Zagajewski: Asymmetrie

Moderation: Hauke Hückstädt



Ein Dichter aus der ganzen Welt

Es war ein Sommer am Mittelmeer, weißt du noch,/ nahe Toulon, ein
trockener Sommer, von sich selbst begeistert,/ in einem schwer zu
fassenden Dialekt sprechend,/ so dass wir nur Fetzen der salzigen
Worte verstanden/ ..." Der polnische Dichter Adam Zagajewski ist ein
Beschwörer. Ein hellsichtiger Maler des pochenden Unterbewusstseins,
der dünnhäutigen Schale der Wirklichkeit. Der Dichter und Essayist
Zagajewski zählt zu den Größten unserer Zeit. Er ist Weggefährte von
Walcott, Brodsky, Heaney, Christensen, Ashbery, Tranströmer gewesen
und zählt insgeheim zum Stockholmer Kandidatenkreis. Er spricht
mehrere Sprachen, war im Pariser Exil, lebt wieder in Krakau und
lehrt in Houston und Chicago. Vor kurzem erschien im Hanser Verlag
sein Gedichtband "Asymmetrie", aus dem die obigen Zeilen entnommen
sind. Moderation: Hauke Hückstädt.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/3994: Frankfurt - Szczepan Twardoch, Der Boxer, 05.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Mo 05.02., 19.30 h

Szczepan Twardoch: Der Boxer

Moderation: Olaf Kühl

Lesung deutscher Text: Anna Böger



Ein Thriller wie ein Punch aus der Unterwelt der 30er Jahre

Ein Buch wie ein Faustschlag. Szczepan Twardoch, Jahrgang 1979,
gehört zu den großen jüngeren Autoren der polnischen Literatur.
Wuchtig und zart. "Der Boxer" ist sein dritter Roman. Er führt in die
Warschauer Unterwelt der 30er Jahre, in der ein regelrechter Krieg
ausbricht, zwischen Paten, Putschisten, Verrätern und auch dem
hoffnungsvollen und talentierten Boxer Jakub Shapiro. Als Jakub die
Dinge in die Hand nimmt und aufsteigt, gerät er in einen Strudel aus
Liebe, Macht und Judenhass. "Der Boxer" erscheint im Rowohlt Verlag
und ist ein körnig-filmisches Epos, ein Panorama mit Sportlern und
Schurken, einem Mann mit zwei Gesichtern, glamourösen Huren und
charismatischen Gangstern. Ein Thriller wie ein Punch, der eine
eruptive Epoche geradezu körperlich erlebbar macht. Übertragen zudem
von dem Autor und Übersetzer Olaf Kühl. Der hat bereits kanonische
Schriftsteller wie Gombrowicz, Stasiuk und Masowska übertragen und
wird an diesem Abend das Gespräch auf Polnisch und Deutsch führen.
Aus seiner Übersetzung liest die Schauspielerin Anna Böger.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TAGUNG/2343: Mainz - Johannes Gutenberg und die Folgen, 26.01.2018


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Johannes Gutenberg und die Folgen - Aspekte der frühen Wirkungsgeschichte

- Erste wissenschaftliche Konferenz zum Gutenberg-Jahr 2018

Wann: Freitag, 26. Januar 2018, ab 9:30 Uhr

Wo: Atrium Maximum, Alte Mensa, Johann-Joachim-Becher-Weg 3-9



Am 26. Februar 1468 bestätigte der Mainzer Jurist und Humanist Dr.
Konrad Humery dem Mainzer Erzbischof, dass er aus dem Nachlass von
Johannes Gutenberg eine Druckerpresse zurückerhalten hat. Dieses
wichtige Dokument, das sich im Original im Staatsarchiv Würzburg
erhalten hat, bestätigt den Tod von Johannes Gutenberg zu Beginn des
Jahres 1468 und gibt gleichzeitig den wichtigen Hinweis, dass er bis
zu seinem Lebensende eine Druckerei zur Verfügung hatte.

Das Gedenken an den 550. Todestag von Johannes Gutenberg bietet die
Chance, sich der medienhistorischen Folgen seiner Erfindung noch
einmal bewusst zu werden und die sofort einsetzende fulminante
Erfolgsgeschichte des Buchdrucks nachzuzeichnen. In weniger als 50
Jahren wurden ca. 28.000 Frühdrucke (Inkunabeln) in über 300 Offizinen
quer durch Europa mit einer Auflage von ca. 10 Millionen Exemplaren
hergestellt.

In dieser ersten wissenschaftlichen Konferenz zum Gutenberg-Jahr 2018
referieren führende Inkunabelforscher zu dem Übergang von der
Handschrift zum Buchdruck, den Spezifika der Inkunabelkunde, Fragen
der Typografie und der Besitzgeschichte der frühen Bibeln, aber auch
der Ausbreitung in Europa.

Bereits am 23./24. Februar folgt eine Konferenz des Instituts für
Geschichtliche Landeskunde "Reviewing Gutenberg" über die Personen-
und Lokalgeschichte von Mainz im Umfeld Gutenbergs und vom 1. bis 3.
März eine Tagung der Akademie der Wissenschaften und der Literatur und
des Leibniz-Instituts für Europäische Geschichte über die Chancen und
Herausforderungen durch den Buchdruck im Zeitalter der Reformation.

Durch diese wissenschaftlichen Veranstaltungen wird die Erfindung
Gutenbergs sinnvoll kontextualisiert und auf eine Basis gestellt, die
es ermöglicht, die Folgen der Erfindung aus der Zeit heraus und bis in
unsere Gegenwart zu verstehen.

Veranstalter: Gutenberg-Institut für Weltliteratur und
schriftorientierte Medien der JGU, Arbeitsbereich Buchwissenschaft,
und Internationale Gutenberg-Gesellschaft in Mainz e.V.

http://www.buchwissenschaft.uni-mainz.de/wp-content/uploads/2018/01/Kolloquium-2018-Gutenberg_Programm.pdf

Eintritt: frei

Anmeldung: per E-Mail an sekretariat-buchwissenschaft@uni-mainz.de

oder telefonisch: (0 61 31) 39-22580

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1086: Heidelberg - FensterLunch, zweite Runde am 14. Februar 2018


Heidelberg - breidenbach studios

Gelungener Auftakt des "FensterLunch" 

Am 14. Februar geht das Branchentreffen der Heidelberger Kultur-
und Kreativwirtschaft in die zweite Runde



Heidelberg. Der FensterLunch hat am 10. Januar seine erfolgreiche
Premiere gegeben. Mit über 100 Gästen war das erste Branchentreffen
der Kultur- und Kreativschaffenden zur Mittagspause im FensterPlatz
sehr gut besucht. Das neue Veranstaltungsformat im erst kürzlich
eröffneten FensterPlatz wurde von der Stabsstelle Kultur- und
Kreativwirtschaft der Stadt Heidelberg, den breidenbach studios und
dem FensterPlatz veranstaltet - unterstützt durch Plan W, Agentur für
strategische Kommunikation.

Der fachliche Input zur Teilbranche "Architektur" und der leckere
Geruch, den der Heidelberger Foodtruck "bratenflotte" letzten Mittwoch
verbreitete, lockte viele Hungrige und Interessierte in den
FensterPlatz.

Bei der Begrüßung durch Hannes Diether, Betreiber des
FensterPlatzes und Ellen Koban, Stabsstelle Kultur- und
Kreativwirtschaft der Stadt Heidelberg, standen die Anwesenden
bereits Schlange. Etwa 50 Zuhörer lauschten vor, nach oder mit ihrem
Essen in der Hand im Anschluss Markus Artur Fuchs vom Verein
"formAD" und Carl Zillich von der Internationalen Bauaustellung
Heidelberg (IBA). Die beiden Referenten gaben einen Einblick in ihre
Tätigkeiten.

Die Idee des monatlich stattfindenden FensterLunchs besteht darin,
jeden zweiten Mittwoch im Monat von 12.30 bis 14.00 Uhr den
Heidelberger Kreativen, Hungrigen und Wissensdurstigen in offener
Atmosphäre die Möglichkeit zu gemeinsamer Mahlzeit und
entspanntem Austausch zu bieten. Jede Ausgabe des FensterLunchs
bringt hierbei eine andere der 11+1 Teilbranchen der Kultur- und
Kreativwirtschaft durch Impulsvorträge eingeladener Akteur*innen und
Unternehmen aufs Tablett. Auch das kulinarische Angebot spiegelt
durch den monatlichen Wechsel der bewirtenden Foodtrucks die
Vielfalt der Heidelberger Kreativszene wider.

Der zweite FensterLunch findet am 14. Februar 2018 statt mit dem
Fokus auf die Teilbranche "Film". Passend dazu kommt der Input von
Julia Knopp und Max Damm. Die beiden haben die
"filmkombüse" gegründet - eine frische und aufgeschlossene
Heidelberger Produktionsfirma, welche in ihren Reportagen
Journalismus und Film vereint.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen, ihre kreative
Mittagspause im FensterPlatz zu verbringen:

FensterLunch mit der "filmkombüse"

14. Februar 2018, 12.30 Uhr

FensterPlatz

Kurfürsten-Anlage 58, 69115 Heidelberg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.2018

Shiva Hamid

Geschäftsführerin breidenbach studios

breidenbach studios UG (haftungsbeschränkt)

Hebelstr. 18, 69115 Heidelberg

Tel.: +49 6221 659 49 70

E-Mail: info@breidenbachstudios.de

Ineternet: www.breidenbachstudios.de
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TREFF/1085: Frankfurt - Sunday Sketching, Souvenirs u.a., Christoph Niemann im Gespräch, 02.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Fr 02.02., 19.30 h

Christoph Niemann: Sunday Sketching, Souvenirs und andere
Hängenbleibsel

Moderation: Andreas Platthaus (F.A.Z.)



Ein Superstar mit Tintenfass und Tusche

Er hat Dutzende Titelblätter für den New Yorker gestaltet, seine
Illustrationen erscheinen im Wired, in der Zeitschrift Weltkunst und
im New York Times Magazine, in dem er eine eigene Kolumne hat. Man
nahm ihn auf in die Art Directors Club Hall of Fame, für tausende
Eltern hat er nunmehr zwei Kids-Apps entwickelt (mit denen auch
Kinder gerne daddeln!). Ausstellungen in Wien, Paris, New York.
Etliche seiner Grafiken und Animationen wurden über Nacht ikonisch.
Das ZEITmagazin widmete ihm eine Sonderausgabe. "Sunday Sketching"
(Knesebeck) fasst noch einmal Arbeiten aus vielen Schaffensphasen
zusammen, "Der Kartoffelkönig" wurde nominiert für den
Jugendliteraturpreis. Für das Debattenbuch "95 Anschläge" kreierte er
das Umschlagmotiv, für Martin Suter tuschte er einen rosa Elefanten,
für Coelho eine Bogenschützin. Der Diogenes Verlag druckte in einer
schönen Ausgabe stillere Arbeiten von ihm: "Souvenir" versammelt
Medaillons aus Tusche, Landschaften, Momente. Er ist ein altmodischer
Superstar der Zukunft für die Gegenwart. Der F.A.Z.-Literaturchef
Andreas Platthaus tritt mit Christoph Niemann in ein bild- und
animationsreiches Gespräch.

Eintritt: 16 / 10 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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VORTRAG/8275: Hannover - Saturday Morning Lecture, Lichtblicke in die Nanowelt, 20.1.2018


idw - Pressemitteilung: Leibniz Universität Hannover

Saturday Morning Lecture: Lichtblicke in die Nanowelt

Neue Methoden der Lichtmikroskopie überlisten die Beugung



Um das Thema Nanoskopie geht es bei der Saturday Morning Lecture am
Sonnabend, 20. Januar 2018, um 11 Uhr im Großen Physikhörsaal (e214)
der Leibniz Universität Hannover, Welfengarten 1, 30167 Hannover. Alle
Interessierten sind herzlich willkommen.

Laut den Gesetzen der Physik werden Wellen an einem Hindernis
abgelenkt, das heißt gebeugt. Hieraus folgt in der Optik, dass zwei
Punkte, die enger als eine halbe Lichtwellenlänge beieinander liegen,
sich als einzelner, verschmierter Punkt zeigen. Bei sichtbarem Licht
tritt dieses so genannte Beugungslimit bei Abständen von etwa 200
Nanometer auf. Unterhalb dieser Grenze kann man mit normalen
Lichtmikroskopen keine Details erkennen. Für die Biologie und Medizin
ist dies ein echtes Problem: Um zu verstehen, wie eine Zelle
funktioniert oder Krankheiten entstehen, muss man einzelne Moleküle im
Blick behalten, die zehn oder hundert Mal kleiner sind. Der Nachweis,
dass Lichtmikroskope dennoch in der Lage sind, Details weit unterhalb
der Beugungsgrenze aufzulösen, wurde im Jahr 2014 mit dem Nobelpreis
für Chemie ausgezeichnet. Aber wie ist dies möglich, wenn die Gesetze
der Physik nach wie vor gelten? Diese und weitere Fragen rund um das
Thema Nanoskopie werden am Sonnabendvormittag aufgelöst.

Der Referent Alexander Egner ist Direktor des Laser-Laboratoriums
Göttingen und Privatdozent an der Georg-August-Universität Göttingen.
Er hat in Heidelberg Physik studiert und war einer der ersten
Wissenschaftler, der auf dem Gebiet der optischen Nanoskopie geforscht
hat. Seit 2011 ist er im Vorstand des Sonderforschungsbereichs
"Photonische Abbildungen auf der Nanometerskala" sowie des
Exzellenzclusters "Mikroskopie im Nanometerbereich und
Molekularphysiologie des Gehirns". Darüber hinaus ist der Sprecher der
Regionalgruppe Nord der Deutschen Industrieforschungsgemeinschaft
Konrad Zuse sowie Mitgründer der Abberior Instruments GmbH.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, Mechtild Freiin v. Münchhausen, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8274: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Universität in der vierten Kalenderwoche


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Saar-Universität in der vierten Kalenderwoche

Im neuen Jahr werden die öffentlichen Vortragsreihen, die die
Universität des Saarlandes im Wintersemester anbietet, fortgesetzt.
Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.



1. Saarbrücker literaturwissenschaftliche Ringvorlesung im Filmhaus
(Mainzer Straße 8):

Kommentare, Kämpfe, Kontroversen. Karl Marx zum 200. Geburtstag

Montag, 22. Januar, 18.30 Uhr: Marxismus und Postmarxismus als
Paradigmen in der Literatur

(Dr. Hermann Gätje, Neuere deutsche Literaturwissenschaft)

Zahlreiche Literaturtheorien und poetische Konzepte des 20.
Jahrhunderts beriefen sich auf Marx? Theorie und nahmen für sich in
Anspruch, diese wahrhaft widerzuspiegeln, allen voran der
"Sozialistische Realismus". Diese in sozialistischen Staaten zur
Doktrin erhobenen Programme trugen maßgeblich dazu bei, dass Marxismus
in der Literatur mit einer Gegenströmung zu abstrakter Kunst und
Moderne assoziiert wird. Diese Reduktion wird der Wirkung von Marx?
Schaffen auf die Literatur nicht gerecht. Ausgehend vom Begriff des
"Postmarxismus", der zwar keine einheitliche Theorie darstellt, jedoch
verschiedene Strömungen subsumiert, die sich an Marx orientieren,
möchte die Vorlesung exemplarisch darstellen, inwieweit Elemente von
Marx? Theorie sowohl für realistische als auch experimentelle Formen
wesentliche Bestandteile einiger literarischer Paradigmen bilden.

Alle Termine finden Sie unter: http://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung

 * 

2. Ringvorlesung zur Provenienzforschung in der Schlosskirche Saarbrücken:

Herkunft ungewiss? - Kunstwerke und ihre Besitzergeschichte

Mittwoch, 24. Januar, 18 Uhr: "Alles nur geklaut? Provenienzforschung
zu ethnografischen Objekten aus der Kolonialzeit"

(Dr. Hilke Thode-Arora, Museum Fünf Kontinente in München)

Manche in den Medien und sozialen Netzwerken ausgetragenen Debatten
erwecken den Eindruck, als seien die meisten Objekte durch Diebstahl
oder Erpressung in ethnologische Museen gelangt und müssten zur
Wiedergutmachung kolonialen Unrechts mit hoher Dringlichkeit
"zurückgegeben" werden. Wie komplex Erwerbungszusammenhänge allerdings
oft in Wirklichkeit waren und welche hohen Anforderungen eine
Provenienzforschung erfüllen muss, die mehrere Jahrhunderte
außereuropäischer Objekt-Transfers in kulturell höchst
unterschiedlichen Systemen zu ergründen hat, zeigt dieser Vortrag
ebenso wie die nicht weniger schwierigen Herausforderungen, wenn
Museen sich um eine Restituierung bemühen.

Die Ethnologin Dr. Hilke Thode-Arora ist Leiterin der Abteilung
Ozeanien und Referentin für Provenienzforschung am Museum Fünf
Kontinente in München.

Weitere Informationen: www.uni-saarland.de/institut/kunstgeschichte.html

 * 

3. Vortragsreihe im Landesamt für Zentrale Dienste (Hardenbergstr. 6)

Die Reformation und die Kirchen an der Saar 1517-2017

Donnerstag, 25. Januar, 19 Uhr: Die Protestanten an der Saar nach der
Angliederung an Preußen bzw. Bayern (1815-1870)

(Dr. Andreas Metzing, Evangelische Archivstelle Boppard )

Der Vortrag gibt einen Überblick über den fundamentalen Wandel, den
der Protestantismus an der Saar zwischen dem Wiener Kongress 1814/15
und der Reichsgründung 1870/71 durchlaufen hat. Standen zunächst die
Frage der Union zwischen Lutheranern und Reformierten und das
Verhältnis der Kirche zum Staat im Vordergrund, so waren ab den 1850er
Jahren die Folgen der Industrialisierung und insbesondere die soziale
Frage das beherrschende Thema für die evangelische Kirche.

Veranstaltungsort ist seit Januar das Landesamt für Zentrale Dienste,
Hardenbergstr. 6, 66119 Saarbrücken (Sitzungssaal).

Alle Vorträge unter:

https://www.saarland.de/dokumente/thema_landesarchiv/Programm_Vortragsreihe_Reformation.pdf

 * 

4. Vortragsreihe auf dem Unicampus (Gebäude A2 2, 2. OG, Raum 2.02):

Der westliche Balkan - Geschichte, Politik, Kultur, Sprachen, Recht

Donnerstag, 25. Januar, 14.15 bis 16 Uhr: Das Herausfordern der
Staatssouveränität: die Kooperation der ehemaligen Länder Jugoslawiens
mit dem ICTY und dem IStGH als eine Voraussetzung für die Integration
in die Europäische Union? 

(Prof. Dr. Aleksandar Spasov, Skopje)

Ende 2017 endete die Arbeit des Internationalen Strafgerichtshofs für
das ehemalige Jugoslawien (ICTY). Wurde den Ländern des ehemaligen
Jugoslawien der ICTY und sein Statut nur zum Zweck auferlegt,
staatliche Souveränität und Unabhängigkeit zu beschränken und
politische Kontrolle über die Regierungen der Länder auszuüben oder
brachte er den Opfern tatsächliche Gerechtigkeit? Prof. Dr. Aleksandar
Spasov wird in diesem Zusammenhang mit den Zuhörern über
Einschränkungen der staatlichen Souveränität, "doppelte Standards" im
Hinblick auf die Zugehörigkeit der EU und USA zum IStGH und staatliche
Verantwortung diskutieren.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/167: Eichstätt - Bibliothek der KU präsentiert Werke aus dem 15. Jahrhundert, 31.1.-16.3 .


idw - Pressemitteilung: Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt

An der Wiege des Buchdrucks: 

Bibliothek der KU präsentiert Werke aus dem 15. Jahrhundert



Im Februar dieses Jahres jährt sich zum 550. Mal der Todestag von
Johannes Gutenberg, der Mitte des 15. Jahrhunderts die Technik zum
Druck mit beweglichen Lettern etablierte. Die Bibliothek der
Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU) nimmt dies zum
Anlass, um ab dem 31. Januar mit der der Ausstellung "Typen, Texte,
Themenkreise" eine Auswahl an Werken aus ihrem Bestand zu
präsentieren, die in der Entstehungszeit des Buchdrucks produziert
wurden. In Fachkreisen bezeichnet man solche bis zum Jahr 1500
entstandene Werke als Inkunabeln (vom lat. incunabula für
"Windeln/Ursprung") oder Wiegendrucke.

Die rund 40 Exponate vermitteln zum einen die Entwicklungen des
Inkunabel-Zeitalters und geben zugleich Einblick in die Geschichte des
frühen Buchdrucks im Eichstätter Umfeld. Die Ausstellung ist bis zum
16. März in der Staats- und Seminarbibliothek im Hofgarten (Hofgarten
1, Eichstätt) zu sehen (montags bis freitags von 8.30 bis 17 Uhr).

Eine Besonderheit der Ausstellung besteht unter anderem darin, dass
beispielhaft illustriert wird, wie Autoren und die ersten Drucker auf
dem Weg vom Manuskript zum gedruckten Buch zusammenarbeiteten. Neben
theologischen, liturgischen und juristischen Texten in Latein zeigt
die Bibliothek der KU auch volkssprachliche Werke und Einblattdrucke.
"Gerade in den Städten und an Universitätsstandorten verlief die
Verbreitung des Buchdrucks parallel zur Lesefähigkeit der Bevölkerung.
Dort entstanden nicht nur Druckereien, sondern es fanden sich auch
potentielle Käufer für die neuen Produkte", erklärt die Leiterin der
Abteilung für historische Bestände der Universitätsbibliothek, Dr.
Heike Riedel. Daher geht die Ausstellung nicht nur auf die Produktion
und die Inhalte der Werke ein, sondern auch auf die Käufer und Leser
der Texte, die meist eine individuelle Gestaltung sowie die Bindung
des Buches in Auftrag gaben.

Speziell in Eichstätt wurde nach Würzburger Vorbild im Jahr 1484 eine
bischöfliche Hofdruckerei eingerichtet, die unter Leitung von Michael
Reyser bis 1494 existierte. Schon ab 1490 übernahm auch der in
Ingolstadt tätige Johann Kachelofen fürstbischöfliche Aufträge und
pflegte parallel Beziehungen zu Gelehrten der Universität Ingolstadt,
deren Werke er ebenfalls druckte. Auch solche Netzwerke, die mit dem
frühen Buchdruck verbunden waren, sind Thema der Ausstellung.

Eröffnet wird sie am Dienstag, 30. Januar, um 19 Uhr in der Staats-
und Seminarbibliothek (Hofgarten 1, Eichstätt). Nach Grußworten von
Bibliotheksdirektorin Dr. Maria Löffler, Michael Wohner (Regens des
Bischöflichen Seminars Eichstätt) und KU-Vizepräsident Prof. Dr. Klaus
Stüwe wird Dr. Heike Riedel in die Ausstellung einführen. Den
Festvortrag zum Thema "Michael Reyser - der erste Drucker Eichstätts.
Beobachtungen am Rande der Gutenberg-Galaxis" hält Dr. Falk Eisermann
(Leiter des Referats "Gesamtkatalog der
Wiegendrucke/Inkunabelsammlung" an der Staatsbibliothek zu Berlin -
Preußischer Kulturbesitz).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, Dipl.-Journ. Constantin Schulte Strathaus, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/172: Wegweisend - Verbot von Palmöl als Biokraftstoff schützt indigene Völker


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

Wegweisend: Mit Verbot von Palmöl als Biokraftstoff schützt
Europaparlament Menschenrechte indigener Völker - Malaysia wirft EU
Apartheid vor



Göttingen, den 19. Januar 2018 - Als wegweisend für den Schutz der
Rechte indigener Völker hat die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) den Beschluss des Europaparlaments bezeichnet, den Verbrauch
von Palmöl als Biokraftstoff zu verbieten. "Palmöl ist ein Killer für
indigene Völker und ihre Rechte. Fast überall, wo Palmöl produziert
wird, werden Landrechte indigener Völker missachtet, ethnische
Gemeinschaften vertrieben oder marginalisiert. Die mutige
Entscheidung des Europaparlaments ist daher nicht nur gut für die
Umwelt, sondern auch für die Menschenrechte", erklärte GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.

Der Palmöl-Boom der vergangenen Jahre hat in Indonesien und Malaysia,
den weltweit bedeutendsten Exporteuren dieses nachwachsenden
Rohstoffes, hunderte Rechtsstreitigkeiten zwischen indigenen Völkern
und der Agrarindustrie verursacht. "Statt Wohlstand bei den
traditionellen Nutzern des Landes zu schaffen, schüren
Ölpalm-Plantagen Zerstörung und Kulturverlust", sagte Delius. Am
Mittwoch hatte das Europaparlament mit großer Mehrheit für einen
mittelfristigen Ausstieg Europas aus der Nutzung von Palmöl für
Biosprit gestimmt. Noch ist diese Entscheidung nicht bindend. Sie
muss noch von den Regierungen der EU-Mitgliedstaaten gebilligt
werden. Begründet wurde der Schritt vor allem mit dem Schutz der
Umwelt, weil Biosprit auf Palmölbasis rund 80 Prozent mehr
Treibhausgas-Emissionen verursacht als fossile Brennstoffe.

Den Vorwurf des malaysischen Ministers für Plantagen und Rohstoffe,
Mah Siew Keong, Europa grenze systematisch Ölpalmen aus und betreibe
"Apartheid gegen Pflanzen", bezeichnete die GfbV als "absurd". "Wer
so schwere Vorwürfe erhebt, sollte die Folgen des Ölpalmen-Booms im
eigenen Land nicht ignorieren", sagte Delius. Die meisten der 150.000
Angehörigen der indigenen Orang-Asli-Völker Malaysias haben ihr Land
dauerhaft verloren, weil dort Plantagen angelegt wurden. Auch
juristisch haben sie kaum eine Chance, die Rückgabe ihres gestohlenen
Landes zu erstreiten. Malaysia ist heute der zweitgrößte
Palmöl-Produzent der Welt.

Auch im benachbarten Indonesien sind die Folgen des Palmöl-Booms für
indigene Völker dramatisch. Auf Sumatra und Kalimantan (Borneo)
werden Flächen von der Größe Bayerns und Niedersachsens als
Ölpalmplantagen bewirtschaftet. In Westpapua hat sich die Ausdehnung
dieser Plantagen zwischen 2010 und 2015 sogar verfünffacht. Das
Nachsehen haben die indigenen Papua, die ihr Land verlieren und ihre
traditionelle Wirtschaftsform aufgeben müssen. Noch befinden sich in
Westpapua 35 Prozent des Regenwaldes Indonesiens. Doch es ist nur
eine Frage der Zeit, wann dieser Wald neuen Plantagen weichen muss.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/857: Brandstiftung zerstört Campact-Lager in Verden (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 19. Januar 2019

Brandstiftung zerstört Campact-Lager in Verden



Verden, 19. Januar 2018. In der Nacht zum 9. Januar hat ein Großfeuer in
einer angemieteten Lagerhalle die Aktionsmaterialien der Bürgerbewegung
Campact vollständig zerstört. 150 Feuerleuten gelang es, das Übergreifen
der Flammen auf den benachbarten Supermarkt zu verhindern. Zuletzt musste
das Dach des Lager-Gebäudes entfernt werden, um die Flammen zu bekämpfen.
Einige Einsatzkräfte wurden verletzt.

Die Polizei geht von Brandstiftung aus. Der Staatsschutz hat die
Ermittlungen übernommen. Über mögliche Täterinnen oder Täter ist bisher
nichts bekannt. Nach Schätzungen der Polizei dürfte der Schaden im
fünfstelligen Bereich liegen.

In der Halle lagerten über 2.500 Aktionsmaterialien auf über 200
Quadratmetern, die Campact für Protest-Aktionen und Großdemonstrationen
nutzte. Darunter vieles, das sich immer wieder in den Abendnachrichten oder
auf den Titelseiten von Tageszeitungen und Online-Portalen fand: Vom
Fracking-Bohrturm und Kohleschlot im Kleinformat über Chlorhuhn, übergroße
Glyphosat-Flaschen und aufblasbare Kettensäge bis zu Politiker-Köpfen im
Großformat. Zudem fielen auch unzählige Banner, Kostüme, Masken, Fahnen,
Megafone und Werkzeug den Flammen zum Opfer.

"Ein Teil unserer Geschichte und der allergrößte Teil unserer
Aktionsmaterialien ist in Flammen aufgegangen. Aber dies hält uns nicht
davon ab, weiter kraftvoll für progressive Veränderung zu streiten", sagt
Felix Kolb, Geschäftsführung Campact.

Das Material für die Demonstration gegen die Agrarindustrie "Wir haben es
satt!" am kommenden Samstag, 20. Januar, lagerte glücklicherweise schon in
Berlin. Darunter befindet sich auch eine etwa acht Meter große tote Biene.
Sie weist auf das Insektensterben hin, das im Zusammenhang mit dem Pestizid
Glyphosat stehen soll, weil es Futterpflanzen der Insekten vernichtet.

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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APPELL/105: Sondierungsergebnisse verletzen Menschenrechte und Völkerrecht (ILMR)


Gemeinsame Erklärung von Pro Asyl, den Flüchtlingsräten Berlin und
Nordrhein-Westfalen, der Internationalen Liga für Menschenrechte,
des Komitees für Grundrechte und Demokratie und der Vereinigung
Demokratischer Juristinnen und Juristen vom 19. Januar 2018

CDU/CSU/SPD-Sondierungsergebnisse verletzen Menschenrechte und
Völkerrecht

Menschen- und Bürgerrechtsorganisationen appellieren an
Parteimitglieder, ihre Zustimmung zu verweigern



"Damit die Asylverfahren schnell, umfassend und rechtssicher bearbeitet
werden können, erfolgt künftig deren Bearbeitung in zentralen Aufnahme-,
Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen (ANkER), in denen BAMF, BA,
Justiz, Ausländerbehörden und andere Hand in Hand arbeiten. In den
ANkER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw.
Rückführung stattfinden."

So steht es in den Sondierungsergebnissen von CDU, CSU und SPD vom 12.1.
2018. Die rechtsstaatliche Idee, dass Betroffene und Behörden
gleichberechtigte Verfahrensbeteiligte gegenüber einer unabhängigen Justiz
sind, gefällt den Sondierern der geplanten "großen Koalition" nicht mehr.
Stattdessen soll die Justiz mit den auf eine schnelle Abschiebung
ausgerichteten Behörden "Hand in Hand arbeiten", letztlich also ihre
Handlangerin sein. Diese Formulierung des Sondierungspapiers ist nicht bloß
eine Entgleisung, sie beschreibt sehr genau, was in den "ANkERn" geschehen
soll: Geflüchtete sollen weitgehend ohne anwaltlichen Beistand zum Objekt
der Behördenmaschinerie werden. An zentralen Orten, wo ihnen der Kontakt zu
Deutsch sprechenden Landsleuten und zu Anwält*innen fehlt, soll ihnen jede
effektive Möglichkeit genommen werden, ihre Rechte wahrzunehmen und sich
der Maschinerie der "Hand in Hand" arbeitenden Institutionen
entgegenzustellen.

Menschen, die stichhaltige Gründe dafür vorgebracht haben, bei einer
Rückkehr in ihr Herkunftsland Gefahr zu laufen, dass gegen sie die
Todesstrafe verhängt oder vollstreckt wird, dass sie Folter oder
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung erleiden oder
dass ihr Leben oder ihre Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im
Rahmen eines bewaffneten Konflikts bedroht wird - solchen üblicherweise als
"subsidiär Schutzberechtigte" bezeichneten Menschen soll der
Familiennachzug weiterhin dauerhaft verwehrt werden. Die Zahl von 1.000
Familiennachzügen, die nach dem Sondierungspapier zugelassen werden sollen,
ist willkürlich. Statt von den tatsächlichen Verhältnissen des Privat- und
Familienlebens der Antragsteller und ihren Grund- und Menschenrechten hängt
der Anspruch von einer willkürlichen Zahl und damit von Voraussetzungen ab,
auf die sie keinen Einfluss haben. Bestimmte Gruppen sollen vom
Familiennachzug ganz ausgeschlossen werden, beispielsweise Menschen, die
das Pech haben, von den deutschen Sicherheitsbehörden nach vagen Kriterien,
auf die sie keinen Einfluss haben, als "Gefährder" eingeschätzt zu werden,
oder die Eltern von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen. All diese
Einschränkungen sind mit Artikel 8 der Europäischen
Menschenrechtskonvention unvereinbar, der die Bundesrepublik Deutschland
wie alle anderen Mitgliedstaaten des Europarats zur Achtung des Privat- und
Familienlebens seiner Einwohner verpflichtet. Gleichermaßen verletzen sie,
soweit Kinder und Jugendliche betroffen sind, Artikel 16 der
Kinderrechtskonvention, der Privatleben und Familie von Kindern und
Jugendlichen schützt, und Artikel 3 dieser Konvention, nach dem das
Kindeswohl bei Entscheidungen über Anträge zum Familiennachzug als ein
vorrangiger Gesichtspunkt zu berücksichtigen ist.

Das bedeutet: Die Bundesrepublik Deutschland verletzt Menschenrechte und
ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen.

Auch die Qualifikationsrichtlinie der Europäischen Union, die in ihrem
Artikel 24 die Mitgliedstaaten verpflichtet hat, sobald wie möglich nach
Zuerkennung des internationalen Schutzes sowohl dem Schutzberechtigten
selbst als auch ihren Familienangehörigen einen Aufenthaltstitel
auszustellen, wird durch die Verweigerung des Familiennachzugs verletzt.

Algerien, Marokko und Tunesien zu "sicheren Herkunftsstaaten" zu erklären,
hat mit der Realität dieser Ländern und den erlittenen Schicksalen der
Geflüchteten nichts zu tun - dies gilt auch für Länder, die bisher schon zu
"sicheren Herkunftsstaaten erklärt wurden.

Die Unterzeichner dieser Erklärung rufen daher alle Mitglieder von SPD, CDU
und CSU auf, denen die Menschenrechte der in Deutschland lebenden Menschen
und die völkerrechtliche Vertragstreue der Bundesrepublik Deutschland am
Herzen liegen, diesen Sondierungsergebnissen nicht zuzustimmen und
gegebenenfalls der Aufnahme von Koalitionsverhandlungen auf dieser Basis
ihre Zustimmung zu verweigern.

Unterzeichnende Organisationen, jeweils vertreten durch ihre Vorstände:

Flüchtlingsrat Berlin e.V. Flüchtlingsrat NRW e.V. Förderverein PRO ASYL e.V. Internationale Liga für Menschenrechte e.V. Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V. Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V.




*





Quelle:

Gemeinsame Erklärung vom 19. Januar 2018

Internationale Liga für Menschenrechte

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 396 21 22, Fax: 030 - 396 21 47

E-Mail: vorstand@ilmr.de

Internet: www.ilmr.de
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STELLUNGNAHME/113: Berlin - Finanzsenator Kollatz-Ahnen brilliert mit Unwissen und Fehlschlüssen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Finanzsenator Kollatz-Ahnen brilliert mit Unwissen und 
Fehlschlüssen 

Pressemitteilung von Gemeingut in BürgerInnenhand



Berlin - 19.01.2018. Der Finanzsenator Matthias Kollatz-Ahnen hat auf
die Volksinitiative "Unsere Schulen" reagiert. Die Zeitung neues
deutschland berichtete:

"Finanzsenator Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) wehrt sich gegen den
 Vorwurf einer klammheimlichen Privatisierung. [...] Bei dem Modell
 handele es sich [...] nicht um eine versteckte Privatisierung,
 sondern um Kreditfinanzierung im öffentlichen Sektor vor dem
 Hintergrund der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse. An die
 Adresse der GiB-Aktivisten stellte der Finanzsenator die Frage:
 'Wenn die Howoge eine Wohnung baut, ist es eine öffentliche
 Wohnung. Wenn die Howoge eine Kita baut, ist es eine öffentliche
 Kita. Wenn die Howoge eine Schule baut, dann soll sie plötzlich
 privat sein?'" [1]



Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB) stellt diese Aussagen richtig, und
zwar in vier Stufen:

1. Knapp: Die Aussage des Senators ist falsch. Geplant ist eine
weitreichende Privatisierung im Berliner Schulbau. Und ja: Wenn die
Howoge eine Schule baut, tut sie das privatrechtlich.

2. Wohlwollend: Das Leben ist kompliziert, auch für einen
Finanzsenator. Wir haben ihm so viele Fragen gestellt. Er hat sie
nicht beantwortet und uns nun stattdessen selbst eine Frage gestellt.
Wir verstehen - er weiß diese Sachen auch alle nicht und benötigt
daher Hilfe. Was die Einordnung von Privatisierung betrifft, können
wir helfen: Wenn die Howoge eine Wohnung, Kita oder Schule baut, ist
es keine öffentliche Wohnung, Kita oder Schule sondern eine
privatrechtliche Wohnung, Kita oder Schule. Die Kredite der Howoge
werden auch als private Schulden angesehen und stehen nicht im
öffentlichen Haushalt. Die Howoge selbst ist ebenfalls
privatrechtlich, sie kann sogar sehr schnell an einen Privaten
verkauft werden - so wie zuletzt die GSW. Bitteschön. Bekommen wir
jetzt unsere Fragen auch beantwortet?

3. Akademisch: Ex falso (sequitur) quodlibet, aus einer falschen
Aussage folgt Beliebiges. Die Aussagen "Wenn die Howoge eine Wohnung
baut, ist es eine öffentliche Wohnung. Wenn die Howoge eine Kita baut,
ist es eine öffentliche Kita" sind falsch. Folgerungen aus diesen
beiden Aussagen führen zu beliebigen Ergebnissen - im vorliegenden
Fall ebenfalls zu falschen. "Ex falso quodlibet" gilt in der
klassischen Logik und allgemein in Systemen, in denen aus zwei
Aussagen deren Konjunktion hergeleitet werden kann und umgekehrt.
Öffentliches Eigentum an Grund und Boden (Allmende) gibt es im
deutschen Rechtssystem nicht (mehr). Getrenntes Eigentum von Grund und
(neu gebauten [2]) Immobilien gibt es seit der Wiedervereinigung nicht
mehr. Wem das Schulgrundstück gehört, dem gehört auch die Schule, die
darauf gebaut wird. Berlin liegt in Deutschland. Die Howoge selbst ist
privatrechtlich. Von der Howoge gebaute Wohnungen und Kitas (und
Schulen) werden privatrechtlich gebaut und befinden sich dann im
privatrechtlichen Eigentum der Howoge. Wenn sie von der Howoge
betrieben werden, werden sie auch privatrechtlich betrieben. Die
Schulen werden erst dann zu öffentlichen Einrichtungen, wenn die
Gebäude und Grundstücke sowie ihr Betrieb von der Howoge an eine
öffentlich-rechtliche Körperschaft (z.B. an die Bezirke oder an das
Land Berlin) abgegeben werden. Oder wenn die Howoge als GmbH aufgelöst
und in die öffentliche Verwaltung integriert wird. Quid ex vero
sequitur.

4. Ungeduldig: Der Finanzsenator ist Absolvent der
Volkswirtschaftslehre, zu deren Grundlagen auch die verschiedenen
Rechtsformen in Deutschland und ihre Eigenschaften gehören. Darüber
hinaus hat er die Fach- und Rechtsaufsicht über Bereiche der Berliner
Verwaltung, aber auch über zahlreiche Unternehmen und Beteiligungen
des Landes Berlin. Der Finanzsenator sitzt in Aufsichts- und
Verwaltungsräten und lässt sich von seinen StaatssekretärInnen in
weiteren Aufsichts- und Verwaltungsräten vertreten. Der Unterschied
zwischen öffentlichen und privaten Rechtsformen muss ihm geläufig
sein, ebenso die oben berührten Grundlagen des BGB hinsichtlich
Eigentum an Grund und Boden. Die in der eingangs zitierten Aussage
offenbarte Unkenntnis lässt sich mit der Verantwortung seines Amtes
nicht vereinbaren. Der Finanzsenator sollte sich dringend korrigieren.
Und statt die BürgerInnen mit (rhetorischen) Fragen zu täuschen,
sollte er ehrlich unsere Fragen beantworten. Oder zurücktreten.


Zum Hintergrund:

Nachdem Senat und Abgeordnetenhaus auf Anfragen und geäußerte Bedenken
zur Schulbau-Offensive nicht reagierten, hat GiB eine Volksinitiative
gestartet. Die Aktiven wollen zusammen mit anderen Initiativen in der
Stadt auf diesem Wege der GmbH-Ausgründung von Schulen Einhalt
gebieten - möglichst bevor die als unselig wahrgenommene Praxis auf
ganz Deutschland übergreift. Die zentralen Forderungen sind:

"Schulen endlich sanieren: JA! Neue Schulen bauen: JA! Schulen in
öffentlicher Hand: JA! Übertragung von Schulimmobilien in das
Privatrecht: NEIN! Gründung einer Schul-GmbH: NEIN! Unsere Schulen
müssen öffentlich bleiben! Keine Übertragung von Schulimmobilien in
das Privatrecht! Wir fordern:

- Schulen öffentlich bauen, erhalten, betreiben und finanzieren statt
Übertragung von Schulen in eine privatrechtliche GmbH

- Ausbau des Personals in den Schulen und Bauämtern in öffentlicher
Hand statt Spardiktat und Abwerben von Fachkräften durch die GmbH

- Schulgrundstücke im Eigentum der Bezirke belassen, statt die Bezirke
zu Mietern ihrer Schulen zu machen"

Weitere Infos zur Volksinitiative sind auf Website von Gemeingut in
BürgerInnenhand zu finden [3].


Anmerkungen:

[1] Jérôme Lombard: "Kritik an 'stiller Privatisierung', Eine
Volksinitiative will gegen die Schulbauoffensive des Senats mobil
machen", neues neutschland, 4. Januar 2018

[2] Für Bestandsbauten und eine nach dem Recht der DDR mögliche
bauliche Nutzung, die nicht an das Grundeigentum eines Grundstücks
geknüpft sein konnte, wurde das Sachenrechtsbereinigungsgesetz
(SachenRBerG) geschaffen.

[3] https://www.gemeingut.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUFRUF/072: Demonstrationen in Deutschland - "Gegen die türkische Kriegspolitik - Für die Solidarität mit Afrin!" am 20.01.2018


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit - 19. Januar
2018

Demonstrationen in Deutschland anlässlich Kriegsdrohungen der Türkei
gegen Afrin



Anlässlich der anhaltenden Kriegsdrohungen der türkischen Regierung gegen
den kurdischen Kanton Afrin im Norden Syriens (Rojava) ruft der größte
kurdische Dachverband in Deutschland NAV-DEM (Demokratisches
Gesellschaftszentrum der KurdInnen in Deutschland) bundesweit zu
Demonstrationen auf.

Aufruf von NAV-DEM 

Lasst uns die Stimmen erheben - 

Gegen die türkische Kriegspolitik - Für die Solidarität mit Afrin!


Die Türkei fordert wieder Mal einen Krieg. Und wieder einmal sind die
Errungenschaften der kurdischen Bevölkerung das Ziel?

Der türkische Staatspräsident Erdogan verkündet derzeit lautstark, dass er
in wenigen Tagen seine "südliche Grenze vom Terror säubern? wolle. Schnell
ist klar, dass mit der "südlichen Grenze" der Norden Syriens gemeint ist.
Doch wer nun glaubt, dass die Türkei den IS oder andere islamistische
Gruppierungen an dieser Grenze "säubern" will, der liegt weit daneben. Im
Gegenteil, die Türkei und ihr Staatspräsident haben nämlich genau die
Kräfte im Visier, die seit Jahren mit Unterstützung der Internationalen
Koalition an vorderster Front in Syrien den Kampf gegen den IS und andere
Islamisten führen.

Die militärischen Vorbereitungen seien abgeschlossen und die Operation
könne jeden Moment beginnen, heißt es aus Regierungskreisen der Türkei.
Ziel der Operation wäre der Kanton Afrin im Norden Syriens. Afrin gehört
zur Demokratischen Föderation Nordsyrien (Rojava) und ist mehrheitlich
kurdisch bevölkert. Die Region wird nach den Prinzipien der Demokratischen
Autonomie basisdemokratisch verwaltet. Die Frauenbefreiung und ein
ökologisches Bewusstsein gehören zu den Grundprinzipien dieses
Verwaltungsmodells. Verteidigt wird der Kanton im äußersten Nordwesten
Syriens von den Volks- und Frauenverteidigungseinheiten (YPG&YPJ), die
zugleich zu den schlagfertigsten Einheiten im Kampf gegen islamistische
Gruppen in Syrien gehören und maßgeblich an der Befreiung von Orten wie
Kobanê und Rakka vom IS-Terror beteiligt waren.

Türkei als Instabilitätsfaktor im Mittleren Osten



Dem Erdogan-Regime ist dieses Gesellschaftsmodell schon länger ein Dorn im
Auge: Einmal weil es die Errungenschaften der kurdischen Bevölkerung
repräsentiert und die kurdenfeindliche Grundhaltung der Türkei diese
Errungenschaften mit allen Mitteln bekämpfen will. Zum Zweiten weil sich
mit dem Gesellschaftsmodell der Demokratischen Föderation Nordsyrien an der
südlichen Grenze zur Türkei ein System herausentwickelt, das die politische
und gesellschaftliche Teilhabe aller Bevölkerungsteile jenseits von
ethnischen und religiösen Grenzen vorsieht und somit diametral zum
monistischen und zunehmend faschistischen Staatssystem der Türkei steht.

Um die Etablierung dieses Gesellschaftsmodells zu unterbinden, ist der
Türkei jegliches Mittel recht. So hat sie seit Jahren die Grenzen zu den
Gebieten selbst für humanitäre Hilfe dicht gemacht, während der Grenzhandel
zu syrischen Gebieten, die von Islamisten kontrolliert wurden, florierten.
Sie hat islamistische Gruppierungen wie den IS und die Al-Nusra Front mit
Waffen und Logistik ausgestattet, damit diese den Kampf für sie gegen
Rojava führen. Und als auch das nicht zu den gewünschten Ergebnissen
führte, ist die türkische Armee selbst im Norden Syrien einmarschiert.
Derzeit besetzt die Türkei im Norden Syrien die Region von Azaz bis nach
Dscharablus, sowie den Norden der Provinz Idlib. Offiziell soll die Türkei
dort gegen islamistische Gruppierungen vorgehen. Doch die Realität sieht so
aus, dass Ankara ein verzwicktes Netz aus Vereinbarungen und Abmachungen
mit islamistischen Gruppierungen getroffen hat und diese für einen
möglichen Angriff auf Afrin mobilisieren möchte. Während also in Syrien der
Kampf gegen den IS seinem Ende naht und die ersten Hoffnungen auf eine
politische Lösung am Horizont zu erkennen sind, zündelt die Türkei von
Neuem in ihrem Nachbarland und droht damit einen neuen Krieg zu entfachen!

Die Unterstützung der Türkei stellt die Unterstützung einer
Kriegspartei dar

Bei der Suche nach internationaler Unterstützung für ihre antikurdische
Politik im Mittleren Osten steht Ankara allerdings weitgehend alleine dar.
Zunächst versuchte sie die USA davon zu überzeugen, dass sie der bessere
Partner im Kampf gegen den IS sei. Doch weil die Unterstützung Ankaras für
den IS längst kein Geheimnis mehr war, setzte die US-Regierung weiterhin
auf die Unterstützung der Demokratischen Kräfte Syriens, zu denen auch die
YPG und YPJ gehören. Dann versuchte Ankara sich Moskau anzubiedern, um die
Kurden in Syrien zu isolieren. Doch auch diese Politik scheint derzeit
nicht aufzugehen.

Doch ausgerechnet in Deutschland erfährt das AKP-Regime Rückhalt für ihre
kurdenfeindliche Politik. So ist seit dem Frühjahr des vergangenen Jahres
das Zeigen der Fahnen der YPG und YPJ in Deutschland faktisch verboten. In
den letzten Monaten zogen die Repressionen gegen kurdische Aktivisten in
Deutschland auf Wunsch Ankaras nochmals an. Seither stehen neben
Fahnenverboten auch Demonstrationsverbote und Haus- und
Vereinsdurchsuchungen auf der Tagesordnung. Bundesaußenminister Gabriel
stellte gar im Gegenzug für die Haftentlassung von Deniz Yücel weitere
Rüstungsexporte für Ankara in Aussicht, die das AKP-Regime innerhalb und
außerhalb ihrer Staatsgrenzen in ihrem Krieg gegen die Kurden einsetzen
könnte.

Wir rufen die Bundesregierung mit Nachdruck dazu auf, von dieser Politik
abzulassen! Eine solche Haltung stellt die Unterstützung einer Kriegspartei
und des maßgeblichen Instabilitätsfaktors im Mittleren Osten dar.

Wir rufen zudem euch, also die Öffentlichkeit in Deutschland, dazu auf,
eure Solidarität mit Afrin zu zeigen und euch mit uns gemeinsam gegen die
Kriegspolitik der AKP im Mittleren Osten zu stellen! Lasst uns gemeinsam
unsere Stimmen für den Frieden erheben!

Am 20.01.18:

Berlin, 16.00 Uhr, Herrmanns Platz

Bonn, 17.00 Uhr, Adolfstraße

Bremen, 13.00 Uhr, HBF

Dresden, 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr, Albertplatz (Mahnwache)

Essen, 15.00 Uhr, HBF

Frankfurt, 15.30 Uhr, HBF 

Hildesheim, 15.00 Uhr, Bahnhof 

Kassel, 14.30 Uhr, am Hauptpost 

Leipzig, 15.00 Uhr, Eisenbahnstr.- Rabet (Park)

Magdeburg, 14.30 Uhr, HBF

Mannheim, 14.00 Uhr, an der Abendakademie

München (2. Aktion), 16.00 Uhr, Marienplatz

Münster, 14.00 Uhr, HBF

Nürnberg, 16:30 Uhr, Hallplatz

Oldenburg, 15.00 Uhr, HBF

Stuttgart, 15.00 Uhr, Lautenschlagerstr.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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LESUNG/5936: Frankfurt - Peter Stamm, "Die sanfte Gleichgültigkeit der Welt", 26.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Mo 26.02., 19.30 h

Peter Stamm: Die sanfte Gleichgültigkeit der Welt

Moderation: Anna Engel (hr2-kultur)



Ein Erzähler klassischer Anmut

Peter-Stamm-Leser ist man nicht. Wir werden es. Buch für Buch. Seine
Kunst ist es, alles nicht unentwegt wie Kunst aussehen zu lassen. Das
hat die ikonische Qualität eines Bugholz-Stuhls, einer Karaffe, einer
Dürerschen Linie. Stamm ist wahrscheinlich Existentialist, aber kein
Fremder in der Welt, sondern einer mit Brausepulver in seinen
Hosentaschen. In seinem neuen Roman erzählt er auf kleinstem Raum
eine Geschichte unerklärlicher Nähe. Das Schicksalsspiel zwischen
Christoph und Lena. Und darin rumort die Erzählung von der Nähe zu
dem, der man früher war. "Die sanfte Gleichgültigkeit der Welt"
erscheint bei S. Fischer. Das Gespräch leitet Anna Engel
(hr2-kultur).

Eintritt: 12 / 8 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/5935: Frankfurt - Schreibzimmer 2017, Abschlusslesung, 22.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Do 22.02., 19.30 h

Schreibzimmer 2017, Abschlusslesung

Moderation: Kirsten Fuchs und Dalibor Markovic



Feierliche Präsentation der Werkstatttexte

Knapp 60 schreibende junge Menschen haben sich im Sommer für das
Schreibzimmer 2017, die bereits zwölfte Schreibwerkstatt für
Jugendliche am Literaturhaus Frankfurt, beworben. An drei Wochenenden
im Herbst trafen sich dann die 23 ausgewählten
Nachwuchsschriftsteller im Literaturhaus zur Lyrik- und Prosa-
Schreibwerkstatt. Geleitet wurden die Werkstätten von der Autorin
Kirsten Fuchs ("Mädchenmeute") und dem Frankfurter Poetry Slammer
Dalibor Markovic ("Und Sie schreiben auf Deutsch?"). Nun kommen alle
zum Abschluss für eine gemeinsame Lesung zusammen und gewähren dem
Publikum Einblicke in das Schreibzimmer. Der Rotary Club Frankfurt am
Main - Städel, der das Schreibzimmer von Anfang an unterstützt, lädt
im Anschluss zu einem Umtrunk ein.

Prosa-Schreibzimmer 2017: Chiara Corbett, Calvin Fehl, Alicia Grimes,
Helene Hackethal, Miriam Hejazi, Helen Ochs, Judith Schaefer, Amelie
Sturm, Anna Tilger, Lilith Alena Vogt, Patrisha Walters

Lyrik-Schreibzimmer 2017: Melina-Sandrin Amirzadeh, Senem Bozdag, Lin
Hanka, Sofie Jankuhn, Hannah Nieratzky, Sophia Rak, Zoé Raphael,
Rebecca Ristic, Olivia Schäfer, Victor Schlothauer, Güven Uysal,
Angelina Zull

Das Schreibzimmer 2017 wird ermöglicht durch die Ernst Max von
Grunelius-Stiftung, die Cronstett und Hynspergische evangelische
Stiftung sowie die Rotary Clubs Frankfurt am Main - Städel und Alte
Oper.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/5934: Frankfurt - Esther Kinsky, "Hain. Geländeroman", 15.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Do 15.02., 19.30 h

Esther Kinsky: Hain. Geländeroman

Moderation: Sabine Rock



Italienische Reisen

Drei Reisen unternimmt die Ich-Erzählerin in Esther Kinskys
Geländeroman "Hain" (Suhrkamp). Alle drei führen nach Italien. Aber
nicht zum Schiefen Turm, in die Uffizien, an den Fontana di Trevi
oder auf die Piazza San Michele. Nein, nach Olevano Romano etwa,
einer Kleinstadt in den Hügeln vor Rom. Oder in die Valli di
Comacchio, die Lagunenlandschaft im Delta des Po, halb von Vögeln
beherrschte Wasserwelt, halb dem Wasser abgetrotztes Ackerland. Und
zwischen diesen beiden Geländeerkundungen im Bergigen und in der
Ebene führt die dritte Reise die Erzählerin zurück in die Kindheit:
Wie bruchstückhafte Filmsequenzen tauchen die Erinnerungen an
zahlreiche Fahrten durch das Italien der Siebzigerjahre auf. Bei
Kinsky setzt sich so ein Roman zusammen. Bilder und Erfahrungen aus
äußeren Landschaften, die (naturgemäß) innere Gelände gebären. Das
Gespräch mit der Autorin führt die freie Lektorin Sabine Rock.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/5933: Frankfurt - Wilhelm Genazino, "Kein Geld, keine Uhr, keine Mütze", 14.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Mi 14.02., 19.30 h

Wilhelm Genazino: Kein Geld, keine Uhr, keine Mütze

Moderation: Sandra Kegel (F.A.Z.)



Schöner verzweifeln beim Lieben am Valentinstag

Liebe und Ehe sind ein kompliziertes Geschäft. Die Bilanz ist oft nur
mittelmäßig. Muss man es einfach nur häufiger versuchen? Oder
gleichzeitig? Oder besser über die eigene Mutter nachdenken? Steckt
in der "Ehefrau" nicht von Anfang an die "Ehemalige", das einzig
authentische Überbleibsel jeder Ehe? Erprobte Leser erkennen, Wilhelm
Genazino hat einen Roman geschrieben. Der in diesen Wochen seinen 75.
Geburtstag begehende Autor erzählt von einem philosophischen Helden,
der beim verschärften Nachdenken jede Sicherheit verliert. Vielleicht
muss dieser Mann die Probe aufs Exempel machen mit allen Frauen, die
er im Leben kannte, und die Vergangenheit handfest bewältigen. Die
Gelegenheit wird sich bieten. Es moderiert die Literaturkritikerin
Sandra Kegel (F.A.Z.). "Kein Geld, keine Uhr, keine Mütze" erscheint
im Hanser Verlag.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1014: Frankfurt - Helmut Böttiger, Wir sagen uns Dunkles, 20.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Di 20.02., 19.30 h 

Helmut Böttiger: Wir sagen uns Dunkles. Die Liebesgeschichte
zwischen Ingeborg Bachmann und Paul Celan

Moderation: Hanne Kulessa



Die unmögliche Liebe zweier Kometen der deutschen Dichtung

Der Publizist Helmut Böttiger, ausgezeichnet mit dem Preis der
Leipziger Buchmesse für seine Großerkundung der Gruppe 47, hat die
von Anziehungskräften und Rückstößen gezeichnete Liebe zwischen zwei
der großen deutschsprachigen Dichter des 20. Jahrhunderts zum
Gegenstand einer genauen und einfühlsamen Erforschung gemacht. Es ist
die Liebesgeschichte von Ingeborg Bachmann und Paul Celan. Ganze
Umlaufbahnen von Legenden umkreisen dieses Nichtpaar. Denn kaum
jemand wusste von der Nähe der beiden. Und sie hielten es auch nie
lange miteinander aus: Verletzungen und Verwundungen neben Neid und
Bewunderung. Zwei glühende Kometen in den Aufbruchsjahren der
Republik. Und ein begehrensreiches Wiedersehen ausgerechnet in
Wuppertal. "Wir sagen uns Dunkles" ist bei der DVA erschienen. Das
Gespräch mit dem kenntnisreichen Beobachter dieser lichtkranken Liebe
führt die Autorin und Journalistin Hanne Kulessa.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1013: Frankfurt - Ein Irmgard-Keun-Abend mit H. Detering, U. Krechel, 08.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Do 08.02., 19.30 h 

Irmgard Keun: 

Ein Abend mit Heinrich Detering, Mechthild Großmann und Ursula
Krechel

Irmgard Keun: Das Werk



Das kommentierte Gesamtwerk einer einzigartigen Erzählerin

Mit ihren Romanen wurde Irmgard Keun (1905 - 1982) zum literarischen
Star der späten Weimarer Republik. Ihre Erzählungen über den
NS-Alltag und das Leben im Exil wurden zu Klassikern. In der
Nachkriegszeit entfaltete sie als scharfe Zeitkritikerin noch einmal
satirische Energie. Nun liegt die aufschlussreiche erste vollständige
und kommentierte Ausgabe der Werke Irmgard Keuns vor, in der auch
bislang unbekannte Texte zu entdecken sind. Der Herausgeber Heinrich
Detering und die Autorin Ursula Krechel stellen das facettenreiche
Werk vor. Die Schauspielerin Mechthild Großmann liest Textauszüge.
"Irmgard Keun: Das Werk" ist eine Edition der Deutschen Akademie für
Sprache und Dichtung und der Wüstenrot Stiftung. Sie erscheint in der
Reihe "Bibliothek Wüstenrot Stiftung. Autorinnen des 20.
Jahrhunderts" im Wallstein Verlag.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/792: Frankfurt - Poetikvorlesungen, Abschlusslesung mit Silke Scheuermann, 07.02.18


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Mi 07.02., 19.30 h

Frankfurter Poetikvorlesungen:

Abschlusslesung mit Silke Scheuermann

Moderation: Achim Geisenhanslüke (Goethe-Universität)



Zum Abschluss ihrer Poetikvorlesungen liest Silke Scheuermann aus
veröffentlichten und unveröffentlichten Texten.

Nach Oxforder Vorbild richtete die Goethe-Universität 1959 die
Stiftungsgastdozentur für Poetik ein. Von einem Seminar begleitet,
gibt diese Studierenden die Möglichkeit, literarische Werke und
Werkfragen aus Sicht eines reflektierenden Schriftstellers zu
verstehen. Die Vorlesungen bieten einer größeren Öffentlichkeit die
Chance, an literaturtheoretischen Prozessen und Überlegungen
teilzuhaben. Die erste Dozentin war Ingeborg Bachmann. Namhafte
folgten. Unter dem Titel "Gerade noch dunkel genug" spricht Silke
Scheuermann in diesem Semester ab dem 23.01. in insgesamt drei
Vorlesungen an der Universität und in einer Abschlusslesung im
Literaturhaus über ihre Arbeit und Arbeitsweisen, über Einflüsse und
Strömungen, über Sterne und Mathematik. Kurz, über das Gewirk hinter
ihren Erzählungen, Gedichten und Romanen. Der heutige Abend schaut im
Austausch mit dem Literaturprofessor Achim Geisenhanslüke darauf
zurück und gibt Lese-Eindrücke aus dem Schaffen der Autorin.

Ein Abend in Kooperation mit der Goethe-Universität Frankfurt und den
Partnern der Frankfurter Poetikvorlesungen.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main
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AUSSICHTEN/8161: Und morgen, den 20. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.01.2018 bis zum 21.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8161 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Bibberkalt,

Kissenlücke

wird nicht alt,

Jean schnarcht Brücke.
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ITALIEN/207: Am 4. März wählt Italien ein neues Parlament (Gerhard Feldbauer)


Am 4. März wählt Italien ein neues Parlament

Die Karten werden neu gemischt

von Gerhard Feldbauer, 19. Januar 2018



Sechs Wochen vor den Parlamentswahlen am 4. März läuft der
Wahlkampf in Italien auf Hochtouren. Der Chef der regierenden Partito
Democratico (PD), Matteo Renzi, verkündete am Donnerstag in der
römischen Repubblica, seine Partei trete "mit der besten
Mannschaft an". Zwei Zugpferde sollen ihm helfen, die in
Wählerumfragen auf Platz drei zurückgefallenen Sozialdemokraten zum
Sieg zu führen: Der in Neapel angesehene Kinderarzt Paolo Siani,
dessen Bruder von der Camorra ermordet wurde, und die frühere
Gewerkschaftsführerin der mit über vier Millionen Mitgliedern
stärksten CGIL, Carla Cantone, die beide als Unabhängige für die PD
antreten.

Jüngste Meinungsforschungen von "Ipsos Italia", die der Mailänder
Corriere della Sera gerade veröffentlichte, sehen allerdings
weiter die faschistisch-rassistische Koalition (Forza Italia - FI
von Ex-Premier Berlusconi, Matteo Salvinis Lega und die
Fratelli/Brüder Italien - FdI von Giorgia Meloni mit 35,9 Prozent an
der Spitze. Mit 28,7 Punkten folgt die kleinbürgerliche
Protestbewegung Fünf Sterne (M5S). Eine sich nach langen
Auseinandersetzungen zusammengeraufte Linke Mitte käme auf 27,6
Prozent, davon 23,1 für den PD. Die linke Liste Liberi e Uguali -
Freie und Gleiche (LEU) käme mit Senatspräsident Pietro Grasso an
der Spitze auf 6,4 Prozent. Keine der Koalitionen bzw. Parteien
erreichte eine Mehrheit und müsste Bündnisse eingehen.

Dazu werden erstmal die Karten neu gemischt. Renzi, laut Statut
Spitzenkandidat, will nun nach der Wahl den Vorstand bestimmen lassen,
wer Premier wird. Entscheidend sei, wer die meisten Stimmen für
sich erzielt. Als weitere Bewerber treten Premier Paolo Gentiloni
und Finanzminister Carlo Padoan an. Renzi widerruft auch, eine
Regierung mit Berlusconi zu bilden. Obwohl M5S weit hinter
Berlusconis Koalition liegt, ist nicht diese, sondern M5S für ihn der
Hauptfeind. Sie sei eine "sehr schwierige Herausforderung, die ich
nicht unterbewerten will". Und er warnt, "wer die radikale Linke
(LEU) wählt begünstigte die Lega".

M5S tritt allein an, will aber seine Chancen erhöhen und, wie
Spitzendkandidat Luigi Di Maio mitteilte, der Partei nicht angehörende
Bewerber auf seiner Liste kandidieren lassen. Nach den Wahlen
werde er "einen Appell an alle politischen Kräfte richten und
Konsultationen einleiten". Da der PD davon ausgeschlossen bleibt,
zielt das auf eine Allianz mit Salvini und/oder der FdI. Auch ein
Ausscheiden aus der Euro-Zone "stehe derzeit nicht an", so Di Maio.

Neben der LEU tritt noch eine Gruppe Potere al popolo (Die Macht dem
Volke) an: Die Kommunisten (Rifondazione Comunista - PRC, unter dem
Namen der 1991 aufgelösten PCI, die zweite KP), eine Sinistra
Anticapitalista und andere Linke.

Berlusconi will seiner Allianz mit einer Gruppe "Noi con l'Italia
(Wir mit Italien) aus früheren Christdemokraten, auch "quatra Gamba"
(Viertes Bein) genannt, ein demokratisches Outfit verschaffen. Mit
Lega-Chef Salvini buhlt er um die meisten Stimmen, damit seine FI den
Premier stellen könnte. Dass er wegen seiner Verurteilung für
Steuerbetrug selbst nicht kandidieren darf, umgeht er mit einem Trick,
indem er auf dem Wahlkampf-Logo verkündet "BERLUSCONI PRESIDENTE"
Das bezieht sich auf ihn als FI-Chef, soll den Wähler aber glauben
machen, er stimme für ihn als künftigen Premier.

Eine offensive Auseinandersetzung mit der extremen Rechten ist nicht
auszumachen. Ein soziales Programm hat keine der Parteien bzw.
Koalitionen vorzuweisen. Alle versprechen mehr Arbeitsplätze. Fast
mehr noch rückt die PD Steuern auf elektronische Zigaretten in den
Mittelpunkt, oder die Einführung der Impfpflicht, wo Italien weit
hinter der WHO-Schwelle liegt. Lega-Chef Salvini lehnt sie als Gesetz
ab. Berlusconi will die von Renzi durchgesetzte "Jobs-Act" genannte
Arbeitsmarktreform "verbessern". Di Maio verspricht den künftigen
Rentnern, dass sie unter ihm " nach 41 Jahren Arbeit in Rente gehen"
können.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/607: Frankfurt - Denker der Freiheit im Porträt, Ralf Dahrendorf, 06.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Di 06.02., 19.30 h

Gelebtes Leben.

Denker der Freiheit im Porträt: Ralf Dahrendorf

Gastveranstaltung

Ein Abend mit Christiane Dahrendorf und Robert Falkner

Moderation: Rainer Hank (F.A.Z.)



Eine neue Gesprächsreihe über Freiheitsdenken: Ralf Dahrendorf

Freiheit braucht Vorbilder. Die Idee von ihr bleibt abstrakt, wenn
sie nicht in gelebtem Leben verankert werden kann. Deshalb
porträtiert die neue Reihe "Gelebtes Leben. Denker der Freiheit im
Porträt" herausragende Gestalten des Liberalismus: eingebunden in
ihre Zeit, ausgesetzt den vielfältigen Versuchungen der Unfreiheit.
Die Leitfrage dabei lautet: Können wir heute mit den Ahnen des
Liberalismus noch etwas anfangen? Und falls ja, was denn eigentlich?
Zum Auftakt wird der deutsch-britische Soziologe Ralf Dahrendorf
porträtiert. Christiane Dahrendorf, die mit Ralf Dahrendorf bis zu
seinem Tod im Jahre 2009 verheiratet war, vermittelt zu Beginn einen
Eindruck von ihm als Privatperson. Das Werk des liberalen Denkers und
Kosmopoliten bespricht Robert Falkner (London School of Economics)
mit Rainer Hank (F.A.Z.) - der Frankfurter Publizist kuratiert und
moderiert die neue Veranstaltungsreihe.

"Gelebtes Leben" ist eine Gastveranstaltung der
Karl-Hermann-Flach-Stiftung und der Friedrich-Naumann-Stiftung für
die Freiheit.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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ARBEITERSTIMME/360: Nordkorea und die Atombombe


Arbeiterstimme Nr. 198 - Winter 2017/2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Nordkorea und die Atombombe

Glanz und Elend der militärischen Abschreckung



Andere Weltregionen werden mit Interesse verfolgen, ob und wie
nukleare Spannungssituationen gelöst werden und sie werden ihre
Politik danach ausrichten. Kim Jong-un ist unversehens zu einer
zentralen Figur geworden, die jetzt an diesem großen Rad mitdreht.
Besteht er die Probe nicht, reichen die Folgen weit über sein
persönliches Schicksal hinaus. "So endete die Analyse der
Übergangszeit vom Sohn auf den Enkel Kim Il-Sungs in der
Arbeiterstimme, Nr. 181 vom Herbst 2013. Im Herbst 2017
beschimpfen sich die Regierungschefs Nordkoreas und der USA in
gröbster Weise, kündigen den Untergang des Anderen an. Die Drohung der
Vernichtung durch den Einsatz nuklearer Waffen steht, und zwar von
beiden Seiten. Mittel- und Langstreckenraketenversuche sowie drei
atomare Tests allein 2016 und 2017 auf nordkoreanischer Seite stehen
verstärkten US-amerikanisch-alliierten Manövern und Kampfjeteinsätzen
in unmittelbarer Nähe zu Nordkorea gegenüber. Dazu wird der
internationale Druck durch ein Sanktionierungsregime beständig erhöht.
Bedeutsam ist dabei, dass der UNO-Sicherheitsrat diese Sanktionen
inzwischen ohne große Einschränkungen passieren lässt. Die
Anrainerstaaten Russland und vor allem die VR China tragen die
Verschärfungen mit.

Die Vorgeschichte der Atommacht-Strategie

Kaum eine Medienanalyse der letzten Monate wies nicht darauf hin: der
Beschluss der Atombewaffnung Nordkoreas habe mit dem regime change vor
allem im Irak und in Libyen zu tun. Das Abräumen unliebsamer Regime
durch den Westen, das menschenrechtlich veredelt wird, zeigt, dass
Zugeständnisse, vertragliche Vereinbarungen und goodwill-Aktionen wie
bei Ghadafi nicht davor schützen, auf die Abschussliste zu geraten.
Das ist richtig, aber auch eine Binsenwahrheit.

Die Folgerung, sich zum Schutz vor dem eigenen Untergang atomar zu
bewaffnen und damit dem Imperialismus die Grenzen aufzuzeigen, hat im
ersten Augenblick seinen Reiz, sie ist aber falsch.

Die konsequente Frage wäre, welche Konstellation ein in allen Belangen
unterlegenes Land vor den Zugriffen des Westens überhaupt bewahren
kann.

Eine Regierung, beispielsweise die kubanische, war geschützt durch die
Sowjetunion - so gut es unter den Bedingungen der
Systemauseinandersetzung denkbar war. Sie war geschützt durch deren
politische und militärische Macht und durch die Glaubwürdigkeit, diese
Macht im Konflikt auch zum Einsatz zu bringen. Die USA hätten im
Konfliktfall ihre eigene Existenz auf's Spiel gesetzt. Unterhalb der
Schwelle zur militärischen Eskalation kann selbst diese äußerste
Drohung die Subversion des Feindes nicht verhindern. Das Leben im
Lande bleibt schwierig und wird beständig bedroht, auch dafür war und
ist Kuba ein Exempel.

Eine saubere Bewertung dieser Erfahrungen hätte aus der Sicht
Nordkoreas den Weg zur Atommacht in Frage stellen müssen, zumal das
Land kein Verteidigungsbündnis mit einem Alliierten eingegangen ist.
Die Bombe ersetzt weder eine handlungsfähige Diplomatie, die auf
mehrere Optionen zurückgreifen kann, noch eine "Schutzmacht", in deren
Interesse die koreanische Unversehrtheit liegt.

China soll dies nach nordkoreanischen Vorstellungen nicht sein. Eine
Entscheidung, die zu akzeptieren ist, deren Konsequenzen aber
weitreichend und nicht abschließend zu beurteilen sind.

Nordkorea war 2003 aus dem Atomwaffensperrvertrag ausgetreten und
hatte 2006 den ersten unterirdischen Atomtest unternommen. Trotzdem
öffnete sich das Land in der Folge für die IAEO-Inspektoren. Als die
USA die Aufhebung der Sanktionen verweigerten, verschärfte es bis zum
Ende des Jahrzehnts seinen Atomkurs. Nach dem letzten Machtwechsel
2012 zum Enkel Kim scheint sich Nordkorea entschieden zu haben, Bau
und Besitz der Atomwaffen nicht mehr unter taktischen Gesichtspunkten
einzuordnen, sondern Atommacht mit allen Attributen werden zu wollen.

Der atomare Status sei nicht mehr verhandelbar. Seit 2013 ist die
Anzahl der Raketentests stark gestiegen, zuletzt auch solcher, denen
Langstreckenfunktion zugeschrieben wird und die somit das Festland der
USA erreichen könnten. Allein 2017 registrierte man 19 Tests.

Die Abschreckung als Ziel der Politik

Diese Rüstungsanstrengungen lassen die Folgerung zu, dass Nordkorea
die Flucht nach vorne antritt, um den USA auf Augenhöhe zu begegnen.
Dafür werden die Beziehungen zur VR China einer außerordentlichen
Belastungsprobe ausgesetzt.

Der Wunsch, unangreifbar zu sein, ist nachvollziehbar, aber er birgt
hohe Risiken und bleibt, unter den Bedingungen der jetzigen weltweiten
Kräfteverhältnisse, eine gefährliche Illusion.

Wer unangreifbar sein will, muss sich auf die Rüstungslogik der USA
einlassen, mit allen Konsequenzen. Unter dem Sanktionsregime, das über
Nordkorea verhängt wurde und an dem beständig weiter gearbeitet wird,
ist die Beschaffung der benötigten Waffensysteme und der dazu
gehörenden Treibstoffreserven schwieriger und deshalb wesentlich
teurer.

Das Land muss im Vergleich mit seinen höher entwickelten Gegnern einen
größeren Anteil seiner Ressourcen einsetzen, sowohl finanziell als
auch wirtschaftlich und personell.

Begleitend wird die Innenpolitik, im wahrsten Sinn des Wortes, auf den
Atomkurs umgerüstet. Nur so kann die Akzeptanz erreicht werden, zumal
der Lebensstandard der Bevölkerung schwer unter Druck gerät.

Die zivilen Entwicklungsziele Nordkoreas sind nicht mehr zu halten,
die eigene Zukunft wird der Fiktion atomarer Sicherheit geopfert.

Sanktionen betreffen selbstredend nicht nur den militärischen Komplex.
Nordkorea hat sich, nicht nur wegen der entsprechenden Einstufung
durch den US-Präsidenten, zu einem "Schurkenstaat" entwickelt, der
international geschnitten wird.

Handelsbeziehungen, Import und Export, Lande- und Transportrechte zur
See unterliegen dem politischen Kalkül des Westens. Dass in diesem
engen Rahmen nur mehr teillegale und, häufiger noch, illegale Kontakte
möglich sind, ergibt sich zwangsläufig. Dann werden eben zigtausende
eigener Bürger als Arbeitssklaven ohne Rechte und Verfügung über ihr
Einkommen für beliebig harte, gefährliche und gering bezahlte Aufträge
vermittelt, ob nach Osteuropa, in den Nahen Osten oder nach Russland.
Ausgebeutet von solch kriminellen Organisationen wie dem
internationalen Fußballverband.

Die Notlagen in Nordkorea und die Ausrichtung auf die atomare
Bewaffnung stärken das Militär weiter und schwächen, falls das noch
möglich ist, die Partei und jegliche Organisierung ziviler Interessen.
Die kommenden Aufgaben werden die Entwicklung zusätzlich
beschleunigen.

Um in seiner Abschreckung glaubwürdig zu sein, d.h. wenn man für die
USA und ihre Verbündeten Japan und Südkorea ein nicht berechenbares
Restrisiko darstellen will, wird der Norden die gesamte militärische
Palette abdecken müssen. Rüstung ohne Ende steht zu befürchten.

Der US-Präsident hat gerade Rüstungsdeals mit Südkorea und Japan,
nicht zu vergessen am Persischen Golf, in dreistelliger Milliardenhöhe
unter Dach und Fach gebracht. Worüber die Rüstungsindustrie (nicht
nur) der USA jubiliert, sorgt dafür, Ostasien zu destabilisieren und
die Prolieferation von Atomwaffen nach Japan und Südkorea wieder
denkbar zu machen.

Und deshalb ist die eigene Fähigkeit zum Atomschlag keine Garantie
dafür, nicht selbst heiß oder kalt "abgerüstet" zu werden. Denn merke:
Die atomare Logik ist immer die Logik des Feindes.

Ein Nachtrag

Auch wenn wir die Entscheidung Nordkoreas zur atomaren Bewaffnung aus
genannten Gründen für politisch falsch halten, so ist dessen
Entscheidung nicht der Kern des Problems. Nordkorea verfügt über 10
atomare Sprengköpfe, weltweit liegt ihre Zahl bei 15.000. Allein
14.000 halten die USA und Russland in ihren Arsenalen vor (Angaben
entnommen der Monatszeitung Le Monde diplomatique vom Oktober 2017, S.
8). Diese Bedrohung des Lebens weltweit ist der tatsächliche Skandal,
der von der gegenwärtig stattfindenden Hatz auf den "Schurkenstaat"
verdeckt und verharmlost wird. Mit diesem Theaterdonner, der sich
unvermittelt in realen Kriegslärm verwandeln kann, wird die
Rüstungsspirale hemmungslos weiter gedreht und die Panikmache in
politischen und finanziellen Profit überführt. Nicht nur der
gegenwärtige US-Präsident ist ein Meister in diesem Geschäft. Und Kim,
der "kleine Raketenmann", wird zum kostenlosen Werbeträger der
Aufrüstung.

 * 

Quelle:

Arbeiterstimme Nr. 198 - Winter 2017/2018, Seite 18 bis 19

Verleger: Thomas Gradl, Bucherstr. 20, 90408 Nürnberg

E-Mail: redaktion@arbeiterstimme.org

Internet: www.arbeiterstimme.org

 

Die Arbeiterstimme erscheint viermal im Jahr.

Das Einzelheft kostet 3 Euro,

Abonnement und Geschenkabonnement kosten 13 Euro
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AUFBAU/518: Sozialistische Kinderträume


aufbau Nr. 91, Januar/Februar 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Sozialistische Kinderträume



Kinderbücher. Ein besonderes Laboratorium der neuen Gesellschaft
nach der Oktoberrevolution stellten Kinderbücher dar. Zahlreiche
KünstlerInnen unterschiedlicher Stossrichtungen machten diese in den
ersten 15 Jahren zu einem ästhetischen Erlebnis unbekannten Ausmasses,
auf das heute selbst liberale KommentatorInnen staunend
zurückblicken.


(az) Eine neue Gesellschaft braucht einen anderen Menschen. Doch
wie erzieht man sozialistische Kinder, wenn die Lehrer noch in der
alten Gesellschaft sozialisiert wurden und in weiten Teilen des Landes
der Krieg gegen die Konterrevolution tobt? Der sowjetische
Kinderbuchautor L. Kormchii meinte, gut ein Jahr nach der
Oktoberrevolution, in einem Artikel der Prawda unter dem Titel "Die
vergessene Waffe", dass Kinderbücher eine zentrale Rolle spielen
müssten. So habe man zwar richtigerweise mit Kanonen und Gewehren
gegen die Bourgeoisie gekämpft, dabei aber die Macht "des
schriftlichen Wortes" vergessen. Man müsse hierfür nur einmal auf die
Waffen des Gegners blicken. Im Kampf der Bourgeoisie gegen den
Sozialismus spielten Kinderbücher beispielsweise "eine wichtige
Rolle". "Auch diese Waffe müssen wir aus den Händen des Feindes
nehmen", schlussfolgert Kormchii daraus.


Erste Versuche nach 1918

Diese Worte fanden Widerhall - nicht zuletzt, weil es in der
russischen Kultur schon zuvor verbreitet war, dass angesehene
KünstlerInnen Kinderbücher gestalteten oder schrieben. Die der
russischen Avantgarde nahestehende Malerin und Buchillustratorin Wera
Jermolajewa gründete bereits 1918 das Künstlerkollektiv "Segodnja"
(übersetzt: "heute"), das sich explizit auch Kinderbüchern widmete.
Das Kollektiv publizierte vor allem kleine, meist einseitige
Bildgeschichten in der Tradition der russischen "Lubok". Dies sind
Illustrationen, wie sie in Russland im 17. und 18. Jahrhundert als
Verzierungen populär waren. Ein Beispiel solcher, von Segodnja mit
einfachsten Mitteln publizierten Werke, ist Nikolai Lapshins
Illustration eines Märchens über einen sowjetischen Jungen, der eine
Hexe besiegt.

Ein anderer, früher Produzent sowjetischer Kinderbücher war die
jiddische "Kultur Liga". Das zuvor herrschende Verbot zur Publikation
jiddischer Werke wurde in der Sowjetunion rasch aufgehoben, was 1918
zu einer intensiven Förderung jiddischer Kultur führte. Einer der wohl
bekanntesten Figuren der Avantgarde, El Lissitzky, veröffentlichte
1919 in diesem Rahmen eine illustrierte Version des "Chad gadja".
Dieses alte Lied wurde in der Regel am Passahfest gesungen. Lissitzky
verknüpfte dessen weit zurückreichende Tradition mit der
gesellschaftlichen Aktualität, indem er seine Illustrationen mit
geometrisch wirkenden Farbflächen und abstrakt werdenden Figuren
ausstattete, allerdings durchaus behutsam und nicht in der Radikalität
seiner anderen Werke.


Rasante Entwicklung ab 1922

"Segodnja" und die "Kultur Liga" legten die Grundbausteine für die vor
allem nach 1922 rasant steigende Produktion von Kinderbüchern. Mit dem
Ende des Bürgerkrieges und der Abwehr der konterrevolutionären
Invasion stiegen die staatlichen Ressourcen. Nun prallten verschiedene
ästhetische Konzepte aufeinander und lieferten sich einen erbitterten
Wettstreit, der vor allem die sowjetischen Kinder gefreut haben wird.
Während die Avantgarde weiterhin versuchte, ihre Ideen umzusetzen,
stiessen auch die VertreterInnen eines sozialistischen Realismus hinzu
und forderten Kinderbücher, die der neuen Realität angemessen waren.
"Arbeit, Kampf, Technologie, Natur", so charakterisierten
beispielsweise Galina und Olga Chichagova in einer Illustration 1925
"die neue Realität der Kindheit". Doch anders als man sich dies heute
womöglich vorstellt, geschah dies im sozialistischen Realismus für
Kinder nicht als stumpfes Abbild oder als sowjetisches Heroentum,
sondern an manchen Stellen die kommende Autorität unterlaufend. Dies
mit einer mit der Avantgarde durchaus vergleichbaren Kreativität, die
erst in den 1930er Jahren nach und nach verschwand. Drei Beispiele
wollen wir euch im Folgenden vorstellen.


El Lissitzky: Die Geschichte von den zwei Quadraten
(1920)

Sowohl in der Avantgarde, bei VertreterInnen des Realismus als auch
bei anderen Kunstrichtungen ging es in den sowjetischen Kinderbüchern
durchaus um die moralische Erziehung. Aber um eine solche, die im
Sinne einer neuen Gesellschaft ästhetisch vermittelt und zugleich Teil
der Erschaffung einer neuen Welt sein sollte. Radikalisiert wurde dies
vor allem in avantgardistischen Werken. Als bestes Beispiel hierzu
dient wohl El Lissitzkys "suprematistische Erzählung in sechs
Konstruktionen". Die nur mit ganz wenigen Worten angedeutete
Geschichte handelt von zwei Quadraten, die auf die Erde fliegen, wo
sie auf einen schwarzen Sturm treffen, der von den Quadraten
zerschlagen wird, bis sich die neue Welt durchsetzt. Offensichtlich
orientierte sich Lissitzky dabei an Kasimir Malewitschs
suprematistischen Quadraten, die er zu einer Geschichte aus sechs
Bildern formte. Dabei mag Lissitzkys kleines Buch von allen
Kinderbüchern als das komplexeste, weil sehr viel kunsttheoretisches
Wissen voraussetzende, Werk erscheinen. Allerdings steckten dahinter
wertvolle Absichten. Denn auch Kinder und Jugendliche sollten an den
laufenden Kunstdebatten teilhaben und was, wenn nicht einfachste
geometrische Formen, könnte dies wohl besser vermitteln?


Samuil Marshak: Der Eiskrem-Mann (1925)

Zwischen Realismus und radikaler Avantgarde gibt es zahlreiche
Zwischenschritte. Ein Beispiel bieten Samuil Marshaks und Vladimir
Lebedevs illustrierte Kurzgeschichten, beispielsweise "der
Eiskrem-Mann". Das von Marshak geschriebene Gedicht handelt von einem
fettleibigen bourgeoisen Mann, der voller Gier so viel Eiskrem isst,
dass er zu einem Schneemann wird und den Kindern dadurch eine
prächtige Winterlandschaft erbaut. Illustriert wurde das humorvolle
Gedicht von Lebedev, der farbenfroh und mit grossen Formen die
einfachen Gedichtzeilen zu veranschaulichen versuchte. Illustration
und die visuelle Erfahrung nehmen nun im Vergleich zur Avantgarde
einiges mehr an Raum ein und überflügeln den Text, der merklich zur
Seite geschoben wird, am Rande steht und nicht mehr Teil eines
Gestaltungsprozesses ist. Mehr und mehr sollte das Konkrete betont
werden, anders als in der Avantgarde aber nicht durch die Zerstörung
der Form, sondern durch eine Rückkehr zu grossen, aber doch
erkennbaren Formen. Trotz Fokus auf die Bilder wurde die produktive
Zusammenarbeit von Dichter und Illustrator aber weiter betont,
beispielsweise indem beide Namen der Autoren in gleicher Grösse auf
dem Titelblatt vermerkt waren.


Aleksei Laptev: Der Fünfjahresplan (1927)

Aleksei Laptevs Buch über die geplanten Entwicklungen bis 1932 ist
eines jener sowjetischen Kinderbücher, welche die "neue Realität"
abbilden wollten. Besonders daran sind weniger die durchaus hübschen
Zeichnungen, denn das Format. Das Buch bestand nicht nur aus
ausklappbaren Seiten - ganz geöffnet konnte es bis zu zwei Meter lang
werden -, es sollte auch von zwei Seiten her gelesen werden. Begann
ein Kind von vorne, dann erfuhr es auf Karten in einem Überblick von
den kommenden gesamtsowjetischen Veränderungen, beispielsweise im
Bereich Elektrifizierung. Von hinten gelesen begegnet das Buch den
Veränderungen in verschiedenen Bereichen, beispielsweise im Bereich
Kohle, Öl, Transport oder Kultur. Hier erfuhr man, die Seiten noch
zusammengefaltet, erst von den anstehenden Änderungen. Klappte man die
Seiten schliesslich auf, erblickte man die zu erreichenden Ziele in
fünf Jahren. Man muss nicht jeder sowjetischen Entwicklung kritiklos
folgen, doch die sowjetischen Kinderbücher bieten einen wahrlich
faszinierenden Einblick in den neuen Möglichkeitshorizont, der eine
revolutionäre Veränderung mit sich bringen kann.


"Playing Soviet" bietet eine interaktive Datenbank sowjetischer
Kinderbücher von 1917 bis 1953. 

http://commons.princeton.edu/soviet/

 * 
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DAS BLÄTTCHEN/1759: Eine Geschichte Europas "von unten"


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 1 | 1. Januar 2018

Eine Geschichte Europas "von unten"

von Mario Keßler, New York



"A People's History of Modern Europe", das jüngste Buch des
US-amerikanischen marxistischen Historikers William A. Pelz ist auch sein
letztes: Am 11. Dezember 2017 ist Bill Pelz in seiner Heimatstadt Chicago
nach kurzer schwerer Krankheit verstorben. Er wurde nur 66 Jahre alt.

Der Sohn eines Busfahrers war durch Herkunft und Gesinnung den arbeitenden
Menschen verbunden. Seine Dissertation schrieb er 1988, angeregt durch das
Studium der Werke von Arthur Rosenberg und Ossip Flechtheim über den
Spartakusbund in der deutschen Novemberrevolution. Arbeiten über Eugene V.
Debs und Wilhelm Liebknecht folgten. 2008 erschien "Against Capitalism: The
European Left on the March", vier Jahre darauf "Karl Marx: A World to Win"
und 2015 "German Social Democracy: A Documentary History". Unter Pelz'
zahlreichen editorischen Arbeiten ist die "Encyclopaedia of the European
Left" und die Mitherausgabe der englischen Ausgabe von Rosa Luxemburgs
Werken zu nennen. Nach langen Jahren befristeter Lehrtätigkeit wurde er
schließlich Professor für europäische Geschichte am kleinen Elgin College
unweit von Chicago. "Wer baute das siebentorige Theben?", fragte
er mit Brecht am Beginn des Buches.

Der Titel erinnert, und soll dies wohl auch, an Howard Zinns "A People's
History of the United States" von 1980, eine marxistische Geschichte der
USA, in der die sozialen Kämpfe der Arbeiter und anderer ökonomisch und
ethnisch-sozial Unterprivilegierter im Mittepunkt stehen. Diese Klassen und
Schichten waren auch für Pelz, wie er pointiert schrieb, die "Gorillas" der
Geschichte. Er bezog sich auf ein soziologisches Experiment bei einem
Basketballspiel, bei dem eine Zuschauerin mit einem Gorilla auf dem T-Shirt
zu sehen ist. Nach Spielende erklärten fünfzig Prozent der Befragten, sie
hätten den Träger dieses Kleidungsstücks nicht gesehen, obwohl sie ihn
gesehen haben mussten. Sie blendeten also eine ihnen unangenehme Realität
aus, und das Gleiche geschehe mit den Volksmassen, wenn diese nicht sittsam
schweigen, sondern ihre Forderungen laut und manchmal in schriller Tonart
anmelden würden.

Das Buch richtet sich an ein breiteres Publikum, vornehmlich an
amerikanische undergraduate students, ist aber auch für historisch
interessierte Europäer eine gute Einführung in den Gegenstand. Die ersten
beiden der sechzehn Kapitel behandeln die Volkskämpfe im Mittelalter unter
Einschluss von Reformation und Bauernkriegen, wobei Pelz ökonomischen und
ebenso außerökonomischen Zwangsmaßnahmen wie dem "Ius primae noctis", dem
demütigenden "Recht der ersten Nacht" des Gutsherrn auf die Braut, den
gebührenden Platz einräumt. Für Pelz war Thomas Müntzer nicht nur
schlechthin ein "Theologe der Revolution" im Blochschen Sinn, sondern der
geistige und politische Führer eines Kampfes, der gleichermaßen gegen
geistige und weltliche Unterdrückung zu richten war. Luther, den Pelz wegen
seiner Wendung gegen die Bauern sehr kritisch sah, habe seinen
durchschlagenden Erfolg nicht nur seiner Persönlichkeit oder den
angestauten religiös-politischen Konflikten zu verdanken gehabt, sondern
auch der Tatsache, dass ihm, anders als Wycliff oder Hus, mit der
Druckerpresse ein neues Medium zur Verfügung stand, das wichtige
Voraussetzungen dafür schuf, dass das Volk in die Politik direkt eingreifen
konnte.

Ähnlich dicht an Informationen sind die folgenden Kapitel über den Aufstieg
und die Ausbreitung des Industriekapitalismus. Für Pelz beruhte die
industrielle Revolution auf einem doppelten Prozess: der Verwandlung des
Bauern und Kleinhandwerkers in den "doppelt freien Lohnarbeiter" sowie der
Kolonialexpansion. Dabei hätten die besitzenden Klassen der politischen
Teilhabe des Volkes nur dann und stückweise zugestimmt, wo sie nicht umhin
konnten, weil anders das Gleichgewicht der Klassenkräfte nicht zu halten
gewesen wäre; Pelz zeigte dies an den schleppenden Wahlrechtsreformen in
England, dem lange verweigerten Frauenwahlrecht in vielen Ländern Europas
und dem Bismarckschen Klassenkompromiss zwischen Adel und Bürgertum auf
Kosten der Arbeiter in Preußen.

Die Pariser Kommune, der ein guter Teil des sechsten Kapitels gewidmet ist,
sah der Autor nicht nur als soziales Experiment, sondern auch als
qualitativ neuartigen Versuch einer partizipativen Demokratie. Dass sie von
Anfang an ohne Chance war, minderte in seinen Augen nicht ihr historisches
Verdienst, sei doch ohne sie der Aufschwung der Arbeiterbewegung hin zu
Massenparteien nicht denkbar gewesen, der im siebenten Kapitel behandelt
wird - wiederum als Prozess, bei dem die politische Selbstorganisation der
Arbeiter und ihre kulturelle Emanzipation im Zusammenhang beleuchtet
werden. Doch gerade die "negative Integration" der Arbeiterbewegung in die
bürgerliche Gesellschaft, die eigene Werte zunehmend nur als
gegenkulturelles Abbild der Hegemonialkultur verstand, habe auch zur
schleichenden Anpassung an herrschende Normen geführt; eine Anpassung, ohne
die die Kriegsbegeisterung von Teilen der Arbeiterparteien im August 1914
nicht denkbar gewesen sei. Die Spaltung in Revolutionäre, Reformer und
Linkssozialisten wird in zwei Kapiteln behandelt, wobei Pelz die
Luxemburgsche Linke in Deutschland - kritische Solidarität mit
Sowjetrussland bei Warnung vor Kopie des dortigen Modells - für
zukunftsträchtig hielt. Doch hätte die Allianz von alten monarchistischen
Rechten und Freikorps als Vorläufer des Faschismus genau gewusst, warum sie
gerade diese Alternative zum bisherigen blutigen Verlauf der Geschichte
bekämpfte.

So führt uns der Autor ins 20. Jahrhundert als ein Jahrhundert der
vorhandenen, doch bewusst vernichteten Möglichkeiten hin zu einer humanen
Ordnung. In nicht weniger als sieben Kapiteln diskutierte er konsequent die
Folgen dieser falschen Weichenstellung der Jahre 1918-19. Faschismus,
Stalinismus, Zweiter Weltkrieg und Holocaust seien daraus hervorgegangen -
nicht unabwendbar, doch habe die radikale Linke 1919 die politische
Initiative verloren und nicht zurückgewinnen können. Der Warschauer
Ghettoaufstand, obgleich ohne Chance, sei ein Höhepunkt im
Selbstbehauptungskampf der Juden, zugleich aber noch mehr gewesen: ein
Vermächtnis für alle, die ein Europa der Freiheit und Gleichheit erstrebten
und insofern die Fortsetzung der in den vorigen Kapiteln beschriebenen
Kämpfe der Völker.

Das 21. Jahrhundert habe alle Voraussagen vom Ende der Geschichte
widerlegt, doch sei die Zukunft offen. Auch künftig würden die Volksmassen
zwischen der Gestaltung ihrer eigenen Geschichte und der Unterwerfung unter
vorgebliche Führer zu wählen haben, und nicht immer würden sie den eigenen
Interessen folgen. "Doch ohne die Idee von einer besseren Welt und der
Bereitschaft, für sie zu kämpfen", so Pelz abschließend, "sind die Menschen
verloren." Sie vor diesem Verloren-Sein zu bewahren, können auch Bücher wie
das hier vorliegende ihren Teil beitragen. Umso schwerer wiegt der Verlust,
Bill Pelz, den freundlichen, lebensklugen und stets lebenslustigen
Menschen, nicht mehr unter uns zu wissen.

William A. Pelz: A People's History of Modern Europe, Pluto Press,
London/Chicago 2016, 256 Seiten, 68,69 Euro (in der Kindle-Edition 14,17
Euro; Taschenbuch 15,88 Euro).
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VORWÄRTS/1348: Mieterstreik 1932 in Zürich - Jeder Häuserblock eine Sturmzelle


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 43/44 vom 21. Dezember 2017

Jeder Häuserblock eine Sturmzelle

von Tarek Idri



1932 streikten in Zürich die MieterInnen. Seit dem Ersten Weltkrieg
hatten sich die Mieten in der Stadt verdoppelt, gleichzeitig erfolgte
ein massiver Lohnabbau. ArbeiterInnen lebten in "Löchern und Baracken.
Der Zürcher Mieterstreik brach aus, angeführt von der Kommunistischen
Partei. 




Schwerpunkt Mieterstreik





In Zürich erinnert kaum mehr etwas an die kommunistische
 ArbeiterInnenbewegung, die die Zwischenkriegszeit in der Stadt stark
 geprägt hatte. Eine kleine Plakette, die an die Blutnacht von Zürich
 während dem Monteurenstreik von 1932 erinnerte, wurde vor einigen
 Jahren vom Helvetiaplatz entfernt. Die KommunistInnen unterstützten im
 Frühsommer 1932 die ArbeiterInnen im Streik - im Gegensatz zu den
 SozialdemokratInnen, die das sogenannte Rote Zürich politisch und
 polizeilich regierten. Die Blutnacht dürfte manchen vielleicht noch
 ein Begriff sein; der Mieterstreik, der im gleichen Jahr ganz Zürich
 in Atem hielt, ist vollständig in Vergessenheit geraten. In der
 vorliegenden Ausgabe des vorwärts wollen wir dieser vergessenen
 Episode der Geschichte der Schweizer ArbeiterInnenklasse nachgehen.
 Vielleicht lassen sich auch Lehren für die heutige Zeit daraus ziehen,
 denn im Grossen und Ganzen sind die Probleme im Wohnungswesen die
 gleichen geblieben.





"Ein Mieterkomitee hat sich gebildet, um eine Massenbewegung für die
Herabsetzung aller Mieten um 25 Prozent zu organisieren." So trat das
Mieterkomitee am 5. Januar 1932 zum ersten Mal an die Öffentlichkeit.
Im "Kämpfer", in der Tageszeitung der Kommunistischen Partei (KP)
Zürichs, drückte das Komitee den Missmut der Arbeiterschaft über die
hohen Mieten "in einer Zeit des Lohnabbaus und der sinkenden
Baukosten" aus. Es berichtete, dass sich bereits die MieterInnen von
mehreren Häusern an die VermieterInnen gewendet hätten, um eine
Herabsetzung des Mietzinses um 25 bis 30 Prozent zu verlangen,
"andernfalls sie kollektiv in Mieterstreik treten" würden. In einem
Haus wäre der Mieterstreik schon im Gang. Was bedeutet Mieterstreik?
Die MieterInnen "verweigerten die Zahlung des Hauszinses, deponierten
den Betrag beim Komitee und verharrten in dieser Haltung so lange, bis
die Hausbesitzer einlenkten und mit dem Komitee über die Forderungen
verhandelten".


Das erste Streikhaus

Am Tag darauf wurde die Identität des ersten Hauses in Zürich, das in
den Mieterstreik getreten war, bekanntgemacht: "In dem Haus,
Quellenstrasse 6, ist ein Mieterstreik ausgebrochen. Die Mieter
verlangen eine Herabsetzung der Mietzinse um 25 Prozent und eine
Anzahl Instandsetzungen dieser gründlich verlotterten Mietkaserne."

Der Besitzer der Immobilie, ein gewisser Herr Bleiberg, wurde im
Kampfblatt der KP Zürich mit Namen an den Pranger gestellt. Im Artikel
wird beschrieben, wie in "diesen elenden Wohnlöchern" der Wind durch
die Fugen pfiff und anstelle von Fenstern Papierfetzen hängen würden.
Trotz gesundheits- und feuerpolizeilicher Beanstandungen, trotz
wiederholter Bitten der MieterInnen, den unerträglichen Zustand zu
beheben, hatte Herr Bleiberg bisher nichts unternommen. Die
Forderungen wurden von Herrn Bleiberg abgelehnt, in der Folge lehnten
die MieterInnen ihrerseits die Zahlung des Mietzinses ab und schlossen
sich mehrheitlich dem "Mieter-Aktionskomitee" an, wie das Komitee nun
genannt wurde. Die MieterInnen deponierten den Zins beim
Mieter-Aktionskomitee. Sollte Bleiberg mit Kündigungen oder
Gewaltmassnahmen gegen die MieterInnen vorgehen, würde er "auf den
geschlossenen Widerstand der gesamten proletarischen Mieter Zürichs
stossen". Das Mieter-Aktionskomitee mahnte Wohnungssuchende explizit,
nicht in die Quellenstrasse 6 einzuziehen.


Die Taktik der SP

Auf den 12. Januar hatte Bleiberg eine "freie Besichtigung" des Hauses
an der Quellenstrasse 6 angekündigt für potenzielle NachmieterInnen.
Statt den Zahlungsbefehl zurückzunehmen, hatte er nun auch gleich drei
weitere Zahlungsbefehle und Kündigungsdrohungen überwiesen. "Die
Mieter liessen sich aber nicht einschüchtern. Sie appellieren an die
Hilfe der proletarischen Mieterschaft." Im "Kämpfer" erschien nun zum
ersten Mal auch eine Kritik an der Sozialdemokratie in diesem
Zusammenhang. Das "Volksrecht, der Tageszeitung der Zürcher SP, hatte
bisher versucht, den Mieterstreik totzuschweigen. Der Fall bekam aber
mittlerweile so viel Aufmerksamkeit, das diese Taktik nicht mehr
angewandt werden konnte. Das "Blatt der sozialdemokratischen
Hausbesitzer" stellte den Fall Quellenstrasse 6 nun aber als eine
Einzelerscheinung dar und verlor über das Mieter-Aktionskomitee kein
Wort. Auch gegen den "sozialdemokratisch-bürgerlichen alten
Mieterverein" wurde im "Kämpfer" scharf geschossen. Er würde einer
bald 30-jährigen Untätigkeit in Sachen der Herabsetzung der Mieten
zurückblicken und bezüglich seines Präsidenten, des
SP-Polizeidirektors (!) Wiesendanger, wird die Frage gestellt, ob er
seine Gummiknüppel in Zukunft nicht mehr nur gegen die kämpfenden
ArbeiterInnen, sondern auch gegen werktätige MieterInnen einsetzen
wird. Das Mieter-Aktionskomitee warnte "die Staatsgewalt der
zürcherischen Hausbesitzer-Demokratie, den Bogen zu überspannen": Die
Stimmung der proletarischen MieterInnen wäre bitterbös. Das zeigte
sich darin, dass nun in einem weiteren Haus der Mieterstreik
ausgebrochen war: Auch an der Martastrasse 116 weigerten sich die
MieterInnen, die Miete zu zahlen.


Arbeiterhilfe solidarisiert sich

Die Arbeiterschutzwehr, der Kampfverband der KommunistInnen, beschloss
am 10. Januar, der Mieteraktion ihren Schutz zu gewähren. Die Zürcher
Sektion der Internationalen Arbeiterhilfe (IAH), ein kommunistisches
Hilfswerk, verkündete sogar, sich dem Aktionskomitee anzuschliessen,
und stellte ihm seine Büros zwecks Sprechstunden zur Verfügung. Sie
tat dies aus ihrer Grundeinstellung, "jede Klassenbewegung des
Proletariates zu fördern, jeweils alles zu tun, um durch diese
Aktionen die allgemeine revolutionäre Bewegung zu stärken". Die
Interessenverteidigung der werktätigen MieterInnen gehörte auch
offiziell zum Aufgabenkreis der sozialpolitischen Betätigung der IAH,
wie es zuvor an ihrem Weltkongress 1931 festgelegt worden war. Gerade
im Zeitpunkt der "Generaloffensive des Unternehmertums" gegen die
Löhne der Arbeiterschaft habe der Kampf um die Herabsetzung der
Mietzinse besondere Bedeutung. "Als überparteiliche Organisation ist
es unsere besondere Aufgabe, bei dieser Bewegung die Einheitsfront von
unten aufzubauen", liess die IAH verlauten. Das Beispiel der
Quellenstrasse, wo sich parteilose, sozialdemokratische und
christliche MieterInnen zusammengeschlossen hatten, müsste
vertausendfacht werden: "Jeder Häuserblock muss eine Sturmzelle
werden."

Die Besichtigung der Quellenstrasse 6 wurde von der
MieterInnenbewegung in eine Aktion umgewandelt: Der Massenbesuch mit
bis 600 Personen jagte dem Vermieter Bleiberg einen gehörigen
Schrecken ein. NachmieterInnen hatte er nicht finden können.

Im Grossen Stadtrat von Zürich (heute Gemeinderat) machte der
KP-Vertreter Vogt im Auftrag des Mieterkomitees auf den Mieterstreik
aufmerksam, er forderte auch, dass die bestreikten Wohnungen im
städtischen Wohnungsanzeiger nicht mehr ausgeschrieben werden dürfen.
Der Rat folgte natürlich nicht. Im zweiten Streikhaus an der
Martastrasse konnte rasch ein erster Erfolg verzeichnet werden: Der
Hausbesitzer begann mit Instandsetzungen; unter anderem wurde der
Waschkessel repariert und neue Badewannen und Gasherde wurden
installiert.


Streikführer Itschner

Eine erste öffentliche "Mieterversammlung" am 16. Januar wurde von
über 400 Personen besucht. Hans Itschner (1887-1962) trat hier als
Referent und Vertreter des Mieter-Aktionskomitees auf. Er war ein
Arbeiteraktivist, der schon sehr früh zur kommunistischen Bewegung
gestossen war. 1931 lebte er zeitweise in der UdSSR und war für die
Komintern tätig, unter anderem in China und Westeuropa. [Er] sprach
über die Waffe des Mieterstreiks. Tatsächlich war Itschner, zusammen
mit Willi Münzenberg, schon in der ersten Zürcher kämpferischen
MieterInnenbewegung aktiv. Itschner berichtete an der
Mieterversammlung, wie bereits kurz vor dem Ersten Weltkrieg mit der
"Mietergewerkschaft" eine ähnliche Bewegung entstanden war und
erfolgreiche Mieterstreiks führte, "bis das 'Volksrecht' unter dem
Druck der sozialdemokratischen Hausbesitzer die Bewegung zu sabotieren
begann, so dass sie ohne Organ blieb und zusammenbrechen musste".

Die Mieterversammlung drückte ihre Solidarität und Unterstützung der
beiden Streikhäuser aus und stimmte der offiziellen Gründung des
Mieter-Aktionskomitees zu, "das sich die gemeinsame Vertretung aller
Mieter der Arbeiterklasse und des Mittelstandes zur Aufgabe stellt".
Die Mietzinse in Zürich hätten eine unerträgliche Höhe erreicht,
konstatierte die Versammlung: Sie waren 1932 auf 207 Prozent der
Vorkriegszeit gestiegen. Die Wirtschaftskrise würde den MieterInnen
aller Schichten schwerste Opfer auferlegen, während die
HausbesitzerInnen daraus Gewinne zögen. In der Resolution wurde die
Forderung erhoben, "dass die Mietzinse in Zürich ganz allgemein um
durchschnittlich 25 Prozent herabgesetzt werden müssen". Das Mittel
dazu sei die Aktion der MieterInnen selbst. Die Versammlung hielt es
auch für notwendig, die allgemeine Senkung der Hypothekarzinsen,
sowohl für städtische wie für landwirtschaftliche Hypotheken, zum Ziel
der Bewegung zu machen. Die Überlegung dabei war - im Sinne der
Einheitsfront - den mit Hypotheken belasteten kleinen und mittleren
BäuerInnenstand in den Widerstand einzubeziehen.


Erfolgreicher Streik

Ab Mitte Januar begann der "Kämpfer" fast täglich über den
Mieterstreik zu berichten. Am 21. Januar konnte die kommunistische
Tageszeitung titeln: "Sieg im Zürcher Mieterstreik." Der Streik an der
Quellenstrasse 6 war erfolgreich beendet worden, nachdem zwischen dem
Vermieter Bleiberg und dem Mieter-Aktionskomitee eine Einigung erzielt
worden war. Ein sogenannter Miettarifvertrag wurde geschlossen. Der
Konflikt war beigelegt. Der Vermieter verpflichtete sich zu
umfassenden Reparaturen und einer Mietzinssenkung für sämtliche
Wohnungen (rückwirkend auf den 1. Januar). Es wurde unter anderem
erreicht, dass WCs ins Wohnungsinnere verlegt wurden, dass dabei aber
auch nach Vollendung der Verbesserungen der Zins nicht erhöht würde
und während der Reparaturen eine Mietzinsermässigung um 40 Prozent
eintritt. Das Mieter-Aktionskomitee gestand ein, dass das Ziel der
Gesamtbewegung - die Herabsetzung der Miete um 25 Prozent - nicht
erreicht wurde. An der Quellenstrasse 6 konnten immerhin
Herabsetzungen um 10 bis 12 Prozent erreicht werden. Man sei sich
darüber klar, dass der Kampf "unmöglich schon den vollen Erfolg haben
konnte, der von einer Massenbewegung der Mieter und einem Massenstreik
zu erwarten ist". Unter den MieterInnen konnten zwei neue Mitglieder
für die KP gewonnen werden.


Zeit der SP-Repression

Der Mieterstreik fiel in eine Zeit zunehmender Repression gegen
KommunistInnen in Zürich durch die sozialdemokratisch geführte
Polizei. Den Höhepunkt bildete die Zürcher Blutnacht vom 15. Juni, als
in der Auseinandersetzung zwischen streikenden HeizungsmonteurInnen
und der Polizei ein Arbeiter getötet und viele schwer verletzt wurden.
Aber bereits am 23. Januar war auf eine Demonstration des
Kommunistischen Jugendverbandes scharf geschossen worden. 5000 junge
DemonstrantInnen hatten ihre Solidarität mit zwei hungerstreikenden
Genossen im Gefängnis ausgedrückt, als ohne Warnung ein Kugelregen
erfolgte, wodurch fünf Arbeiter schwer verletzt wurden. Die "Führer
der Sozialdemokratie" haben damit erneut bewiesen, "dass sie wirklich
Sozialfaschisten sind", schreibt der "Kämpfer". Der Vorfall zeige klar
die Rolle des bürgerlichen Staates: "Er ist kein neutrales Gebilde,
das über dem Volk steht, sondern ist eine Organisation der
Kapitalisten zur Niederhaltung der Werktätigen." Die
sozialdemokratische Zeitung "Volksrecht" beschimpfte die
DemonstrantInnen als polterndes "Lumpenproletariat". Am 25. Januar
fand eine Demonstration mit 10.000 TeilnehmerInnen statt, die gegen
die Polizeigewalt protestierten.


Ein Sieg der Frauen

Am 26. Januar konnte der Sieg an der Martastrasse 116 verkündet
werden. Die Streikenden waren hier allesamt Frauen, die schon vor
Monaten eine Liste mit Forderungen an den Vermieter wegen Reparaturen
gestellt hatten, durch das Vorbild der Quellenstrasse 6 nun aber auch
eine Mietzinssenkung verlangt hatten. Die Frauen nahmen den Kompromiss
des Vermieters an und gaben sich mit der restlosen Erfüllung ihrer
ursprünglichen Forderungen zufrieden. Die Forderung der
Zinsherabsetzung würden sie in einiger Zeit wieder stellen, "wenn die
Mieterbewegung einen grösseren Umfang angenommen haben wird".

Den proletarischen Frauen kam in dieser Bewegung eine zentrale Rolle
zu. Als Hausfrauen würden sie die eigenen Nöte und die der
NachbarInnen bestens kennen, und zwar nicht nur bei der Höhe der
Miete, sondern in allen MieterInnenfragen ("Waschküche, Aborte,
Badgelegenheit, Reparaturen etc."). Jede Genossin sollte zur
Informantin des Aktionskomitees werden und Eigeninitiative entwickeln.
Das Aktionskomitee schwärmte: Die Frauen "schrecken vor keinem
Pfändungsbeamten und Polizisten zurück. Bei Exmissionen sind sie die
ersten am Platz, um diese zu verhindern." Später wurde sogar ein
Frauenaktiv im Mieter-Aktionskomitee gegründet.


Februar: Neue Streiks

Im Februar sprangen die SozialdemokratInnen auf den Zug auf und
stellten ebenfalls die Forderung "Herunter mit den Mietzinsen!". Laut
KommunistInnen, um den Mieterstreik zu untergraben: "Der Mieterstreik
ist aber das einzige Mittel zur Herabsetzung der Mietzinsen." Laut SP
brauchte es einen Mietzinsabbau, weil man den Lohnabbau nicht
verhindern könnte. Für die KP hingegen war der Kampf für die
Herabsetzung des Mietzinses ein Mittel für den verschärften Kampf
gegen Lohnabbau und für die Erhöhung der Löhne. Die SP versuchte nun
zumindest rhetorisch, mit einer breit angelegten Aktion eine Reduktion
der Mietzinse zu erreichen. Die Aktionen des KP-nahen Aktionskomitees
wurde hingegen schlechtgemacht, StreikbrecherInnen wurden bejubelt.

Am 1. Februar wurde bekanntgegeben, dass nach Beendigung der ersten
beiden Mieterstreiks sechs neue begonnen hatten. Ferner stünden
Dutzende Versammlungen von MieterInnen bevor, die über die
Verweigerung der Mietzahlung diskutieren würden. Schon am Tag darauf
wurde die Zahl der Häuser im Mieterstreik mit 16 stark nach oben
korrigiert.

In Basel bildete sich ein "Komitee werktätiger Mieter". An seiner
ersten Versammlung nahmen über 2000 Menschen teil. Das Interesse war
gross. Mit der Forderung, die Mietzinse um 20 Prozent zu reduzieren,
ging das Basler Komitee später an die HausbesitzerInnen heran und
drohte, ab dem 1. April zu streiken.

Die VermieterInnen sahen der organisierten Aktion der MieterInnen
natürlich nicht tatenlos zu: Durch Zahlungsbefehle, Betreibungen und
Exmissionen (Zwangsräumungen) versuchten sie, ihre Gewinne zu sichern.
Aber die MieterInnen hätten eine gewaltige Waffe dagegen, schrieb
Itschner, mittlerweile der offizielle Sekretär des
Mieteraktionskomitees: Ihre Solidarität durch den Massenmieterstreik.
Durch die Verweigerung der Mietzahlung zu Tausenden würden dem
"Wucherkapitalismus" keine Betreibungen und Drohungen mehr helfen. Am
3. Februar liess das Mieter-Aktionskomitee die Parole heraus:
Allgemeiner Mieterstreik in ganz Zürich auf den 1. März! Dann würde
dem Häuserkapital nichts anderes übrig blieben, als mit dem
Mieter-Aktionskomitee über die Herabsetzung der Mietzinse in der
ganzen Stadt zu verhandeln. Beim allgemeinen Mieterstreik könnten sich
auch Einzelne beteiligen, "denn wenn in der ganzen Stadt Tausende
streiken, kommt es nicht darauf an, dass jedes Haus nur geschlossen
mitstreiken kann". Wenn nur schon tausend einzelne Mietparteien
streiken würden, würde dies den ganzen Pfändungs-, Rententions-, und
Betreibungsapparat über den Haufen werfen. Man rief zu
Hausversammlungen auf. Es wurden ReferentInnen ausgesandt.


Schnelle Erfolge

Am 3. Februar waren nun schon 29 Häuser in Zürich in den Streik
getreten. In einem Haus konnte schon am dritten Streiktag ein
Zugeständnis nach einer Zinsherabsetzung um 30 Prozent errungen
werden. In einem weiteren wurde die Reduktion des Mietzinses
prinzipiell zugestanden.

Ein Haus war währenddessen vom Streik abgefallen, während ein anderes
dazugewonnen werden konnte. Das Haus an der Neptunstrasse 14, das als
erstes den Streik abbrach, wird als bürgerliches Haus mit höheren
Mieten beschrieben. Die Mietsparteien hätten sich spontan zum Streik
gemeldet, aber den Zins nicht hinterlegen wollen. Sie meinten, von
sich aus Solidarität halten zu können: "Als dann der übliche
Zahlungsbefehl erschien, zahlte eine Mieterin, von panischem Schrecken
ergriffen, augenblicklich den Zinsbetrag an den Besitzer, worauf die
anderen zögernd dem Beispiel folgten." Dieses Beispiel
veranschaulichte gut, weshalb es nötig war, den Mietzins beim
Aktionskomitee zu deponieren. Eine Kontrolle über die tatsächliche
Durchführung von Mieterstreiks wäre nur durch die Deponierung möglich:
"Nur wenn jeder Mieter des andern sicher ist, kann ein Erfolg
gewährleistet werden."

Aus Furcht vor dem Mieter-Aktionskomitee empfahl der
Hausbesitzerverband an einer Versammlung Anfang Februar seinen
Mitgliedern den Mietzinsabbau. "Die Herren fürchten sich vor dem
Mieter-Aktionskomitee", hiess es triumphierend im "Kämpfer", "sie
wollen lieber verhandeln als einen Mieterstreik."


"Freiwilliger" Sinneswandel

Am 8. Februar kamen acht neue Streikhäuser hinzu. Ein weiteres Haus
stellte den Streik jedoch ein; es scheint Druck von der SP und seiner
Zeitung Grund gewesen zu sein. Es waren also 35 Häuser im Streik. Die
rasche Ausbreitung des Streiks übertraf die Erwartungen des
Aktionskomitees deutlich. Die Verhandlungen mit den HausbesitzerInnen
harzten hingegen zunehmend. Dem Aktionskomitee wurden nur "ungenügende
Angebote" gemacht. Dass das Aktionskomitee die Offerten von
bescheidenen Zinsreduktionen nicht annahm, geschah auch in der
Überlegung, dass die Ausdehnung des Streiks am 1. März noch grössere
Erfolge bringen könnten. In den folgenden Tagen ging es dann auch vor
allem darum, auf den allgemeinen Mieterstreik am 1. März
vorzubereiten. In zunehmendem Masse bekundeten Häuser, im kommenden
Monat in Streik zu treten. Auch aus Seebach, das damals noch nicht
eingemeindet war, konnten drei Streikbeschlüsse vermeldet werden.

In zahllosen Häusern, die nicht streikten, wurden aus Angst plötzlich
"freiwillige" Herabsetzungen des Zinses oder längst geforderte
Reparaturen durchgeführt. Mitte Februar hatte sich die Zahl der
streikenden Häuser auf 33 eingependelt, wobei drei Häuser insgesamt
abgesprungen waren. Das "Volksrecht" nahm diese Abgänge als
Gelegenheit zur Hetze wahr, um zum Streikbruch aufzurufen und die
Aktion als Misserfolg abzustempeln. Itschner wurde auch persönlich im
SP-Blatt angegriffen; der Mieterstreik wird als eine Art privates
"Aktiönli" von Itschner dargestellt. Neben dem "Volksrecht" begann
auch die Gewerkschaftszeitung "Der Eisenbahner", die Forderung nach
einer Mietzinssenkung zu untergraben. Dort wurde argumentiert, dass
der Mietzinsabbau das Kapital "investitionsscheu" machen könne.

Der sozialdemokratische Gegenangriff zeigte Wirkung: Eine zweite
Mieterversammlung Ende Februar war "bedeutend schwächer" besucht.
Streikende begannen zu schwanken unter der Propaganda des
"Volksrechts" und der bürgerlichen Medien. Immerhin konnten nun 72
Streikbeschlüsse für den März gezählt werden und 33 Häuser befanden
sich noch im Streik.


Streikbruch

Das Mieter-Aktionskomitee zeigte für MieterInnen von Streikhäusern,
die sich dem Mieterstreik nicht anschlossen, ein gewisses Verständnis.
Die Waffe des Mieterstreiks sei noch zu neuartig und unerprobt. Nicht
zu tolerieren, schrieb das Aktionskomitee, seien aber MieterInnen, die
sich zuerst unterschriftlich dem Streik anschlossen und dann am
Streiktag den Zins bezahlen würden. Solches Verhalten wurde öffentlich
an den Pranger gestellt. Im Haus Mühlegasse 12 soll sich ein
derartiger Fall zugetragen haben. Ein gewisser Schäfer schloss sich
sogar als Erster im Haus dem Aktionskomitee an und überzeugte weitere
MieterInnen zum Beitritt. Diese traten dann auch in den Streik.
Schäfer selber zahlte dann den Zins aber doch durch den Einfluss des
Mietervereins und der SP. Das Aktionskomitee rief in der Folge zum
Boykott des Geschäfts von Schäfer auf.

Der "sozialdemokratisch-bürgerliche" Mieterverein nahm damals eine
Resolution an, die vor dem Mieterstreik warnte und aufrief,
individuell Bittschriften an die VermieterInnen zu senden. An der
Versammlung des MVs sprach auch Bürgermeister Klöti, der meinte, die
Stadt habe kein Recht, in das Verhältnis von Mieter und Vermieter
einzugreifen. Sein Rezept lautete: Vermehrung des Angebots durch
Förderung des Wohnungsbaus.


März: Allgemeiner Mieterstreik?

Ab März kam es zu spontanen Streiks, die völlig unabhängig vom
Aktionskomitee ausbrachen. Die Zahl der vom Aktionskomitee geleiteten
Mieterstreiks belief sich anfang März auf 118 Streikhäuser. Es waren
88 Häuser neu dazugekommen. Ausserhalb Zürichs, in Seebach, gingen
sieben Häuser in den Streik. Laut Itschner beteiligten sich rund 600
MieterInnen am Streik, an einer anderen Stelle wird von "ca. 400"
gesprochen.

Am 5. März konnte über den ersten Erfolg des dritten Streikmonats
berichtet werden: Im Streikhaus Korrodistrasse 6 wurden vom Besitzer
Zinssenkungen von 15 Prozent angeboten! Das Haus an der Neptunstrasse,
das bereits im Februar gestreikt hatte, dann aber den Zins wieder
zahlte, nahm den Streik im März wieder auf. Mit Erfolg: Die Mieten
wurde alle um 10 Prozent gesenkt.

Das Fürsorgeamt (heute: Sozialamt) schien im März dem Mieterstreik
nicht abgetan zu sein: Es wurde berichtet, dass in einem Fall das
städtische Amt den Mietzins beim Aktionskomitee deponierte und die
Herabsetzung um 33 Prozent vom Vermieter forderte.

Im März nahm die "breitangelegte Aktion mit ausserparlamentarischen
Mitteln" der SP, um gegen die hohen Mieten zu kämpfen, Gestalt an.
Über den Mieterverein wurden die MieterInnen aufgefordert, Bittbriefe
an die HausbesitzerInnen zu schreiben. Der "Kämpfer" schrieb: "Dank
dem Mieterstreik und aus Angst vor dem Mieterstreik sind die
Hausbesitzer heute schon vielfach bereit, 'freiwillig' etwas
nachzulassen." Bei Erfolg der Aktion des Mietervereins würde sich
dieser also mit falschen Lorbeeren schmücken, gleichzeitig fuhr er
eine Kampagne zur Diskreditierung des Mieterstreiks. Viele MieterInnen
nutzen die Situation auch aus, indem sie in ihren Bittbriefen mit dem
Mieterstreik drohten. Das Aktionskomitee verurteilte diese Taktik als
Ausdruck der "sozialen Feigheit". Verschiedene MieterInnen, die mit
der Bittbrief-Aktion keinen Erfolg hatten, hätten aber angekündigt,
auf den 1. April in den Streik zu treten.


VermieterInnen schlagen zurück

Die verärgerten HausbesitzerInnen riefen im März zu einer
"Massenaktion der Hauseigentümer gegen das Streikkomitee" auf. Gegen
das Aktionskomitee sollten Strafklagen wegen Nötigung und Betrug
erhoben werden. Der Mieterstreik wäre "eine Gefahr für den Wert der
Liegenschaften"; den beiden Anführern Itschner und Kappeler ginge es
darum, "kommunistische Stadträte" zu werden.

Am 21. März berichtete der "Kämpfer", dass von Hausbesitzerseite und
von AgentInnen der Polizei "Manöver" durchgeführt würden, um
Verwirrung und Misstrauen unter die streikenden MieterInnen zu säen.
Gemeint war damit das Auftreten verdächtiger Personen, die sich
ausserhalb der Sprechstunden des Aktionskomitees an Leute, die den
Mietzins beim Aktionskomitee deponierten, heranmachten.

Eine andere Taktik der HausbesitzerInnen war, AusländerInnen mit der
Ausweisung zu bedrohen. Gezielt wurden ausländische ArbeiterInnen bei
ihren ArbeitgeberInnen denunziert, um ihre Entlassung zu bewirken,
womit sie auch ihr Aufenthaltsrecht verloren.

Ein gewisser Rechtsanwalt Flachsmann, der sich immer wieder als Hetzer
gegen den Mieterstreik hervorgetan hatte, wurde vom Aktionskomitee
wegen "Massenverleumdnung" verklagt. Er hatte dem Aktionskomitee den
haltlosen Vorwurf gemacht, deponierte Mietzinsen nicht wieder
zurückzuzahlen, und verklagte das Aktionskomitee seinerseits wegen
"Nötigung". Die Klage von Flachsmann scheiterte, der Hausbesitzer trug
die Kosten.


Exmissionen verhindert

Exmissionen (Zwangsräumungen), die gerichtlich verfügt wurden, nahmen
an der Zahl zu. Sie waren nun keine blosse Drohung mehr. Ein
"Mieter-Alarmruf" in der KP-Zeitung machte auf die Zwangsräumung eines
streikenden Mieters im Kreis 6 aufmerksam und rief zur Solidarität
durch einen Protest vor dem Haus auf. Die "Mietersolidarität" konnte
so diesen Willkürakt abwehren. Ebenso konnte an der Limmatstrasse am
24. März durch solidarische MieterInnen eine Exmission verhindert
werden. Doch neue Exmissionen standen bevor. "Ausbreitung des
Mieterstreiks, Steigerung der Solidarität aller Mieter, Bereitschaft,
jederzeit bedrängten Mietergenossen gegen Exmissionen zu Hilfe zu
eilen", wurde zum Gebot der Stunde. In der Frühe angesetzte
Exmissionen wurden durch die Mobilisierung der Arbeitslosen und der
streikenden Frauen verhindert.

Ende März berichtete der "Kämpfer" über einen Fall, bei dem die
Exmittierung nicht verhindert werden konnte. Der Mieter wurde von der
Polizei aus der Wohnung geholt. Nachdem es bisher nicht möglich war,
eine Streikexmission unter Innehaltung der üblichen Normen
durchzuführen, wurde nun offen Gewalt angewendet. Nunmehr wäre der
MieterInnenkampf zum politischen Massenkampf geworden, der sich direkt
gegen die kapitalistische Staatsgewalt richtete, schrieb das
Aktionskomitee. Der Aktionskomitee organisierte daraufhin eine
Demonstration.


Höhepunkt des Mieterstreiks

Anfang April vermeldete das Aktionskomitee einen weiteren Sieg: An der
Werdgasse 7 wurde der Streik erfolgreich beendet. Der Hauptaktivist im
Haus, dem auch die Exmission angedroht worden war, erhielt dabei eine
sehr hohe Mietzinsreduktion von 26 Prozent. Aber auch alle anderen
Streikenden mussten von nun an bis zu 20 Prozent weniger Miete zahlen.
Ein anderer Streik endete nach 11 Wochen erfolgreich.

Der April blieb ruhig, der "Kämpfer" berichtete zu Beginn des Monats
weniger häufiger über die MieterInnenbewegung. Allerdings war die Rede
von nun über 140 Häusern, die streikten, mit insgesamt rund 500
streikenden Mietparteien - der quantitative Höhepunkt im Zürcher
Mieterstreik.

Im April begann offen die Verbindung des Mieterstreiks mit der
Wahlkampagne der KP für den Kantonsrat. Es wurde die Forderung nach
Mieterräten erhoben, die über die Höhe des Mietzinses entscheiden
sollten. Als Gradmesser würde die wirtschaftliche Kraft des Mieters
dienen. Im neuen Parlament würde, so ihr Versprechen, für die radikale
Beseitigung des ganzen Exmissions- und Retentionsrechtes gekämpft.
Aber: "Völlig verkehrt wäre es, zu glauben, dass dieses neue Recht im
Parlament selbst entstehen könnte! Es muss geboren werden im Kampf der
Massen, in der Aktion der Mieter selbst, im Mieterstreik."


Praktische SP-Politik

Die sozialdemokratisch geführte Polizei hatte mittlerweile einige
Polizeierlasse gegen den Mieterstreik herausgegeben. Der
SP-Polizeiinspektor hatte "modrige, reaktionäre, mittelalterliche"
Gesetzesparagraphen herausgesucht, um eine breite Polizeiaktion gegen
den Mieterkampf zu eröffnen. Die solidarische Hilfe von anderen
MieterInnen bei einer drohenden Exmission sollte gesetzlich verhindert
werden: Ansammlungen auf den Trottoiren wurden untersagt. Wer Beamte
am Vollzug von Exmissionen hinderte, wurde bestraft. Jede
Solidaritätsäusserung wurde mit schweren Bussen belegt.

Die SP gab in ihrem Wahlkampf eine spezielle Wahlzeitung "Der
Zinslipicker geht um!" zur Wohnpolitik heraus. Gemeinsam mit den
HausbesitzerInnen hätte sie aber wirksame Massnahmen gegen die
Wohnungsnot, wie zum Beispiel die kommunistische Wohnrechtsinitiative
von 1924, bekämpft.

Die Initiative hatte den Staat verpflichtet, so viele Wohnung zu
bauen, wie Bedarf besteht. Die praktische Politik der SP strafte ihre
"mieterfreundliche" Wahlzeitung Lügen, laut KP. Die damalige SP hatte
zur Wohnungsnot tatsächlich nur eine Lösung anzubieten: Wohnungsbau.
Sie ging nicht so weit, direkt Mietzinssenkungen zu fordern.


Mieter, wählt Kommunisten!

Die KP Zürich konnte bei den Kantonsratswahlen gute Zugewinne
verzeichnen. In allen Kreisen, in denen sie antrat, konnte sie mehr
Stimmen holen als 1929. Im Kreis 5 wurde sie zur zweitstärksten
Partei. Neue Mandate konnte sie aber nicht gewinnen. 1932 erhielten
die KommunistInnen einen Wähleranteil von 8,9 Prozent (+1%). Aber auch
die SP legte in absoluten Zahlen leicht zu, wobei sie prozentual 0,4
Prozentpunkte verlor, dabei mit einem Anteil von 42,7 Prozent mit
Abstand stärkste Partei blieb.

Zwei Tage nach den Wahlen wurde die Exmission einer streikenden
Mieterin durchgesetzt. Per Polizeigewalt wurde eine ältere,
alleinstehende Frau aus dem Haus gezwungen. Das SP-Blatt "Volksrecht"
schrieb über den Vorfall: "Das Gesetz muss geschützt werden, auch wenn
es ein Gesetz der Ungerechtigkeit ist." Die Polizei begann nun auch
härter gegen Demonstrationen der MieterInnenbewegung vorzugehen. So am
9. Mai, als das Aktionskomitee mit etwa 500 Leuten einen Protest gegen
einen Vermieter organisierte, der mit seinen Söhnen streikende
MieterInnen verprügelt hatte. Die Demo wurde illegalisiert und
eingekesselt. Noch kam es aber zu einigen Erfolgen. In rund 50 Häusern
waren Zinsreduktionen durchgesetzt worden.

Der Mieterstreik machte im Mai einem anderen Thema Platz, das für die
KP zentraler wurde: Der Streik der HeizungsmonteurInnen. Den Zürcher
HeizungsmonteurInnen war ein Lohnabbau angekündigt worden, wogegen sie
Widerstand aufnahmen und in den Streik traten. Die
"Volksrecht"-Zeitung und die GewerkschaftssekretärInnen hetzten schon
von Beginn an gegen den Streik, er sei von der Kommunistischen Partei
beschlossen worden, ein Putsch gar.


Beginn vom Ende

Ende Mai wurde zum ersten Mal eingestanden, dass es wohl nicht zum
Allgemeinen Mieterstreik kommen würde: "Wenn der Mieterstreik nicht zu
einer umfassenden Aktion wurde, so aus Furcht, Polizeiterror und in
erster Linie, weil die Sozialdemokratische Partei ihren offenen Verrat
in unerhörter Weise an den untersten Proleten dokumentiert hat." Es
sei aber unleugbare Tatsache, dass der Mieterstreik "den ganzen Tross
vom sozialdemokratischen Mieterverein bis zu den Zinslipickern,
Mietzinswucherern, Häuserspekulanten aus dem Dornröschenschlaf
aufgerüttelt hat und man auf der ganzen Front zum Mietzinsproblem
Stellung nehmen musste". Von der SP wurden aber nur Resolutionen
verfasst - praktisch wurde rein gar nichts getan.

In dieser Zeit muss es auch zum Zerwürfnis zwischen dem Aktionskomitee
unter Itschner und der KP gekommen sein. Am 6. Juni erscheint im
"Kämpfer" ein Bericht über eine Mieterversammlung, in dem es heisst,
dass Itschner und Kappeler die KP und ihre FunktionärInnen verleumden
würden. Ein Grund dürfte wohl gewesen sein, dass Itschner den Streik
mit Mitteln auszudehnen versuchen wollte, die der KP zu weit gingen.
Offenbar war der Vorschlag Itschners, die Steigerung des Streiks
dadurch zu vollziehen, dass er "zur ausschliesslichen Aktion der
Mitglieder der Kommunistischen Partei" gemacht würde (anscheinend
stellte er die Forderung, dass 80 Prozent der KP-Mitglieder in den
Streik treten sollten). Die KP schrieb, der Mieterstreik sei Teil der
Massenbewegung zur Herstellung der breitesten Einheitsfront, "ohne
dabei zu vergessen, dass der Kampf in den Betrieben unsere
Hauptaufgabe ist". Bei Itschner spielte wohl auch eine Rolle, dass er
die Möglichkeiten des Mieterstreiks völlig falsch einschätzte. Für ihn
war im Mieterstreik stets die Verbindung von ArbeiterInnen und
Mittelstand zentral, wohl weil hierbei im Gegensatz zum betrieblichen
Streik grössere Volksschichten einbezogen werden könnten. Er vertrat
die Ansicht, den Mieterstreik "in zwei Jahren zur sozialen Revolution"
steigern zu können.


Parteiausschluss

Eine Parteiversammlung wurde einberufen, an der konstatiert wurde,
dass Itschner einen offenen Parteidisziplinbruch begangen habe. Es
wurde die politische Frage gestellt, welche Rolle der Mieterstreik
spielte. Und die KP stellte fest: "Die Hauptfrage ist der Kampf gegen
den Lohnabbau." Der Mieterstreik wäre trotzdem richtig und könnte "in
gewissen Momenten vorübergehend" zu einer aktuellen Frage der Partei
und der revolutionären Bewegung werden.

Es handelte sich um einen Konflikt bei der Ausrichtung der Strategie:
Itschner wollte in einem allgemeinen Mieterstreik ArbeiterInnen und
Mittelstand vereinen hin zu einer sozialen Revolution. Die
strategische Ausrichtung der KP bestand hingegen, ebenso kritikwürdig,
darin, in die Reihen der sozialdemokratischen ArbeiterInnen
einzudringen und so die Mehrheit der ArbeiterInnenklasse zu gewinnen.
Deshalb die ständigen Angriffe auf die SP-Leitung. Konkreter
kritisierte die KP an der Führung des Mieterstreik durch Itschner
auch, dass die Mieterstreiks vereinzelt geführt wurden und die Polizei
die Einzelnen dann auf die Strasse stellen konnte: "Es müssen ganze
Häuser in den Streik gezogen werden. Es wird dann der Polizei schwerer
fallen, mehrere Familien auf die Strasse zu werfen."

Noch am 10. Juni veröffentlichte die KP Zürich eine Resolution, worin
sie beschloss, den Mieterstreik (wörtlich: den Kampf der werktätigen
Mieter) fortzuführen, ihn sogar auszudehnen zu seiner Massenbewegung.
Fünf Tage später wurden Itschner und Kappeler, der überhaupt erst
durch den Mieterstreik von der SP in die KP übergetreten war, aus der
Partei ausgeschlossen. Die Gründe waren: Fraktionelle Tätigkeit und
Verleumdung der Partei. Ihnen wurde auch schlechte Führung
vorgeworfen: "In der Führung des Mieterstreiks durch Itschner und
Kappeler ist eine Gleichgültigkeit festzustellen, zufolge derer die
streikenden Mieter vielfach hohe Unkosten für Gericht, Polizeibussen
usw. bezahlen müssen." (Itschner erwiderte, diese Kosten seien durch
Sabotage des KP-Apparats entstanden.) Es wurde zur "restlosen
Liquidierung der Fraktion Itschner" aufgerufen.

Am gleichen Tag: Das Blutbad an den streikenden Heizungsmonteuren. Die
400 streikenden Heizungsmonteure waren bereits seit vier Wochen im
Ausstand gegen den Lohnabbau gestanden. In ihrem Kampf versuchten die
Monteure, eine Streikdemonstration durchzuführen. Die Polizei ging
brutal mit Gummiknüppeln, Säbeln und Revolvern auf die
DemonstrantInnen los. Das Fazit: 31 Schwerverwundete, ein Toter. Die
sogenannte Blutnacht von Zürich ging in die Geschichte ein. Für die KP
hatte es ernsthafte Folgen, ihre Presse wurde teilweise verboten,
mehrere führende Genossen wurden ins Gefängnis gesteckt.


Völlige Niederlage?

Ende Juni gab das Aktionskomitee eine eigene Zeitung "Die Aktion"
heraus, weil das bisherige Publikationsmittel, der "Kämpfer", es seit
drei Wochen nicht mehr publizieren liess. In der "Aktion" wurde die
KP-Führung kritisiert, die KP als Ganzes jedoch vor der
Sozialdemokratie in Schutz genommen. Hier wurde publik gemacht, dass
Anfang Juni noch "gegen hundert" MieterInnen gestreikt hätten. "Der 1.
Mai brachte nur noch sporadische neue Streiks, der 1. Juni nur noch
einen einzigen und den noch im Streike befindlichen Mietern der
Streikwellen von Februar, März und April drohte die völlige
Niederlage." Dabei handelte es sich laut Itschner nicht um eine
Niederlage infolge der Übermacht des Gegners, sondern durch einen
ungenügenden Einsatz der Partei und der Klasse für den Streik. Es war
eine "konterrevolutionäre Handlung" durch das Parteisekretariat.

Am 25. Juni wurde im "Kämpfer" nochmals der Fall diskutiert, hier
wurde aber ein anderer Aspekt ins Spiel gebracht: Da seit einiger Zeit
bekannt war, dass im Mieter-Aktionskomitee Unregelmässigkeiten
vorgekommen waren, forderte die Partei den Kassier Kappeler auf,
innert zehn Tagen über die angelegten Gelder Bericht abzulegen.
Kappeler weigerte sich, angeblich im Auftrage Itschners, dieser
Forderung nachzukommen. "Die Partei musste deshalb jedes Vertrauen in
das Mieter-Aktionskomitee verlieren und die Beziehungen abbrechen und
Kappeler sowie Itschner aus der Partei ausschliessen", schrieb die KP.
Das Aktionskomitee konnte später offenbar den streikenden MieterInnen
die deponierten Mietzinse nicht mehr zurückzahlen.

Dass sich in der Folgezeit keine kämpferische MieterInnenbewegung
entwickelte, könnte damit in Zusammenhang stehen, dass sich genau ab
1932 die Situation auf dem Wohnungsmarkt zu entschärfen begann. Die
Mieten sanken laut dem Statistischen Amt der Stadt Zürich bis 1939 um
etwa 20 Prozent im Durchschnitt. Erst Ende der 40er Jahre stiegen die
Mietzinse wieder signifikant. Im Vergleich zu 1939 dürften die Mieten
in der Stadt Zürich im Jahr 2025 die 1000-Prozent-Marke knacken.
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MELDUNG/884: Wissenschaftsliteratur per App für Zwischendurch (idw)


FZI Forschungszentrum Informatik am Karlsruher Institut für Technologie -
17.01.2018

Wissenschaftsliteratur per App für Zwischendurch

• Einfacher, kostenfreier Zugang zu Wissenschaftspublikationen per App

• Projekt DREAM startet mit Kick-off-Veranstaltung in Berlin

• Teaser erleichtert Zusammenstellen von persönlichen
Publikationsfeeds



Berlin, 17.01.2018 - Wer sich, ob aus beruflichen Gründen oder privatem
Interesse, über aktuelle Forschung auf dem Laufenden halten will, hat es
nicht leicht. In einer Zeit, in der Open-Source-Anwendungen in vielen
Bereichen bereits Alltag sind, lassen sich wissenschaftliche
Veröffentlichungen oder Abschlussberichte von Forschungsprojekten oftmals
gar nicht oder nur über kostenpflichtige Portale abrufen. Daran will das
FZI Forschungszentrum Informatik gemeinsam mit dem Alexander von Humboldt
Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG) etwas ändern: In dem Projekt
Digital REseArch Mining (DREAM) arbeiten Wissenschaftler der beiden
Einrichtungen an der Entwicklung einer Open-Access-Plattform, über die
wissenschaftliche Texte kostenfrei abgerufen werden können. Am 19. Januar
startet das Projekt offiziell mit einer Kick-off-Veranstaltung.

Im Fokus der Projektarbeit steht die Entwicklung eines Prototypen als
Webplattform und App, auf der Wissenschaftler ihre Forschungsergebnisse
kostenfrei bewerben und zur Verfügung stellen können. Kurze, von den
Autoren verfasste Teaser sollen einen Vorgeschmack auf die jeweilige
Veröffentlichung geben und zum Weiterlesen einladen. Nutzer der Anwendung
werden die Möglichkeit haben, Interessenschwerpunkte festzulegen. "Dadurch
können wir die Abonnenten mit thematisch passenden Inhalten versorgen.",
so Projektleiterin Judith Junker von der Berliner Außenstelle des FZI.
Nach einem "Wisch-Prinzip", bekannt aus verschiedenen Apps, kann der
Nutzer interessante und uninteressante Inhalte kategorisieren. Gelesene
Texte soll der Anwender in einem Bewertungssystem beurteilen und
kommentieren können.

Während das HIIG für die sozio-ökonomische Betrachtung von
Open-Access-Publikationen zuständig ist und als Schnittstelle zu den Autoren
fungiert, verantwortet das FZI die technische Entwicklung. "Neben der
Entwicklung der Plattform an sich steht beim FZI die Benutzerfreundlichkeit
des Angebots im Fokus", erklärt Junkers. Diese soll in einer
nutzerzentrierten Evaluierung analysiert und optimiert werden. Um von
bisherigen Erfahrungen mit Open-Access-Angeboten lernen zu können, richten
die Projektpartner mehrere Workshops aus. In diesen definieren sie gemeinsam
mit einem Expertengremium, dem Vertreter wissenschaftlicher Verlage
angehören werden, die Ansprüche an eine einfach zugängliche Plattform für
Wissenschaftsliteratur.

Das Projekt wird vom FZI Forschungszentrum Informatik in Zusammenarbeit
mit dem Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft
(HIIG) durchgeführt. DREAM ist eines von insgesamt 20 Projekten, die das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert um wissenschaftliche
Literatur barrierefrei und kostenlos zugänglich zu machen. Das Projekt hat
eine Laufzeit von zwei Jahren und endet am 31. Dezember 2019.


Über das FZI Forschungszentrum Informatik

Das FZI Forschungszentrum Informatik am Karlsruher Institut für
Technologie ist eine gemeinnützige Einrichtung für
Informatik-Anwendungsforschung und Technologietransfer. Es bringt die
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse der Informationstechnologie in
Unternehmen und öffentliche Einrichtungen und qualifiziert junge Menschen
für eine akademische und wirtschaftliche Karriere oder den Sprung in die
Selbstständigkeit. Geführt von Professoren verschiedener Fakultäten
entwickeln die Forschungsgruppen am FZI interdisziplinär für ihre
Auftraggeber Konzepte, Software-, Hardware- und Systemlösungen und setzen
die gefundenen Lösungen prototypisch um. Mit dem FZI House of Living Labs
steht eine einzigartige Forschungsumgebung für die Anwendungsforschung
bereit. Alle Bereiche des FZI sind nach DIN EN ISO 9001:2015 zertifiziert.
Hauptsitz ist Karlsruhe.

Das FZI ist mit einer Außenstelle in Berlin vertreten.

Über das HIIG

Das Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG)
zielt darauf ab, die dynamische Beziehung von Internet und Gesellschaft zu
erforschen. Es soll ein tieferes Verständnis des Zusammenspiels zwischen
sozio-kulturellen, rechtlichen, ökonomischen und technischen Normen im
Digitalisierungsprozess erlangt werden und damit eine fundierte, sachliche
Grundlage für den Dialog der verschiedenen Interessengruppen aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft geschaffen werden. Wesentlicher Bezugsrahmen
für die Forschung sind die Veränderungen im Spannungsfeld von Governance
und Innovation. Diese Wechselbeziehungen sind variantenreich und
strukturbildend; sie werden praktisch in allen gesellschaftlichen
Bereichen und wirtschaftlichen Sektoren wirksam: in Staat und Verwaltung,
Unternehmen und Märkten wie auch in verschiedenen zivilgesellschaftlichen
Gruppen, auf der lokalen bis hin zur globalen Ebene.

Der Forschungsbereich "Wissen, Bildung, Innovation" setzt sich mit Themen
im Schnittfeld von Digitalisierung und Wissen auseinander und erforscht,
wie die Digitalisierung die Art und Weise der Produktion, Verwaltung und
Verteilung von Wissen verändert. Schwerpunkte dabei sind Open Access und
die gesellschaftliche Wirkung wissenschaftlicher Forschung.

Das HIIG wurde 2011 von der Humboldt-Universität zu Berlin (HU), der
Universität der Künste Berlin (UdK) und vom Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung (WZB) gegründet mit dem Hans-Bredow-Institut Hamburg
als integrierter Kooperationspartner. Die ForschungsdirektorInnen des
Instituts sind Prof. Dr. Jeanette Hofmann, Prof. Dr. Dr. h.c. Ingolf
Pernice, Prof. Dr. Dr. Thomas Schildhauer und Prof. Dr. Wolfgang Schulz.

Weitere Informationen unter:

http://url.fzi.de/20180117

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1055

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FZI Forschungszentrum Informatik am Karlsruher Institut für Technologie,

Julia Feilen, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/1531: ZDF - Krimireihe "Marie Brand und der schwarze Tag", am 24.01.2017 (ZDF)


Marie Brand und der schwarze Tag

21. Film der Krimireihe

Mittwoch, 24. Januar 2017, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt



Stab

Buch: Jobst Christian Oetzmann nach einer Idee von André Georgi
Regie: Jobst Christian Oetzmann
Schnitt: Anke Berthold
Musik: Florian Tessloff
Redaktion: Wolfgang Feindt

Eine Produktion der Warner Bros. ITP Deutschland im Auftrag des ZDF


Die Rollen und ihre Darsteller

Marie Brand – Mariele Millowitsch
Jürgen Simmel – Hinnerk Schönemann
Dr. Gustav Engler – Thomas Heinze
Dr. Carolin Kersting – Leslie Malton
Christian Grave – Werner Wölbern
Radkau – Martin Aselmann
Melanie Stamitz – Isabel Thierauch
Daniela Winter – Judith Bohle
Untersuchungsrichter Wolf – Gerhard Roiß
Richter Gruber – Ulrich Schmissat
Evelyn Grave – Regine Schroeder
Herr Olivieri – Vittorio Alfieri
Tanja Schulze – Odine Johne
Thorsten Grave – Ben Nicolas Behrend
und andere


Inhalt

Marie Brands Kollege Simmel ist frisch verliebt. Mit seiner neuen Freundin Daniela Carius verbringt er eine stürmische Liebesnacht im Hotel. Doch als Simmel am nächsten Morgen aufwacht, ist Daniela tot.

Verzweifelt nimmt er Kontakt zu Marie auf, die im Polizeipräsidium ist, wo die neue Staatsanwältin Dr. Carolin Kersting vorgestellt wird. Marie macht sich sofort auf den Weg ins Hotel. Kann sie ihrem Kollegen helfen? Die Indizien belasten Simmel sehr. Marie wird schnell klar, dass es sich hier um ein Verbrechen handelt, das ihrem Kollegen untergeschoben werden soll.

Dass Simmel, der sich an nichts erinnern kann, sich in seiner Panik nicht professionell verhält und Spuren vernichtet, erschwert die Aufklärung für Marie erheblich. Beide vermuten, dass er unter Drogen gesetzt wurde und Daniela sterben musste, damit Simmel als Mörder verhaftet wird. Aber wer hat hierfür ein Motiv?

Marie versucht, objektiv zu ermitteln und ihrem Freund und Kollegen beizustehen. Damit bringt sie aber auch Dr. Engler in Schwierigkeiten, der sich vor der neuen Staatsanwältin rechtfertigen muss. Als er von dem Fall erfährt, bleibt ihm jedoch nichts anderes übrig, als aufgrund der vorliegenden Indizien zu handeln und Simmel in Untersuchungshaft zu nehmen.

Staatsanwältin Dr. Carolin Kersting kennt Simmel noch aus seiner Zeit in Rostock. Die beiden hatten damals eine Affäre, die von dem korrupten Unternehmer Christian Grave öffentlich gemacht wurde. Simmel und Kersting hatten gemeinsam gegen ihn ermittelt.

Will Grave, der mittlerweile in Köln lebt, sich erneut an Simmel rächen? Es sieht zumindest so aus, und überraschenderweise verhilft die Staatsanwältin Simmel zur Flucht, damit dieser wieder gegen Grave ermitteln kann.

Ein Wettlauf mit der Zeit beginnt, denn die Schlinge um Simmels Hals zieht sich immer enger zusammen.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Januar 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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FILM/1530: ZDF - Herzkino "Katie Fforde: Mama allein zu Haus", am 21.01.2018 (ZDF)


Katie Fforde: Mama allein zu Haus

Herzkino mit Gesine Cukrowski und Oliver Mommsen

Sonntag, 21. Januar 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Statement von Verena von Heereman

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Interviews



"Mama allein in der Zwickmühle"
Statement von Redakteurin Verena von Heereman

Schulpsychologin Lydia Elman, wunderbar komödiantisch gespielt von Gesine Cukrowski, steckt in einem Dilemma: Sie muss ohnmächtig mitansehen wie Tochter Holly (Emilia Bernsdorf) in ihr amouröses Verderben rennt – in Gestalt ihres Mitschülers Simon Lambert (Tobias John von Freyend). Simon ist nämlich zugleich Lydias Patient und sein Vater Peter (Oliver Mommsen) zeigt deutlich, dass er herzlich wenig von Psychologinnen hält. Zum Glück hat Lydia jedoch die väterliche Schulter von Alex (Charles Brauer) zum Anlehnen und die Tierflüsterin Sam (Sandra Speichert) an ihrer Seite, die gern mit weisen Ratschlägen aus der Welt ihrer Patienten provoziert. Elke Rössler lieferte das witzige Drehbuch, das von Helmut Metzger pointiert und emotional in Szene gesetzt wurde. Jutta Lieck-Klenke und Sabine Jaspers sowie Producerin Nina Tanneberger produzierten die 33. Katie Fforde-Verfilmung in der Nähe Bostons, unter anderem in dem wunderhübschen Küstenstädtchen Rockport.

"Katie Fforde: Mama allein zu Haus" ist "Herzkino", das mit einem tollen Ensemble ein paar nicht unwichtige Wahrheiten präsentiert – gewürzt mit viel comic relief.

Verena von Heereman, HR Fernsehfilm / Serie II

 * 

Stab

Buch: Elke Rössler
Regie: Helmut Metzger
Kamera: Meinolf Schmitz
Musik: Jens Langbein, Robert Schulte Hemming
Music Supervision: Hansjörg Kohli
Schnitt: Angelika Sengbusch
Szenenbild: Lars Brockmann
Kostüm: Carola Neutze
Maske: Brigitta Lüttge, Melinda Abreu
Aufnahmeleitung: Henning Falk, Olly Stück
Produktionsleitung: Christa Lassen
Herstellungsleitung: Roger Daute
Produktion: Network Movie Hamburg
Junior-Producer: Jenny Maruhn
Producer: Nina Tanneberger
Produzentinnen: Jutta Lieck-Klenke, Sabine Jaspers
Redaktion: Verena von Heereman
Länge: ca. 90 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Lydia Elman – Gesine Cukrowski
Peter Lambert – Oliver Mommsen
Alex Elman – Charles Brauer
Holly Elman – Emilia Bernsdorf
Simon Lambert – Tobias John von Freyend
Sam Danes – Sandra Speichert
Ms. Sullivan – Zele Avradopoulos
Jackson – Benjamin Evett
Verkäufer – Matthew Eriksen
Leonard – Shane Ryan
Mr. Miller – Harvey Greenberg
Sams Freundin – June Baboian
und andere


Inhalt

"Empty-Nest-Syndrom? Von wegen. Mir geht's super!" – Schulpsychologin Lydia ist ein absoluter Profi, was das Flüggewerden von Kindern und die dazugehörigen Ablöseprozesse angeht. Sie kann gar nicht oft genug betonen, wie wichtig Selbstständigkeit und Unabhängigkeit für die Entwicklung von Heranwachsenden sind. Deshalb würde sie sich auch lieber die Zunge abbeißen, als zuzugeben, dass der bevorstehende Auszug von Tochter Holly ihr ganz schön nahegeht.

Zum Glück wird sie gerade durch einen aktuellen Fall abgelenkt: Simon Lambert ist neu an der Schule und nutzt jede Gelegenheit, um seine Grenzen auszutesten. Nachdem er beinahe das Chemielabor in die Luft gejagt hat, kann ihn nur eine Therapie bei Lydia vor dem Schulverweis retten. An der soll sich auch sein alleinerziehender Vater Peter (Oliver Mommsen) beteiligen. Der attraktive Gastronom ist davon allerdings gar nicht begeistert, denn von "Psychotanten", die ihm in seine Erziehung hineinreden, hält er sich lieber fern.

Als Lydia herausfindet, dass Simon mit einigen Mitschülern eine Wette laufen hat, wer die meisten Mädchen rumbekommt, und dass er dabei auch ihre ziemlich verliebte Tochter Holly im Visier hat, ist sie in der Bredouille: Ärztliche Schweigepflicht steht gegen mütterliche Fürsorge. Unterstützung findet sie ausgerechnet bei Peter, der nicht nur mit seinen Kochkünsten ein Lächeln in ihr Gesicht zaubert.

 * 

"Pubertät heißt für Eltern vor allem eins: durchhalten"
Interview mit Gesine Cukrowski

Worum geht es im Film?

Vor allem um den Prozess der Abnabelung von Mutter und Tochter: Auf der einen Seite die Begeisterung der Tochter, flügge zu werden. Auf der anderen Seite der Schmerz der Mutter, loslassen zu müssen. Außerdem wird auch die Geschichte eines Jungen erzählt, der ohne Mutter aufwächst und gern mal mit Regeln in Konflikt gerät.

Können Sie verstehen, dass Mütter Probleme haben, ihre Kinder allein in die Welt hinaus ziehen zu lassen oder sogar versuchen, sie in eine gewünschte Richtung zu manipulieren?

Ich halte gar nichts davon und würde immer empfehlen, den Samen schon sehr früh zu legen (lacht). Lieber in den ersten Jahren viel Energie und Liebe in die Erziehung stecken und den Kindern alles mitgeben, was wichtig für sie ist. Mitten in der Pubertät sind eher andere Menschen die Ratgeber unserer Kinder. Man kann zwar versuchen, sie zu erreichen, aber man hat keine Garantie. Für Erziehung ist es dann eher zu spät – Pubertät heißt für Eltern vor allem eins: durchhalten (lacht).

Wie kann das Loslassen gelingen?

Man lernt es mit den Jahren. Das erste Loslassen ist ja die Geburt. Wenn man diese und all die Zeit danach sehr bewusst erlebt, dann schaffen Mütter auch das große Loslassen. Einfacher wird es sicher, wenn die Kinder nicht den einzigen Lebensmittelpunkt darstellen, die einzige Identifikationsquelle und Bestätigung sind. Eigene Interessen sind sehr sinnvoll. Mütter sollten immer auch ihr eigenes Leben führen, sonst tut das nicht gut – weder der Mutter noch den Kindern.

Können Sie sich erinnern, wie es bei Ihnen war, als Sie selbst raus in die Welt gegangen sind?

Ich hatte eine sehr enge Bindung zu meiner Mutter. Nach der Schule habe ich studiert und bin mit 21 Jahren ausgezogen. Das war eine intensive Zeit, die Abnabelung ist gut gelaufen. Ich glaube, meine Mutter war froh, als ich weg war (lacht).

Sie sind seit vielen Jahren mit Oliver Mommsen befreundet. Wie war die Zusammenarbeit mit ihm?

"Katie Fforde: Mama allein zu Haus" ist der fünfte Film, den Oliver und ich zusammen gemacht haben. Wir haben früher dieselbe Schauspielschule besucht und gemeinsam am Theater gespielt. Für den Dreh ist es gut, wenn man sich ewig kennt, denn dann ist da ja von der ersten Szene an bereits ein großes Vertrauen.

Die Fragen stellte Claudia Maxelon.

 * 

"Ich habe einen Plan B für den Fall, dass keine Jobs mehr kommen"
Interview mit Oliver Mommsen

In "Mama allein zu Haus" geht es um das "Empty-Nest-Syndrom": Wie ist das eigentlich für Väter, gibt es den "Papa-Blues"?

Vor zwei Jahren saß meine Frau in der Küche und sagte: "Bald wird sich hier einiges ändern." Ich selber dachte, dass sie etwas früh Alarm schlägt, aber sie hatte wie immer recht. Wenn die Kinder aus dem Haus gehen, verändert sich das eigene Leben komplett.

Wie kann das Loslassen am besten gelingen?

Man muss mit der Situation mitwachsen. Lernen. Umdenken. Wie immer bei Kindern ist es doch eine Reise und ein Abenteuer. Im Moment versuche ich, die richtige Mischung aus Loslassen und "Hallo, wie geht es dir?" hinzubekommen.

Im Film spielen Sie einen Koch, der statt der Friedenspfeife eine Tostada anbietet. Was sind Tostadas?

Nix besonderes. Toast mit Schinken, Käse und Tomate. Ich habe als Plan B für den Fall, dass keine Jobs mehr kommen, schon lang die Fantasie, die französische Variante dieser Delikatesse auf den Markt zu bringen: den Croque Monsieur. So, wie ich ihn aus meiner Jugend in Südfrankreich kenne, habe ich ihn bisher nirgends gefunden.

Die Fragen stellte Claudia Maxelon.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Januar 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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FILM/1529: ZDF - Samstagskrimi "Kommissarin Heller: Vorsehung", am 20.01.2018 (ZDF)


Kommissarin Heller: Vorsehung

Samstagskrimi

Samstag, 20. Januar 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Statement von Gabriele Heuser



Stab

Buch: Mathias Klaschka
Regie: Christiane Balthasar
Kamera: Hannes Hubach
Musik: Johannes Kobilke
Schnitt: Andreas Althoff
Produzentinnen: Regina Ziegler, Gabriele Lohnert
Redaktion: Gabriele Heuser

Eine Produktion der Ziegler Film, Berlin im Auftrag des ZDF


Die Rollen und ihre Darsteller

Winnie Heller – Lisa Wagner
Hendrik Verhoeven – Hans-Jochen Wagner
Burkhard Hinrichs – Peter Benedict
Dr. Jacobi – Lena Stolze
Axel Kofler – Murathan Muslu
Susanne Kofler – Karin Hanczewski
Bernd Jacobi – Bernhard Schütz
Jan Lorenz – Julian Weigend
und viele andere


Inhalt

Kommissarin Winnie Heller gerät in einen psychologischen Ausnahmezustand: Nicht nur der Weggang des vertrauten Kollegen Verhoeven macht ihr schwer zu schaffen, sondern auch, dass sie bei einem Polizeieinsatz einen jungen Geiselgangster in Notwehr erschossen hat – eine Tat, die nicht ohne seelische Folgen für die junge Kommissarin bleibt. Als dann noch ein nächtlicher Mordanschlag auf ihre Psychiaterin Dr. Jacobi verübt wird, droht Winnies Realität auseinanderzubrechen. Während die Ärzte in der Klinik um das Leben der Psychiaterin kämpfen, stürzt sich Kommissarin Heller in die Ermittlungsarbeit. In einem Anruf auf Winnies Mailbox hatte Dr. Jacobi ihre Sorge geäußert, dass einer ihrer Patienten womöglich einen Mord plane. Ist er es auch, der versucht hat, die Psychiaterin zu töten?

Eine erste Spur führt die Kommissarin zu Axel Kofler, einem Handyverkäufer, der die Scheidung von seiner Frau und das eingeschränkte Besuchsrecht für seinen Sohn nicht akzeptieren kann. Auch der ehemalige Polizist Markowski, der sich aufgrund einer psychosomatischen Belastungsstörung bei Dr. Jacobi in Behandlung befindet, ist verdächtig. Während der Ermittlungen kommen Winnie aber immer mehr Zweifel – ist der Gesuchte vielleicht eher im privaten Umfeld der Ärztin zu finden?

 * 

Winnie Heller im psychologischen Ausnahmezustand
Statement von ZDF-Redakteurin Gabriele Heuser

Mit viel Gespür für seelische Untiefen spielt Hauptdarstellerin Lisa Wagner eine ganz andere, sehr zerbrechliche und angegriffene Kommissarin, die nur noch mit Mühe ihren Job meistert und dringend eine Auszeit braucht. Eine ungewöhnliche Rolle in der Lisa Wagner einmal ganz andere Facetten ihres Könnens zeigen darf.

Gabriele Heuser, Redaktion Fernsehspiel I

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Januar 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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FEATURE/950: Deutschlandfunk - Die weltverbessernden Effekte der Karaoke, 21.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Leeres Orchester

Die weltverbessernden Effekte der Karaoke

Von Manuel Gogos

Deutschlandfunk 2018

Freistil

Sonntag, 21. Januar 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Im Sommer 1970 tingelt der junge Schlagzeuger Daisuke Inoue durch die
japanische Provinz. Für saketrunkene Firmenchefs erfindet er das
Mitsinggerät - einen rot-weißen Holzkasten mit Kassettenrecorder und
Gitarrenverstärker - die Karaoke (Japanisch für Leeres Orchester) ist
geboren. 1998 kommt Ron Rieneck, gerade in New York karaokesüchtig
geworden, nach Berlin. Mit seiner ersten eigenen Karaokemaschine
schlägt der Punk voll in der Berliner Hausbesetzer-Szene ein. Heute
lädt er in der Kult-Karaoke-Bar Monster Ronsons Ichiban Karaoke die
Berliner Promiszene zum Chillout. Ob in Karaokebars oder beim
Privatkaraoke zu Hause: Das Feature spürt jener schieren Lust nach,
vor und mit anderen Menschen zu singen. Einer Lust, die auch gnadenlos
sein kann.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/949: WDR 5 - Die offenen Fragen. Dokumente der Nebenklage im NSU Prozess, 21.+22.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die offenen Fragen 

Dokumente der Nebenklage im NSU Prozess

Von Ralf Homann

Produktion: BR/WDR 2018

WDR 5 Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 21. Januar 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, WDR 5

(Wdh.) | 22. Januar 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, WDR 5



Die Erwartungen an den NSU-Prozess waren groß. Die Bundeskanzlerin
versprach, der Staat werde alles tun, um die Helfershelfer und
Hintermänner des NSU aufzudecken. Doch das Gericht lehnte unzählige
Beweisanträge der Anwälte der Opfer und ihrer Familien als unzulässig
ab.

Er ist einer der längsten und aufwändigsten Prozesse der deutschen
Rechtsgeschichte. Der Komplex des "Nationalsozialistischen
Untergrunds" erschien unüberschaubar. Fünf Jahre nach Beginn des
Münchner Prozesses zeigt sich: Erweiterte Fragestellungen rund um die
Mord- und Anschlagsserie des NSU sind für seinen Verlauf irrelevant
und das Gericht lehnte entsprechende Beweisanträge der Opfer und ihrer
Familien ab. Auch die Verteidigung der mutmaßlichen Terroristen
argumentierte, es dürfe keine "überschießende Aufklärung" im
Strafverfahren geben. Zu einem Zeitpunkt, da die Aufnahme der Beweise
abgeschlossen, die Plädoyers weitgehend gehalten sind, das Urteil
gegen Beate Zschäpe und vier Mitangeklagte aber noch nicht gesprochen
ist, fügt das Feature Originaldokumente, Beweisanträge und
Schriftsätze zu einer ganz eigenen Geschichte zusammen. Es macht die
Leerstellen und Schattenrisse des nicht Aufgeklärten sichtbar und
skizziert damit auch die wichtige Aufgabe der Nebenklage: Die
Geschädigten sollen den Tätern nicht mehr als Opfer, sondern als
Handelnde gegenübertreten.

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. Januar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/1698: Deutschlandfunk Kultur - "Unseres Herzens Gordischer Knoten", 21.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Unseres Herzens Gordischer Knoten

Diskretionen von Mary de Rachewiltz, der Tochter Ezra Pounds

Von Klaudia Ruschkowski

DKultur 2015/86'42

Hörspiel

Sonntag, 21. Januar 2018, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Mary de Rachewiltz kam 1925 im Südtiroler Brixen als uneheliche
Tochter des Dichters Ezra Pound und der amerikanischen Geigerin Olga
Rudge zur Welt. Sie wuchs bei einer Bauernfamilie im Tiroler Pustertal
auf, wurde aber allmählich in das Leben der Eltern in Venedig
einbezogen. Auf Pounds autobiografische "Indiscretions" antwortete
Mary mit dem Buch "Discretions": um ihre eigene Geschichte
richtigzustellen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/318: WDR 5 - Sportstress. Zwischen Lust und Leistungszwang, 21.1.-11.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Sportstress - Zwischen Lust und Leistungszwang

Von Ulrich Land

WDR 5 Tiefenblick 

Produktion: 2016

Ausstrahlung vom 21. Januar bis 11. Februar 2018

sonntags, 08.05 - 08.40 Uhr und 22.30 - 23.00 Uhr, WDR 5



Start - Leistung - Ziel. Sport eben. Ohne Start, klar, würde es gar
nicht erst losgehen. Und ohne Ziel nirgends ankommen. Problematischer
wird es dazwischen: Leistung und Ausdauer um jeden Preis. Das ist der
Bereich, wo Sport - frei nach Churchill - Mord werden kann; zumindest
aber - purer Stress.

Antreten, abkämpfen, weitermachen, über sämtliche Durststrecken
hinweg. Zähes Durchhalten. Eine ganze Sportlerkarriere lang. Oder auch
beim Fitnesskult des Otto Normalbürgers. Eine Trainingseinheit nach
der anderen. Stets über den Punkt hinaus, wo man eigentlich aufhören
möchte. Aufhören sollte? Nur durchzustehen, das Ganze, weil man das
ferne Ziel im Auge hat: den Sieg. Über die Konkurrenz, über den
inneren Schweinehund. Was oder wer aber bleibt dabei auf der Strecke?
Leistungssportler und Top-Entscheider, Selbstoptimierer und
Selbstbändiger berichten von Höhen und Niederungen einer Sucht.


Folge 1

Kaderschmieden der Nation 

Sonntag, 21. Januar 2018, 08.05 - 08.35 Uhr | WDR 5

(Wdh.), 21. Januar 2018, 22.30 - 23.00 Uhr | WDR 5

Leistungszentrum des 1. FC Köln oder Olympiastützpunkt im Schwarzwald.
Wer hier lernt, lernt unter allen Umständen an die Spitze zu wollen -
und zu sollen. Im Namen einer steilen Profi-Karriere mit
angeschlossenem Großverdienst, schnellen Autos, traumhafter
Berühmtheit. Und um welchen Preis?


Folge 2

Anrennen gegen den Algorithmus

Sonntag, 28. Januar 2018, 08.05 - 08.40 Uhr | WDR 5

(Wdh.), 28. Januar 2018, 22.30 - 23.00 Uhr | WDR 5

Fitnessfreaks und Freizeitsportler trainiert vom Algorithmus: die
Selbstoptimierer unter der Fuchtel virtueller Coaching-Apps. Mehr denn
je erwischt der Stressfaktor Sport jetzt Otto Normalbürger - dank der
Hightech-Tools, die unbestechlich verzeichnen, ob man gehörig sportelt
oder die Füße auf den Sofatisch legt.


Folge 3

Vorturner der Leistungsgesellschaft

Sonntag, 4. Februar 2018, 08.05 - 08.40 Uhr | WDR 5 

(Wdh.), 4. Februar 2018, 22.30 - 23.00 Uhr | WDR 5 

Topentscheider joggen, was das Zeug hält. Marathon oder Triathlon:
Hauptsache schnell, Hauptsache weit. Das Langstreckenlaufen nach
Dienstschluss ist geradezu zum Einstellungskriterium avanciert.
Rennen, bloß um den Kopf freizukriegen?


Folge 4

Vom Ende einer Kampfmaschine

Sonntag, 11. Februar 2018, 08.05 - 08.40 Uhr | WDR 5 

(Wdh.), 11. Februar 2018, 22.30 - 23.00 Uhr | WDR 5 

Irgendwann ist die Luft raus. Definitiv. Nichts geht mehr. Aber: alles
andre als einfach, die Gier nach sportlichem Erfolg zum Schweigen zu
bringen. Und: Woher jetzt die Adrenalinschübe nehmen? Die Anfeuerung,
den Applaus?

Redaktion: Thomas Nachtigall
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KURSUS/1670: Mönchengladbach - "Fit mit Computer oder Laptop" - Grundkurs ab 29.1.


VHS: Fit mit Computer oder Laptop - Grundkurs



Neben den Grundlagen des Betriebssystems Windows und der Organisation
von Ordnern und Dateien lernen die Teilnehmer die wesentlichen
Funktionen der Textverarbeitung und des Internets in praktischen
Übungen kennen.

Der Kurs startet am Montag, 29. Januar und findet immer von 16.15 bis
17.45 Uhr in der Volkshochschule an der Lüpertzender Straße 85 statt.
Die Kosten für das Lehrbuch (15 Euro) sind in der Kursgebühr
enthalten. (Kosten: 99 Euro, Kurs-Nr.: 181A0713S) Weitere Information
und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1669: Herten - "Cewe-Fotobuch am PC gestalten" am 29. und 31.1.2018


Cewe-Fotobuch am PC gestalten



Von der Planung über die Bildauswahl bis zum Layout werden die
Schritte bis zum fertig gestalteten Fotobuch anhand einfacher
Beispiele im Seminar durchlaufen. Wer möchte, kann eigene ausgewählte
Digitalfotos auf USB-Stick, CD oder DVD mitbringen und im Seminar
bereits ein erstes eigenes Fotobuch am Computer gestalten.
Teilnehmende sollten dann, wenn möglich, bereits eine Auswahl von ca.
80 bis 120 Fotos getroffen haben, die sie im Fotobuch verwenden
möchten. Mit einem Fotobuch-Gutschein im Wert von 26,95 Euro können
Interessierte sich nach dem Kurs ihr erstes Fotobuch kostenfrei bei
der Firma Cewe bestellen. PC-Grundkenntnisse sind Voraussetzung für
diesen Kurs.

 3752

 Montag, 29., und Mittwoch, 31. Januar 2018

 jeweils 9 - 11.30 Uhr

 2 Termine (6 UStd)

 Rathaus-Nebengebäude

 30 Euro (erm. 22,50 Euro / HP 17,50 Euro)

 Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
 online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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TREFF/176: Frankfurt - Das Hörspiel des Jahres 2017, Preisverleihung, Präsentation, 24.02.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2018

Sa 24.02., 19.30 h

Das Hörspiel des Jahres 2017

ie Jury - die Preisverleihung - die Präsentation



Hörspiel - eine freie Kunst unserer Zeit

Seit 1977 wird aus dem Angebot der ARD die gelungenste neue
Produktion zum "Hörspiel des Monats" gewählt. Die Jury dafür wird von
der Deutschen Akademie der Darstellenden Künste für jeweils ein Jahr
berufen. Seit 30 Jahren wählt die Jury zusätzlich aus den zwölf
Hörspielen des Monats das "Hörspiel des Jahres". Diese Auszeichnung
gilt als einer der begehrtesten Medienpreise. Es ist Tradition, dass
das preisgekrönte Werk im Literaturhaus Frankfurt öffentlich
vorgestellt wird. Die Jury gibt dazu einen Rückblick auf das
vergangene Hörspieljahr. Das anwesende Publikum kann die mit dem
Preis geehrten Künstler und Dramaturgen bei einem Glas Wein befragen.

Die Jury des Jubiläumsjahres 2017:

Heiko Daniels (Digital Developer)

Eva Maria Lenz (Medienkritikerin)

Bernd Leukert (Komponist und Journalist)

Der Preisträger und weitere Infos ab Januar unter

www.darstellendekuenste.de/id-2017.html

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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CHIRURGIE/513: Starkes Übergewicht - Magenbypass und Schlauchmagen vergleichbar (idw)


Universität Basel - 17.01.2018

Starkes Übergewicht: Magenbypass und Schlauchmagen vergleichbar



In der Schweiz werden jährlich 5500 Operationen wegen starkem Übergewicht
durchgeführt. Dabei schneiden der Magenbypass und der Schlauchmagen
ähnlich ab: Die Patienten verlieren dabei langfristig etwa zwei Drittel
ihres Übergewichts, wie Forschende der Universität Basel am St.Claraspital
im "Journal of the American Medical Association" (JAMA) berichten. Bei
Magensäurereflux zeigt der Bypass klar bessere Resultate.

Krankhaftes Übergewicht samt seinen Folgekrankheiten wie Diabetes,
Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Krebs sind in der westlichen Welt stark
verbreitet. Derzeit gelten Eingriffe in der Bauchhöhle als die
effizientesten Massnahmen bei stark Übergewichtigen mit einem BMI über 35.

Standardoperation ist der Magenbypass, bei dem der Magen durch ein Stück
Dünndarm überbrückt wird. Immer häufiger zum Zug kommen daneben Methoden
wie der Schlauchmagen, der durch eine Verkleinerung des Magenvolumens
entsteht. Dieser Eingriff lässt sich einfacher, schneller und auch bei
sehr hohem BMI mit tiefer Komplikationsrate durchführen.

Über 200 Patienten untersucht

Zum Vergleich dieser beiden häufigen Operationsarten wurden in der Studie
217 schwer übergewichtige Patienten untersucht, denen je zur Hälfte
entweder ein Magenbypass oder ein Schlauchmagen zugeteilt wurde. Ihr
Durchschnittsalter betrug 45,5 Jahre, und 72% von ihnen waren Frauen. Die
Studie wurde an vier Orten in der Schweiz durchgeführt und von Prof. Ralph
Peterli von Universität Basel am St.Claraspital geleitet.

Punkto Gewichtsverlust führten die beiden Operationstypen fünf Jahre nach
dem Eingriff zu ähnlichen Resultaten: Nach einem Magenbypass nahmen die
Patienten 68% des Übergewichts ab, nach einem Schlauchmagen 61%. Auch der
BMI verringerte sich bei beiden Operationen von 44 auf 32. Verbessert
wurden zudem Folgeerkrankungen wie Bluthochdruck, Zuckerkrankheit,
Stoffwechselstörungen, Rücken-/Gelenkschmerzen und depressive
Verstimmungen, ebenso die allgemeine Lebensqualität.

Besserung bei Magensäurereflux

Patienten mit bestehendem Magensäurereflux profitieren eher von einer
Magenbypass-Operation: Bei diesem Eingriff wurden die Symptome bei 60%
beseitigt, während es beim Schlauchmagen nur 25% waren. Zudem kam es nach
einer Schlauchmagen-Operation deutlich häufiger zu einer Verschlechterung
oder zum Neuauftreten von Magensäurereflux. Eine erneute Operation oder
weitere Interventionen waren bei 22% der Magenbypässe und bei 16% der
Magenschlauch-Operationen nötig.


Originalbeitrag

Ralph Peterli et al.

Effect of laparoscopic sleeve gastrectomy vs laparoscopic Roux-en-Y
gastric bypass on weight loss in patients with morbid obesity: The SM-BOSS
randomized clinical trial

JAMA (2018), doi: 10.1001/jama.2017.20897

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Starkes-Uebergewicht-Magenbypass-und-Schlauchmagen-vergleichbar.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Olivia Poisson, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1884: Signalprotein Hedgehog hält Krebsstammzellen am Leben (idw)


Charité / Universitätsmedizin Berlin - 17.01.2018

Signalprotein Hedgehog hält Krebsstammzellen am Leben



Das Überleben von Krebsstammzellen hängt vom sogenannten Hedgehog-Signalweg ab.
Das haben Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin
Berlin herausgefunden. Bei kolorektalen Karzinomen wurde bislang davon
ausgegangen, dass dieser keine entscheidende Rolle spielt - jetzt könnte
die Blockierung eines spezifischen Aspekts des Kommunikationsweges einen
neuen therapeutischen Ansatz für Darmkrebspatienten bieten. Die
Forschungsergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Cell Reports*
veröffentlicht.

Darmkrebs ist weltweit die dritthäufigste Krebserkrankung und die
vierthäufigste Todesursache. Die Tumore bestehen aus verschiedenen
Zelltypen, die unterschiedliche Funktionen bei der Krebsentstehung haben.
Die Ausbreitung des Tumors und sein Wachstum werden durch eine Untergruppe
von Zellen verursacht, die Eigenschaften von Stammzellen besitzen. Dazu
gehören die Fähigkeiten, sich selbst zu erneuern, sich zu differenzieren,
in einen Ruhezustand überzugehen sowie therapieresistent zu sein. Diese
sogenannten Krebsstammzellen werden auch als Ursache von Rezidiven nach
einer zunächst erfolgreichen Behandlung betrachtet.

Dr. Joseph Regan und seine Kollegen vom Comprehensive Cancer Center der
Charité (CCCC) untersuchten im Konsortium OncoTrack, das im Rahmen der
europäischen Initiative Innovative Arzneimittel gefördert wurde, in
Kooperation mit dem Max-Planck-Institut für Molekulare Genetik, der
Medizinischen Universität Graz und der Bayer AG eine Behandlungsoption,
bei der die Krebsstammzellen gezielt aus den Tumoren entfernt werden
können. Dieser Ansatz könnte zu einem deutlich besseren Behandlungserfolg
führen. Voraussetzung dafür ist das tiefere Verständnis der zellulären
Kommunikationswege in den Stammzellen und der daran beteiligten Gene.

In der aktuellen Studie hat das Forscherteam Darmkrebsstammzellen
vollständig sequenziert und funktionelle Studien mithilfe von Mausmodellen
sowie mit dreidimensionalen Zellkulturen von Patiententumoren
durchgeführt. Dabei zeigte sich, dass das Überleben von Stammzellen durch
eine spezifische Eigenschaft des Hedgehog-Signalwegs (SHH-PTCH1) reguliert
wird. Über diesen Signalweg reagieren Zellen auf äußere Signale. Zudem
blockiert er die Differenzierung der Stammzellen.

"Die gezielte Hemmung des Hedgehog-Signalwegs könnte auch in Kombination
mit anderen etablierten Therapien zur Reduzierung der Tumorgröße eine neue
Strategie zur Eliminierung der Krebsstammzellen und zur Vorbeugung eines
Rezidivs darstellen", erklärt Dr. Regan. Die Blockade hat sich in
präklinischen Studien auch zur Behandlung von Bauchspeicheldrüsen- und
Brustkrebs als vielversprechend erwiesen. Er fügt hinzu: "Zukünftige
Studien werden sich mit der differenzierten Charakterisierung der
therapeutischen Zielstruktur und den noch wenig untersuchten Komponenten
des Signalwegs beschäftigen."


* Regan et al.: Non-Canonical Hedgehog signaling is a positive regulator
of the WNT pathway and is required for the survival of colon cancer stem cells.
In: Cell Reports, Vol. 21, Issue 10, p2813-2828, December 05, 2017. DOI:
org/10.1016/j.celrep.2017.11.025.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUCHEN/540: Süchtig und krank - aber keine Therapie auf Kassenkosten (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2017

Nikotin

Süchtig und krank - aber keine Therapie auf Kassenkosten

von Dirk Schnack



Patienten aus Schleswig-Holstein suchen gerichtliche Klärung, damit
ihre Therapie erstattet wird. Ärzte sehen noch Vorurteile gegen
Raucher, die nicht aufhören können.


Der Nichtraucherschutz in Deutschland zeigt Wirkung. Die
Standorte, an denen der Gesetzgeber das Rauchen erlaubt, sind spürbar
eingeengt, unter Kindern und Jugendlichen nimmt der Anteil der Raucher
ab. Ob Deutschland trotzdem noch eine der "letzten Nichtraucherhöllen
Europas" ist, wie es der Lobbyverein "Pro Rauchfrei" formulierte,
oder, wie die Zigarettenindustrie schrieb, mit dem Werbeverbot gegen
"verfassungsrechtlich geschützte Freiheiten" verstößt, ist eine Frage
der Perspektive.

Unabhängig von solchen Auseinandersetzungen steht fest, dass es
zahlreiche Patienten in deutschen Arztpraxen gibt, die nikotinabhängig
sind und es ohne ärztliche Therapie nicht schaffen, mit dem Rauchen
aufzuhören. Diese Zahl wird auf rund sechs Millionen geschätzt. Eine
Therapie ist möglich, die Kostenübernahme aber nach Ansicht der
Krankenkassen durch das Sozialgesetzbuch nicht gedeckt. Patienten aus
Schleswig-Holstein bemühen sich deshalb vor den Sozialgerichten um
eine Klärung der umstrittenen Frage.

Ärzte wie der Eckernförder Allgemeinmediziner Dr. Ulf Ratje
unterstützen sie mit ihrem Wissen und dem Netzwerk über die Deutsche
Gesellschaft für Nikotin- und Tabakforschung. Dabei stoßen sie in der
Bevölkerung und unter ärztlichen Kollegen noch auf Vorurteile. Die
unter ihnen verbreitete Auffassung, Raucher sollten doch einfach
aufhören und seien selbst in der Verantwortung, löst das Problem
nicht. Viele Süchtige rauchen seit Jahrzehnten und schon seit
Jugendtagen. Diese Abhängigkeit zu durchbrechen, ist für viele
Betroffene nicht zu schaffen. Ratje und andere Ärzte versuchen, ihnen
durch eine professionelle Therapie zu helfen, für die es allerdings
keine Finanzierung über die Krankenkassen gibt.

Der jahrelange Einsatz für eine Kostenübernahme geht jetzt in die
Zielgerade. Im kommenden Jahr entscheiden Gerichte voraussichtlich
über mehrere Klagen von Betroffenen. Ratje erhofft sich nicht nur
einen positiven Ausgang für seine Patienten, sondern auch
Präzedenzcharakter, damit abhängigen Rauchern eine leitliniengerechte
Therapie ermöglicht wird und ihnen Folgeerkrankungen erspart bleiben.


Nikotinabhängigkeit

Druck, aber keine Hilfe für Raucher

Der öffentliche Druck auf Raucher steigt, zugleich sinkt ihr Anteil
in der Bevölkerung. Wer aber hilft den Patienten, die ohne
professionelle Unterstützung nicht aufhören können?

Rauchen war in Deutschland bis vor zehn Jahren eine öffentliche
Angelegenheit. Besonders in Kneipen und Gaststätten galt es über
Jahrzehnte als normal, wenn sich Raucher eine Zigarette anzündeten -
vor und nach dem Essen, selbst wenn am Nachbartisch gerade das Essen
serviert wurde. Seitdem hat das 2007 in Kraft getretene
Nichtraucherschutzgesetz in Deutschland für viel Veränderung gesorgt.
Rauchen in der Öffentlichkeit ist deutlich seltener geworden und an
vielen Stellen verboten.

Positiv ist auch, dass Rauchen unter Heranwachsenden nicht mehr als
"cool" gilt; der Anteil der Raucher unter den Jugendlichen ist
zurückgegangen. Ende der 90er Jahre rauchten in Deutschland noch rund
30 Prozent der 12- bis 17-Jährigen, heute sind es nur noch rund zehn
Prozent - vielleicht auch eine Wirkung der Schockbilder, die der
Gesetzgeber auf den Packungen vorschreibt? Die Tabakbranche zeigt sich
davon unbeeindruckt. "Der Markt für Tabakprodukte hat sich im ersten
Halbjahr 2017 weitgehend stabil entwickelt", teilte der Deutsche
Zigarettenverband (DZV) im Herbst mit. Die deutschen Konsumenten
zeigten sich nach Verbandsauffassung von den Schockbildern auf den
Packungen von Zigaretten und Feinschnitttabak sowie von den neuen
Textwarnhinweisen bei Zigarren, Zigarillos und Pfeifen "wie erwartet
kaum beeindruckt". Die Industrie beklagt nicht etwa die
gesundheitlichen Folgen des Konsums ihrer Produkte, sondern "die
deutlich gestiegenen bürokratischen Verpflichtungen", die der
Gesetzgeber der "vielfältigen mittelständischen Industrie" auferlegt
habe. Von der nächsten Bundesregierung fordert der Verband ein
Regulierungsmoratorium "und keine neuen Verbote und bürokratischen
Lasten".

Der Lobbyverband beklagte schon im vergangenen Jahr das Werbeverbot
für Tabakprodukte, führte dagegen Bewertungen von Verfassungsrechtlern
an und sprach von einem "Anschlag auf ordnungspolitische Prinzipien
der Marktwirtschaft". Eine Notwendigkeit für ein solches Verbot sah
der Verband schon deshalb nicht, weil sich "die Raucherprävalenz unter
Kindern und Jugendlichen seit Jahren im Sturzflug" befinde. Immerhin:
Dies wird vom Verband als "erfreuliche Entwicklung" angesehen.

Fest steht aber, dass das Einatmen von Tabakrauch als häufigste
Einzelursache von Krebs gilt. Die Deutsche Krebsgesellschaft stellt
klar, dass Rauchen neben Lungenkrebs auch Krebs der Mundhöhle, des
Kehlkopfs, der Speiseröhre, der Bauchspeicheldrüse, der Nieren, der
Harnblase, der Gebärmutter, der Brust, des Knochenmarks und des
Dickdarms verursachen kann.

Fest steht auch, dass Rauchen als die häufigste vermeidbare
Todesursache in den Industrieländern gilt. Allein in Deutschland
sterben jährlich mehr als 100.000 Menschen an den Folgen des Rauchens.
Befinden wir uns also tatsächlich noch in "einer der
Nichtraucherhöllen Europas", wie es der Nichtraucher-Lobbyverein "Pro
Rauchfrei" auf seiner Website ausdrückt? Der Verein kritisiert u.a.,
dass in vielen Krankenhäusern das Rauchen in Nebenzimmern, auf
Balkonen oder auf Privatabteilungen gestattet ist. "Auch muss das
Rauchen auf dem gesamten Krankenhausgelände verboten sein. Der Verkauf
von Tabakwaren, ob im Kiosk oder an Automaten, muss tabu sein",
fordert der Verein.

Zahlreiche Ärzte erleben die gesundheitlichen Folgen des Rauchens bei
ihren Patienten. Einige Ärzte kämpfen aktiv gegen das Rauchen. Einer
von ihnen ist Hausarzt und Palliativmediziner Dr. Joachim Kamp aus
Emsdetten, der sich seit Langem für ein Tabakwerbeverbot einsetzt.
Sein Einsatz gegen Zigarettenautomaten ging durch die Medien. Im
Sommer hatte er Zigarettenautomaten verhüllt und mit drastischen
Parolen wie "Wegen 140.000 Toten geschlossen" versehen. Nachdem ein
Automatenaufsteller Anzeige erstattet hatte, musste er die Aktion
zunächst einstellen. Kamp ging dann dazu über, Schilder vor den
Automaten mit dem Aufdruck "Trotz 140.000 Todesfällen: Der Verkauf
geht weiter!" aufzustellen. In der Presse begründete er sein
Engagement so: "Als Palliativarzt, der jeden Tag Raucherkranke
behandelt, finde ich es unerträglich, dass der Handel mit Zigaretten
nicht verboten wird."

Weniger medienwirksam, aber beharrlich, setzt sich der Eckernförder
Allgemeinmediziner Dr. Ulf Ratje ein. Er kämpft dafür, dass die
gesetzlichen Krankenkassen Entwöhnungstherapien für süchtige Raucher
übernehmen. Trotz eines aktuellen Rückschlags vor dem
Landessozialgericht in Schleswig forciert er seinen Einsatz. Die
Schleswiger Richter hatten kürzlich die Klage einer seiner Patienten
zur Kostenerstattung ihrer Raucherentwöhnungstherapien abgewiesen und
keine Revision zugelassen.

Um dennoch vor das Bundessozialgericht zu gelangen, wurde
Nichtzulassungsbeschwerde eingereicht. "Die Ablehnungsquote beträgt
über 90 Prozent", betrachtet Ratje die Aussicht auf Erfolg dieses Wegs
nüchtern. Nachdem er mit weiteren Medizinern wie Professor
Klaus-Dieter Kolenda, Prof. Reiner Hanewinkel vom Institut für
Therapie- und Gesundheitsforschung und Suchtexperte Dr. Jakob Koch vom
ZIP in Kiel sowie mit Juristen das für sie enttäuschende Urteil des
Schleswiger Landessozialgerichts aufgebarbeitet hat, sieht er jedoch
im Fall weiterer Patienten, deren Fälle voraussichtlich im kommenden
Jahr in Schleswig verhandelt werden, Erfolgschancen.

Den Ärzten geht es geht um die Frage, wer die Kosten für
Raucherentwöhnungsbehandlungen übernehmen muss. Das
Landessozialgericht stellte dazu in seinen Entscheidungsgründen klar:
"Auch bei chronisch Kranken gehört die Raucherentwöhnung nicht zum
Kernbereich der von der gesetzlichen Krankenversicherung zu tragenden
Leistungen. Behandlungserfolg sowie Sinn und Zweck der Therapie sind
nicht in Frage gestellt, wenn die Kosten zur Stärkung der
Eigenverantwortung nicht von der gesetzlichen Krankenversicherung
übernommen werden."

Das Sozialgesetzbuch V sieht im Paragraph 20 zwar Kurse vor. Diese
fallen aber unter die Primärprävention und sind nach Meinung Ratjes
und weiterer Experten für süchtige Raucher nicht geeignet. Deshalb
müssen Ärzte, die wie Ratje Entwöhnungstherapien für Süchtige
anbieten, diese Leistungen nach GOÄ abrechnen - was sich viele
Patienten aber nicht leisten können.

Als Vizepräsident der Deutschen Gesellschaft für Nikotin- und
Tabakforschung engagiert sich Ratje deshalb wie berichtet seit Jahren
dafür, dass der Erstattungsausschluss der Medikamente zur
Raucherentwöhnung aus Paragraph 34 des SGB V gestrichen wird. Dort ist
aufgelistet, welche Arzneimittel von der Versorgung ausgeschlossen
sind, weil bei ihnen nach Ansicht des Gesetzgebers eine Erhöhung der
Lebensqualität im Vordergrund steht. Damit wird die Raucherentwöhnung
auf eine Stufe mit Mitteln zur Verbesserung des Haarwuchses gestellt -
für Ratje falsch. "Dieser Paragraf ist nach meiner Ansicht politisch
motiviert, weil man Angst vor den Kosten hat", sagt Ratje.
Enttäuschend ist für ihn, dass sich das Landessozialgericht bei dieser
Frage nicht auf medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse einließ.
"Der Einsatz der Medikamente führt eben nicht zu einer Erhöhung der
Lebensqualität, sondern dämpft die Entzugsbeschwerden", stellt Ratje
klar.

Dieses Argument wollen Ratje und weitere Mediziner vor Gericht für
weitere Patienten verdeutlichen. Sie streben die Vorlage vor dem
Bundesverfassungsgericht an, weil sie den Begründungstext von
Paragraph 34 zum Ausschluss der Medikamente zur Raucherentwöhnung für
falsch halten. Nach ihrer Ansicht wird zudem der Gleichheitsgrundsatz
im Grundgesetz - etwa im Vergleich zur Behandlung der
Alkoholabhängigkeit - missachtet.

Zugleich wollen sie ihre Ansicht politisch stärker einbringen und
intensivieren deshalb ihr Engagement durch Gespräche in der Kieler
Landespolitik. Dabei wollen sie auch verdeutlichen, dass viele Raucher
von den Kosten der Entwöhnungstherapie abgeschreckt werden. Ratje:
"Viele können sich das nicht leisten. Der Anteil der
Einkommensschwachen unter den süchtigen Rauchern ist hoch. Nur bei
Erfolg spart ihnen die Entwöhnung Geld. Die Rückfallquote liegt bei
über 50 Prozent." Entsprechend wenige süchtige Raucher wagen diesen
Schritt.

Das Argument, Raucher könnten doch einfach aufhören, bezeichnet er als
falsch. Ratje verweist in diesem Zusammenhang auf Studien mit
rauchenden Schwangeren: Rund ein Drittel schafft es, in der
Schwangerschaft aufzuhören, ein Drittel reduziert den Konsum und ein
Drittel behält den alten Konsum bei. Ratjes Fazit: Ohne professionelle
Unterstützung können viele süchtige Raucher nicht aufhören.

Neu ist der Einsatz schleswig-holsteinischer Ärzte in diesem Bereich
nicht. Nicht nur Ratje engagiert sich schon seit Jahren, um abhängigen
Rauchern eine leitliniengerechte Therapie zu ermöglichen. Auch im
Präventionsbereich sind Ärzte engagiert. So schrieb etwa Prof.
Klaus-Dieter Kolenda schon im Jahr 2005 im Schleswig-Holsteinischen
Ärzteblatt: "Bis heute werden jedoch in Deutschland die
gesundheitlichen Schäden durch das Rauchen in der Öffentlichkeit durch
Politik und Medien in skandalöser Weise vernachlässigt. Auch von
Teilen der Ärzteschaft wird den Folgen der Tabakepidemie nicht die
erforderliche Aufmerksamkeit entgegengebracht."

Heute erkennt Kolenda durch die eingeführten Nichtraucherschutzgesetze
zwar einen "gewissen Fortschritt". Aber: "Angesichts der Tatsache,
dass das Rauchen weiterhin einer der wichtigsten Risikofaktoren für
chronische Krankheiten und vorzeitigen Tod ist und ca. 30 Prozent
unserer erwachsenen Bevölkerung rauchen, können diese gesetzlichen
Maßnahmen nur als ein erster Schritt bei der Verhältnisprävention des
Rauchens angesehen werden."

Kolenda hält weitere Maßnahmen, wie ein vollständiges Verbot der
Tabakwerbung, höhere Tabaksteuern und die Abschaffung der
Zigarettenautomaten für "dringend erforderlich". "Außerdem muss ich
aufgrund meiner Erfahrungen sagen, dass auch heute von Teilen der
Ärzteschaft den Folgen der Tabakepidemie nicht die erforderliche
Aufmerksamkeit entgegengebracht wird. Das zeigt sich zum Beispiel
daran, dass eine professionelle Raucherentwöhnung nur von wenigen
Kolleginnen und Kollegen angeboten wird. Ich hoffe, dass sich das
ändern wird, wenn die ärztliche Raucherentwöhnung bei
Tabakabhängigkeit und/oder Vorliegen von Folgeerkrankungen von den
gesetzlichen Krankenkassen angemessen honoriert wird", sagte Kolenda
dem Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt.

Wann aber ist ein Patient nikotinabhängig? Um dies zu diagnostizieren
empfiehlt das Deutsche Krebsforschungszentrum den Fagerström-Test.
Außerdem deuten folgende Signale darauf hin, dass sich eine
Abhängigkeit entwickelt hat:


	Starkes Verlangen zu rauchen, das erst nach mehrmaligem Inhalieren verschwindet.

	Schlechtes Gewissen beim Rauchen, verbunden mit dem Gedanken, eigentlich lieber aufhören zu wollen.

	Körperliches Unwohlsein bei längeren Rauchpausen.

	Gefühl eines "Beschaffungszwangs", wenn sich die Packung dem Ende zuneigt, oder eines "Vorratszwangs", der zum stangenweisen Einkauf von Zigaretten führt.

	Vor-" oder "Nach-"Rauchen, wenn man weiß, dass man vorübergehend nicht rauchen kann.

	Billigung von Gesundheitsschäden und Kosten trotz des Wissens um die Schädlichkeit des Rauchens.

	Scheitern auch ernsthafter Versuche, mit dem Rauchen aufzuhören.



Von einer psychischen Abhängigkeit spricht man laut DKFZ, wenn Rauchen
an bestimmte Auslösereize gekoppelt ist: "Rauchverlangen kann durch
eine Vielzahl von Situationen ausgelöst werden. So sind bestimmte
Situationen und Ereignisse, aber auch körperliche Befindlichkeiten und
seelische Stimmungen zu einem Signal geworden, eine Zigarette zu
rauchen. Manchmal erfolgt der Griff zur Zigarette sogar unbemerkt und
man wundert sich anschließend, wo auf einmal die brennende Zigarette
herkommt", so das DKFZ.

Ein weiteres Problem ist die gedankliche Erwartungshaltung, die für
viele Abhängige mit dem Nikotinkonsum verbunden ist. Mit den
Auslösereizen und den kurzfristigen angenehmen Folgen des Rauchens
verbindet sich die Erwartung: "Wenn ich jetzt rauche, geht es mir
besser." Denn beim Rauchen stellen sich meist kurzfristige positive
Effekte wie Entspannung, Genuss, gesteigerte Konzentrationsfähigkeit
oder Stressreduktion ein - die allerdings schnell wieder abklingen.
Häufig lassen sich Raucher von diesen kurzfristigen Folgen leiten, die
der Wirkung von Amphetaminen ähneln, und schenken den negativen
Spätfolgen, beispielsweise Lungenkrebs und Raucherbein, kaum
Beachtung.


50 Prozent

der abhängigen Raucher, die eine ärztlich begleitete
Entwöhnungstherapie beginnen, werden rückfällig. Deshalb scheuen die
oft aus einkommensschwachen Schichten stammenden Betroffenen die
Therapie.

 * 

WER RAUCHT?

Am höchsten ist der Anteil unter jungen Erwachsenen: In dieser
Altersgruppe raucht rund ein Drittel. Unter Minderjährigen hat der
Anteil deutlich abgenommen, hier liegt der Anteil der Raucher bei rund
zehn Prozent. Im Norden ist der Anteil der Raucher höher als in
Süddeutschland und unter Männern höher als unter Frauen. Seit
Jahrzehnten gilt unverändert: In den einkommensschwachen Schichten ist
der Anteil der Raucher höher als in anderen sozialen Schichten.

WER RAUCHT NICHT?

Drei Viertel der Deutschen über 15 Jahre sind Nichtraucher. In einer
Umfrage, die das Deutsche Krebsforschungszentrum nennt, haben mehr als
die Hälfte der Befragten noch nie geraucht. In der Altersgruppe der
über 70-Jährigen finden sich kaum noch Raucher, weil die Starkraucher
dieses Alter nur selten erreichen - daran ändern auch Ausnahmen wie
etwa Helmut Schmidt nichts.

PASSIVRAUCHEN

Nach Angaben der Deutschen Krebsgesellschaft sind immer noch viele
Erwachsene unfreiwillig Tabakrauch ausgesetzt: 34 Prozent der nicht
rauchenden Männer und 22 Prozent der nicht rauchenden Frauen kommen
trotz bestehender Gesetze zum Schutz von Nichtrauchern mindestens
einmal pro Woche mit Tabakrauch in Berührung.

Ob Kinder und Jugendliche rauchfrei aufwachsen, hängt in erster Linie
davon ab, ob ihre Eltern Raucher oder Nichtraucher sind. Bei 43
Prozent der Kinder und Jugendlichen im Alter bis zu 17 Jahren raucht
zumindest ein Elternteil, bei 15 Prozent rauchen beide Elternteile.
Insgesamt kommen 67 Prozent der 11- bis 17-Jährigen, die selbst nicht
rauchen, zumindest gelegentlich mit Tabakrauch in Kontakt, bei 19
Prozent der Kinder und Jugendlichen ist dies regelmäßig der Fall.

RAUCHEN UND KREBS

Jeder zweite gewohnheitsmäßige Raucher wird laut Deutscher
Krebsgesellschaft vermutlich an den Folgen des Rauchens versterben.
Dabei handelt es sich nicht unbedingt um starke Raucher - viel
entscheidender ist offenbar die Tatsache, dass diese Personen über
viele Jahre rauchen und bereits im Jugendalter damit begonnen haben.
Verglichen mit häufigen Krankheiten wie Herzkreislauferkrankungen und
Diabetes mellitus frisst das Rauchen die meiste Lebenszeit: Fast
neuneinhalb Jahre leben Männer, die mehr als zehn Zigaretten pro Tag
rauchen, im Durchschnitt weniger als Männer, die nicht rauchen. Bei
Frauen sind es siebeneinhalb Jahre. Immer noch fünf Jahre gehen
verloren, wenn bis zu zehn Zigaretten pro Tag geraucht werden.

TABAKSTEUER

2016 nahm der Bund mehr als 14 Milliarden Euro aus der Tabaksteuer
ein. Gegenüber 2015 gingen die Einnahmen um insgesamt 725 Millionen
Euro zurück. Von 2002 bis 2005 wurde die Tabaksteuer laut Deutschem
Zigarettenverband insgesamt fünf Mal erhöht. Am 1. Januar 2002 und
2003 stieg die Tabaksteuer jeweils um 1 Cent pro Zigarette. Mit den
Einnahmen sollten Maßnahmen zur Terror-Bekämpfung finanziert werden.
Es folgten Tabaksteuererhöhungen im März und Dezember 2004 sowie im
September 2005 um jeweils 1,2 Cent pro Zigarette. Diese dreimalige
Erhöhung diente zur Finanzierung von Teilen der
Gesundheitsstrukturreform.

Ab 2011 folgte eine fünfstufige Tabaksteuererhöhung bis 2015. Die
erwarteten Mehreinnahmen waren für die Haushaltskonsolidierung
vorgesehen. Die erste Stufe wurde im Mai 2011 umgesetzt. Es folgten
dann jeweils zum 1. Januar weitere Erhöhungen bis zum Jahr 2015. Die
Steuererhöhung bei einer Packung Zigaretten sollte jährlich bei 4 bis
8 Cent liegen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 12/2017
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2017/201712/h17124a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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VORSORGE/774: Neue Empfehlung zur Grippeimpfung - Was Geriater den Hausärzten bei älteren Patienten jetzt raten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 17.01.2018

Neue Empfehlung zur Grippeimpfung: Was Geriater den Hausärzten bei älteren
Patienten jetzt raten



Wir sind mitten in der kalten Jahreszeit - und damit inmitten der Grippe-Saison.
Insbesondere für ältere Menschen bietet sich hier eine spezielle
Schutzimpfung an. Die Arbeitsgruppe Impfen der Deutschen Gesellschaft für
Geriatrie (DGG) rät Hausärzten, sich speziell mit den Impf-Anforderungen
dieser Zielgruppen auseinanderzusetzen.

"Hausärzte stehen hier häufig vor der Frage, welcher Impfstoff der
hilfreichste ist. Das Alter und die Multimorbidität des Patienten spielen
dabei eine große Rolle", sagt Dr. Anja Kwetkat, Chefärztin der Klinik für
Geriatrie am Uniklinikum Jena und Leiterin der AG Impfen. "Zudem wurde
gerade von der Ständigen Impfkommission eine neue Influenza-Impf-Empfehlung
publiziert."

Aktuell sind drei Impfstoffe verfügbar: ein 3-fach-Impfstoff, ein
wirkverstärkter 3-fach-Impfstoff und ein 4-fach-Impfstoff. Alle diese
Impfstoffe schützen gegen beide Influenza-A-Stämme, die 3-fach-Impfstoffe
noch gegen einen weiteren Influenza-B-Stamm und der 4-fach-Impfstoff gegen
beide Influenza-B-Stämme. Der 4-fach-Impfstoff wurde bislang von der
Ständigen Impfkommission (STIKO) am Robert-Koch-Institut nicht empfohlen.
"Das soll sich nun ändern. Nachdem unter anderem auch wir als
Arbeitsgruppe der DGG vermehrt und deutlich auf die Wirksamkeit
hingewiesen haben, hat die STIKO nun auch eindeutig Stellung bezogen. Das
ist ein wichtiger Erfolg", sagt Kwetkat.

Besserer Schutz: Vierfach-Grippeimpfstoff wird offiziell empfohlen

Die Kommission hat Ende 2017 ihre Influenza-Impfempfehlung präzisiert und
empfiehlt künftig für die Impfung gegen saisonale Influenza einen
quadrivalenten Influenza-Impfstoff. Diese neue Empfehlung gilt für alle
Personen, für die die saisonale Influenza-Impfung von der STIKO empfohlen
wird. Unklar ist aber noch, ob der quadrivalente Impfstofftyp als
Pflichtleistung in die Schutzimpfungsrichtlinie aufgenommen wird. Nach wie
vor bezieht die STIKO jedoch keine Stellung zu den wirkverstärkten
Influenza-Impfstoffen. "Grundsätzlich gilt: Je älter und fragiler ein
Mensch ist, desto sinnvoller ist es, einen wirkverstärkten 3-fach-Impfstoff zu
verwenden", erklärt Kwetkat. Die Daten des Robert Koch
Institutes zeigen, dass diese Gruppe vorrangig vom Influenza Virusstamm
A(H3N2) bedroht ist, so dass eine bessere Wirksamkeit gegen diesen Stamm
für diese Patientengruppe von besonderer Relevanz ist. Es bleibt
abzuwarten, ob sich die STIKO in Zukunft auch hier positioniert.

Alles zum richtigen Zeitpunkt: Impfen lohnt sich auch noch zum
Jahreswechsel

Auch der Zeitpunkt der Impfung sollte bei älteren Menschen ein anderer
sein: Da die Wirkung mit fortschreitendem Alter weniger lang anhält, ist
eine spätere Impfung sinnvoll. "Da die Hauptsaison der Influenza in den
vergangenen Jahren im Februar und März lag, reicht bei dieser
Patientengruppe eine Impfung im Zeitraum Ende Oktober bis Anfang November.
Wer sich bis zum Jahreswechsel noch nicht hat impfen lassen, sollte dies
jetzt trotzdem noch beim Arzt nachholen", sagt die Impf-Expertin Kwetkat.


Aktuelle Impf-Empfehlungen erhalten Hausärzte auf der Webseite der
DGG-Arbeitsgruppe Impfen. Die AG hat die aktuellen STIKO-Impfempfehlungen unter
geriatrischen Gesichtspunkten zusammengestellt:

[http://www.dggeriatrie.de/images/Dokumente/180117_Veroeffentlichen_zur_Meldung_AG_Impfen_Geriatrie_spezifische_Aspekte_zur_STIKO_Impfempfehlung_2017_V02.pdf]

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/1394-pm-neue-empfehlung-zur-grippeimpfung-was-geriater-den-haus%C3%A4rzten-bei-%C3%A4lteren-patienten-jetzt-raten?acm=12588_440

http://www.dggeriatrie.de/ueber-uns/arbeitsgruppen/1036-arbeitsgruppe-impfen

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment64302

PM: Neue Empfehlung zur Grippeimpfung: Was Geriater den Hausärzten bei älteren
Patienten jetzt raten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1658

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG), Torben Brinkema, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/879: Übergewicht politisch bekämpfen - körperliche und psychische Folgen eindämmen (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.01.2018

Übergewicht politisch bekämpfen - körperliche und psychische Folgen
eindämmen



Berlin - Übergewicht und Adipositas sind zum Massenphänomen geworden: Fast
jeder vierte Bundesbürger weist einen Body-Mass-Index über 30 auf und gilt
somit als adipös - und die Zahlen steigen weiter. Beim Kampf gegen die
Fettsucht und ihre gravierenden gesundheitlichen Folgen sehen medizinische
Fachgesellschaften auch die Politik in der Pflicht. In einem
Positionspapier fordern sie die noch zu bildende Bundesregierung auf,
einen nationalen Aktionsplan Adipositas zu entwickeln und dabei alle
relevanten Fachgesellschaften mit einzubinden.

Zu den Unterzeichnern zählen auch die Deutsche Gesellschaft für
Psychosomatische Medizin und Ärztliche Psychotherapie (DGPM) und das
Deutsche Kollegium für Psychosomatische Medizin (DKPM). Beide
Organisationen betonen die Verknüpfung von starkem Übergewicht und
psychischen Erkrankungen.

"Wer Adipositas nur als Problem des Einzelnen sieht, der sich eben nicht
beherrschen kann, greift zu kurz", sagt Professor Dr. med. Harald Gündel,
Direktor der Klinik für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie der
Uniklinik Ulm und Mediensprecher der DGPM. Von der
Weltgesundheitsorganisation WHO werde die Adipositas als chronische
Krankheit eingestuft und müsse auch als solche anerkannt werden.
Unstrittig ist, dass das starke Übergewicht große gesundheitliche Risiken
mit sich bringt: Betroffene entwickeln deutlich häufiger
Stoffwechselstörungen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und bestimmte
Krebsarten. Auch wird der Bewegungsapparat durch die große Körpermasse
dauerhaft überbeansprucht. Allein diese körperlichen Probleme führen zu
hohen beruflichen Ausfallzeiten und letztlich zu einer verringerten
Lebenserwartung.

Starkes Übergewicht ist aber auch eng verknüpft mit psychischen
Krankheiten wie Depressionen oder Angstzuständen. Oft sind diese Probleme
eine Folge des geringen Selbstwertgefühls und der sozialen Ausgrenzung,
mit der adipöse Menschen zu kämpfen haben. Wie die psychosomatischen
Fachgesellschaften betonen, können die kausalen Beziehungen aber auch
genau umgekehrt sein: In diesen Fällen ist das starke Übergewicht Ausdruck
einer psychischen Störung oder Krise. "Wir leben mit einem ständigen
Überangebot von kalorienreichen Nahrungsmitteln, die unser natürliches
Belohnungssystem ansprechen", erläutert Professor Dr. med. Stephan Zipfel
vom Universitätsklinikum Tübingen, Vorstandsvorsitzender des DKPM. Dieser
ständigen Versuchung zu widerstehen, gelingt selbst psychisch Gesunden
nicht immer. Und wer psychisch labil ist oder gerade eine Lebenskrise
durchmacht, beginnt umso leichter mit dem sogenannten "Frust-Essen". Zu
den anerkannten Risikofaktoren für die Entstehung einer Adipositas zählen
neben manifesten psychischen Störungen auch schlichter Schlafmangel,
Stress oder die Einnahme bestimmter Medikamente.

"Eine der besonderen Herausforderungen stellt die Entwicklung geeigneter
Präventionsmaßnahmen von Übergewicht und Adipositas im Kindesalter und in
der Jugend dar. Hierbei können auch innovative Medien, wie digitale
Lernspiele zu Themen der Ernährung, Bewegung und Bewältigung von
psychosozialem Stress beitragen", erläutert Zipfel. Die Weichen hier
(wieder) anders zu stellen sei ein langwieriger Prozess.
Psychotherapeutische Ansätze wie etwa eine Verhaltenstherapie könnten zwar
zumindest kurzfristige Erfolge bringen, doch gebe es kaum langfristig
wirksame Präventions- und Therapiekonzepte. Selbst eine operative
Magenverkleinerung hilft nicht allen Patienten dauerhaft. Hier wünschen
sich die Unterzeichner des Positionspapiers eine bessere
Forschungsförderung und ein Mandat, die gewonnene Expertise direkt in den
politischen Prozess einbringen zu können. "Adipositas ist prinzipiell
vermeid- und behandelbar", davon ist Professor Gündel überzeugt - das
gelte jedoch nur, wenn man den Betroffenen auch langfristig die
therapeutische Hilfe zuteilwerden lasse, die sie benötigten. Die
Rahmenbedingungen hierfür herzustellen, sei Aufgabe der Politik.

Wünschenswert wäre nach Ansicht der Autoren, die der EMDR
zugrundeliegenden Mechanismen in weiteren Studien genauer zu erforschen,
um den Effekt der geteilten Aufmerksamkeit noch besser für therapeutische
Behandlungen nutzbar machen zu können.

Forderungen an die Bundesregierung:


	Die Einbindung relevanter Fachgesellschaften in die gesundheits- und wissenschaftspolitischen Entscheidungsprozesse zum Thema Adipositas

	Einen nationalen Aktionsplan Adipositas

	Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgung von Menschen mit Adipositas

	Weitere Stärkung der Adipositas-Forschung in Deutschland

	Einen Bundesbeauftragten für Adipositas und Prävention



Weitere Informationen finden Sie hier:

http://www.dsck.de/fileadmin/downloads/20180115_Positionspapier_Adipositas.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

www.dgpm.de

http://www.dsck.de/fileadmin/downloads/20180115_Positionspapier_Adipositas.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1014: Häufigste Todesursache Herz-Kreislauf-Krankheiten - Soziale Unterschiede bremsen bei Bekämpfung (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 17.01.2018

Häufigste Todesursache Herz-Kreislauf-Krankheiten: Soziale Unterschiede
bremsen bei Bekämpfung

Herzstiftung warnt: Soziale Unterschiede bei wichtigen Risikofaktoren für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen weiten sich aus / "Bekämpfung dieser
Risikofaktoren ist eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft"



Einen dominierenden Einfluss auf die Sterblichkeit aufgrund von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen in allen Bundesländern haben vor allem die koronare
Herzkrankheit (KHK) und die Herzschwäche (Herzinsuffizienz) mit
zusammengenommen mehr als 175.000 Sterbefällen (2015), wie aus dem
Deutschen Herzbericht 2017 (https://www.herzstiftung.de/herzbericht)
hervorgeht. Bei der KHK kommt es infolge einer Verengung der
Herzkranzgefäße zu einer Mangeldurchblutung des Herzens, im schlimmsten
Fall führt sie zum Herzinfarkt und zur Herzschwäche. "Für beide
Herzkrankheiten ist die Bekämpfung der schon lange bekannten
Risikofaktoren wie Bluthochdruck, Fettstoffwechselstörungen, Diabetes oder
Stress durch Vorsorge, d. h. Lebensstiländerungen, Verhältnisprävention*
sowie therapeutische Maßnahmen wichtig", betont Prof. Dr. med. Andreas
Stang, MPH, vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung und
Leiter des Zentrums für Klinische Epidemiologie am Uniklinikum Essen.
Ein großer Teil der Herz-Kreislauf-Erkrankungen lässt sich auf
verhaltensbedingte Risikofaktoren wie Bewegungsmangel, Rauchen und
Übergewicht (Adipositas) als Folge ungesunder Ernährung zurückführen. "Das
Präventionspotenzial der beeinflussbaren Risikofaktoren ist hoch, kann
aber nur ausgeschöpft werden, wenn Vorbeugung nicht ausschließlich als
Aufgabe der Ärzte, sondern als gesamtgesellschaftliche Aufgabe all derer
verstanden wird, die das Lebensumfeld von Kindern und Erwachsenen prägen:
die Familie, der Arbeitsplatz, das Wohnumfeld, Kita und Bildungsstätten
sowie Politik und Medien", wie Stang betont. "Dabei sollten
gesundheitsfördernde Lebensbedingungen geschaffen werden, die wirklich
alle Kinder und Erwachsene in ihren unterschiedlichen Lebenswelten
erreichen."

Bildungsunterschiede verfestigen sich auch im Gesundheitsverhalten

Denn Sorge bereiten soziale Unterschiede in der Verbreitung von
Risikofaktoren. Das zeigen bundesweite Erhebungen des Robert Koch-Instituts
(RKI) (GEDA 2014/2015-EHIS), die der neue Herzbericht vorstellt.
"Je höher der Bildungsstand, desto gesünder verhalten sich die Menschen:
Sie rauchen weniger, sind sportlich aktiver und essen mehr Obst und Gemüse
und steuern so Risikofaktoren wie Bluthochdruck,
Fettstoffwechselstörungen, Diabetes oder psychosozialem Stress entgegen,
die wiederum zu Herzinfarkt, Schlaganfall und Herzschwäche führen",
bestätigen Priv.-Doz. Dr. Hannelore Neuhauser vom RKI und ihre Mitautoren
des Herzbericht-Kapitels zur Prävention.

Woran es hakt: Dauerhaftes Sitzen, zu wenig Obst und Gemüse, Rauchen

Während Erwachsene mit höherem Bildungsniveau in den letzten Jahren
sportlich aktiver wurden, ist die sportliche Inaktivität bei Personen mit
niedrigerem Bildungsstand konstant hoch geblieben. "Je höher der
Bildungsstand, desto häufiger wird die Empfehlung der WHO zur
Ausdaueraktivität von zweieinhalb Stunden Ausdaueraktivität pro Woche
erreicht." Dieses Pensum schaffen 42,6% der Frauen und 48,0% der Männer in
Deutschland. Als bedenklich sehen Herzspezialisten, dass zirka die Hälfte
der Frauen (47,5%) und Männer (47,2%) im Erwerbsalter (18 bis 64 Jahre)
angeben, während der Arbeit vorwiegend zu sitzen oder zu stehen und somit
viele Stunden am Tag körperlich inaktiv sind. "Bewegung ist aber für die
Bevölkerung unverzichtbar, weil sie nachweislich Schutz vor Übergewicht,
Bluthochdruck, Diabetes, Fettstoffwechselstörungen und sogar psychischer
Belastung bringen kann und somit für Herzleiden wie Herzinfarkt und
Herzschwäche enormes Präventionspotenzial aufweist", so Neuhauser. (Infos:
https://www.herzstiftung.de/ausdauer-verbessern)

Ähnlich breit gefächerte positive Auswirkungen sind mit dem Verzehr von
Obst und Gemüse sowie der Vermeidung von Adipositas verbunden. Der
tägliche Konsum von ausreichend Obst und Gemüse geht mit einem niedrigeren
Herz-Kreislauf-Risiko einher und kann durch den relativ geringen
Energiegehalt dazu beitragen, Übergewicht zu vermeiden. Daher sind auch
hier Bildungsunterschiede sehr bedenklich. "Bei Frauen ist der tägliche
Obst- wie auch der Gemüsekonsum in der oberen Bildungsgruppe höher als in
der niedrigen. Bei Männern sehen wir derartige Bildungsunterschiede
vorrangig bei den 45- bis 64-Jährigen", berichtet Neuhauser. Auch das
Rauchen ist deutlich häufiger in den niedrigen Bildungsgruppen sowohl bei
Frauen als auch bei Männern (Ausnahme: 65-Jährige und älter) verbreitet
als in hohen Bildungsgruppen. Jugendliche mit niedrigem Sozialstatus
rauchen häufiger als Gleichaltrige mit hohem Sozialstatus.
Die Herzstiftung und Gesundheitsexperten plädieren für eine
Präventionsstrategie (neben der medizinischen Versorgung), bei der die
Maßnahmen auf allen Ebenen parallel ansetzen. "Das kann durch die
Schaffung förderlicher Bedingungen für ausreichend Bewegung, gesunde
Ernährung in Kitas und Schulen gerade in benachteiligten Wohnquartieren
und auch an den Arbeitsplätzen geschehen, durch die Kennzeichnungspflicht
ungesunder Nahrungsmittel oder durch kommunale Steuerung von
Fast-Food-Angeboten", unterstreicht die RKI-Gesundheitsexpertin.

* Verhältnisprävention setzt an den Lebensbedingungen und
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen an, die das individuelle
Gesundheitsverhalten und auch psychosoziale Risikofaktoren (z. B.
Stressbelastung am Arbeitsplatz, finanzielle Zukunftssorgen)
mitbeeinflussen können.

• Tipps und Infos zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhalten Betroffene bei
der Deutschen Herzstiftung per Telefon 069 955128400 oder unter

https://www.herzstiftung.de

Der neue Deutsche Herzbericht 2017 kann kostenfrei angefordert werden unter 

https://www.herzstiftung.de/herzbericht

Einen Herzinfarkt-Risiko-Selbsttest bietet die Herzstiftung unter

https://www.herzstiftung.de an.

Download-Links für Grafik- und Bildmaterial

https://www.herzstiftung.de/presse/bildmaterial/koerperliche-inaktivitaet-waehrend-der-arbeit.jpg

https://www.herzstiftung.de/presse/bildmaterial/entwicklung-sportliche-inaktivitaet-nach-bildung.jpg

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung 2/2018

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Pierre König, 17.01.2018
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HERZ/1013: Deutscher Herzbericht 2017 - am 17.01.2018 in Berlin vorgestellt (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung

Pressemitteilungen vom 17. Januar 2018

Deutscher Herzbericht 2017 

1. Herzrhythmusstörungen: Häufigkeit und Sterblichkeit steigen - Therapiemöglichkeiten immer besser

2. Herzbericht: Herzklappen-Erkrankungen nehmen weiter zu

3. Herzinsuffizienz: Verdoppelung der Betroffenen in den letzten 20 Jahren, Rückgang der Sterbeziffer

4. Häufigkeit von Herzkrankheiten zuletzt ansteigend - Frauen stärker betroffen als Männer

5. Deutscher Herzbericht 2017: Immer weniger Herzinfarkt-Tote dank Fortschritten in der Herz-Medizin



1. Herzrhythmusstörungen: Häufigkeit und Sterblichkeit steigen -
Therapiemöglichkeiten immer besser

Herzrhythmusstörungen gehören zu den häufigen Herzerkrankungen mit einem
Anstieg der Fallzahlen und der Sterblichkeit. Allein von Vorhofflimmern
sind ein Prozent der Bevölkerung betroffen, bei sehr stark steigender
Tendenz. Parallel dazu haben sich die medikamentösen, chirurgischen und
interventionellen - inklusive Katheter-ablativen - Therapiemöglichkeiten
verbessert.

Berlin/Düsseldorf, Mittwoch 17. Januar 2018 - Herzrhythmusstörungen
gehören zu den verbreitetsten Herzerkrankungen mit zunehmender
Erkrankungshäufigkeit und Sterblichkeit. Unter den vielfältigen Formen von
Herzrhythmusstörung ist in Deutschland Vorhofflimmern die häufigste
anhaltende Form. Derzeit sind etwa 800.000 Menschen, also rund ein Prozent
der Bevölkerung, davon betroffen. Innerhalb der nächsten 50 Jahre wird bei
Vorhofflimmern mit einer Verdoppelung der Erkrankungszahlen gerechnet,
heißt es im heute in Berlin vorgestellten Herzbericht 2017.

Zwischen den Jahren 2008 und 2016 ist die Zahl der vollstationär
behandelten Fälle von Herzrhythmusstörungen um 20,7 Prozent angestiegen
(555 pro 100.000 Einwohner), seit dem Jahr 1995 um 103,7 Prozent. "Die
Ursache dieser Entwicklung liegt unter anderem in der verbesserten
Diagnostik und in den verbesserten therapeutischen Möglichkeit für
Patienten mit Herzrhythmusstörungen, allerdings auch in der
fortschreitenden Alterung der Bevölkerung", sagt Prof. Dr. Karl-Heinz
Kuck, Autor des Rhythmuskapitels "Der Anstieg spiegelt die vermehrte
Wahrnehmung der Erkrankung dank besserer diagnostischer und
therapeutischer Möglichkeiten in allen Altersgruppen - mit Ausnahme der
unter 15-Jährigen - wider."

Sterbeziffern steigen konsequent an, Werte bei Frauen deutlich höher als
bei Männern

Die Sterbeziffer stieg in Deutschland seit 1996 tendenziell ununterbrochen
an und erreichte 2015 mit 31,5 pro 100.000 Einwohner den bisherigen
Höchstwert. Auch bei den Herzrhythmusstörungen lagen die Sterbeziffern der
Frauen in allen Bundesländern über jenen der Männer, wobei die Werte von
24 in Berlin bis zu 54 in Bremen reichen. Die Werte der Männer lagen
zwischen 14 in Berlin und 36 in Bremen.

Steigende Zahlen bei Untersuchungen und Therapien

Nach einer Hochrechnung aus der DGK-Erhebung für elektrophysiologische
Untersuchungen wurden im Jahr 2016 in Deutschland 69.703 (2015: 66.168)
dieser Untersuchungen vorgenommen, ein Anstieg von 5,34 Prozent gegenüber
dem Jahr davor - allerdings nur weniger als halb so viel wie zwischen den
Jahren 2014 und 2015 (13,35 Prozent). "Es ist, wie schon in den
vergangenen Jahren, auch weiterhin ein Trend hinsichtlich einer Zunahme
der durchgeführten Prozeduren zu beobachten", sagt Prof. Deneke,
Kapitelautor und Sprecher der Arbeitsgruppe Rhythmologie der DGK
Neben Medikamenten gibt es die therapeutische Möglichkeit einer
Katheterablation, mit der krankhafte elektrische Erregungsherde am
Herzmuskelgewebe verödet werden. Hochrechnungen zu Folge wurden im Jahr
2016 in Deutschland 81.956 Ablationen durchgeführt, um 7,6 Prozent mehr
als im Jahr davor.

Auch die Behandlung mit (kardialen) Rhythmus-Implantaten zählt zu den
Säulen der Therapie von Patienten mit Herzrhythmusstörungen. Damit soll
vor allem der plötzliche Herztod verhindert werden, an dem in Deutschland
jedes Jahr etwa 200.000 Menschen sterben. Im Jahr 2016 wurden in
Deutschland im Rahmen der stationären Versorgung von Patienten rund
solcher 157.000 Operationen durchgeführt. Von 2015 auf 2016 hat die Zahl
der Operationen bei implantierbaren Kardioverter/Defibrillatoren (ICD) um
knapp 200 abgenommen, die Zahl der Herzschrittmacher-Eingriffe um etwa
1.000 zugenommen.

"Die Qualität der Versorgung mit kardialen Rhythmusimplantaten hat in
Deutschland weiterhin ein hohes Niveau und kann sich mit den beiden
europäischen Nachbarn, die belastbare Daten generieren, durchaus messen",
bilanziert Prof. Deneke "Dennoch zeigt die seit Jahren hohe Rate an
Revisionsoperationen, dass Verbesserungspotenziale vorhanden sind und
realisiert werden sollten."

 * 

2. Herzbericht: Herzklappen-Erkrankungen nehmen weiter zu

Herzklappen-Erkrankungen gewinnen durch ihre zunehmende Häufigkeit und
steigende Sterblichkeits-Rate immer mehr an Bedeutung. Eine wichtige 
Mit-Ursache ist die höhere Lebenserwartung: In der Altersgruppe der 
Über-75jährigen ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten bei Erkrankungen der
Herzklappen eine enorme Zunahme um 184,8 Prozent zu verzeichnen. Neben dem
konventionellen chirurgischen Herzklappen-Ersatz unter Zuhilfenahme der
Herz-Lungen-Maschine hat sich inzwischen mit der Katheter-gestützten
Aortenklappen-Implantation (TAVI) eine vergleichsweise schonende, sichere
und gut wirksame Behandlungsoption etabliert.

Berlin/Düsseldorf, 17. Januar 2018 - In den vergangenen zwei Jahrzehnten
ist die Zahl von Krankenhausaufnahmen ("stationäre Morbiditätsziffer")
wegen Herzklappenerkrankungen um 70,1 Prozent gestiegen - von 69 (1995)
auf 117 (2016) pro 100.000 Einwohner Deutschlands. "Dabei ist in der
Altersgruppe der Über-75jährigen eine enorme Zunahme um 184,8 Prozent zu
verzeichnen. Diesem Anstieg steht ein Rückgang in den meisten anderen
Altersgruppen gegenüber", sagt Prof. Dr. Hugo Katus, Präsident der DGK
anlässlich der Präsentation des Herzbericht 2017 in Berlin.

Eine Ursache dieser Steigerungsraten ist die insgesamt höhere
Lebenserwartung. "Entscheidend ist aber auch, dass es heute dank der
interventionellen Kardiologie mit der Katheter-gestützten Aortenklappen-
Implantation (TAVI) eine sichere und sehr gut wirksame Behandlungsoption
auch für Patienten im fortgeschrittenen Alter gibt, für die es bis vor
kurzer Zeit keine Implantationsmöglichkeit mit vertretbarem Risiko gab.
Diese Patientengruppe ist allein aufgrund ihrer oft gravierenden
Begleiterkrankungen besonders risikoreich."

Steigende Sterbeziffer - Frauen 1,5mal häufiger betroffen als Männer

Das hat auch Auswirkungen auf die Sterblichkeitsrate. In absoluten Zahlen
sind im Jahr 2015 in Deutschland 16.987 Patienten an Herzklappenerkrankungen
verstorben, was im Bundesdurchschnitt einer Sterbeziffer von 18,9 pro 100.000
Einwohner entspricht - im Jahr 1990 betrug sie noch 10,5.

Dabei finden sich deutliche Geschlechterunterschiede. In allen
Bundesländern liegt die Sterbeziffer der Frauen über jener der Männer,
ihre Sterblichkeit ist im gesamten Zeitraum seit 1990 konstant etwa 1,5mal
so hoch wie bei Männern. "Dieser Unterschied weist darauf hin, dass
Patientinnen unabhängig von der regionalen Versorgungsqualität und
vermutlich auch unabhängig von der Art der Therapie eine ungünstigere
Prognose haben", kommentiert Prof. Dr. Malte Kelm, verantwortlicher Autor
des Klappenkapitels. "Möglicher Weise liegt das an einem ungünstigen
Risikoprofil, zu dem aber bisher die notwendigen Daten fehlen."

Rasante Entwicklung bei der schonenden Katheter-gestützten
Aortenklappen-Implantation

In den vergangenen Jahren ist eine rasante Entwicklung bei den - im
Vergleich zu herkömmlichen herzchirurgischen Eingriffen am offenen Herzen
- sehr schonenden Katheter-gestützten TAVI zu beobachten, die zunehmend
über die Leistenarterie durchgeführt werden. Die Datenbank des Instituts
für Qualität und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) zeigt für das
Jahr 2016 in Deutschland insgesamt 17.097 TAVI-Eingriffe, was einen
Anstieg von 9,6 Prozent gegenüber dem Jahr davor bedeutet.

"In den ersten Jahren seiner gut zehnjährigen Entwicklung war das
TAVI-Verfahren alten Patienten über 75 Jahren mit hohem Risiko für eine
konventionelle chirurgische Operation bzw. nicht operablen Patienten
vorbehalten", sagt Prof. Kelm. "Neue Studien haben jedoch eine günstige
Entwicklung für TAVI auch bei Patienten mit niedrigem Risiko ergeben,
zumindest in der 2-Jahres-Nachbeobachtung. TAVI wird zunehmend auch bei
jüngeren Patienten mit hohem bis mittlerem Risiko grundsätzlich als
Therapie-Option angesehen."

Katheter-Intervention auch an der Mitralklappe

Nach den Erfolgen von TAVI wird derzeit verstärkt versucht, auch andere
Herzklappen mittels Herzkatheter zu reparieren oder zu ersetzen. "Für die
erste Methode, die eine Katheter-Intervention an der Mitralklappe
ermöglicht, liegen inzwischen positive Fünfjahres-Daten vor", berichtet
Prof. Katus.

 * 

3. Herzinsuffizienz: Verdoppelung der Betroffenen in den letzten 20 Jahren,
Rückgang der Sterbeziffer

Herzinsuffizienz ist heute in Deutschland der häufigste Grund für
stationäre Aufenthalte in einem Krankenhaus. Seit 1995 ist eine Steigerung
um 101,5 Prozent zu verzeichnen, heißt es im heute vorgestellten
Herzbericht 2017. Ursache ist die steigende Lebenserwartung und die
Tatsache, dass infolge der Fortschritte der modernen Herzmedizin immer
mehr Patienten andere Herzkrankheiten überleben und in einem höheren
Lebensalter an einer Herzschwäche erkranken. Die Zahl der Gestorbenen mit
Todesursache Herzinsuffizienz hingegen ist in den vergangenen Jahrzehnten
kontinuierlich gefallen.

Berlin/Düsseldorf, Mittwoch 17. Januar 2018 - Die Herzinsuffizienz
(Herzschwäche) war 2016 in Deutschland die häufigste Hauptdiagnose der in
einem Krankenhaus vollstationär behandelten Patienten. Stationäre
Krankenhaus-Einweisungen von Patienten mit Herzinsuffizienz sind im Jahr
2016 mit 518 pro 100.000 Einwohner gegenüber dem Jahr 2015 um 2 Prozent
angestiegen, das ist ein Zuwachs von 11.028 Patienten, heißt es im heute
in Berlin auf einer Pressekonferenz vorgestellten Herzbericht 2017. Die
vollstationäre Hospitalisationsrate ist ein Maßstab für die stationäre
Krankenhausinanspruchnahme und ermöglicht Einblicke in den
Erkrankungsstand der Bevölkerung. Der Wert bei Frauen lag 2016 mit 525 pro
100.000 Einwohner über jenem der Männer (506).

Von 1995 auf 2016 stieg die vollstationäre Hospitalisationsrate bei
Herzinsuffizienz um insgesamt 101,5 Prozent an, was einer Verdoppelung
entspricht. "Die vermuteten Ursachen dieser Entwicklung sind vielfältig:
zunehmendes Lebensalter, längeres Leben mit der kardialen Grunderkrankung
und wirksamere Behandlungsmöglichkeiten", sagt Prof. Dr. Hugo Katus,
Präsident der DGK "Die Zunahme bei der Herzinsuffizienz ist, so paradox
das auch klingen mag, auch ein Beleg für die positiven Entwicklungen der
Herzmedizin in anderen Bereichen. Viele Patienten überleben andere
Herzkrankheiten, leben deshalb entsprechend länger, und bekommen in einer
späteren Lebensphase eine Herzinsuffizienz."

Sinkende Sterblichkeit trotz steigender Fallzahlen

Die Zahl der Gestorbenen mit Todesursache Herzinsuffizienz ist in den
vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich gefallen: Von 65.377 im Jahr 1990
auf 47.414 im Jahr 2015. Dass sie zuletzt von 44.551 (2014) auf 47.414
(2015) wieder etwas angestiegen ist, hat als eine mögliche Ursache die
älter werdende Gesellschaft: "Die Sterbeziffer bei Herzinsuffizienz nimmt
sowohl bei Männern als auch bei Frauen ab der Altersgruppe der 80- bis
unter 85-jährigen deutlich zu. Ihren Höchstwert erreichte sie in der
Altersgruppe ab 90 Jahren", sagt Prof. Dr. Georg Ertl, verantwortlicher
Autor des Kapitels im Herzbericht.

Behandlungsmöglichkeiten bei Herzinsuffizienz

Ziele der medikamentösen Therapie von Herzinsuffizienz-Patienten sind
gemäß den aktuellen Leitlinien die Verringerung der Symptome, das
Verhindern einer Einlieferung zur stationären Behandlung und die
Verbesserung der Überlebensrate. In fortgeschrittenen Phasen der
Erkrankung kann die Implantation von Schrittmachern oder
Kardioverter/Defibrillatoren (CRT, ICD) erforderlich werden. Im Jahr 2016
wurden in Deutschland in der stationären Patientenversorgung von
Herzinsuffizienz-Patienten insgesamt 23.000 Operationen mit kardialen
Rhythmusimplantaten durchgeführt.

"Die Qualität der Versorgung mit CRT-Systemen hat in Deutschland ein hohes
Niveau und kann sich mit den Ergebnissen anderer Länder messen", sagt
Prof. Dr. Stefan Störk, Koautor des Herzberichtkapitels. Allerdings weise
die auch in Deutschland hohe Rate an Revisionsoperationen auf
Verbesserungspotenziale hin, die es zu nutzen gelte.

"Das gerade bei Patienten mit fortgeschrittener Herzinsuffizienz sinnvolle
Telemonitoring, also Fernüberwachung von Patienten, wird allerdings noch
zu wenig eingesetzt", bedauert Prof. Störk. "Das ist nicht zuletzt deshalb
so, weil Standards zur Durchführung fehlen und Abrechnungsfragen im
stationären und ambulanten Bereich noch nicht gelöst sind."

In noch weiter fortgeschrittenen Krankheitsstadien müssen
Behandlungsformen wie Herztransplantation oder mechanische
Unterstützungssysteme des Herzens rechtzeitig in Betracht gezogen werden.

Zertifizierung als Heart Failure Unit (HFU)

Die Deutsche Gesellschaft für Kardiologie, Herz- und Kreislaufforschung
(DGK), die Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie
(DGTHG) und der Bundesverband Niedergelassener Kardiologen (BNK) haben
sich die Förderung des Aufbaus qualitätsgesicherter integrierter
Versorgungsstrukturen für herzinsuffiziente Patienten zur Aufgabe gemacht.
Der organisatorische Zusammenschluss verschiedener Leistungserbringer in
einem Herzinsuffizienz-Netzwerk (Heart Failure Network, HF-NET) dient der
Umsetzung dieser Ziele.

Diese Netzwerke bestehen aus HFU-Schwerpunktpraxen/-ambulanzen,
HFU-Schwerpunktkliniken und überregionale HFU-Zentren. Festgelegt wurden
Standards und Qualitätsmerkmale für die stationäre und poststationäre
ambulante Versorgung sowie für den Übergang zwischen den
Versorgungsebenen. Nach diesen Kriterien können sich interessierte
Kliniken und Praxen als Heart Failure Unit zertifizieren lassen.

 * 

4. Häufigkeit von Herzkrankheiten zuletzt ansteigend - Frauen stärker betroffen
als Männer

In Umkehr des Trends der beiden vorausgegangenen Jahre gab es 2016 in
Deutschland bei den meisten im Herzbericht 2017 berücksichtigten
Krankheiten keinen Rückgang, sondern teils deutliche Anstiege der
Häufigkeit gegenüber 2015.

Berlin/Düsseldorf, 17. Januar 2018 - "In Umkehr des Trends der beiden
vorausgegangenen Jahre gab es 2016 in Deutschland bei den meisten im
'Herzbericht 2017' berücksichtigten Krankheiten keinen Rückgang, sondern -
bedingt durch die nun konsequent durchgeführte Altersstandardisierung und
damit bessere Vergleichbarkeit - teils deutliche Anstiege gegenüber 2015",
berichtet Prof. Dr. Hugo Katus, Präsident der DGK, bei der Präsentation
des Deutschen Herzberichts 2017 in Berlin.

Bei den Herzklappenkrankheiten gab es ein Plus von 4,2 Prozent, bei den
angeborenen Herzfehlern von 3 Prozent, bei den Herzrhythmusstörungen von
2,6 Prozent, bei der Herzinsuffizienz von 2,5 Prozent, bei den durch
Durchblutungsstörungen bedingten ischämischen Herzkrankheiten sowie bei
der Angina Pectoris von jeweils 0,3 Prozent. Stabil blieb die Häufigkeit
des akuten Herzinfarkts. Maßstab für die Berechnungen ist die Anzahl
stationärer Behandlungen ("vollstationäre Hospitalisationsrate") der im
Herzbericht ausgewählten Krankheiten, die Hinweise auf den
Krankheitsstatus einer Bevölkerung gibt.

Herzkrankheiten machten 2016 insgesamt 1.706.661 (2015: 1.677.103) bzw.
8,5 Prozent aller in diesem Jahr in Deutschland von der
Krankenhausdiagnosestatistik erfassten vollstationären Fälle aus. Von den
im Herzbericht ausgewählten Diagnosen entfielen 57,9 Prozent auf Männer
und 42,1 Prozent auf Frauen.

Steigende Sterbeziffer

Herzkrankheiten sind in Deutschland noch immer die Todesursache Nummer
Eins. Auf die für den Herzbericht ausgewählten Diagnosen entfielen
insgesamt 23,9 aller im Jahr 2015 Gestorbenen, 46,9 Prozent davon waren
Männer und 53,1 Prozent Frauen. Die Sterbeziffer (Gestorbene pro 100.000
Einwohner) betrug bei Männern 256,7 und bei Frauen 282,1). Die
Sterbeziffer bei sämtlichen im Deutschen Herzbericht ausgewählten
Krankheiten ist 2015 im Vergleich zu 2014 etwas gestiegen (269,6 vs.
256,1). Prof. Katus: "Unter diesen Diagnosen ist die Koronare
Herzkrankheit mit Abstand die prognostisch ungünstigste, gefolgt vom
akuten Herzinfarkt (Myokardinfarkt) und der Herzinsuffizienz."

Männersache, Frauensache: Große Unterschiede bei der Sterblichkeit

"Wie in den Vorjahren, ist die Sterblichkeit bei Frauen in der Summe aller
ausgewählten Diagnosen deutlich höher als bei Männern. Bloß bei den
koronaren Herzkrankheiten und beim akuten Herzinfarkt ist die Sterbeziffer
der Männer höher als bei Frauen", sagt Prof. Katus. "Die bereits 2012,
2013 und 2014 beobachteten Geschlechterunterschiede in der Sterblichkeit
der Herzkrankheiten werden durch die neuen Daten für 2015 bestätigt."

- Die Sterbeziffer bei Herzklappenerkrankungen liegt bei Frauen um
54,8 Prozent über jener der Männer. Prof. Katus: "Dieser Unterschied ist
unerwartet groß."

- Die Sterbeziffer bei Herzrhythmusstörungen von Frauen übersteigt
jene der Männer um 51,1 Prozent. Prof. Katus: "Dieser Unterschied
zuungunsten der Frauen ist unerwartet groß und nicht ohne weiteres
erklärlich."

- Die Sterbeziffer bei der Herzinsuffizienz von Frauen übersteigt
die der Männer um 64 Prozent. Prof. Katus: "Auch dieser große Unterschied
ist nicht ohne weiteres erklärlich."

- Die Sterbeziffer bei angeborenen Fehlbildungen des Kreisaufsystems
ist mit 0,6 bei beiden Geschlechtern ähnlich niedrig.

- Bei den Ischämischen Herzkrankheiten übersteigt die Sterbeziffer
der Männer mit 169,0 (2014: 161,8) jene der Frauen von 143,5 (2014: 137,1)
deutlich.

- Beim akuten Herzinfarkt war die Sterbeziffer bei Frauen um 25,6
Prozent niedriger als bei Männern. Prof. Katus: "Ein ähnlich starker
Unterschied in der Sterbeziffer zwischen Männern und Frauen fand sich auch
in den Vorjahren. Somit scheinen Männer beim akuten Myokardinfarkt eine
ungünstigere Prognose zu haben als Frauen."

Anstieg der Sterblichkeit je nach Alter

Der Anstieg der Sterblichkeit ist bei verschiedenen Diagnosen mit
zunehmendem Lebensalter unterschiedlich ausgeprägt. "Bei Männern nimmt die
Sterblichkeit an koronarer Herzkrankheit ab dem 65. bis 70. Lebensjahr zu,
hingegen steigt die Sterblichkeit bei den übrigen Diagnosen erst ab dem
75. bis 80. Lebensjahr an. Auffällig ist der deutliche Anstieg der
Sterblichkeit an der Herzinsuffizienz ab dem 80. bis 85. Lebensjahr. Bei
Frauen nimmt die Sterblichkeit an der koronaren Herzkrankheit erst ab dem
75. bis 80. Lebensjahr exponentiell zu, gleiches gilt für die
Sterblichkeit an einer Herzinsuffizienz ab dem 80. bis 85. Lebensjahr",
berichtet Prof. Katus. "Die schon in den Vorjahren erhobenen Befunde
bezüglich der Altersabhängigkeit der Sterblichkeit wurden durch die
jetzigen Daten ergänzt und bestätigt."

Sterblichkeit im Ländervergleich

Im Ländervergleich der Sterbeziffern für ischämische Herzkrankheiten und
akuten Herzinfarkt haben die östlichen Bundesländer aufgrund ihrer
Bevölkerungsstruktur die höchsten Werte. Die höchsten Sterbeziffern haben
weiterhin Sachsen-Anhalt, Thüringen und Bremen, die niedrigsten Berlin,
Hamburg und Baden-Württemberg.

Die Tendenz der Sterblichkeit bei den Diagnosen koronare Herzkrankheit,
akuter Myokardinfarkt und Herzinsuffizienz trifft praktisch auf alle
Bundesländer zu.

 * 

5. Deutscher Herzbericht 2017: Immer weniger Herzinfarkt-Tote dank
Fortschritten in der Herz-Medizin

Gegenüber dem Beginn der 1990er Jahre verringerte sich 2015 in Deutschland
die Herzinfarkt-Sterbeziffer bei Männern um 67,6 Prozent, bei Frauen um
57,3 Prozent. Die Prognose ist bei Männern noch immer weit ungünstiger als
bei Frauen. In der Gruppe aller durch atherosklerotische Verengungen der
Herzkrankgefäße bedingten Koronaren Herzkrankheiten ist die
Erkrankungshäufigkeit in den vergangenen Jahrzehnten rückläufig, die Zahl
der vollstationär behandelten Patienten verringerte sich in den
vergangenen zwei Jahrzehnten um 17,9 Prozent. Für diese positive
Entwicklung sind die Fortschritte der modernen Herzmedizin maßgeblich
mitverantwortlich, insbesondere die schonende Herzkatheter-Technik.

Berlin/Düsseldorf, Mittwoch 17. Januar 2018 - Der Rückgang der
Sterblichkeit bei akuten Herzinfarkten zählt zu den beeindruckenden
Erfolgen der modernen Herzmedizin. Gegenüber dem Beginn der 1990er Jahre
verringerte sich 2015 in Deutschland die Herzinfarkt-Sterbeziffer bei
Männern um 67,6 Prozent, bei Frauen um 57,3 Prozent. 1990 verstarben in
Deutschland noch 85.625 Menschen an einem Herzinfarkt (48.850 Männer und
36.775 Frauen), was einer Sterbeziffer (Gestorbene je 100.000 Einwohner)
von 195,4 bei Männern und von 112,7 bei Frauen entspricht. Bis zum Jahr
2015 verringerte sich die absolute Zahl der an einem Herzinfarkt
Verstorbenen auf 49.210 und die Sterbeziffer bei Männern auf 63,3 und bei
Frauen auf 48,1.

"Es ist wahrscheinlich, dass die Reduktion der Sterbeziffer beim akuten
Herzinfarkt, abgesehen vom Rückgang der Anzahl von Rauchern, auch auf
Verbesserungen der präventiven, rehabilitativen und therapeutischen
Maßnahmen beruht. Dazu gehört die Notfall-PCI, Stents und Medikamente",
erklärt Prof. Dr. Hugo Katus, Präsident der DGK. "Zu nennen sind auch
Verbesserungen der Abläufe im Bereich der Rettungskette. Hier gilt der
Grundsatz 'Zeit ist Herzmuskel'. An der Verkürzung der Prähospitalzeit im
Rettungswagen und der 'Pforte-Ballon-Zeit' im Krankenhaus wird seit Jahren
gearbeitet, Die neu entstandenen Herzinfarktnetzwerke haben vermutlich
Anteil daran, dass die Überlebensrate beim akuten Herzinfarkt angestiegen
ist."

Deutlich schlechtere Prognose bei Männern

"Allerdings ist trotz der ausgeprägteren Abnahme der Sterblichkeit bei
Männern deren Prognose beim akuten Herzinfarkt auch im Jahr 2015 immer
noch ungünstiger als die Prognose der Frauen mit dem gleichen Ereignis",
sagt Prof. Dr. Christian Hamm, Autor des Kapitels, anlässlich des heute in
Berlin vorgestellten Herzbericht 2017.

Ausgeprägte Sterblichkeits-Unterschiede zwischen den Bundesländern

Zwischen den einzelnen Bundesländern gibt es bei der
Herzinfarkt-Sterblichkeit ausgeprägte Unterschiede in der Häufigkeit. Die
höchste Sterblichkeit durch einen akuten Herzinfarkt findet sich, ähnlich wie in
den Vorjahren, in den Bundesländern Brandenburg, Sachsen-Anhalt,
Thüringen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und im Saarland.

Genereller Rückgang bei Koronaren Herzkrankheiten

In der Gruppe der durch atherosklerotische Verengungen der Herzkrankgefäße
bedingten Koronaren Herzkrankheiten (Angina Pectoris, Herzinfarkt, etc.)
ist die Erkrankungshäufigkeit in den vergangenen Jahrzehnten ebenfalls
rückläufig. Die Zahl der vollstationär behandelten Patienten ging hier
zwischen den Jahren 1995 und 2016 um insgesamt 17,9 Prozent zurück - in
der Altersgruppe der Über-75jährigen um 9,5 Prozent, in der Gruppe der
65- bis Unter-75jährigen um 39 Prozent.

Maßgebliche Rolle der Herzkatheter-Technik in Diagnose und Behandlung

Eine maßgebliche Rolle in der Behandlung der koronaren Herzkrankheit
inklusive des akuten Herzinfarkts spielt heute die schonende Katheter-Technik.
In Deutschland wurden im Jahr 2016 hochgerechnet 897.939 (plus 1,5 Prozent
gegenüber 2015) Linksherzkatheter-Untersuchungen durchgeführt und 377.763 (plus
3,5 Prozent) therapeutische perkutane koronare Interventionen (PCI), mit denen
das verengte oder verschlossene Gefäß wieder geöffnet wird. Dabei wurden 2016 in
Deutschland 339.931 Stents (Fälle) eingesetzt. Diese Mini-Gefäßstützen, mit
denen verengte Gefäße offen gehalten werden, können vielen Patienten eine
belastende Bypass-Operation ersparen.

"Bei der Zahl der Linksherzkatheter-Messplätze liegt Deutschland seit
Jahren in der Spitzengruppe, eine Überversorgung lässt sich allerdings aus
den Zahlen nicht ableiten", sagt Prof. Hamm. "Eine Voraussetzung für die
Behandlung ist, dass die Indikation für eine Herzkatheter-Untersuchung und
gegebenenfalls Intervention gemäß den gültigen Leitlinien erfolgt. Die
Analysen zeigen ein leitliniengerechtes Vorgehen in weit über 90 % aller
registrierter Fälle"

Chest-Pain-Units: Fortschritt für Patienten mit unklaren Brustbeschwerden

Einen klaren Fortschritt in der Versorgung von Patienten mit unklaren
Brustbeschwerden stellen in Deutschland die zertifizierten
Chest-Pain-Units (CPUs) dar. Bei entsprechenden Symptomen und
Untersuchungsergebnissen werden solche Patienten von den CPUs idealer
Weise primär in den Rettungswagen und ohne Verzögerung zur Versorgung mit
einem Herzkatheter gebracht. "Ende 2016 waren von der DGK 246 CPUs
zertifiziert", sagt Prof. Hamm. "Unter Versorgungsgesichtspunkten ist
allerdings die geografische Verteilung der Chest-Pain-Units für weitere
Verbesserungen offen. Einfacher entstehen CPUs in den Regionen, die schon
relativ gut versorgt sind, noch nicht ausreichend in den Regionen, die
einer solchen Versorgung eigentlich bedürfen."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

http://www.facebook/dgk.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V.

Prof. Dr. Eckart Fleck, 17.01.2018
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COMPUTER/589: Mit Hilfe der Optogenetik und des maschinellen Lernens die Schlaganfalltherapie verbessern (idw)


Universität Heidelberg - Heidelberg, 16. Januar 2018

Mit Hilfe des maschinellen Lernens die Schlaganfalltherapie verbessern

Heidelberger Forscher entwickeln "Computer Vision"-Verfahren zur Analyse
des Rehabilitationsprozesses



Methoden der Optogenetik und des maschinellen Lernens sollen gemeinsam
dazu beitragen, die Therapiemöglichkeiten von Schlaganfallpatienten zu
verbessern. Wissenschaftler der Universität Heidelberg haben dazu ein
"Computer Vision"-Verfahren entwickelt: Analysiert werden damit die
Veränderungen der motorischen Fähigkeiten, die aus der gezielten Anregung
gesunder Hirnareale resultieren. Die mit einer Videokamera aufgezeichneten
Bewegungen werden automatisch ausgewertet, um so den Rehabilitationsprozess zu
überprüfen und die optogenetische Stimulation zu bewerten und anzupassen. Für
diesen neuen Ansatz haben die Heidelberger Forscher am Interdisziplinären
Zentrum für Wissenschaftliches Rechnen (IWR) mit Neurobiologen aus der Schweiz
zusammengearbeitet.

Motorische Lähmungen sind neben Sprach- und Sehstörungen die häufigsten
Symptome nach einem Schlaganfall. Für den überwiegenden Teil der Patienten
ist die Neurorehabilitation die einzige Therapieoption, wie Dr. Dr. Anna-Sophia
Wahl, Neurowissenschaftlerin an der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich und Erstautorin der Studie, erläutert. "Viele Ansätze in
der Grundlagenwissenschaft und in der Klinik zielen darauf, unspezifisch
große gesunde Regionen des Gehirns nach einem Schlaganfall zu stimulieren,
um Regenerationsprozesse anzustoßen. Wir regen jedoch bestimmte nicht
betroffene Hirnareale mittels Optogenetik gezielt an, sodass diese
Verbindungen in die geschädigte Gehirnhälfte ausprägen, um deren Aufgaben
zu übernehmen." Dazu werden sogenannte kortiko-spinale Schaltkreise von
der Großhirnrinde zum Rückenmark spezifisch aktiviert.

In der Optogenetik werden genetisch modifizierte Zellen mit Hilfe von
Licht gesteuert. Die Kooperationspartner in der Schweiz - neben der ETH
Zürich auch Forscher der Universität Zürich - haben die optogenetische
Stimulation zusammen mit einem intensiven rehabilitativen Training
eingesetzt, um die gelähmte Handfunktion bei Ratten wiederherzustellen.
"Mit unserer automatischen Evaluation der Bewegungsprozesse konnten wir
zeigen, dass es zu einer vollständigen Erholung gekommen ist", erläutert
Prof. Dr. Björn Ommer, Forscher am IWR und Leiter der Forschungsarbeiten
auf Heidelberger Seite. Demnach lassen sich mit dem neuen "Computer
Vision"-Verfahren selbst feine Veränderungen der motorischen Funktionen
quantifizieren. "Mit der Aufzeichnung und Analyse der Bewegungen schaffen
wir die Grundlage für eine objektive Beurteilung, ob zuvor eingeschränkte
Fähigkeiten bloß kompensiert oder die ursprünglichen Funktionen
wiederhergestellt wurden."

Prof. Ommer ist Mitglied des Interdisziplinären Zentrums für
Wissenschaftliches Rechnen der Universität Heidelberg. Seine
Forschungsgruppe "Computer Vision" ist am Heidelberg Collaboratory for
Image Processing angesiedelt. Die aktuellen Ergebnisse der gemeinsamen
Forschung mit den Wissenschaftlern in Zürich wurden in "Nature
Communications" veröffentlicht.


Originalpublikation:

A. S. Wahl, U. Büchler, A. Brändli, B. Brattoli, S. Musall, H. Kasper, B.
V. Ineichen, F. Helmchen, B. Ommer & M. E. Schwab: Optogenetically
stimulating intact rat corticospinal tract post-stroke restores motor
control through regionalized functional circuit formation. Nature
Communications, 8:1187 (published online 30 October 2017)

doi:10.1038/s41467-017-01090-6

Weitere Informationen finden Sie unter

https://hci.iwr.uni-heidelberg.de/compvis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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BILDUNG/384: Kaiserslautern - Infoveranstaltung zum berufsbegleitenden Fernstudium "Industriepharmazie", 24.01.18


Zentralstelle für Fernstudien an Fachhochschulen (ZFH) - 17.01.2018

Neues berufsbegleitendes Fernstudium: Industriepharmazie

Jetzt informieren: Hochschule Kaiserslautern stellt neuen Fernstudiengang
vor



Am Mittwoch, den 24. Januar findet an der Hochschule Kaiserslautern,
Campus Pirmasens eine ausführliche Informationsveranstaltung zu dem neuen
berufsbegleitenden Fernstudium Industriepharmazie statt. Das Team des
Studiengangs mit dem akademischen Abschluss Bachelor of Science stellt die
Studieninhalte, den Ablauf und die Organisation des Fernstudiums vor. Die
Besucher/innen erfahren welche Zugangsvoraussetzungen sie erfüllen müssen
und erhalten Informationen über ihre Berufsaussichten nach dem Studium. Im
Anschluss ist Zeit für Fragen und individuelle Beratungsgespräche. Die
Veranstaltung beginnt um 18:00 Uhr am Campus Pirmasens, Raum Prag,
Carl-Schurz-Straße 10-16 in 66953 Pirmasens. Alle Interessierten sind herzlich
willkommen.

Der Bedarf an speziell ausgebildetem pharmazeutischen Fachpersonal in der
Pharmazeutischen Industrie kann aktuell und auch in Zukunft nicht
abgedeckt werden. Aus diesem Grund hat die Hochschule Kaiserslautern am
Campus Pirmasens ein neues Fernstudium konzipiert, für das sich
Interessierte jetzt noch zum kommenden Sommersemester bewerben können. Das
Studium bietet eine Kombination aus klassisch pharmazeutischen Fächern und
modernen Ausbildungsschwerpunkten wie zum Beispiel pharmazeutische
Biotechnologie, "biologische Arzneimittel" und Qualitätsmanagement. Es ist
speziell auf die industriellen Anforderungen pharmazeutischer Unternehmen
zugeschnitten. Den Absolvierenden eröffnen sich gute Karrierechancen in
sämtlichen Tätigkeitsfeldern der Pharmaindustrie.

Angesprochen sind beruflich Qualifizierte aus pharmanahen Berufen: Das
sind etwa Pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten,
Pharmakanten, Biologisch-, Chemisch-, Medizinisch-technische Assistenten
und Laborantinnen und Laboranten. Sie qualifizieren sich berufsbegleitend
weiter und erreichen einen akademischen Bachelor-Abschluss mit der
Möglichkeit eines anschließenden Masterstudiums.

Das berufsbegleitende Studium ist auf neun Semester angelegt. Das Studium
besteht aus Selbststudienphasen anhand bereitgestellten Studienmaterials.
Lehrformate in Form von Videos oder Webinaren unterstützen die
Studierenden im Selbststudium. Hinzu kommen Präsenzveranstaltungen am
Campus Pirmasens mit Vorlesungen, Übungen, Seminaren und Labortätigkeiten.

Eine Bewerbung zum kommenden Sommersemester 2018 ist bis 28. Februar 2018
online an der Hochschule Kaiserslautern möglich unter: 

www.hs-kl.de/studium/studieninteressierte/bewerbungsverfahren/


Weitere Informationen unter:

www.zfh.de/bachelor/industriepharmazie/

Weitere Informationen finden Sie unter

www.zfh.de/bachelor/industriepharmazie/

www.hs-kl.de/studium/studieninteressierte/bewerbungsverfahren/

https://www.zfh.de/news/pressemitteilungen/meldungsdetail/artikel/neues-berufsbegleitendes-fernstudium-industriepharmazie-bsc/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution697
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LABEL/4808: Warner Music Medien Newsletter KW 03 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 03

Hamburg, 18. Januar 2018



Diesen Freitag ist es endlich soweit: Nicht einmal ein Jahr nach dem
Erfolg seines Debütalbums "Karma" veröffentlicht Mike Singer den mit
Spannung erwarteten Nachfolger "Deja Vu", aus dem bereits Ende 2017
der Titeltrack sowie die ersten beiden Single-Auskopplungen "Galaxie"
und "Flashbacks" enthüllt wurden: "Mein Kopf ist voller Melodien und
irgendeiner muss sie singen", so der junge deutsche #1-Künstler, der
sich mit dem Neuling selbst ein Geburtsgeschenk macht. Das Album
erscheint nämlich einen Tag vor seinem 18. Geburtstag und gewährt
Einblick in die rasanten Veränderungen der letzten eineinhalb Jahre -
hier [1] im Teaser zu hören.

Alle weiteren Warner-Überflieger der aktuellen Januarwoche nun im
Überblick:


VANCE JOY

Mit seinem Hit "Riptide" spielte sich James Keogh, besser bekannt als
Vance Joy, weltweit in die Herzen der Fans. Nun hat der beliebte
Melbourner Singer/Songwriter die bevorstehende Veröffentlichung
seines neuen Studio-Albums angekündigt.

"Nation Of Two" erscheint am 23.02. und ist der direkte Nachfolger zu
seinem internationalen Durchbruchs-Debüt "Dream Your Life Away"
(2014, D: Platin-Status). Das neue Album enthält 13 brandneue Songs,
die von Liebe und Sehnsucht handeln, umgarnt von Vance Joys
bewegenden Vocals und meisterhafter Instrumentierung.

Als ersten Vorgeschmack erschienen daraus bereits die Lead-Single
"Lay It On Me" sowie der aktuelle Track "We're Going Home".[2] Im
März geht es für den Australier dann auf Deutschland-Tour: 13.03.
Köln | 14.03. München | 16.03. Hamburg | 17.03. Berlin.


CHARLOTTE GAINSBOURG

Acht Jahre nach dem Erscheinen ihres dritten Studio-Albums "IRM"
begeisterte Charlotte Gainsbourg im November 2017 mit ihrem
eindrucksvollen neuen Studiowerk "Rest" (Because Music) und ist
aktuell bei den in Kürze stattfindenden "Victoires de la Musique" für
einen französischen Grammy in der Kategorie "Best Female Artist"
nominiert.

"Nach dem Verlust meiner Schwester öffnete ich mich ohne
Vorbehalte. Nichts hatte mehr eine Bedeutung. Es war eine Zeit
intensiven Schmerzes, und so war es einfacher, bestimmte Dinge
auszudrücken", beschreibt die Sängerin und Schauspielerin, wie es
zu den elf Tracks auf "Rest" kam.

Im März kommt Charlotte Gainsbourg für zwei Konzerte nach
Deutschland: 02.03. Hamburg, Mojo Club | 22.03. Berlin, Columbia
Theater. Hier [3] ist sie im aktuellen Musikvideo zu "I'm a Lie" zu
sehen, bei dem sie auch Regie führte.


CHARLOTTE CARDIN

Im September 2017 gab die im kanadischen Montreal beheimatete
Singer/Songwriterin Charlotte Cardin mit ihrer aktuellen "Main
Girl"-EP ihr vielversprechendes Major-Debüt - hier [4] das
winterliche Musikvideo zum Titeltrack, eine in Island gefilmte Ode an
die Unabhängigkeit.

In ihren Songs thematisiert Charlotte Cardin Beziehungen aller Art
und schreckt dabei nicht davor zurück, in ihre persönliche
Gefühlswelt einzutauchen. Gerade feierte das ebenso beeindruckende
Musikvideo zum EP-Track "The Kids" beim Paper Mag [5] Premiere, das
dunkle Kindheitserinnerungen weckt - hier [6] zu sehen.

Anfang März ist die kanadische Durchbruchs-Künstlerin auch in
Deutschland live zu erleben: 05.03. Berlin, Kantine am Berghain |
06.03. Hamburg, Prinzenbar.


JAMES HYPE

In Folge seiner viel beachteten Remixe von u.a. Drakes "Hotline
Bling", Sage The Geminis "Now And Later" oder Kristine Blonds "Love
Shy", präsentiert der Liverpooler DJ und Producer James Hype mit
"More Than Friends (feat. Kelli-Leigh)" seinen neuesten Streich, ein
gelungener Rework des gleichnamigen 1996er En Vogue-Klassikers.

Doch damit nicht genug: Gerade wurde der Song zum offiziellen Song
der am morgigen Freitag beginnenden neuen Dschungelcamp-Staffel (RTL,
21:15 Uhr) ernannt und ist dabei in sämtliche Marketing-Maßnahmen um
die 16 Tage dauernde Staffel eingebunden.

In seinem "More Than Friends"-Remix verarbeitet James Hype Einflüsse
von Future Bass und Melodic House zu einem absoluten
Dancefloor-Kracher, den es hier [7] im Lyric Video zu sehen gibt.


RAINBOW KITTEN SURPRISE

Diese Woche kündigte das im US-Bundesstaat North Carolina lebende
Quintett Rainbow Kitten Surprise sein erstes auf Elektra Records
erscheinendes Album "How To: Friend, Love, Freefall" an und
veröffentlichte mit "Fever Pitch" die erste Single daraus.

Das am 06.04. erscheinende Album der Band um Frontmann Sam Melo wurde
von Grammy-Preisträger Jay Joyce (u.a. Cage The Elephant, Sleeper
Agent) produziert, überzeugt mit genreübergreifender Instrumentierung
und reflektierten Lyrics und kann ab sofort vorbestellt werden. Ende
März startet die Band dann auf großangelegte
Nordamerika-Headliner-Tour.

Den melodischen ersten Instant-Grat-Track und Album-Vorboten "Fever
Pitch" [8] gibt es hier im offiziellen Musikvideo zu sehen.


IAMJJ

Immer lauter werden derzeit die Stimmen, die den mysteriösen
Kopenhagener als "vielversprechendsten Newcomer 2018" (Tonspion)
handeln. Keine Frage, IAMJJ ist aktuell des spannendste Musikexport
Dänemarks. Seine Stimme ist die eines musikalischen
Fesselungskünstlers, erzählt von Abgründen, steckt jedoch voller
Poesie.

Am 23.03. veröffentlicht er sein mit Spannung erwartetes Debüt-Album
"Bloody Future", inklusive der morgen erscheinenden ersten
offiziellen Album-Single "Homer": "Das ist mein Kommentar zu einer
Welt, der ich liebend gern angehöre, von der ich mir aber auch oft
wünsche, sie sei anders". Hier der Teaser [9] zum neuen Video.

Gerade performte IAMJJ dreimal live auf dem diesjährigen Eurosonic
Festival. Im April spielt er fünf Konzerte in Deutschland: 27.04.
Hamburg | 28.04. Köln | 30.04. Berlin | 01.05. München | 02.05.
Frankfurt.


WARNER MUSIC ON STAGE - Majid Jordan

Das aus Toronto stammende Produzenten-Duo Majid Jordan, um Majid Al
Maskati und Jordan Ullman, legte im Oktober vergangenen Jahres ihren
großartigen zweiten Longplayer "The Space Between" (OVO Sound) vor,
den Nachfolger zu ihrem gefeierten, selbstbetitelten Debütalbum
(2016).

Neben "My Imagination (feat. DVSN)" und ihrem 2017er Hit "One I Want
(feat. Partynextdoor)" [10] (über 8 Mio. YouTube-Views) umfasst der
Neuling auch die kürzlich enthüllte neue Single-Auskopplung "Gave
Your Love Away". Hier [11] ist der sphärische Pop-Slowburner im
dazugehörigen Musikvideo zu sehen.

Ende März bringen Majid Jordan ihre unvergleichliche Mischung aus
Urban Pop, Soul und 90er R'n'B in Berlin und Hamburg live auf die
Bühne und stehen bei beiden Terminen für Interviews zur Verfügung:

26.03. Berlin, Huxley's Neue Welt

27.03. Hamburg, Docks


VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

19.01.2018

19.01.2018

19.01.2018

19.01.2018

19.01.2018

26.01.2018

26.01.2018

26.01.2018

26.01.2018

02.02.2018

02.02.2018

02.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

09.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

23.02.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

02.03.2018

09.03.2018

23.03.2018

30.03.2018

06.04.2018

13.04.2018

21.04.2018

20.04.2018

11.05.2018


	
KONFIGURATION ARTIST TITEL

Digital MILCK This Is Not The End EP

Physisch Whitesnake The Purple Tour (Live) (CD+BR, CD+DVD, CD, Vinyl)

Physisch & Digital Devin Dawson Dark Horse (CD)

Physisch & Digital Fleetwood Mac Fleetwood Mac (Deluxe Edition, Expanded und Remastered)

Physisch & Digital Mike Singer Deja Vu

Digital Rat Boy Civil Disorder EP

Digital The Code Paramount

Physisch Jackson Browne Late For The Sky (Vinyl Wiederveröffentlichung)

Physisch & Digital Marmozets Knowing What You Know Now

Digital Julie Bergan Turn On The Lights

Digital Laurie Anderson & Kronos Quartet Landfall

Digital Rae Morris Someone Out There

Physisch Jackson Browne Late For The Sky (Vinyl Wiederveröffentlichung)

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST)

Physisch Jethro Tull Heavy Horses (New Shoes Edition)

Physisch & Digital Dashboard Confessional Crooked Shadows

Digital Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Digital Nipsey Hussle Victory Lap

Physisch Laurie Anderson & Kronos Quartet Landfall

Physisch & Digital Brandi Carlile By The Way, I Forgive You

Physisch & Digital Shannon & the Clams Onion

Physisch Matthew Herbert A Fantastic Woman OST

Physisch Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Physisch & Digital Turnstile Time & Space

Physisch & Digital The Regrettes Attention Seeker

Physisch & Digital Vance Joy Nation Of Two

Digital YoungBoy Never Broke Again Until Death Call My Name

Phyisch Pet Shop Boys Actually (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Phyisch Pet Shop Boys Please (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Physisch OST / Various The Greatest Showman (Vinyl)

Physisch Pet Shop Boys Actually: Further Listening 1987-1988 (CD)

Physisch Pet Shop Boys Introspective (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Physisch Pet Shop Boys Introspective: Further Listening 1988-1989 (CD)

Physisch Pet Shop Boys Please: Further Listening 1984 - 1986 (CD)

Physisch & Digital Marie Bothmer Marie Bothmer

Physisch & Digital Sonny Smith Rod For Your Love

Physisch & Digital David Byrne American Utopia

Physisch & Digital IAMJJ Bloody Future

Physisch & Digital Hayley Kiyoko Expectations

Physisch & Digital Rainbow Kitten Surprise How To: Friend, Love, Freefall

Physisch & Digital Plan B Heaven Before All Hell Breaks Loose

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST) Vinyl

Physisch & Digital Kimbra Primal Heart

Physisch & Digital Charlie Puth Voicenotes









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f4a14a9292030e7db1fa1f1b407b5d777ba5bf2acaec4ff306d742a737194a9928fc50d8e96699db71

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f4394c18673d83c29ba0cc13dfe44bff0a57c8e99705fcd7f8e08848989dab799899d29a6b08b1403a

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f48dfb4f9874e09f6ddf767cff6913986118e98620e92b20c131830799c1899bf2a060d002bbc63fe6

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f49296e31c9bcb1cb7d1e54b238e79cd2f2da8efd264fa510db9c69624115da830912fd8ae84f8db30

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f48167d86792bc5e6fd4a59d5bac71ec4a690549161e1b44608f41616e4c3d7b141ad4eb5a1805a4d2

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f43722004d29f9126a3a7a783568ef2a15d9efb792516278f6ba932d59f8f5d0f7f85d11f38e069fc5

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f40564570a0b59aa6598e90297467ea732c59f089ba65052e15c8873bcae3fba64560d17d4cd040b14

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f492bd32c37b4e8043dcb3c449aa24396f85a7e069c868a5e5d6aa75d5a680847b54f470d9f60db890

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f4e85b50dc4a5a50685ba909f566f20adbcda8c59063eb082a8418a750a6d11b600a0953845ff4e731

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f44780828a75dadd18a8545756b864b140319a36e66e85bc669e3e9a1163ef51ca058ec9dca70670c2

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=ed0bcc50543f36f4d92d371ea2a3b425c2a6736129825dc57734dec561a757f7eb7f6ca22d90c50caead69bf36efb263

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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KLASSIK/10033: Hamburg - Winter-Universitätskonzert, Messa da Requiem von Guiseppe Verdi, 04.02.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Hamburg

Winter-Universitätskonzert: Messa da Requiem von Guiseppe Verdi



Sinfonieorchester, Chor, Alumni-Chor und Projektchor der Universität
Hamburg laden herzlich ein zum

Winterkonzert der Universität Hamburg

am Sonntag, dem 4. Februar 2018, 20 Uhr (Einführung 19 Uhr)

im Großen Saal der Laeiszhalle.

Rund 200 Musikerinnen und Musiker bringen die Vertonung der Messa da
Requiem von Guiseppe Verdi mit einem Solisten-Quartett im großen Saal
der Laeiszhalle zur Aufführung.

Zuvor um 19.00 Uhr bittet die Universitätsmusik zur
musikwissenschaftlichen Einführung in den Großen Saal der Laeiszhalle.
Referentin ist Prof Dr. Irene Holzer vom Institut für Historische
Musikwissenschaft der Universität Hamburg. Die Leitung des
Konzertabends hat der Akademische Musikdirektor Prof. Thomas Posth
inne.

Die von Verdi selbst geleitete Uraufführung der Messa da Requiem
erfolgte am 22. Mai 1874 in der Kirche San Marco in Mailand. Kurze
Zeit später kam das Werk im profanen Raum, der Mailänder Scala, zur
Aufführung. Auch der Umstand, dass das Requiem in einem der
berühmtesten Opernhäuser der Welt aufgeführt wurde, führte dazu, dass
die Messe ironischerweise als "Verdis beste Oper" betitelt wurde. Die
gewaltige Besetzung und die für Requien außergewöhnliche Anlage der
Solostimmen vermögen dem Requiem eine leidenschaftlichere und
individuellere Sprache zu verleihen, als sie in anderen Requien im
Kirchenraum zu hören sind.

Tickets (18 Euro/erm. 9 Euro) unter www.adticket.de oder der Hotline
0180-60 50 400 und an allen bekannten Vorverkaufsstellen. Refugees
erhalten Freikarten an der Abendkasse, wenn sie sich entsprechend
ausweisen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unimusik.uni-hamburg.de

Universitätsmusik der Universität Hamburg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, Birgit Kruse, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/8590: Aus aller Welt - 19.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tschechiens Ministerpräsident Andrej Babis verliert Immunität

In Tschechien hat das Parlament Ministerpräsident Andrej Babis die
Immunität entzogen und damit den Weg für strafrechtliche Ermittlungen
gegen den Regierungschef geebnet. Dem Gründer der populistischen
Bewegung ANO (Ja) wird vorgeworfen, EU-Fördermittel in Höhe von
umgerechnet knapp 1,6 Millionen erschlichen zu haben. Babis wies die
Anschuldigungen zurück und sprach von einer politischen Kampagne. Es
gebe keinen einzigen Beweis.

Das Minderheitskabinett hatte am Dienstag erwartungsgemäß eine
Vertrauensabstimmung im Parlament verloren. Babis erhielt von
Präsident Milos Zeman jedoch die Zusage, daß er nach dem Rücktritt
des Kabinetts einen weiteren Anlauf zur Regierungsbildung unternehmen
darf.

19. Januar 2018
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JUSTIZ/8590: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



OEZ-Attentat: Gericht verurteilt Waffenverkäufer zu sieben Jahren Haft

Im Prozeß gegen den Waffenlieferanten des Todesschützen vom Münchner
Olympia-Einkaufszentrum (OEZ) hat das Landgericht München den
Angeklagten wegen illegalen Waffenhandels und fahrlässiger Tötung zu
einer siebenjährigen Freiheitsstrafe verurteilt. Über das sogenannte
Darknet hatte der 33jährige dem 18jährigen David S. eine Pistole samt
Munition verkauft. Mit der Waffe ermordete der Jugendliche am 22.
Juli 2016 am OEZ neun Menschen. Die Opfer waren fast alle junge
Menschen mit Migrationshintergrund. Mehrere Gutachter haben das
Attentat vom OEZ inzwischen als rechtsextreme Tat eingestuft.

19. Januar 2018
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MILITÄR/8586: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Macron will französisches Atomwaffenarsenal modernisieren

Der seit acht Monaten regierende französische Staatspräsident
Emmanuel Macron will mit beispiellosen Anstrengungen bis 2025 die
NATO-Zielmarke von zwei Prozent der Wirtschaftsleistung erreichen.
Zudem kündigte Macron bei einer Rede vor Armeeangehörigen auf einem
Marinestützpunkt im südfranzösischen Toulon die Erneuerung des
Atomwaffenarsenals innerhalb seiner fünfjährigen Amtszeit an. Beim
NATO-Gipfel 2014 in Wales hatten die Staats- und Regierungschefs der
Allianz das Ziel bekräftigt, ihre Verteidigungsausgaben bis 2024 auf
zwei Prozent ihrer Wirtschaftsleistung zu steigern.

19. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8588: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Chef Martin Schulz warnt vor Neuwahlen

Zwei Tage vor der SPD-Abstimmung über die Aufnahme von
Koalitionsverhandlungen warnte Parteichef Martin Schulz die Skeptiker
einer Neuauflage von Schwarz-Rot vor den schwerwiegenden Folgen eines
Neins. Im Falle von Neuwahlen würden dann alle Parteien abgestraft,
denen keine Regierungsbildung gelungen sei, sagte Schulz in einem
Gespräch mit dem Spiegel-Magazin. Auf einem Sonderparteitag beraten
am Sonntag in Bonn 600 Delegierte und die SPD-Führung darüber, ob auf
Basis der Sondierungsvereinbarung Koalitionsverhandlungen mit der
Union aufgenommen werden sollen. In der SPD gibt es große Vorbehalte
gegen eine erneute Große Koalition.

19. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8587: Tragisches und Kurioses - 19.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ältester skythischer Grabhügel Südsibiriens entdeckt

Archäologen aus der Schweiz und Rußland haben in der russischen
Republik Tuwa das bislang größte und älteste skythische Fürstengrab
Südsibiriens gefunden. Eine zunächst auf Satellitenbildern entdeckte
Kreisstrukur stellte sich bei einer genaueren Untersuchung vor Ort
als Hügelgrab heraus. Wie die Forscher im Fachblatt Archaeological
Research in Asia berichten, dürfte das Grab aus dem 9. Jahrhundert
vor unserer Zeitrechnung stammen.

19. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7672: Aus Forschung und Technik - 19.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Forscher finden älteste Sauerstoffoase in Südafrika

Geowissenschaftler finden in drei Millionen Jahre alten Ablagerungen
des Pongolabeckens im Fluß Mfolozi in Südafrika Hinweise auf frühe
sauerstoffproduzierende Bakterien. Rund 500.000 Jahre später führte
die permanente Zunahme des Sauerstoffgehalts zur Oxidation der
Erdatmosphäre. Dadurch verschwanden reduzierte Minerale in den
Sedimenten der Kontinente und bestimmte Schwefelsignaturen, die nur
in einer sauerstoffarmen Atmosphäre gebildet werden konnten. Wie
Benjamin Eickmann von der Isotopengeochemie der Universität Tübingen
und seine Forscherkollegen in der Fachzeitschrift Nature Geoscience
berichten, haben solche Oasen wie in Südafrika die Entwicklung
erster auf Sauerstoff angewiesener Lebewesen ermöglicht.

19. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7685: Aus aller Welt - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



In Österreich regiert ein Gegenentwurf zur 68er-Generation

Österreichs Innenminister Herbert Kickl von der rechtspopulistischen
FPÖ ist in einem Interview der Tiroler Tageszeitung (Ausgabe vom
Donnerstag) auf die Frage eingegangen, ob er seine Regierung als
Gegenentwurf der 68er-Generation ansehe. Kickl antwortete, das
Projekt der 68er sei gescheitert. Man erlebe jetzt, nicht nur in
Österreich, eine Gegenbewegung. Und das sei auch gut so. Für ihn
komme es zu einer Rückkehr zur Normalität. Die 68er hätten versucht
im Namen des Fortschritts zerstörerisch zu wirken. Er selbst denke da
an das Aushöhlen der staatlichen Identität oder der Identität des
Familienverbundes. Die gegenwärtige Regierung stehe für einen
offensiven Gegenentwurf. Die Thesen der 68er hätten sich als falsch
herausgestellt. Das Bedürfnis nach Orientierung, Geborgenheit und
Heimat werde von seiner Regierung wieder in ein positives Licht
gerückt. Der 49jährige ehemalige Redenschreiber des FPÖ-Politikers
Jörg Haider hat in Wien Politikwissenschaften, Publizistik,
Geschichte und Philosophie studiert.

19. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7646: Medizin und Gesundheitswesen - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Operationen an den Herzkranzgefäßen am häufigsten

Die Deutschen nehmen sich zuviel zu Herzen. Wie die Deutsche
Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie (DGTHG) laut
Deutschem Ärzteblatt bekanntgab, haben die rund 1000 in Deutschland
tätigen Herzchirurgen letztes Jahr 184.789 Herzoperationen
durchgeführt. 12,4 Prozent der Patienten mußten als Notfälle operiert
werden. Es zeigte sich, daß zwei Drittel der herzchirurgischen
Patienten Männer waren. Dabei war die Bypassoperation der häufigste
Eingriff, auch wenn ihre Zahl seit 2015 von 51.941 auf 50.114
zurückgegangen ist. Eingriffe an den Herzklappen (33.451 mal) folgten
auf dem zweiten Platz. Nach Ansicht der Fachgesellschaft reichen die
vorhandenen 78 herzchirurgischen Zentren in Deutschland vollkommen
aus, um eine flächendeckend herzchirurgische Vollversorgung zu
sichern.

19. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7673: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Waffenverkäufer für Taten seines Kunden verurteilt

Das Landgericht München hat einen Waffenverkäufer zu einer
langjährigen Haftstrafe für die Taten verurteilt, die der Käufer mit
der erworbenen Waffe beging. Der 33jährige Verkäufer Philipp K. muß
wegen fahrlässiger Tötung in neun Fällen, fahrlässiger
Körperverletzung in fünf Fällen und Verstößen gegen das Waffengesetz
für sieben Jahre ins Gefängnis.

Der Waffenkäufer David S. hatte im Juli 2016 bei einem Amoklauf im
Olympia-Einkaufszentrum in München neun Menschen erschossen. Vor den
Augen einer Polizeistreife tötete sich anschließend der 18jährige
Deutsch-Iraner selbst.

Die Staatsanwaltschaft hatte für den Angeklagten sieben Jahre und
zwei Monate Haft gefordert, weil die Tat erst durch den Verkauf der
Waffe möglich geworden sei.

Die Verteidigung wollte ihren Mandanten nur wegen Verstoßes gegen das
Waffengesetz verurteilt sehen, weil letzterer nicht hatte absehen
können, was der psychisch kranke Käufer mit der Waffe anrichten
wollte.

David S. und Philipp K. hatten den Waffenkauf über das Darknet
vereinbart. Sie trafen sich zweimal in Marburg, um die Übergabe der
Pistole vom Typ Glock 17 und Hunderte Schuß Munition abzuwickeln.

Nach Erkenntnissen der Ermittler hatte David S. seine zum Teil sehr
jungen Opfer aus persönlicher Kränkung getötet. Rund 25 Angehörige
forderten über ihre Anwälte wegen Mitwisserschaft Philipp K's. eine
Verurteilung wegen Beihilfe zum Mord. Ihr Hauptargument war, daß
Angeklagter und Täter eine rechte Gesinnung hegten. Die Nebenkläger
werden möglicherweise Revision des Urteils der zwölften Strafkammer
des Landgerichts vor dem Bundesgerichtshof in Karlsruhe anstreben.

19. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7599: Sprache, Kunst und Medium - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Das Geilo Ice Music Festival ist auf Minusgrade angewiesen

Auch in diesem Jahr lassen es die Temperaturen hoffentlich zu, daß im
südnorwegischen Wintersportort Geilo wieder das 2006 zum ersten Mal
veranstaltete Ice Music Festival stattfinden kann.

Das besondere daran ist, daß alle Instrumente aus Eis gefertigt
werden, und die Musiker sie selbst bauen, meistens am Tag des
Konzerts, da Eis nichts anderes zuläßt. So werden dem Rohstoff
angepaßte Blasinstrumente, Trommeln, Glockenspiele, Xylophone und
selbst Streichinstrumente aus Eisblöcken gesägt, gefräst und
anderweitig bearbeitet.

Natürlich klingt alles anders, als man es aus dem Konzertsaal kennt.
Dabei ist nicht einmal sicher, daß die einzelnen Instrumente einen
Abend überstehen. Dann wird eben improvisiert, was sowieso üblich ist,
da praktisch keine Zeit für Proben bleibt.

Und natürlich können die Aufführungen nicht im geheizten Saal
stattfinden, sondern im verschneiten Freilufttheater auf eisiger
Bühne. Die Besucher müssen sich eben warm anziehen. Viele Fans kommen
jedes Jahr wieder, wie die Deutsche Welle berichtet.

Das Festival wird am 31. Januar eröffnet und geht bis zum 4. Februar.
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MILITÄR/7663: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Türkei startet Granatangriffe auf kurdische Dörfer in Nordwest-Syrien

Die türkischen Streitkräfte haben in der Nacht auf Freitag mit der
Vorbereitung ihres Einmarsches in die von kurdischen Kämpfern und
Kämpferinnen kontrollierten syrischen Regionen Afrin und Manbidsch
begonnen. In mehreren kurdischen Ortschaften im Grenzgebiet von Afrin
wurden insgesamt rund 70 Granateinschläge registriert. Damit sollen
die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG geschwächt werden. Dem
türkischen Verteidigungsminister Canikli zufolge stimmt Ankara sein
Vorgehen in der nordwest-syrischen Region mit Moskau ab. Die Kurden
in Syrien werden sowohl von Rußland als auch den USA unterstützt. Die
YPG gehören zu den effektivsten lokalen Gegnern der
Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS). Die Türkei will mit der
bevorstehenden Militäroperation verhindern, daß die syrischen Kurden
aus ihrer im Kampf gegen den IS gewonnenen Stärke heraus einen
eigenen Staat ausrufen.
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POLITIK/7677: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel besucht Weltwirtschaftsforum in Davos

Bundeskanzlerin Merkel wird kommenden Mittwoch dem
Weltwirtschaftsforum im schweizerischen Davos einen Besuch abstatten
und voraussichtlich dort eine Rede zur Europapolitik halten. Das
kündigte Regierungssprecher Seibert am Freitag in Berlin an. In Davos
werden rund 60 Staats- und Regierungschefs erwartet. Merkel wird
Gelegenheit haben, mit dem französischen Präsidenten Macron, dem
italienischen Ministerpräsidenten Gentiloni, dem brasilianischen
Präsidenten Temer und dem spanischen König Felipe zu sprechen.
US-Präsident Trump wird seinen Auftritt in Davos zum Abschluß der
Konferenz am Freitag kommender Woche haben.
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SONSTIGES/7649: Tragisches und Kurioses - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Verunglückte Boeing am Strand von Trabzon geborgen

Die vor einer Woche auf dem Flughafen des türkischen Schwarzmeerhafens
Trabcon von der Landebahn abgekommene Boeing 737-800 der Pegasus
Airlines, die erst wenige Meter vor dem Meer auf einem Abhang zum
Stehen kam, wurde inzwischen mit Hilfe zweier kräftiger Straßenkräne
zurück auf die Landebahn gehoben.

Es dauerte Stunden, bis die etwa 150 Arbeiter es geschafft hatten, die
Stahltrossen unter dem Rumpf und den Tragflächen richtig zu
positionieren. Da das Fahrwerk zerstört war, und auch eines der
Triebwerke abriß, lag das Flugzeug direkt auf dem Geröll und Schlamm
des Steilhangs, so daß für die Bergung Tunnel gegraben werden mußten.

Wie Spiegel Online unter Berufung auf die türkische Nachrichtenagentur
Anadolu berichtete, sprachen die Piloten von einem technischen
Versagen. Eines der Triebwerke habe auf der Rollbahn noch einmal
einen kräftigen Schub gegeben, so daß die Maschine unkontrollierbar 
ausscherte.

Glücklicherweise wurde in der Maschine niemand ernsthaft verletzt.
Experten sollen nun das Wrack und das darin befindliche Gepäck der 168
Menschen an Bord untersuchen.
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SOZIALES/7674: Arbeit, Soziales und Familie - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Greenpeace-Aktion auf Grüner Messe in Berlin

Aktivisten von Greenpeace haben zur Öffnung der Agrarmesse Grüne
Woche für Besucher am Funkturm auf dem Berliner Messegelände ein
weithin sichtbares Plakat mit der Forderung "Lasst die Sau raus!"
angebracht. Greenpeace unterstreicht mit der Aktion Forderungen nach
bessern Lebensbedingungen des Viehs in den Ställen sowie einer
staatlichen Fleischkennzeichnungspflicht. Außerdem sollte weniger
Gülle produziert und der Einsatz von Antibiotika in der Tiermast
reduziert werden.

Greenpeace hat ein Rechtsgutachten mit dem Ergebnis in Auftrag
gegeben, daß eine nationale verpflichtende Haltungskennzeichnung von
Fleischprodukten mit EU-Gesetzen vereinbar wäre und sich auch auf
Importfleisch erstrecken könnte.
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UMWELT/7657: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Mikroplastik auch im Fleur de Sel

Die Gefahr durch Mikroplastik ist nicht zu unterschätzen. Nachdem
diese Partikel bereits in Muscheln, Krebsen und Fischen nachgewiesen
wurde, haben Forscher um Barbara Scholz-Böttcher vom Institut für
Chemie und Biologie des Meeres der Universität Oldenburg jetzt
Mikroplastik auch im handgeschöpften Fleur de Sel gefunden…
und zwar laut dpa in deutlich höheren Werten als im klassischen
Meersalz. Für Gunnar Gerdts vom Alfred-Wegener-Institut auf Helgoland
ist das keine Überraschung. Er hatte bisher keine Probe gefunden, in
der kein Mikroplastik war. Der Meeresbiologe hat in den letzten
fünf Jahren Wasser aus der Nordsee und der Arktis, arktisches Eis und
Fische untersucht.
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WIRTSCHAFT/7662: Märkte und Finanzen - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Stillegung des AKW Fessenheim voraussichtlich in einem Jahr

Frankreichs Umweltstaatssekretär Sébastien Lecornu hat am Freitag
gegenüber dem Radiosender France Bleu Alsace bekräftigt, daß das
elsässische Atomkraftwerk Fessenheim außer Betrieb geht, sobald der
Europäische Druckwasserreaktor in Flamanville am Ärmelkanal Strom
produziert. Das dürfte in rund einem Jahr der Fall sein. Die letzte
Entscheidung zur Stillegung der beiden überalterten Atommeiler des
AKW Fessenheim liegt laut Lecornu beim Betreiber EdF (Electricité de
France). Lecornu hat am Freitag eine Arbeitsgruppe initiiert, die
sich mit den Folgen der AKW-Stillegung für Wirtschaft und
Arbeitsplätze in der französisch-deutschen Oberrheinregion befassen
soll. Dem Steuerungskomitee gehören Gewerkschafter,
Wirtschaftsvertreter und Verwaltungsmitarbeiter beider Länder an.
Lecornu schlug in Colmar vor, die rund 2200 Mitarbeiter, die in dem
AKW arbeiten oder indirekt von diesem abhängig sind, könnten zum Teil
bei deutschen Unternehmen unterkommen, die dringend Fachkräfte
suchen. Deutsche Firmen wiederum könnten statt auf der dicht
besiedelten deutschen Rheinseite Bauland im Elsaß erwerben. Lecornu
sprach sich für die Schaffung guter Bedingungen für Neuansiedlungen
dort aus.
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WISSENSCHAFT/7680: Aus Forschung und Technik - 19.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Italien wirft Apple künstliche Produktalterung vor

Ist erst einmal ein Stein ins Rollen gebracht, wächst er nicht selten 
zu einer Lawine aus. So muß es gerade dem Hightech-Giganten Apple 
ergehen. Nachdem das Unternehmen im Dezember eingeräumt hatte, 
künstlich die Prozessorleistung älterer Geräte gedrosselt zu haben - 
damit angeblich deren Akkus geschont werden -, hagelt es jetzt Klagen. 
So hatten französische Behörden vor eineinhalb Woche Vorermittlungen 
gegen Apple wegen des Verdachts der programmierten Produktalterung bei 
einigen iPhone-Modellen eingeleitet. In den USA zogen mehrere Kunden 
vor Gericht. Und jetzt meldet die Nachrichtenagentur afp, daß das 
italienische Kartellamt wegen des Verdachts, Geräte mit einem 
eingebauten Verfallsdatum zu versehen, Ermittlungen gegen Apple und 
Samsung aufgenommen hat. Den Unternehmen wird vorgeworfen, gezielt 
mangelhafte Komponenten eingebaut zu haben, um die Leistung der Geräte 
mit der Zeit zu drosseln. Auf diese Weise sollten Konsumenten dazu 
gedrängt werden, neuere Modelle zu kaufen. Während Samsung schon 
gleich nach Bekanntwerden des Drosselskandals beteuert hatte, so etwas 
niemals getan zu haben, kann es langsam eng für Apple werden. Das 
Image des einstigen Branchenprimus hat auf jeden Fall Schaden 
genommen.

19. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/395: Bisher älteste bekannte Sauerstoffoase entdeckt (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 18.01.2018

Bisher älteste bekannte Sauerstoffoase entdeckt

Geowissenschaftler der Universität Tübingen finden in fast drei Milliarden
Jahre alten Ablagerungen im südafrikanischen Pongolabecken Hinweise auf
frühe sauerstoffproduzierende Bakterien



In der frühen Erdgeschichte, vor mehreren Milliarden Jahren, war
Sauerstoff höchstens in Spuren in der Atmosphäre und in den Ozeanen
vorhanden. Heutige luftatmende Lebewesen hätten unter solchen Bedingungen
nicht existieren können. Den Umschwung bewirkten Fotosynthese betreibende
Bakterien, die Sauerstoff als Abfallprodukt hinterließen - und das in
gigantischen Mengen. Hinweise auf die erste globale Zunahme des
Sauerstoffanteils in der Atmosphäre liefern 2,5 Milliarden Jahre alte
Ablagerungen verschiedener Kontinente. Nun haben Dr. Benjamin Eickmann und
Professor Ronny Schönberg von der Isotopengeochemie der Universität
Tübingen gemeinsam mit internationalen Kollegen im südafrikanischen
Pongolabecken Ablagerungen entdeckt, die von Sauerstoffausstoß durch
Bakterien bereits vor 2,97 Milliarden Jahren zeugen. Das Becken ist die
bisher älteste nachgewiesene Stätte mit von Lebewesen produziertem
Sauerstoff - eine sogenannte Sauerstoffoase. Ihre Studie wurde in der
Fachzeitschrift Nature Geoscience veröffentlicht.

Aus heutiger Sicht würde man die Verhältnisse auf der Erde vor rund drei
Milliarden Jahren als unwirtlich bezeichnen. In den Gasen der Atmosphäre
gab es ungefähr 100.000-mal weniger Sauerstoff als heute. Die frühen
Ozeane enthielten kaum Sulfat, dafür aber große Mengen an zweiwertigem
Eisen. Als Bakterien mit der Sauerstoffproduktion begannen, konnte der
Sauerstoff zunächst noch gebunden werden, reicherte sich dann aber in der
Atmosphäre in einem Ereignis des massenhaften Sauerstoffausstoßes vor 2,5
Milliarden Jahren doch an. "Das lässt sich durch das Verschwinden
reduzierter Minerale in den Sedimenten der Kontinente belegen. Auch
bestimmte Schwefelsignaturen, die nur in der sauerstoffarmen Atmosphäre
gebildet werden konnten, sind nicht mehr zu finden", erklärt Benjamin
Eickmann, der Erstautor der Studie. Dieses Ereignis, welches sich als
globale Umweltverschmutzung beschreiben lässt, ging als "Große
Sauerstoffkatastrophe" in die Erdgeschichte ein. Katastrophal deshalb,
weil Sauerstoff für frühe Bakterienarten, welche sich unter
sauerstoffarmen Bedingungen entwickelt hatten, giftig war. "Allerdings
enthielt die Atmosphäre nach diesem ersten Anstieg auch nur 0,2 Prozent
Sauerstoff, heute sind es rund 21 Prozent", sagt Eickmann. In der
Atmosphäre, die immer mehr Sauerstoff enthielt, verwitterten die
Kontinente zunehmend. Dadurch stieg der Eintrag von Spurenelementen in die
Ozeane. Das verbesserte Nährstoffangebot führte zu einer Ausbreitung der
Lebensformen in den Meeren.

Schwefelsignaturen als erdgeschichtliches Archiv

In ihrer aktuellen Studie untersuchte das Forscherteam die 2,97 Milliarden
Jahre alten Ablagerungen des Pongolabeckens im heutigen Südafrika. Aus dem
Verhältnis von Schwefelatomen unterschiedlicher Masse, den sogenannten
Schwefelisotopen (insbesondere das 34S/32S-Verhältnis), in den
Ablagerungen können die Forscher schließen, dass dort Bakterien das im
Meerwasser vorhandene Sulfat als Energiequelle nutzten und dabei
reduzierten. "Sulfat ist eine Form oxidierten Schwefels. Eine erhöhte
Sulfatkonzentration im Meerwasser setzt ausreichend freien Sauerstoff
voraus, den es dort im flachen Meerwasser des Pongolabeckens gegeben haben
muss", erklärt Ronny Schönberg. Dieser freie Sauerstoff müsse von anderen,
Fotosynthese treibenden Bakterien produziert worden sein. Gleichzeitig
weise eine weitere Schwefelisotopensignatur (das 33S/32S-Verhältnis)
dieser Sedimente auf eine nach wie vor reduzierte, sehr sauerstoffarme
Atmosphäre hin. "Zumindest bisher ist das Pongolabecken somit die älteste
bekannte Sauerstoffoase. Dort reicherte sich der Sauerstoff im Wasser
schon lange vor der Großen Sauerstoffkatastrophe an", sagt Schönberg
zusammenfassend. Einige hundert Millionen Jahre später führte die stetig
steigende Anreicherung des Sauerstoffs zur Oxidation der Atmosphäre - was
die Arten und die Vielfalt des Lebens in seiner heutigen Form erst möglich
gemacht hat.


Publikation:
Benjamin Eickmann, Axel Hofmann, Martin Wille, Thi Hao Bui, Boswell A.
Wing and Ronny Schoenberg:

Isotopic evidence for oxygenated Mesoarchaean shallow oceans.

Nature Geoscience,

DOI 10.1038/s41561-017-0036-x




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Dr. Karl Guido Rijkhoek, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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RAUMFAHRT/977: Sauerstoff und Nahrung für Astronauten - DLR unterstützt bei biologischem Weltraumexperiment (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 18.01.2018

Sauerstoff und Nahrung für Astronauten: DLR unterstützt bei biologischem
Weltraumexperiment



Auf der internationalen Raumstation ISS wird aktuell das Wachstum von
Bakterien untersucht, die in der Lage sind, Sauerstoff und essbare Biomasse
zu produzieren. Entwickelt wurde das Experiment von Mikrobiologen des
belgischen Studiencentrums für Kernenergie (SCK-CEN) in Zusammenarbeit mit
dem Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR).

Die Versorgung von Astronauten mit frischen Lebensmitteln und Sauerstoff
ist eine der wichtigsten Herausforderungen für bemannte Langzeitmissionen
wie beispielsweise der Reise zum Planeten Mars. Alles was unter den
Bedingungen der Schwerelosigkeit produziert werden kann, spart Platz,
Gewicht und trägt auch zur Sicherheit von Weltraummissionen bei.

Eine Arbeitsgruppe um die belgische Biologin Dr. Natalie Leys sieht in dem
Bakterium Arthrospira einen vielversprechenden Kandidaten für den Einsatz
im Weltall. Bei dem Experiment Arthrospira handelt es sich um ein mit Algen
verwandtes Cyanobakterium, welches Sauerstoff und Biomasse produzieren
kann. Das macht diese Bakterien interessant für Lebenserhaltungssysteme, da
sie CO2 und Nitrat zu Sauerstoff und großen Mengen Biomasse umwandeln
können. Durch ihren hohen Gehalt an essentiellen Aminosäuren sind
Cyanobakterien der Gattung Spirulina schon als Nahrungsergänzungsmittel auf
der Erde bekannt.

Langer Weg ins All



Bevor Arthrospira auf dem Speiseplan der Astronauten steht, müssen jedoch
umfangreiche Testreihen durchlaufen werden. Ein vorläufiger Höhepunkt sind
dabei die Experimente im Biolab der ISS die im Auftrag der ESA auf der
Raumstation durchgeführt werden. Experimentaufbau und -ablauf wurden
gemeinsam mit der Abteilung Gravitationsbiologie des DLR-Instituts für Luft-
 und Raumfahrtmedizin am Biolab-Ingenieursmodell entwickelt. Die
Durchführung der Experimente auf der Raumstation liegt beim
DLR-Raumfahrtnutzerzentrum in Köln.

"Bereits im März 2017 haben wir das Experiment für die Durchführung auf der
Raumstation vorbereitet. Dabei wurde die Cyanobakterien analog zur Mission
im Biolab-Ingenieursmodell in unserem Labor kultiviert. So ließen sich
Hardware, Crew-Prozeduren und Messung verschiedener Parameter überprüfen."
sagt Dr. Sonja Brungs, die das Projekt auf Seiten des DLR betreut.

Experimentablauf



Die Bakterien wurden in speziell vorbereiteten Behältern am 15. Dezember
2017 mit SpaceX-13 zur Raumstation gebracht und dort von den Astronauten in
das Biolab-Forschungslabor eingebaut. Durch Zugabe einesNährmediums, Licht
sowie einer Temperatur von 33 Grad Celsius wurde das Wachstum der Bakterien
eingeleitet. Über einen Zeitraum von sieben Tagen wurden verschiedene
Parameter gemessen. Am Ende der Inkubationszeit werden Bakterien für
spätere Analysen auf der Erde "geerntet", chemisch fixiert und eingefroren.
Ein kleiner Teil der Probe wird mit frischem Nährmedium versehen und dient
somit als "Startkultur" für eine weitere siebentägige Inkubation. Erste
Telemetriedaten zeigen, dass es den Cyanobakterien im All gut geht: sie
sind photosynthetisch aktiv und produzieren Sauerstoff. Insgesamt wird das
Experiment viermal wiederholt und die fixierten Proben sowie eine lebende
Probe kehren mit einer Dragon Kapsel des US-amerikanischen Unternehmens
SpaceX zur Erde zurück. Das Team um Dr. Nathalie Leys wird dann das
Wachstum und die Produktion von Sauerstoff und Biomasse im heimischen Labor
untersuchen, um der geeigneten Rezeptur von Arthrospira-Cyanobakterien für
zukünftige Lebenserhaltungssysteme für Astronauten ein Stück näher zu
kommen.


Den vollständigen Artikel mit Bildern finden Sie unter:

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-25713

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18.01.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/371: Wir Haben Es Satt - Weg von den Ackergiften zum Schutz der Artenvielfalt


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 19. Januar 2018

Wir Haben Es Satt - Weg von den Ackergiften zum Schutz der Artenvielfalt



Zur morgigen "Wir Haben Es Satt"-Demo erklärt Simone Peter, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Der stumme Frühling droht mehr und mehr zu einer realen Gefahr zu werden. Das Insekten- und Vogelsterben hat enorme Ausmaße angenommen. Überdüngung und der massive Einsatz von Pestiziden in der Landwirtschaft sind maßgeblich dafür verantwortlich.

Verantwortlich für den Verlust der Artenvielfalt sind auch Union und SPD. Keine der Parteien hat in den Sondierungsgesprächen den Willen gezeigt, für eine Landwirtschaft zu streiten, die ohne Ackergift, Gentechnik und Tierquälerei auskommt. Stattdessen hat Landwirtschaftsminister Schmidt dem Umweltgift Glyphosat in Brüssel einen weiteren Freifahrtschein für fünf Jahre ausgestellt. Seine jüngsten Äußerungen zum Glyphosat-Ausstieg sind wenig glaubwürdig.

Wir fordern, den Einsatz von Glyphosat so schnell wie möglich zu beenden. Solange es Zweifel an der Wissenschaftlichkeit und Objektivität der Begutachtung des Bundesamts für Risikobewertung (BfR) gibt, gehört Glyphosat nicht auf die Äcker. Zudem braucht es dringend eine Aufarbeitung der Vorgänge im BfR und eine Veränderung des Zulassungsverfahrens, die eingebettet ist in eine umfassende Pestizidreduktionsstrategie.

Wir als BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN werden auf der "Wir Haben Es Satt"-Demo in Berlin weiter an der Seite von vielen Initiativen, Verbänden und Bäuerinnen und Bauern für eine echte Agrarwende kämpfen. Zum jüngsten Erfolg der Bewegung für eine Agrarwende zählt, dass das EU-Parlament gestern einen Glyphosat-Untersuchungsausschuss eingerichtet hat, um Licht in das undurchsichtige Zulassungsverfahren zu geben.
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AGRAR/370: Agrarpolitik - Wir machen gemeinsam Druck




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Januar 2018

Agrarpolitik: Wir machen gemeinsam Druck

 
Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, ruft zur Teilnahme an der Demonstration "Der Agrarindustrie die Stirn bieten! Wir haben es satt!" auf und erklärt zum Start der Internationalen Grünen Woche:
 
Minister Schmidt verpasst eine Chance. Die Internationale Grüne Woche wäre der richtige Anlass, um die notwendige Agrarwende anzukündigen. Doch der Minister setzt lieber auf ein Weiter-so, mit dem das Bauernhofsterben befördert, die Natur weiter zerstört und die Gesundheit von Mensch und Tier vernachlässigt wird. Es ist nicht akzeptabel, dass Minister Schmidt den Glyphosat-Ausstieg ganz offensichtlich weiter aussitzen und das Tierleid bloß mit einem staatlichen Alibi-Labelchen überkleben will. Auch das Sondierungsergebnis von Union und SPD beweist: Schwarz-Rot will ein grundlegendes Umsteuern verhindern.
 
Dabei wäre eine echte Agrarwende dringend nötig, damit Artensterben, Hofaufgaben, Tierleid und nitratbelastetes Grundwasser endlich Vergangenheit sind. Statt eines Wischi-Waschi-Labels von Minister Schmidt braucht es eine verbindliche Haltungskennzeichnung für Fleisch. Statt Großbauern zu subventionieren, brauchen wir eine stärkere Förderung von Umwelt- und Tierschutz. Die Regeln für Tier- und Umweltschutz müssen deutlich verbessert werden. Doch dazu finden sich in den Sondierungsvereinbarungen höchstens Lippenbekenntnisse. Bei Glyphosat gibt es nur ein unverbindliches Bekenntnis, das schon wenige Tage später von den zuständigen Ministern Hendricks und Schmidt unterschiedlich interpretiert wird. Ob und wann der Glyphosat-Ausstieg wirklich kommt, ist damit völlig offen.
 
Das zeigt: Die Beharrungskräfte bei Lobby, Pestizidproduzenten, Union und SPD sind weiter stark. Es braucht öffentlichen Druck, damit es zu Veränderungen kommt. Deshalb ist die "Wir haben es satt"-Demo in diesem Jahr so wichtig. Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen steht auch in diesem Jahr an der Seite der Demonstrantinnen und Demonstranten und ruft zur Teilnahme an der Demo auf. Wir protestieren am Samstag gemeinsam mit tausend anderen Menschen für die Agrarwende, für eine ökologischere Landwirtschaft, für gesundes Essen und gegen die industrielle Massentierhaltung und den Einsatz von Glyphosat auf unseren Feldern.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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EUROPA/888: Europarat muss revitalisiert werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Januar 2018

Europarat muss revitalisiert werden

Andreas Nick leitet deutsche Delegation in der Parlamentarischen
Versammlung des Europarats



Andreas Nick ist auf Vorschlag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zum
neuen Leiter der deutschen Delegation in der Parlamentarischen
Versammlung des Europarates gewählt worden. Anlässlich seiner Wahl
erklärt er:

"Zentraler Auftrag des Europarates ist der Schutz der Menschenrechte,
der pluralistischen Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in Europa.
Heute sind diese grundlegenden Werte Europas von außen wie auch im
Inneren neuen Bedrohungen ausgesetzt. Eine Revitalisierung der Rolle
des Europarats ist daher dringend geboten.

Dazu muss das Vertrauen in die Institutionen des Europarats
nachhaltig gestärkt werden. Dies gilt auch mit Blick auf die
bevorstehenden 70. Jahrestage der Gründung des Europarats im Jahre
2019 und der deutschen Mitgliedschaft 2020."


Hintergrund:

Der Parlamentarischen Versammlung des Europarats gehören 324
Parlamentarier aus den Mitgliedstaaten und ebenso viele
Stellvertreter an. Der Deutsche Bundestag ist mit einer 18-köpfigen
Delegation und entsprechend vielen Stellvertretern vertreten. Neben
dem Leiter der Delegation, Andreas Nick, sind für die Unionsfraktion
Peter Beyer, Matern von Marschall, Elisabeth Motschmann, Volker
Ullrich und Volkmar Vogel (Kleinsaara) ordentliche Mitglieder. Als
Stellvertreter wurden Sybille Benning, Michael Hennrich, Jürgen
Hardt, Johann Wadephul, Florian Hahn, Frank Heinrich (Chemnitz)
gewählt.

Der Europarat ist die älteste zwischenstaatliche Organisation
Europas. Er wurde 1949 gegründet und hat seinen Sitz in Straßburg.
Mittlerweile gehören dem Europarat 47 Mitgliedstaaten an. Ziele sind
der Schutz der Menschenrechte, der pluralistischen Demokratie und der
Rechtsstaatlichkeit.

 * 
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MILITÄR/639: Deutschland muss als Bündnispartner verlässlich bleiben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Januar 2018

Deutschland muss als Bündnispartner verlässlich bleiben

Aufwuchs des Verteidigungshaushalts nutzt der Bundeswehr und der
Sicherheit unseres Landes



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Freitag über die Erhöhung der
Verteidigungsausgaben auf mittelfristig zwei Prozent des
Bruttoinlandsproduktes debattiert. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Henning Otte:

"Seit vielen Jahren gilt national wie international die Vereinbarung,
dass Deutschland wie alle anderen NATO-Staaten bis zum Jahre 2024
zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für Verteidigung ausgegeben
soll. Auch die Minister der SPD haben diese Vereinbarungen stets
mitgetragen.

Wir stehen zu unseren Verpflichtungen und den Zusagen zum Aufbau von
Fähigkeiten innerhalb der NATO. Dies ist ein Ausdruck von
Verlässlichkeit innerhalb des Bündnisses und auch von Verantwortung
für die Sicherheit unseres Landes.

In der NATO haben wir bestimmte Zielkorridore vereinbart, um
bestehende Fähigkeitslücken zu schließen. Dazu gehören beispielsweise
die Führungsfähigkeit, die Aufklärungsfähigkeit, gepanzerte Fahrzeuge
und der Lufttransport, aber auch die Kommunikation und die
Cyberfähigkeiten. Fähigkeitslücken zu schließen hat für uns hohe
Priorität. Vor dem Hintergrund der veränderten Sicherheitslage sind
leistungsfähige Streitkräfte auch im Interesse unserer eigenen
Sicherheit.

Klar ist, dass ein Aufwuchs des Verteidigungshaushaltes nur in
realistischen Schritten erfolgen kann. Die in der zurückliegenden
Legislaturperiode eingeleiteten Trendwenden bei Material, Personal
und Haushalt bilden die richtigen Grundlagen. In Anbetracht der
sicherheitspolitischen Lage muss der personelle und materielle
Aufwuchs der Bundeswehr jedoch noch schneller als geplant erfolgen."

 * 
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AUSSEN/1637: Frieden fördern statt Trump unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Januar 2018

Frieden fördern statt Trump unterstützen



"Atomdrohungen gegen Nordkorea, die Zuspitzung in Nahost und Destabilisierung in Lateinamerika, der Ausstieg aus dem Pariser Klimaschutzabkommen, der Austritt aus der UNESCO, Kürzungen für das UNRWA-Hilfswerk - so sieht die außenpolitische Bilanz des US-Präsidenten nach einem Jahr im Amt aus", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des morgigen Jahrestages der Amtseinführung von Donald Trump. Die Außenpolitikerin weiter:

"Trotz viel verbaler Aufregung über die Unberechenbarkeit von US-Präsident Donald Trump beschwört die Bundesregierung die guten transatlantischen Beziehungen und setzt weiter auf eine militärische Junior-Partnerschaft mit den USA - obwohl auch Deutschland über die nukleare Teilhabe der Nato schnell in Konflikte hineingezogen werden kann.

DIE LINKE drängt daher mehr denn je auf den Austritt aus den militärischen Strukturen der NATO. Wer nach einem Jahr nuklearer Revolver-Politik der Trump-Führung weiter auf eine Allianz mit Washington setzt, trägt zur Destabilisierung der internationalen Ordnung bei. Das Zwei-Prozent-Ziel der NATO darf von der Bundesregierung nicht umgesetzt werden, denn es führt zu einer neuen Aufrüstungsspirale in Europa und geht auf Kosten der sozialen Entwicklung.

Die aktuellen Konflikte zeigen, es ist genau jetzt höchste Zeit für neue konventionelle und atomare Abrüstungsinitiativen. Dazu gehört auch, dass die Bundesregierung das Atomwaffenverbot der Vereinten Nationen mitzeichnet."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6877: Heute im Bundestag Nr. 025 - 19.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 025

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 19. Januar 2018, Redaktionsschluss: 09.55 Uhr

1. Armin Schuster (CDU) leitet PKGr

2. AfD will verpflichtende Altersuntersuchung

3. AfD fordert Gesetz zur Altersuntersuchung

4. Grüne: Mehr Geld für globale Bildung

5. Linke fragt nach Eisenbahnerwohnungen



1. Armin Schuster (CDU) leitet PKGr

Inneres/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Unter Vorsitz von Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) hat sich am Donnerstagabend das Parlamentarische
Kontrollgremium (PKGr) konstituiert. Aufgabe des Gremiums ist die
Kontrolle der nachrichtendienstlichen Tätigkeiten des Bundes. Dem PKGr
gehören derzeit acht Abgeordnete an, die Donnerstagmittag entsprechend
der Wahlvorschläge der Fraktionen (19/442) in namentlicher Abstimmung
mit Stimmzettel und Wahlausweis durch das Plenum des Bundestags
gewählt wurden: Stephan Mayer (CSU), Armin Schuster (CDU), Patrick
Sensburg (CDU), Uli Grötsch (SPD), Burkhard Lischka (SPD), Stephan
Thomae (FDP), Andre Hahn (Die Linke) und Konstantin von Notz (Bündnis
90/Die Grünen). Zum Vorsitzenden gewählt wurde während der
konstituierenden Sitzung der Unionsabgeordnete Schuster. Sein
Stellvertreter ist der Grünenabgeordnete von Notz.

Der von der AfD-Fraktion nominierte Kandidat Roman Johannes Reusch
erhielt bei der Abstimmung im Plenum nicht die benötigte einfache
Mehrheit der Stimmen und verfehlte damit den Einzug in das Gremium.
Laut Einsetzungsbeschluss (19/441) besteht das PKGr aus neun
Mitgliedern. Der amtierende Bundestagspräsident Thomas Oppermann (SPD)
hatte nach der Abstimmung im Plenum darauf hingewiesen, dass das
Gremium angesichts der gescheiterten Wahl des AfD-Kandidaten
unvollständig sei und zu gegebener Zeit ein weiterer Wahlgang
anberaumt werden müsse.

 * 

2. AfD will verpflichtende Altersuntersuchung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der AfD-Fraktion sollen jugendliche
Ausländer, die in Deutschland einen Asylantrag stellen oder von den
Jugendämtern in Obhut genommen werden, einer verpflichtenden
medizinischen Altersuntersuchung unterzogen werden, wenn deren
behauptete Minderjährigkeit augenscheinlich nicht gegeben ist. Dies
sieht ein Gesetzentwurf der Fraktion (19/461) zur Änderung des
Asyl- und des Aufenthaltsgesetzes vor. Nach Angaben der AfD entstehen
durch "mehrere zehntausend Ausländer", die angeblich minderjährig,
tatsächlich aber volljährig seien, jährliche Kosten von rund 3,5
Milliarden Euro. Zudem seien sie weitgehend vor strafrechtlicher
Verfolgung als auch vollständig vor Abschiebung geschützt. "Der durch
die fälschlicherweise als unbegleitete, minderjährige Ausländer (UMA)
identifizierten Personen verursachte volkswirtschaftliche Schaden -
einschließlich der durch ihre hohe Kriminalitätsrate verursachte
Schaden an Sachen, Eigentum, Leib und Leben der Bürger hat
mittlerweile inakzeptable Ausmaße angenommen", schreibt die Fraktion
in ihrem Gesetzentwurf. Erhebungen in Dänemark und Österreich hätten
ergeben, dass etwa 30 Prozent der unbegleiteten Minderjährigen in
Wirklichkeit volljährig seien. Es sei davon auszugehen, dass dieser
Anteil in Deutschland ähnlich hoch sei.

Die Kosten für eine Altersfeststellung belaufen sich nach Angaben der
AfD auf rund 1.000 Euro pro Person. Umgekehrt beliefen sich die
Ersparnisse zwischen 3.000 und 10.000 Euro pro Monat, wenn ein
vermeintlich minderjähriger Ausländer nach den Vorschriften für
volljährige Ausländer behandelt würde.

 * 

3. AfD fordert Gesetz zur Altersuntersuchung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
einen Gesetzentwurf zur verpflichtenden Altersuntersuchung von
jugendlichen Ausländern vorzulegen, wenn deren behauptete
Minderjährigkeit augenscheinlich nicht den Tatsachen entspricht. Ihren
entsprechenden Antrag (19/471) begründet die Fraktion mit dem
volkswirtschaftlichen Schaden durch fälschlicherweise als
"unbegleitete minderjährige Flüchtlinge" identifizierten Personen und
deren hohen Kriminalitätsrate. Zudem seien sie weitgehend vor
strafrechtlicher Verfolgung und Abschiebung geschützt. Die
AfD-Fraktion hat bereits selbst einen Gesetzentwurf (19/461) zur
verpflichtenden Altersuntersuchung vorgelegt.

 * 

4. Grüne: Mehr Geld für globale Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) definiert das Thema Bildung zwar
als einen Schwerpunkt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, doch
diese Relevanz spiegelt sich bislang weder in der Umsetzung noch in
der Finanzierung des Bereichs wider. Das schreiben Bündnis 90/Die
Grünen in ihrem Antrag (19/456).

Die Bundesregierung vernachlässige insbesondere die Themen
Grundbildung und frühkindliche Bildung - oder delegiere sie an private
Träger. Dieses Vorgehen werde dem ganzheitlichen Ansatz der
BMZ-Bildungsstrategie nicht gerecht, kritisiert die Fraktion. Der
deutsche Anteil an der Gesamtfinanzierung der Globalen
Bildungspartnerschaft (GPE) liege bei lediglich 1,5 Prozent. Auch mit
dem Beschluss des Haushaltsausschusses in der 18. Wahlperiode, den
deutschen Beitrag an der GPE auf neun Millionen Euro pro Jahr zu
erhöhen, komme Deutschland seiner Verantwortung, einen fairen Anteil
zu leisten, nicht nach. Gemessen an der volkswirtschaftlichen Leistung
sei ein Beitrag von mindestens 50 Millionen Euro pro Jahr notwendig.
der perspektivisch auf 100 Millionen ausgebaut werden soll.

Außerdem fordern die Grünen, dass eine hochrangige Delegation an der
Finanzierungskonferenz der Globalen Bildungspartnerschaft am 1. und 2.
Februar 2018 in Dakar teilnimmt. Zudem soll Deutschland Vorreiter im
Bereich der Förderung von inklusiven, gerechten und hochwertigen
Bildungseinrichtungen in Entwicklungsländern werden, und dabei
besonders die Grundbildung und frühkindliche Bildung in den Fokus
nehmen. Die Grünen treten zudem dafür ein, dass Deutschland auf 
EU-Ebene aktiv für eine stärkere Unterstützung für die Globale
Bildungspartnerschaft wirbt.

 * 

5. Linke fragt nach Eisenbahnerwohnungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Der Verkauf von Immobilien und Grundstücken aus dem
Bundeseisenbahnvermögen (BEV) durch die Deutsche Bahn AG (DB AG)
interessiert die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/413)
wollen die Abgeordneten unter anderem erfahren, wie viele Wohnungen im
Besitz der DB AG beziehungsweise im Besitz des BEV, früher als
"Eisenbahnerwohnungen" bekannt, in den Jahren seit 1994 verkauft
wurden und welche Verkaufserlöse dabei erzielt wurden. Gefragt wird
auch, wer die Käufer dieser Wohnungen waren und welchen geschätzten
Wert diese heute hätten. Die Linksfraktion möchte außerdem wissen, wie
viele Wohnungen oder zu Wohnzwecken genutzte Immobilien sich derzeit
im Bestand des BEV befinden und wie viele Wohnungen davon zum Verkauf
stehen oder zum Verkauf vorgesehen sind.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4253: Betten im Winternotprogramm bleiben leer - trotzdem werden zahlreiche Obdachlose abgewiesen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 19. Januar 2018

Betten im Winternotprogramm bleiben leer - trotzdem werden zahlreiche Obdachlose abgewiesen



Das Winternotprogramm verzeichnet die geringste Auslastung seit 15 Jahren. Während im vergangenen Winter die Belegungsquote noch bei 91 Prozent lag, liegt sie in diesem Winter nur noch bei durchschnittlich 74 Prozent. "Die geringe Auslastung ist nicht das Ergebnis erfolgreicher Vermittlung in Wohnraum, sondern liegt daran, dass Obdachlose vor allem aus den osteuropäischen Ländern auf eine Wärmestube ohne Betten verwiesen werden", sagt Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Dabei zeigt die geringe Auslastung, dass genug Plätze für alle Schutzsuchenden vorhanden wären."

Wie Anfragen (Drs. 21/11465 und 21/11572) der Fraktion DIE LINKE zeigen, wurden in den Monaten November und Dezember 1.200 Beratungsgespräche an den beiden Standorten des Winternotprogramms durchgeführt. 108 obdachlose Menschen wurden mit dem Hinweis auf Selbsthilfemöglichkeiten im Herkunftsland auf die Wärmestube in der Hinrichsenstraße verwiesen. Allerdings haben nur 20 Personen die Wärmestube tatsächlich genutzt. "Die Sozialbehörde sollte sich die Frage stellen, wo die 88 anderen Personen geblieben sind, die in den Notunterkünften abgewiesen wurden", sagt Cansu Özdemir. Laut der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe sind bundesweit bereits drei Obdachlose in diesem Winter den Kältetod gestorben.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4252: Hamburgs saubere Flotte? Lungen sind kein Ersatz für Abgasfilter! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. Januar 2018

Hamburgs saubere Flotte? Lungen sind kein Ersatz für Abgasfilter!



Die städtische Schiffsflotte wird "sauberer dank neuer Kraftstoffe", berichtet das "Hamburger Abendblatt". Wie die Umstellung der HADAG-Schiffe auf einen ökologischeren Betrieb vorankommt, hat die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft gerade mit einer Kleinen Anfrage (Drs. 21/11567) in Erfahrung gebracht - und kommt zu einer anderen Bewertung.

"Es ist weltfremd, dass der Senat die HADAG-Schiffe aus der 'Flotte Hamburg' ausklammert. Gerade diese stehen mit ihrem Marinediesel bei der Emissionsminderung deutlich hinter der HPA zurück", erklärt Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Linksfraktion. "Das Rosa-Rot des Senats bei der Flottenmodernisierung verkennt daher, dass die teils ungefilterten Dieselabgase der HADAG-Fähren ein enormes Gesundheitsrisiko für die an den Anlegern wartenden Passagier_innen darstellen. Dabei herrscht an den Landungsbrücken ohnehin dicke Luft, wie die NABU-Messungen zum Hafengeburtstag Jahr für Jahr ergeben. Herr Horch, hier besteht Handlungsbedarf! Menschliche Lungen sind kein Ersatz für Abgasfilter."

Die beantwortete Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. Januar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2305: Deutliches Zeichen gegen Antisemitismus (Li)


Landtag intern 11/2017

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Deutliches Zeichen gegen Antisemitismus

Landtag stellt sich gegen anti-jüdische Ausschreitungen

von Dr. Stephan Malessa, Michael Zabka und Thomas Becker



21. Dezember 2017 - Brennende israelische Fahnen bei
Demonstrationen und in der Folge die Absage eines jüdischen Festes in
Nordrhein-Westfalen wegen Sicherheitsbedenken haben die Abgeordneten
des Landtags alarmiert: Fraktionsübergreifend setzten sie in einer
Aktuellen Stunde ein klares Zeichen gegen Antisemitismus.


Anlass für die Aktuelle Stunde waren Demonstrationen in Berlin
gegen die Entscheidung des US-Präsidenten, Jerusalem als israelische
Hauptstadt anzuerkennen. Dabei wurden israelische Flaggen verbrannt
und antisemitische Parolen gerufen. Die jüdische Gemeinde in
Mülheim/Ruhr sagte daraufhin wegen Sicherheitsbedenken eine
öffentliche Feier zum Chanukka-Fest ab.

Im Antrag der Koalitionsfraktionen mit dem Titel "Antisemitismus
kompromisslos stoppen" (17/1493) heißt es u. a., in
Nordrhein-Westfalen lebten rund 27.000 Menschen jüdischen Glaubens
- und damit fast jedes dritte Mitglied der jüdischen Gemeinden
Deutschlands. Das Wiederaufleben des jüdischen Lebens verdanke
Deutschland jüdischen Überlebenden des Holocaust, die sich nach 1945
entschieden hätten, hierzubleiben und sich eine neue Existenz
aufzubauen - "trotz der unvorstellbaren Verbrechen, die zuvor an ihnen
und ihren Familien begangen worden waren". Und weiter: "Die Tatsache,
dass nach 1945 in Deutschland jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger
wieder in Angst leben, ist unerträglich."

Das erneute Erleben eines offen ausgeübten Antisemitismus in deutschen
Städten "erfüllt mich mit Scham und Wut", sagte Dr. Stefan
Nacke (CDU). Zur Staatsräson in Deutschland gehöre unbedingt die
Sicherheit der jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger genauso wie die
Sicherheit des Staates Israel. Muslimischer Antisemitismus müsse
weiter beobachtet, Präventionsanstrengungen müssten verstärkt werden.
Gleichzeitig müssten Diskriminierungserfahrungen durch
anti-muslimischen Rassismus in den Blick genommen werden. Auf
Landesebene könne Prävention durch politische Bildung und
Erwachsenenbildung erfolgen.

"Beschämend"

"Wir alle müssen Antisemitismus aktiv bekämpfen", sagte Stephen
Paul (FDP). Gewalttaten gegen Menschen, die ihren jüdischen
Glauben offen zeigten, seien für die Gesellschaft beschämend. Mit der
Aktuellen Stunde setze der Landtag ein Zeichen u. a. für alle Menschen
jüdischen Glaubens und für den Zusammenhalt der Gesellschaft. "Wir
lassen uns durch hasserfüllte Antisemiten nicht spalten", sagte Paul.
Der Schlüssel im Kampf gegen Antisemitismus liege in der Bildung. Auf
Hass, Schikane, Gewalt und Einschränkungen des jüdischen Lebens müsse
aber auch mit der Härte des Rechtsstaats reagiert werden.

Mit Blick auf die Demonstrationen in Berlin äußerte sich Thomas
Kutschaty (SPD) betroffen über Bilder "von brennenden israelischen
Fahnen in unserem Land" und "von hasserfüllten Parolen gegen Juden".
Die Bilder hätten Erinnerungen an "dunkle Kapitel unserer Geschichte"
wachgerufen. Mittlerweile gebe es in Nordrhein-Westfalen aber wieder
zahlreiche jüdische Gemeinden, die "zu einem festen Bestandteil im
täglichen Leben unseres Landes" zählten. Bei aller Solidarität müsse
es aber auch möglich sein, Kritik an der Politik Israels und an
Entscheidungen des USamerikanischen Präsidenten zu üben.

Verena Schäffer (Grüne) verwies in ihrer Rede auf "einen
offenen Antisemitismus von einigen Menschen palästinensischen und
arabischen Hintergrunds bei Protesten hier in Deutschland".
Antisemitismus sei zudem ein "Kernbestandteil des Rechtsextremismus"
in Deutschland und teilweise auch in linken Milieus verbreitet. "In
weiten Teilen der Bevölkerung" zeige sich außerdem "ein
israelbezogener Antisemitismus", der mal offen, mal versteckt
hervortrete. "Gegen alle Formen des Antisemitismus müssen wir
vorgehen", sagte Schäffer. Zu begrüßen seien Projekte, die auf den
Dialog unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen ausgerichtet seien
und Vorurteile abbauten.

Falle in Deutschland der Begriff Antisemitismus, "dann schrillen zu
Recht die Alarmglocken", sagte Helmut Seifen (AfD). Er
erinnerte an "schreckliche Massenverbrechen, die zwischen 1933 und
1945 von Deutschen und im Namen Deutschlands" an Juden verübt wurden.
Seifen sprach von einer "ungeheuren Schuld". Den heute Lebenden dürfe
keine Schuld an diesen Verbrechen übertragen werden. Als "Kinder,
Enkel und Urenkel" stünden sie aber "in Verantwortung für diese
Taten". Derzeit erlebe man einen "offenen und gewaltsamen
Antisemitismus" auch durch "zugewanderte Personen muslimischer
Religion aus dem arabisch-afrikanischen Raum".

Dass im Jahr 2017 jüdische Feste wegen Sicherheitsbedenken abgesagt
werden, dass jüdische Schülerinnen und Schüler beleidigt und bedroht
werden, mache fassungslos, sagte Innenminister Herbert Reul
(CDU). Er sprach von einer "erschreckend hohen Zahl" antisemitischer
Straftaten in Deutschland. Die Mehrzahl der registrierten Taten sei
Rechtsextremisten zuzuordnen. Neben jenen, "die immer schon so gedacht
haben", seien aber auch "muslimische Fanatiker unterwegs". Der
Verfassungsschutz in NRW setze auf Beobachtung und konsequente
Strafverfolgung, die Landesregierung zudem auf
Sensibilisierungsmaßnahmen.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4685: Wir nehmen Jugendpolitik ernst (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 19.01.2018

1 Million zusätzlich - Wir nehmen Jugendpolitik ernst



Heute hat die Jugendministerin Anne Spiegel die neuen Förderprogramme
im Bereich der Jugendpolitik vorgestellt. Aus diesem Anlass äußert
sich Bernhard Braun, Vorsitzender und haushaltspolitischer Sprecher
der GRÜNEN Fraktion, und die jugendpolitische Sprecherin, Pia
Schellhammer:

"Die Grünen verstehen sich als Anwalt junger Menschen. Gerade in einer
Gesellschaft, die immer älter wird, ist die Unterstützung junger
Menschen wichtig. Wir wollen dies mit verschiedenen Maßnahmen tun.
Unsere Gesellschaft braucht junge Menschen, die gelernt haben, sich
selbstbewusst einzubringen. Grundlage dafür ist ein gleichberechtigter
Zugang zu sozialen, ökonomischen und kulturellen Ressourcen der
Gesellschaft, für den wir uns als GRÜNE Fraktion gerne einsetzen. Eine
Million Euro steht für die Jugendpolitik schon im laufenden
Doppelhaushalt 2017/18 zusätzlich bereit und für den kommenden
Doppelhaushalt stellen wir einen erneuten Zuwachs von einer Million
Euro ein. Das ist, gerade in Zeiten knapper Mittel, ein großer
politischer Erfolg."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4684: Wir wollen die Justiz weiter stärken (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.01.2018

Wir wollen die Justiz weiter stärken 

Cornelia Willius-Senzer: Minister Mertin will Justizpersonal
aufstocken



Justizminister Herbert Mertin hat heute, am 18. Januar 2018,
angekündigt, sich im Rahmen der anstehenden Haushaltsberatungen im
Landtag für zusätzliche Stellen im Bereich der Gerichte und bei den
Staatsanwaltschaften einzusetzen. Dazu sagt die Vorsitzende und
haushaltspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Die weitere Stärkung der rheinland-pfälzischen Justiz ist ein
zentrales Anliegen der Freien Demokraten. Wir wollen die Gerichte
entlasten und dafür sorgen, dass Verfahren noch zügiger bearbeitet
werden. Die heutige Ankündigung des Justizministers, sich im Rahmen
der Haushaltberatungen für eine weitere personelle Verstärkung bei den
Gerichten und Staatsanwaltschaften einzusetzen, begrüßen wir.

Wir freuen uns, dass der Justizminister dem Parlament einen Vorschlag
zur personellen Aufstockung unterbreiten wird. Die FDP-Fraktion wird
Minister Mertin in den Haushaltsberatungen bei der kontinuierlichen
Verbesserung der Situation der Justiz intensiv unterstützen.

Bereits im laufenden Doppelhaushalt haben wir die Gerichte sowie die
Staatsanwaltschaften von Einsparmaßnahmen ausgenommen und die Zahl der
Stellen in der Justiz erhöht. Diesen Weg wollen wir auch in der
kommenden Haushaltsperiode 2019/2020 weiter fortsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4683: Anhörung zur aktuellen Situation im Strafvollzug (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.01.2018

Anhörung zur aktuellen Situation im Strafvollzug

Bernhard Henter: Anhörung bestätigt Kritik der CDU-Landtagsfraktion
und zeigt großen Handlungsbedarf auf



Zu den Ergebnissen der heutigen von der CDU-Landtagsfraktion
beantragten Anhörung im Rechtsausschuss zur Situation im
rheinland-pfälzischen Strafvollzug erklärt der rechtspolitische
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Bernhard Henter:

"Es war wichtig, dass sich der Rechtsausschuss heute vertieft in einer
Anhörung mit der aktuellen Situation im Strafvollzug beschäftigt hat.
Die Anhörung hat ergeben, dass es enormen Verbesserungsbedarf gibt:
Zunehmende Gewalttätigkeit bei Gefangenen, gestiegene
Gefangenenzahlen, neue Herausforderungen durch synthetische Drogen,
ein Aufgabenzuwachs für die Beschäftigten, Stau bei den Beförderungen,
fehlende Wertschätzung für die Bediensteten. Diese Probleme müssen
endlich angegangen werden. Die Sachverständigen haben einige
Verbesserungsmöglichkeiten aufgezeigt.

Insbesondere der Vertreter des Bundes der Strafvollzugsbediensteten
hat sehr anschaulich den Alltag und die Arbeitssituation der
Beschäftigten beschrieben. Er berichtete von einem Überstundenberg von
landesweit 156.000 Stunden Ende 2016. Der Vergleichswert in Hessen
habe demgegenüber bei rund 64.000 gelegen, in Sachsen bei rund 68.000.

Der Vertreter von Verdi hat das Ministerium ungewöhnlich heftig
angegriffen und mehr Wertschätzung eingefordert. Er wünsche sich 'mehr
Anerkennung als in Weihnachtsgrüßen'.

Einhellig haben die Vertreter der Gewerkschaften vor einem weiteren
Personalabbau gewarnt, da ansonsten die Aufgaben nicht erfüllt werden
könnten. Sie forderten demgegenüber deutliche Stellenerhöhungen.

Von nahezu allen Sachverständigen wurde darauf hingewiesen, dass die
Belastungen für die Beschäftige enorm gestiegen sind. Insbesondere das
vor einigen Jahren überarbeitete Strafvollzugsgesetz habe zu höheren
Anforderungen an die Beschäftigten geführt - bei gleichzeitigem
Personalabbau: 'Personal wurde vermindert, Anforderungen erhöht.
Faktisch hat schon der Anstieg der Aufgaben zu einem Personalabbau
geführt' fasste der Leiter der JVA Zweibrücken diese Entwicklung
zusammen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018
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LATEINAMERIKA/1740: Kolumbien - "Alle sprechen vom Frieden, aber wir fragen uns wo er bleibt" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

"Alle sprechen vom Frieden, aber wir fragen uns wo er bleibt"

Von Katalina Vásquez Guzmán, Página 12



(São Leopoldo, 13. Januar 2018, ihu-unisinos) - Eine Offensive
der Nationalen Befreiungsarmee ELN (Ejército de Liberación Nacional)
hat den bewaffneten Konflikt in Kolumbien wieder neu entfacht.
Misstrauen prägt nun den Dialog in Quito. Besonders beunruhigt über
diese Entwicklung sind die abgelegenen ELN-dominierten Gemeinden, in
denen der Krieg wieder aufzuflackern droht. Daher wurden große
Hoffnungen in den Besuch des neuen UNO-Generalsekretärs gesetzt. Er
sollte dazu beitragen, den Dialog wieder in Gang zu bringen und das
Misstrauen bezüglich des Friedenswillens der ELN zu bereinigen. Diese
hatte nach Auskunft des Verteidigungsministeriums in der zweiten
Januarwoche zwölf bewaffnete Angriffe verübt, einen Soldaten getötet
und zwei Marinesoldaten verletzt.

Jimmy Rodríguez, Sprecher einer Gewaltopferinitiative in Quibdó,
Hauptstadt der verarmten Provinz Chocó, zeigt sich erschrocken über
die aktuelle Entwicklung. Neben den Provinzen Arauca, Antioquia,
Casanare, Cauca, Nariño und Norte de Santander ist Chocó am stärksten
von den Gewalttaten der ELN betroffen. "Schon eine ganze Weile redet
jeder nur vom Frieden, aber wir hier in den betroffenen Regionen
merkten von Frieden nichts. Was derzeit passiert, können wir nicht als
Frieden bezeichnen. Wir sind gefangen in unserer Angst, denn wenn der
Dialog scheitert, werden sich die Konflikte unter Garantie
verschärfen, und das werden wir schmerzlich zu spüren bekommen."


Frente Domingo Laín verübt Angriffe

Die zwischen der Nationalen Befreiungsarmee ELN und der Regierung von
Juan Manuel Santos in Quito ausgehandelten 100 Tage Waffenruhe waren
am 10. Januar verstrichen. Die Dialogpartner*innen, die in Ecuador
über den Frieden verhandeln, waren gerade dabei, in die nächste
Gesprächsrunde einzutreten, als die Frente Domingo Laín die Angriffe
auf die Infrastruktur der Ölförderungsgesellschaft und die Marine
verübte, die in klarem Widerspruch zu den seit Februar 2017 im
Nachbarland verhandelten und letztendlich erzielten Ergebnissen
stehen. Nach diesen Vorfällen ist nun wieder alles offen. Nachdem
bekannt worden war, dass die ELN Attentate in Arauca und Casanare
verübt hatten, zog der kolumbianische Präsident den kürzlich zum
Leiter der Verhandlungskommission ernannten Gustavo Bell aus Quito ab
und beorderte ihn zurück nach Bogotá, wo er bis auf weiteres tätig
ist.

"Wir aus den am meisten betroffenen Gebieten bitten darum, dass die
derzeitige Lage von außen analysiert und geklärt wird, wie es zum
Wiederaufflammen den Konflikts kommen konnte, und dass dabei
besonderes Augenmerk auf das Wohl unserer Gemeinden gerichtet wird.
Die Friedensgespräche müssen so schnell wie möglich wieder aufgenommen
werden", erklärte Rodríguez von der Nichtregierungsorganisation
CONAFRO (Nationales Bündnis der Afro-Kolumbianer*innen). Sicher habe
es auf beiden Seiten Irrtümer und Brüche des
Waffenstillstandsabkommens gegeben, nun müsse man aber in die Zukunft
schauen und sich mit Bedacht auf die kommenden Wahlen vorbereiten.
Sollte sich der Krieg im Chocó wieder intensivieren, "dann werden
diese ganzen kleinen illegalen bewaffneten Gruppen, die von der
Waffenniederlegung der FARC profitieren, und die korrupte
Politiker-Kaste, die am Krieg gewinnt, die Situation und die Angst in
der Bevölkerung zu ihrem Vorteil nutzen. Und wir, die Bewohner*innen
der betroffenen Gebiete, stehen wie immer mittendrin und müssen die
Konsequenzen ausbaden", so Rodríguez weiter.


ELN sieht Schuld bei der Regierung

In ihren Mitteilungen und in sozialen Netzwerken versichern hingegen
Kommandant*innen und Friedensabgeordnete der ELN, das "Regime" sei
schuld daran, dass der Waffenstillstand keine spürbare Erleichterung
für die Bevölkerung gebracht habe. Die Regierung habe ELN-Camps im
Chocó angegriffen und damit das Abkommen zuerst verletzt. Als die ELN
ein Treffen mit der Bevölkerung einberufen habe, habe sie ihre Truppen
mobilisiert.

Die Uneinigkeit darüber, wie die verschiedenen Brüche des
Waffenstillstandsabkommens zu werten seien, veranlasste die Guerilla
dazu, sich aus der Arbeits- und Prüfungskommission zurückzuziehen, die
im Friedensprozess mit der FARC (die sich zur politischen Partei
umformiert hat) bis zur endgültigen Waffenniederlegung und Zerstörung
der Kriegsgeräte konstruktiv zusammengearbeitet hatte. "Bis Dezember
haben wir an einem Tisch zusammengesessen, um die Differenzen zwischen
der Kommission und der Regierung auszugleichen. Da die kompromisslose
Haltung der Regierung keine Zusammenarbeit ermöglicht, zieht die ELN
ihre Konsequenzen und beruft ihre Vertreter*innen aus der Kommission
ab", so Oscar Serrano, Pressechef der Friedensdelegation in Quito.
Während des Waffenstillstands zwischen September 2017 und Januar 2018
kam es zu 40 gewaltsamen Vorfällen. Nur fünf davon wurden durch die
Kommission verhandelt. Die UN warten derzeit auf eine Antwort der
Regierung bezüglich der Fortsetzung des Waffenstillstands, um
gegebenenfalls ihre Mitarbeiter*innen in der Prüfungskommission zu
belassen.

Als Chef der Regierungsdelegation muss sich nun Gustavo Bell der
Krisensituation stellen. Präsident Juan Manuel Santos habe ihn
gebeten, an dem Treffen mit dem UN-Generalsekretär teilzunehmen. Nach
dem Gespräch werde entschieden, ob die kolumbianische Regierung den
Dialog fortsetzen will, so Bell. Er selbst warte diesbezüglich auf
weitere Anweisungen des Präsidenten. Nun sei die Regierung am Zug, so
lautet die Einschätzung aus den ELN-Camps. Auch Kommandant Uriel von
der Frente de Guerra Occidental, die einen großen Teil der Provinz
Chocó dominiert, vertritt diese Ansicht auf seinem Twitter-Account.


Ein Waffenstillstand allein ist nicht die Lösung

Nach Ansicht von Analysten wie Victor de Currea Lugo ist es "die
Schuld der Regierung, dass die ELN immer mehr an Boden gewinnt. Die
Gebiete, aus denen die FARC sich zurückgezogen hat, hat sie einfach
sich selbst überlassen, statt sie vor dem Vormarsch der Paramilitärs
zu schützen". Der Mediziner, der bereits mehrere Bücher speziell über
diese Guerilla geschrieben hat, vertritt die Ansicht, dass der
Friedensprozess sich nicht ausschließlich auf das
Waffenstillstandsabkommen konzentrieren, sondern auch andere wichtige
Ziele ins Auge fassen solle, "aber dieses ständige, völlig unnötige
Bestreben, die eigene Macht in diesem Gebiet zu demonstrieren, stellt
alles andere in den Schatten."

Rodríguez hingegen ist der Ansicht, die Gespräche seien in eine
falsche Richtung gelaufen. "Erinnern wir uns, dass diese Pazifikregion
sich für Frieden entschieden hat. Ein beidseitiges
Waffenstillstandsabkommen kann jedoch nicht mehr leisten, als dem Land
Leid zu ersparen. Der Konflikt selbst wird dadurch jedoch am Leben
gehalten. So wird es immer schwieriger, in der Zukunft ein
Vertrauensverhältnis herzustellen." An die ELN gerichtet, erklärt der
junge Afrokolumbianer: "Wenn die ELN sich als Nationale
Befreiungsarmee begreift, soll sie bitte nicht die Menschen vergessen,
die am allermeisten unter der Situation zu leiden haben, statt sich
immer nur auf ihren Groll und den bewaffneten Kampf zu konzentrieren."

Ricardo Alvarado, Gouverneur von Arauca warnte: "Wir verfallen in
unsere alten Irrtümer, verwechseln Schüsse mit Argumenten und Gremien
zur Entwicklung von Ideen." Beide Provinzen fordern eine rasche
Beendigung der Krise, die bereits mehrere Menschenleben gefordert hat.
Viele weitere Regionen Kolumbiens schlossen sich per Brief dieser
Forderung an.
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LATEINAMERIKA/1739: Wie das Erreichte verteidigen? (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 2 vom 12. Januar 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Wie das Erreichte verteidigen?

In Lateinamerika geht die Debatte über das Scheitern der linken
Regierungen weiter

von Günter Pohl



Amtsenthebung der brasilianischen Präsidentin, Sieg des Milliardärs
Piñera in Chile, mutmaßlicher Wahlbetrug in Honduras, deftige
Wahlniederlage und nun juristische Verfolgung der ehemaligen
argentinischen Präsidentin Fernández, erste Rückschläge für die
bolivianische Regierung, Krise in Venezuela, massiver Streit in der
Regierungspartei Ecuadors, kaum vernehmbarer Widerstand gegen das
neuerliche Abschlachten eines Friedensprozesses in Kolumbien -
allenthalben ist die Krise der fortschrittlichen Kräfte Lateinamerikas
sichtbar. Teils hausgemacht, teils durch äußeren Druck, aber immer mit
dem Ergebnis politischen Geländegewinns für die lokale Rechte.

 * 

Mit dem Sieg von Hugo Chávez in Venezuela Ende 1998 begann sich in
Lateinamerika, zunächst vor allem in Südamerika, das politische Pendel
langsam aber sicher für zehn Jahre, nach links auszurichten. Die
konservativen und offen rechten Kräfte in der Region brauchten einige
Jahre, um diesem Trend etwas entgegenzusetzen - und da ein Grund für
die neue Lage die damalige tiefgreifende Krise des Parteiensystems
war, auf die die Linken in den meisten Fällen mit erfolgreichen
Parteineugründungen reagiert hatten, mussten ausgerechnet die
Konservativen einen neuen Weg einschlagen. Und erstaunlicherweise
gelang es den Rechten tatsächlich.

Die Zurückerlangung der Macht ging da, wo es möglich war, über
reguläre Wahlen vonstatten, meist mit dem Einsatz von bekannten Größen
aus dem öffentlichen Leben, was Superreiche genauso einschloss wie
Showgrößen oder auch Politiker, die radikalen Lösungen den Vorzug
gaben. Kern der neuen Strategie war, dass diese Kandidaten nicht mehr
ohne Weiteres mit den alten Parteien der Rechten in Verbindung zu
bringen waren; entweder traten sie also mit Neugründungen an oder zwar
mit altem Logo, aber völlig auf sie zugeschnittenem Programm. Da, wo
diese Strategie nicht hinreichend war, bediente man sich einer alten
Methode, die aber ebenfalls den neuen Bedürfnissen angepasst war: Die
Machtergreifung ohne Wahlen. Aber eben auch ohne Militär, sondern mit
juristisch-parlamentarischen Absetzungen. So begann das Pendel ab 2009
wieder zurückzulaufen, aber da dieser Trend angesichts der Vielzahl
der zurückzugewinnenden Staaten (es hatte ab 1998 - natürlich in
unterschiedlicher Qualität - eine Linksverschiebung in nicht weniger
als 17 von 20 unabhängigen lateinamerikanischen Staaten gegeben)
gemächlich voran ging und hierzulande viele linke Aktivisten nicht die
Tendenz, sondern lieber Augenblicke einfangen, wurde die Thematik in
Europa zunächst fast nicht gesehen. Obwohl der Rollback der Rechten
seit 2010 deutlich erkennbar war (siehe z.?B. "Rückkehr der Rechten"
in "jW" vom 22.6.2010), freute sich ein Großteil der Linken in Europa
noch einige Jahre über den angeblich kaum gebremsten Linkstrend.

Waren irgendwann alle auf demselben Tatsachenboden gelandet, brauchte
es bei den Gründen für das rechte Rollback wiederum einige Jahre für
ein weitgehendes Einverständnis. Dass mit den nicht auf
Dauerhaftigkeit angelegten Reformpolitiken, die sich vor
revolutionären Umgestaltungen scheuten, diese Entwicklung
unvermeidlich sein würde, war klügeren Köpfen in den jeweiligen
Linksregierungen durchaus von Beginn an klar, während vor allem aus
dem Umfeld der Linksparteien Europas trotzig immer weiter von einer
"sozialistischen Entwicklung" gesprochen wurde. Illusionistische
Annahmen korrelieren in aller Regel mit Äußerungen von Seiten der
Rechten, die diese - auch in deren Analyse angeblich sozialistische -
Entwicklung bekämpfen. Dieser Druck von rechts gibt
 den fortschrittlichen Regierungen wiederum eine natürliche
Legitimation bei Linken, und revolutionäre Kräfte sind demnach
aufgefordert, eine zwar periodisch - und nach Rosa Luxemburg sogar
quasi gesetzmäßig - zurück nach rechts führende Politik zu
verteidigen. Tun sie es, delegitimieren sie ihre eigene revolutionäre
Perspektive vor den verarmten Massen - tun sie es nicht, laufen sie
Gefahr in sektiererische Politik zu verfallen. Das ist das Dilemma der
Revolutionäre in nichtrevolutionären Zeiten, in denen gleichzeitig
Nichtrevolutionäre allzu hörbar von Revolution reden.

 * 

Eine Konferenz der "Lateinamerikanischen Soziologievereinigung" und
des "Lateinamerikanischen Rats der Gesellschaftswissenschaften" hat
sich Anfang Dezember in Montevideo mit der Thematik "Krise der
fortschrittlichen Kräfte und Offensive der Rechten"
auseinandergesetzt. Dabei stand die Frage im Mittelpunkt, ob es sich
bei den negativen Entwicklungen um ein Problem des Bewusstseins der
Regierten oder der Politik der Regierenden handelt. Die Referenten, ob
die abgesetzte brasilianische Präsidentin Dilma Rousseff, der frühere
uruguayische Präsident José Mujica oder der aktuelle Vizepräsident
Boliviens, Álvaro García Linera, stimmten darin überein, dass
der Hauptgrund in der Bewusstseinslage der Menschen, konkret der
Mittelschichten, liege. Damit ist Marx' Diktum "Das gesellschaftliche
Sein bestimmt das gesellschaftliche Bewusstsein" scheinbar bestätigt;
bei genauerem Blick darauf jedoch geradezu auf den Kopf gestellt.

Diejenigen, die eine Politik hätten einleiten können, die die
entwicklungshemmende Auslandsverschuldung, die Ressourcen vernichtende
und in weitere Abhängigkeit bringende Rohstoffexportpolitik und die
Armut produzierenden Produktions- und Besitzverhältnisse
perspektivisch umkehren könnten, verlangen demnach tatsächlich von den
Massen, zunächst mehr Bewusstsein zu erlangen als es diejenigen
hätten, die von ihnen gewählt wurden und die die Schlüssel zur
Veränderung in der Hand halten bzw. gehalten haben - also sie selbst.
Gerade so, als ob es nicht die kämpfenden Menschen gewesen wären, die
die fortschrittlichen Regierungen an die Schalthebel gebracht hatten.
Und gerade so, als ob die bloße intellektuelle Einsicht in die
Notwendigkeit der Erlangung der nächsthöheren Gesellschaftsform
Sozialismus die konkrete politische Aktion ersetzen würde. Diese
Kämpfe müssen von den Massen ausgehen. Und eine von ihnen an die
Regierung gebrachte Formation muss diese dann ausbauen und nicht etwa
bremsen. Es zeigt sich hier - wie auch bei denjenigen, die glauben
machen wollen, die Fortschrittsprozesse in Lateinamerika seien ohne
die Existenz des sozialistischen Kuba undenkbar gewesen - eine
bemerkenswerte Geringschätzung der konkreten Kämpfe konkreter Menschen
und eine schematische Überhöhung der allgemeinen Einsichten in das
Notwendige.

Eine Differenzierung bei den Referent/inn/en ergab sich jedoch in der
Bewertung der Politik, die sie gemacht haben. Während Frau Rousseff
offenbar keine Fehler bei ihrer nicht selten wirtschaftsnahen Politik
festmachen kann und José Mujica im Alter von Sozialismus gar nicht,
vom menschlichen Egoismus aber viel redet, sieht Álvaro García
im Gegensatz dazu durchaus eine ganze Reihe von Fehlern; darunter ein
Missverhältnis zwischen charismatischer und kollektiver Führerschaft
oder die Korruption als starkem Feind der moralischen Integrität.

 * 

Die in "UZ" wiederholt geäußerte Annahme, dass am Ende der hohen
 Rohstoffpreise, mit denen die vielfältigen, aber eben reformistischen
Sozialprogramme finanziert wurden, auch das Ende der Regierungen
stehen würde, solange an den Besitzverhältnissen nichts geändert wird,
hat sich leider bewahrheitet; das stellte nicht zuletzt Rosa Luxemburg
vor bald hundertzwanzig Jahren mit ihrer Aussage fest, wonach reine
Reformen in Koexistenz mit Privatbesitz an den Produktionsmitteln eher
vom Sozialismus wegführen als zu ihm hin. Letztlich scheitern die
Linksregierungen Lateinamerikas an den Widersprüchen des Systems, das
wenigstens einige von ihnen zu ändern angetreten waren: An dessen
Krisenhaftigkeit, an den verschiedenen Exportpreisverfallen und damit
einhergehend an der immer schwieriger zu leistenden Sozialpolitik, mit
der die unterprivilegierten Massen über zwei bis drei Wahlperioden zu
halten waren. Weil dort der paternalistische Ansatz von Sozialpolitik
von Anreizen zur Selbstverwaltung begleitet ist, hat sich Venezuelas
Regierung bei allen Schwierigkeiten eine knappe, aber immer noch
andauernde Unterstützung der armen Klassen sichern können. Und in
Bolivien ist die indigene Mobilmachung nach wie vor eine
Siegesgarantie für die "Bewegung zum Sozialismus" von Präsident Evo
Morales. Aber diese beiden Länder sind mittlerweile die Ausnahme, fast
überall vertieft sich die Tendenz nach rechts. Dieses gesetzmäßige
Scheitern geschieht dabei nahezu unabhängig von der Frage, auf welche
Weise die Regierung jeweils gefallen ist. Denn auch ein
parlamentarischer oder ein juristischer Putsch lässt sich nur dann
relativ störungsfrei durchsetzen, wenn das Feld dafür bereitet war -
und es wurde leider von den Linksregierungen selbst bestellt.

 * 

Natürlich sind auch diese Prozesse Richtung Rückschritt wiederum
selbst reversibel. Im Gegenteil kann z.?B. in Brasilien das mehr als
fragwürdige Absetzungsverfahren von Dilma Rousseff inklusive der
politischen Machenschaften, den ehemaligen Präsidenten Lula da Silva
nicht zu einer Kandidatur zuzulassen, einer linken Kampagne bei den
kommenden Wahlen sogar Auftrieb geben - deren Sieg als längerfristige
Perspektive allerdings nur dann Sinnergeben kann, wenn mehr als ein
Sozialprogramm daraus gemacht wird, so sehr das immer auch ein
wichtiger erster Schritt ist. Denn wie verhindern, dass in
Lateinamerika der Rückgang von 210 Millionen Armen (2000) auf 140
Millionen (2015), wie ihn Álvaro García berechtigt als Erfolg
benannt hat, rückgängig gemacht wird? Dazu müsste beim nächsten Anlauf
das Wesen des Kapitalismus geändert werden. Ansonsten wird das Wort
"Sozialismus" abermals ausgerechnet von denen diskreditiert, die das
Verdienst haben, es in einer Region der Erde überhaupt wieder ins
Gespräch gebracht zu haben.

Das Grundproblem bleibt nämlich immer das Gleiche: Eine Revolution ist
nur dann eine, wenn sie in der Lage und nicht nur willens ist, ihre
Errungenschaften auch zu verteidigen. Das geschieht am besten, wenn -
wie in Kuba - alles auf den Kopf gestellt wird, was nötig ist, um
nicht nur einer sozialen Fürsorgepflicht, sondern auch einer
 politischen Nachhaltigkeit Genüge zu tun.

 * 
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HOCHSCHULE/2176: Erstmals über 7.000 dual Studierende in Bayern (idw)


hochschule dual - 18.01.2018

Erstmals über 7.000 dual Studierende in Bayern



Im Wintersemester 2017/18 zählen die bayerischen Hochschulen für
angewandte Wissenschaften über 7.250 dual Studierende in ihren Reihen. Es
gelang, die Zahl der dual Studierenden im Vergleich zum Vorjahr um knapp
3,8 % erneut zu steigern. Mit einem Anteil von 45 % an der Gesamtzahl der
dual Studierenden waren die Ingenieurwissenschaften wie bereits in den
Vorjahren am beliebtesten. Die größten Zuwächse hingegen erzielten die
Sozial- und Gesundheitswissenschaften. Hier waren zum Wintersemester rund
250 mehr dual Studierende eingeschrieben als im Vorjahr.

Im Wintersemester 2017/18 zählen die bayerischen Hochschulen für
angewandte Wissenschaften über 7.250 dual Studierende in ihren Reihen. Es
gelang, die Zahl der dual Studierenden im Vergleich zum Vorjahr um knapp
3,8 % erneut zu steigern.

Der aktuellen Auswertung von hochschule dual zufolge, absolvieren derzeit
7.256 Studierende, darunter 116 internationale Studierende, ein duales
Studium in Bayern. Allein zum Semesterbeginn hatten rund 1.900
Studienanfänger ein duales Studium aufgenommen. Seit Gründung der
Initiative hochschule dual 2006 ist damit ein kontinuierlicher
Aufwärtstrend zu verzeichnen. Studierten damals gerade einmal 650
Studierende an den 19 Hochschulen, so hat sich die Zahl seither mehr als
verzehnfacht.

Weiterhin hoher Anteil des Verbundstudiums

Weiterhin bilden die Verbundstudierenden mit einem Anteil über 70 % die
größte Gruppe. In diesem Modell erlangen die Studierenden neben dem
akademischen Bachelorabschluss an einer bayerischen Hochschule für
angewandte Wissenschaften auch einen von den Kammern anerkannten
Berufsabschluss. Über 2.000 Studierende erwerben neben ihrem regulären
Bachelorstudium im sog. "Studium mit vertiefter Praxis" intensive
Praxiserfahrung in einem Unternehmen. Knapp 140 Studierende absolvieren
aktuell ein solches praxisintegrierendes Studium im Rahmen ihres
Masterstudiums.

"Die Vorteile für Unternehmen sowie Studierende liegen auf der Hand" so
Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle. "Die Unternehmen nutzen das duale
Studium als effektives Instrument zur nachhaltigen Gewinnung von sehr gut
ausgebildeten Fach- und Führungskräften und bauen zeitgleich eine feste
Brücke zu den Hochschulen. Die Studierenden sichern sich Karrierechancen
und einen hohen Praxisbezug," so Dr. Spaenle weiter. "Auch die
verlässlichen Einnahmen während des Studiums stellen für die Studierenden
einen wichtigen Faktor dar".

Hohe Nachfrage in den Ingenieurwissenschaften

Mit einem Anteil von 45 % an der Gesamtzahl der dual Studierenden waren
die Ingenieurwissenschaften wie bereits in den Vorjahren am beliebtesten.
Die größten Zuwächse hingegen erzielten die Sozial- und
Gesundheitswissenschaften. Hier waren zum Wintersemester rund 250 mehr
dual Studierende eingeschrieben als im Vorjahr.

Zuwächse bei den Studiengängen und Unternehmenspartnern

Mittlerweile bieten die 19 Hochschulen knapp 220 unterschiedliche
Studiengänge an. Auch konnte die Zahl der Unternehmenspartner von
hochschule dual um rund 100 auf 1.480 weiter gesteigert werden.

Die Geschäftsstelle von hochschule dual mit Sitz in München zeigt sich mit
der fortgesetzten positiven Entwicklung hinsichtlich des zahlenmäßigen
Anstiegs der dual Studierenden, der Studiengänge und Kooperationspartner
sehr zufrieden. "Es wird immer wichtiger, ein akademisches Studium an den
Hochschulen für angewandte Wissenschaften eng mit beruflicher Praxis zu
verzahnen, um den Anforderungen des Arbeitsmarktes gerecht zu werden", so
der Leiter von hochschule dual, Prof. Dr. Karl Stoffel.


Über hochschule dual:

hochschule dual wurde 2006 als Initiative von Hochschule Bayern e. V.
gegründet, um alle dualen Studienangebote an den staatlichen bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften und Hochschulen in kirchlicher
Trägerschaft unter einem Dach zu bündeln.

Weitere Informationen unter:

https://hochschule-dual.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1525

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

hochschule dual, Martina Bischoff, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1113: Bürgerforschungsprojekt SAIN - Urban Farming gemeinsam voranbringen (idw)


Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT -
18.01.2018

Bürgerforschungsprojekt SAIN: Urban Farming gemeinsam voranbringen



Vom Balkongarten bis zur Aquaponikanlage - schon heute gibt es zahlreiche
lokale Aktivitäten zur Nahrungsmittelversorgung in den Städten. Fraunhofer
UMSICHT und der Wissenschaftsladen Bonn wollen das Wissen und die
Erfahrung der Stadtfarmer gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern bündeln
und weiterentwickeln. Im Idealfall könnte ein kreislauffähiges
Gesamtsystem von der Erzeugung bis zur Verteilung entstehen. Die
Bürgerauftaktveranstaltung zum Projekt SAIN findet am 1. Februar in
Oberhausen statt. Hier fällt auch der Startschuss für einen ersten
Bürgerpilzgarten.

Die Weltbevölkerung steigt stetig an. 2050 werden schätzungsweise neun
Milliarden Menschen auf der Erde leben, der Großteil in Ballungszentren.
Eine der größten Herausforderungen wird die Versorgung mit Nahrungsmitteln
sein. Eine Ergänzung zur konventionellen Landwirtschaft sehen Experten im
Urban Farming. Doch können die beiden Systeme nebeneinander bestehen? Und
wie können die beteiligten Akteure nachhaltig und effizient
zusammenarbeiten?

Fraunhofer UMSICHT, der Wissenschaftsladen Bonn und interessierte Bürger
arbeiten im Rahmen des gut zwei Jahre dauernden Projekts SAIN (Städtische
Agrikultur - Innovation entwickeln) gemeinsam an der Beantwortung dieser
Fragen. Es wird ein Netzwerk von Wissenschaft, Produzenten und Bürgern vor
Ort entlang der Nahrungsmittelproduktion aufgebaut. Gemeinsam werden
Konzepte für die Kleinproduktionen und die Verteilung der erzeugten
Nahrungsmittel entstehen. Im Mittelpunkt: die gemeinsame Erforschung und
Realisierung. Die Akteure betrachten dazu in der Praxis zwei Erntefolgen
in Oberhausen und Bonn, bei denen u. a. Obst und Gemüse angebaut werden.

Forschende Laien auf Augenhöhe mit der Wissenschaft

Von besonderer Bedeutung für das Projekt sind die Bürger. Ihr
alltagspraktisches Wissen fließt von Anfang an mit ein. »Das Projekt SAIN
ist ein Bürgerforschungsprojekt. Die Bürger lernen verschiedene
Forschungsmethoden kennen und können diese dann an einer, auch gerne eigen
kreierten, Forschungsfrage im Bereich der urbanen Nahrungsmittelproduktion
anwenden«, erklärt Projektleiterin Simone Krause aus der Abteilung
Nachhaltigkeits- und Ressourcenmanagement bei Fraunhofer UMSICHT. Im
Idealfall entsteht so ein kreislauffähiges Gesamtsystem, das künftig auch
in anderen Städten genutzt werden kann. Es kann zeigen, dass urbane
Landwirtschaft nicht nur ökologische und soziale, sondern vielleicht auch
ökonomische Vorteile in Ergänzung zur konventionellen Landwirtschaft hat.

Auftaktveranstaltung: Herzlich Willkommen

Interessierte Bürgerinnen und Bürger sind herzlich eingeladen, am Projekt
SAIN teilzunehmen. Die Auftaktveranstaltung findet am 1. Februar um 18 Uhr
im Haus Ripshorst in Oberhausen statt. Ein gemeinsamer Ideen- und
Erfahrungsaustausch soll dazu dienen, die Bedarfe sowie die Fähigkeiten
jedes Einzelnen kennenzulernen. Auch können sie direkt in die
Projektarbeit hineinschnuppern, denn gemeinsam geht es an die ersten
Schritte zum Aufbau eines Bürgerpilzgartens in Oberhausen.

Anmeldung zur Auftaktveranstaltung bitte per E-Mail an Katharina Wessling

(katharina.wessling@umsicht.fraunhofer.de)


Förderhinweis

Das Projekt wird im Rahmen des Förderbereichs Bürgerforschung vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Es gehört zu
13 Projekten, die bis Ende 2019 die Zusammenarbeit von Bürgern und
Wissenschaftlern inhaltlich und methodisch voranbringen und Antworten auf
gesellschaftliche Herausforderungen geben sollen. Weitere Informationen
beim BMBF und bei Bürger schaffen Wissen.

Weitere Informationen unter:

https://staedtische-agrikultur.de/

- Aktuelle Informationen zu SAIN

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution10

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT,

Dipl.-Chem. Iris Kumpmann, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1112: Kaffeepulver aus gebrauchten Kapseln - ökologisch nachhaltige Wiederverwendung (idw)


Freie Universität Bozen - 17.01.2018

Kaffeepulver aus gebrauchten Kapseln: ökologisch nachhaltige
Wiederverwendung durch unibz-Forscher



Vielfach entstehen Ideen am Arbeitsplatz im Gespräch an der
Kaffeemaschine. So geschehen an der Fakultät für Naturwissenschaften und
Technik der Freien Universität Bozen (Südtirol) im Forschungsteam für
Lebensmittelwissenschaften und -technologien, koordiniert von Prof. Matteo
Scampicchio. Das Team hat eine Studie durchgeführt, um die Abfallmengen
bei verwendeten Kapseln zu reduzieren - dabei wurden Kaffeepulverabfälle
erneut der Lebensmittelindustrie zugeführt zur Extraktion natürlicher
Antioxidantien und Lipide.

"Noch nie war eine Kaffeepause so ergebnisorientiert: Während wir unter
Kollegen unseren Espresso aus einer Maschine, wie sie heute in vielen
Haushalten und Büros zu finden ist, schlürften, scherzten wir über das
schlechte Gewissen bezüglich der großen Abfallmengen", erläutert Prof.
Matteo Scampicchio. Er lehrt das Fach Lebensmitteltechnologie an der
dreisprachigen Freien Universität Bozen in Südtirol/Italien. "Dann fragten
wir uns fast als Herausforderung, ob es möglich sei, neben dem Recycling
von Aluminium oder Kunststoff auch die gebrauchten Kaffeekapseln
wiederzuverwerten". Es gibt bereits verschiedene Recyclingprojekte, auch
Projekte zur Herstellung kompostierbarer Kapseln. Mit der Frage jedoch, ob
selbst Kaffeepulver nach der Zubereitung des Espresso-Kaffees
wiederzuverwerten sei, hat sich bisher noch niemand beschäftigt.

Die Forscherin Giovanna Ferrentino und Sebastian Imperiale, Südtiroler
Student an der TU München und Erasmusstudent in Bozen, begannen im
Lebensmittellabor der Freien Universität Bozen zu experimentieren. Das
Labor ist mit einem System ausgestattet, das mit überkritischem CO2
arbeitet (Zustand zwischen gasförmig und flüssig), welches in der
Industrie bereits zur Herstellung von entkoffeiniertem Kaffee eingesetzt
wird. Dasselbe Verfahren wird auch für die Extraktion von ätherischen
Ölen, Antioxidantien und Farbstoffen verwendet, als "grüne" Alternative zu
den Extraktionsverfahren, die organische Lösungsmittel verwenden. "Das
Verfahren weist bedeutende Vorteile gegenüber traditionellen Techniken
auf", sagt Prof. Scampicchio. "Zum einen sind die gewonnenen natürlichen
Extrakte frei von Lösungsmitteln oder umweltschädlichen Rückständen.

Darüber hinaus ist die Technologie umweltfreundlich, da sie nur
Kohlendioxid als Lösungsmittel verwendet. Dieses ist ungiftig, natürlich
und wird am Ende des Prozesses vollständig recycelt. Und letztendlich sind
die Temperaturen nicht höher als 40°C, weswegen wir von einer
Kaltextraktion sprechen, um die wertvollen ätherischen Öle bestmöglich zu
konservieren."

Ferrentino und Imperiale haben zehn Kilogramm der Kaffee-Pads aus dem Büro
entleert und deren Inhalt in den überkritischen CO2-Reaktor der unibz-Labors
gefüllt. Kohlendioxid wirkt als Lösungsmittel und fließt in die
Matrix, indem es ähnliche Stoffe anzieht und mit sich bringt. Diese werden
im Endstadium vom CO2 getrennt, welches in den gasförmigen Zustand
zurückkehrt", erklärt Ferrentino.

Der Rückgewinnungsprozess der verwendeten Tabs könnte in großem Stile
genutzt werden, um - wie im Labor - sowohl Antioxidantien als auch Lipide
zu erhalten, Stoffe, die für die Lebensmittelindustrie nützlich sind, um
beispielsweise Palmöl zu ersetzen. Die Studie Antioxidant and Pro Oxidant
Activity of Spent Coffee Extracts by Isothermal Calorimetry wurde im
renommierten amerikanischen Fachmagazin Journal of Thermal Analysis and
Calorimetry publiziert.

"Es ist ein ebenso wichtiges wie innovatives Experiment", so Prof. Matteo
Scampicchio: "Die EU drängt zunehmend auf eine nachhaltige,
umweltfreundliche und arbeitsplatzschaffende Nahrungsmittelproduktion. Die
Universität erachtet es als ihre Aufgabe, in diesem Bereich zu forschen
und Unternehmen die Daten zur Verfügung zu stellen, um sie bei der
Entwicklung neuer Verfahren für die Rückgewinnung von Produktionsabfällen,
bei der Entwicklung gesünderer und natürlicherer Lebensmittel und
Inhaltsstoffe sowie beim Einsatz nachhaltigerer Technologien zu
unterstützen. Ein gutes und ökologisch nachhaltiges Beispiel stellt der
Kaffeeabfall dar."


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=RnLa8mCHeVE&index=1&list=PL6G5fi464Ka4Dr-aNq_JiDGG3r9noMa4u

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1890

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Bozen, Vicky Rabensteiner, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LANDWIRTSCHAFT/1747: Höchste Wachsamkeit im Kampf gegen die Afrikanische Schweinepest (NDSML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressemitteilung Nr. 6 vom 18.01.2018

Agrarministerin Otte-Kinast: Höchste Wachsamkeit im Kampf gegen die
Afrikanische Schweinepest

"Tod und Leid von Tieren vermeiden und Schweinehalter schützen"



HANNOVER/BERLIN. Kurz vor ihrer ersten Teilnahme an einer
Agrarministerkonferenz (AMK) am Donnerstag in Berlin hat Niedersachsens
Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast noch einmal dringend zur
höchsten Wachsamkeit im Kampf gegen einen drohenden Ausbruch der
Afrikanischen Schweinepest (ASP) aufgerufen. "Wir müssen alles tun, um ein
solches Szenario zu verhindern. Wir müssen Tod und Leid von Tieren
vermeiden und die Existenz unserer Schweinehalter schützen", sagte sie.

Die ASP steht auch auf der AMK-Agenda und dürfte zudem Thema auf der
Landwirtschaftsmesse "Internationale Grüne Woche" werden, die heute Abend
ebenfalls in Berlin offiziell eröffnet wird. Die für Menschen
ungefährliche, für Schweine jedoch in der Regel tödlich verlaufende
hochinfektiöse ASP, gegen die es noch keine Impfung gibt, ist in jüngster
Zeit durch neue Fälle in Wildschweinbeständen in Polen und Tschechien noch
näher an Deutschland herangerückt und nur noch wenige hundert Kilometer
entfernt. Niedersachsens Agrarministerin mahnte, eine Übertragung des 
ASP-Virus auf Hausschweinbestände könne durch Wildschweine erfolgen. Ein
besonderes Risiko gehe zugleich von Menschen aus.

Otte-Kinast erneuerte daher in diesem Zusammenhang ihren Appell an Bauern
und Unternehmen sowie an Jäger, Lkw-Fahrer und Touristen, die in
osteuropäischen Regionen unterwegs sind und dann zurückkommen. "Von allen
ist jetzt größte Vorsicht geboten", sagte Niedersachsens Agrarministerin.
"Denn ansonsten könnte die Seuche, die sich zunehmend von Osteuropa
Richtung Westen ausbreitet, zum Beispiel durch kontaminierte und achtlos an
Rastplätzen weggeworfene Essensreste, auch in Deutschland auftauchen." Der
Grund: Besonders Wurstprodukte kommen als Träger des ASP-Virus infrage,
wodurch sich wiederum Wildschweine infizieren und das Virus so weiter
verbreiten könnten.

Niedersachsen als Agrarland Nummer 1 in Deutschland wäre von einem
ASP-Ausbruch besonders betroffen: Es gibt hier rund 8,5 Millionen Schweine
sowie etwa 6000 Schweine haltende Betriebe. Otte-Kinast: "Neben dem
Tierleid, das die Seuche auslösen würde, wären vermutlich auch die
volkswirtschaftlichen Folgen sehr hoch." Käme es zu einem ASP-Ausbruch,
wäre eine vollständige Freigabe des Handels erst nach Aufhebung des
gefährdeten Bezirks wieder möglich - also frühestens sechs Monate nach dem
letzten Virusnachweis.

"Um solche Auswirkungen zu verhindern, zugleich aber für den Ernstfall
gewappnet zu sein, habe ich alle notwendigen Hebel in Bewegung gesetzt",
sagte Otte-Kinast. Niedersachsen prüfe derzeit "die Lockerung der Schonzeit
für Schwarzwild". Die Wildschweinbestände sollten durch eine intensivere
Bejagung erheblich minimiert werden. "Die Jäger sollen dafür eine Prämie
von 50 Euro pro erlegtem Wildschwein erhalten. Voraussetzung ist
allerdings, dass mehr Wildschweine geschossen werden als in den Vorjahren",
so die Ministerin.

Außerdem sei geplant, etwa vier Millionen Euro für Präventions- und
Erstbekämpfungsmaßnahmen bereitzustellen. "Und zusammen mit der
Landesjägerschaft habe ich eine ASP-Arbeitsgruppe eingerichtet. Ziel ist,
präzise Präventionsmaßnahmen zu erarbeiten sowie Leitlinien für die
Bekämpfung und eine koordinierte Kommunikation für den Ernstfall
vorzubereiten", sagte Otte-Kinast. Niedersachsens Landwirtschaftsministerin
machte zugleich deutlich, viel hänge "von einer frühzeitigen Erkennung des
Virus ab. Niedersachsen hat deshalb die Fallwildsuche intensiviert. Im
Klartext: Wir untersuchen noch stärker als bisher kranke oder tote Tiere,
die aufgefunden werden."

Niedersachsen könne im Ernstfall auf ein Schnellwarnsystem, das sogenannte
Tierseuchen-Nachrichtensystem, zurückgreifen. "Die Kommunikation mit
betroffenen Landkreisen sowie Nachbar-Landkreisen würde intensiviert",
sagte Otte-Kinast. "Niedersachsen ist gerüstet, um den ASP-GAU zu
verhindern." An die Landwirte richtete sie den Appell, "unbedingt die
Hygiene- und Biosicherheitsmaßnahmen zu beachten. Die Veterinärbehörden
seien aufgefordert, die Einhaltung der Schweinehaltungshygieneverordnung zu
kontrollieren. "Auch das Landesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit leistet seinen Beitrag durch Merkblätter in
verschiedenen Sprachen", sagte die Agrarministerin.

Den Kommunen versprach Otte-Kinast im Fall eines ASP-Ausbruches
Unterstützung. "Wir lassen in dieser Lage niemanden im Regen stehen", so
die Ministerin. "Für den Ernstfall sind Mittel im Nachtragshaushalt
beantragt, um fünf sogenannte Berge-Container und fünf Ausrüstungen für
Berge-Teams anzuschaffen. Sie würden sofort im Einsatz sein, wenn zum
Beispiel bei aufgefundenen toten Wildschweinen das ASP-Virus festgestellt
wird." Otte-Kinast: "Kommunen, Länder und der Bund müssen gemeinsam mit
Bauern, Unternehmen, Touristen, Jägern und Lkw-Fahrern an einem Strang
ziehen. Nur so gibt es eine Chance im Kampf gegen diese Seuche."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 6 vom 18.01.2018

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Calenberger Straße 2, 30169 Hannover

Telefon: (0511) 120 - 2095/2135/2136/2137, Telefax: (0511) 120 - 23 82

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: https://www.ml.niedersachsen.de
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MELDUNG/575: Vom guten Essen - Erste deutschsprachige Einführung in die Agro-Food Studies erschienen (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 18.01.2018

Vom guten Essen: Erste deutschsprachige Einführung in die Agro-Food
Studies erschienen



Was halten wir für gutes Essen? Wie verändert sich die Versorgung mit
Lebensmitteln? Von wem werden sie wie produziert und welche Konsequenzen
hat unserer Ernährung für die Umwelt? Mit diesen und verwandten Fragen
befassen sich die Agro-Food Studies. In den 1980er-Jahren im
anglo-amerikanischen Raum entstanden, sind sie hierzulande noch nicht als
eigenständiger Forschungsbereich verankert. Nun legen vier österreichische
WissenschafterInnen die erste deutschsprachige Einführung in die Agro-Food
Studies vor.

Während Konzepte und Theorien der Haushalts- und Ernährungs- wie auch der
Agrarwissenschaften entweder naturwissenschaftlich,
wirtschaftswissenschaftlich oder technisch orientiert sind, legen die
Agro-Food Studies Wert auf eine ganzheitliche, interdisziplinäre
Betrachtung. Aus einer vorwiegend sozial- und kulturwissenschaftlichen
Perspektive bringen sie die Themenbereiche Nahrungsmittelproduktion und
-konsum zusammen und schließen damit eine Lücke.

In den Agro-Food Studies werden die Grenzen zwischen den
Betrachtungsweisen der unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen
aufgebrochen. "Auf diese Weise lassen sich Verbindungen zwischen Vorgängen
in der Natur, technischen Entwicklungen, wirtschaftlichen und politischen
Interessen sowie gesellschaftlichen Interaktionen aufzeigen", erklärt
Ulrich Ermann, Professor für Humangeographie an der Universität Graz und
einer der Autoren der kürzlich erschienenen Publikation. Diese richtet
sich an Studierende, aber auch an AkteurInnen der Zivilgesellschaft sowie
Interessierte in Wirtschaft und Politik.

Ulrich Ermann, der Historiker Ernst Langthaler (Uni Linz), die
Nachhaltigkeitsforscherin Marianne Penker (Universität für Bodenkultur
Wien) und der Soziologe Markus Schermer (Uni Innsbruck) fassen darin die
Forschungen zu Nahrungsmittelproduktion und -konsum aus dem deutschen
Sprachraum sowie die Rezeption der englischsprachigen Basisliteratur
zusammen, ergänzt durch eigene Ideen und Interpretationen. Die AutorInnen
stellen traditionelle Denkmuster in Frage, indem sie vermeintlich
Gegensätzliches, wie etwa Produktion und Konsum, Globalisierung und
Regionalisierung oder Natur und Technik miteinander in Verbindung bringen
und Zusammenhänge neu denken.

Für den deutschsprachigen Raum ist die vorliegende Publikation auch
deshalb von Bedeutung, weil sie, in Ergänzung zur englischen
Basisliteratur, die sich vor allem auf die Situation der
Lebensmittelversorgung und Ernährung in Nordamerika und dem United Kingdom
bezieht, neue Blickwinkel einbringt. Diese konzentrieren sich nicht
ausschließlich auf Europa, sondern umfassen unter anderem auch die
Perspektive der Länder des Südens.

Das Buch ist ohne fachspezifisches Vorwissen lesbar, zahlreiche Verweise
auf einschlägige Literatur laden zur weiteren Vertiefung ein. Es bringt
den LeserInnen die wichtigsten Perspektiven nahe und regt gleichzeitig zum
Neu-Denken an.


Weitere Informationen unter:

http://www.boehlau-verlag.com/978-3-8252-4830-7.html

- Agro-Food Studies. Eine Einführung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution35

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karl-Franzens-Universität Graz, Mag. Gudrun Pichler, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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VERBAND/2271: "Deutschland droht Abstieg aus Champions League in die Kreisliga" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Rukwied: "Deutschland droht Abstieg aus Champions League in die
Kreisliga"

Campaigning mit Wissenschaftskritik gefährdet Zukunfts- und
Wettbewerbsfähigkeit



"Die Bauernfamilien stellen sich ihrer Verantwortung für
Nachhaltigkeit, für einen sorgfältigen und effizienten Umgang mit den
natürlichen Ressourcen, für den Schutz von Nutztieren, für Natur und
Umwelt sowie für gute Arbeits- und Lebensbedingungen ihrer Mitarbeiter
und für die Anliegen der Verbraucher. Die zunehmenden Angstkampagnen
gegen wissenschaftliche Beurteilungen über die moderne Landwirtschaft
und die Leistungen der Bauernfamilien werden dazu führen, dass
Deutschland von der Champions League in die Kreisklasse C absteigen
wird." Das erklärte der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV),
Joachim Rukwied, bei der Eröffnung der Internationalen Grünen Woche
2018 in Berlin.

Als Beleg für diese Verantwortung nannte der Bauernpräsident
exemplarisch die jüngst vorgestellte DBV-Klimastrategie mit
ambitionierten Zielen zum Klimaschutz. "Die Aufgabe der
Ernährungssicherung lässt nicht zu, dass die Landwirtschaft genauso
behandelt wird wie andere Branchen. Sie ist aber vor allem
gleichzeitig Teil der Lösung, wenn es um Erneuerbare Energien,
Dekarbonisierung und CO2-Bindung geht. Bei unserer Klimastrategie geht
es uns um praktikable und machbare Maßnahmen. Das ist ein
nachhaltigerer Weg als die Festlegung unrealistischer Ziele, die kurz
vor der geplanten Erreichung zurückgenommen werden müssen", betonte
Rukwied. Auch in der Tierhaltung stellen sich die Landwirte ihrer
Verantwortung. "Die Initiative Tierwohl bezieht mittlerweile ein
Viertel der in Deutschland gemästeten Schweine und etwa die Hälfte des
Mastgeflügels ein. Gemeinsam mit dem Lebensmittelhandel haben wir eine
flächendeckende Präsenz in der Theke realisiert. So weit ist noch kein
Programm gekommen. Trotzdem werden wir die Initiative
weiterentwickeln, denn hier gilt: Der Weg ist das Ziel", erklärte
Rukwied.

Die Liste der positiven Entwicklungen der Landwirtschaft ließe sich
fortführen. Agrarumweltmaßnahmen auf jedem dritten Hektar, 1,4 Mio.
Hektar ökologische Vorrangflächen, Senkung des Arzneimitteleinsatzes,
Verbesserung der Effizienz von Düngung und Pflanzenschutzmitteln und
vieles mehr könnten die Landwirte für sich verbuchen. Man könne
trefflich über die wünschenswerte Geschwindigkeit dieser Entwicklungen
streiten, aber sie seien Fakt. "Landwirtschaft ist in Bewegung!
"Veränderung gestalten" ist das Leitmotiv dazu", so Rukwied.
Landwirtschaft benötige aber auch die richtigen Rahmenbedingungen, um
diese Entwicklungen weiterführen zu können. So müssten auch Politik,
Gesellschaft und Verbraucher zu ihrer Verantwortung stehen.
"Deutschland ist keine agrarpolitische Puppenstube, die man ohne
Rücksicht auf Märkte und Nachfrage umbauen kann. Unser europäischer
Binnenmarkt und immer stärker der internationale Markt setzen
wirtschaftliche Realitäten, die die Politik nicht ausblenden darf,"
forderte Rukwied.

Die Landwirte seien bereit, jeglichem Verbraucherwunsch zu folgen.
"Aber mit einer Situation, in der der Verbraucher in Umfragen eine
Forderung erhebt und anschließend etwas völlig anderes kauft, können
wir alle nicht vernünftig umgehen", konstatierte Rukwied. "Vor allem
brauchen wir eines: ein anderes Diskussionsklima. Die buchstäblich
vergiftete Diskussion um Glyphosat hat einen neuen Negativrekord
gesetzt. Es geht uns nicht um diesen Wirkstoff, sondern vielmehr um
die Mechanismen, mit denen einige Kampagnen gearbeitet haben. Es geht
auch um bewusst falsch wiedergegebene Ergebnisse von
wissenschaftlichen Studien, um Plagiatsvorwürfe, die bei näherem
Hinsehen haltlos sind", resümierte Rukwied. "Auf anderen Feldern haben
Politik und Gesellschaft den Anspruch, innovativ und wissensbasiert zu
arbeiten, Deutschland fit für die Digitalisierung und die
Herausforderungen der Wissensgesellschaft zu machen - für die
Landwirtschaft tolerieren wir dagegen plumpe antiwissenschaftliche
Ressentiments. Auf diese Weise lässt
 sich keine zukunftsfähige Politik gestalten."

Wenn in diesen Tagen von einem "neuen Gesellschaftsvertrag" gesprochen
werde, würden die Bauernfamilien dies gern beim Wort nehmen.
Glaubwürdig sei diese Idee aber nur, wenn ein ehrlicher Umgang und
eine andere Diskussionskultur gewährleistet werde. Ein
"Gesellschaftsvertrag", der die Landwirtschaft nur als Gegenpol zur
Umweltpolitik darstelle, als ideologische Projektionsfläche sehe oder
nur als Steinbruch für die Finanzierung anderer Aufgaben wahrnehme,
sei eine Mogelpackung, betonte Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ASYL/1239: Vor dem SPD-Parteitag - Stoppt den Weg in die Ausgrenzungsrepublik (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

Vor dem SPD-Parteitag

PRO ASYL fordert: Stoppt den Weg in die Ausgrenzungsrepublik



Vor dem SPD-Parteitag warnt PRO ASYL vor einem weiteren Anwachsen von
Rassismus und Rechtspopulismus in Deutschland. Es ist zu befürchten, dass
nach dem Durchmarsch der Hardliner innerhalb der Union Rassismus und
Rechtspopulismus noch weiter zunehmen. Zuerst wurden mit immer neuen
Gesetzesverschärfungen und diese anschließend noch überbietender Rhetorik
die Rechtspopulisten innerhalb und außerhalb der Union groß gemacht. Dann
ist die Union insgesamt nach der Wahl noch einmal weiter nach rechts
gerückt. Liberale, christliche und werteorientierte Kräfte sind weitgehend
verstummt. PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt warnt die SPD davor,
nun »den Weg zur Ausgrenzungsrepublik frei zu machen. Die SPD darf den
eingeschlagenen harten rechten Kurs der Union nicht mittragen. Grund- und
Menschenrechte gelten nicht nur für Deutsche, auch wenn Rechtspopulisten in
und außerhalb der Union das gerne anders hätten«.

PRO ASYL fordert eine an den Menschenrechten orientierte und auf den Werten
des Grundgesetzes und der Europäischen Grundrechtecharta basierende
zukunftsfähige Flüchtlingspolitik. Zentrale Bereiche des Sondierungspapiers
müssen neu verhandelt werden. Avisierte Maßnahmen sind
integrationsfeindlich, teilweise rechtswidrig und nicht zuletzt
unvernünftig.

Durch die Dauerisolierung in sogenannten ANkER-Zentren wird der Zugang zu
Beratung und Gerichten erschwert. In isolierten Lagern kann es keine
rechtsstaatlich fair durchgeführten Asylverfahren geben. Die hohe Zahl der
Fehlentscheidungen durch das BAMF wird sich fortsetzen, ohne dass Gerichte
die Fehlentscheidungen der Behörden korrigieren werden. Folgen der
Dauerisolierung in Lagern der Perspektivlosigkeit sind Verelendung, Gewalt
und Stigmatisierung. So wird der Nährboden geschaffen für das weitere
Anwachsen von Rechtspopulismus und Rassismus in Deutschland.

Kein Programm zur Bekämpfung von Rassismus. Nach der Bundestagswahl und dem
Einzug von Rechtspopulisten in den Bundestag verschiebt sich das
Parteiensystem nach rechts. Auffallend ist, dass das Wort »Rassismus« im
gesamten Sondierungspapier nicht einmal vorkommt, geschweige denn dass das
Papier ein Programm zur Bekämpfung von Rassismus enthält. Angesichts des
Erstarkens von Rechtspopulismus und rassistischer Hetze in Deutschland ist
dies ein politisches Totalversagen.

Rechtsanspruch auf Familiennachzug wird dauerhaft beseitigt. Der Nachzug
von Frauen, Kindern und Eltern aus Kriegs- und Krisengebieten zu ihren
engsten Angehörigen ist menschenrechtlich und grundgesetzlich verbrieft und
humanitär geboten. Die Verlängerung über den beschlossenen Zeitraum hinaus
ist rechtswidrig, man kann nicht nach Belieben Recht verändern.

Eltern müssen zu ihren Kindern einreisen dürfen, wenn die Zusammenführung
im Herkunftsland nicht möglich ist. Die systematische Trennung der Kinder
von ihren Eltern verletzt die UN-Kinderrechtskonvention und das
Grundgesetz. Das Sondierungsergebnis lässt die komplette Aussetzung des
Nachzugs von Eltern zu ihren minderjährigen subsidiär geschützten Kindern
befürchten.

Die langjährige Trennung von Flüchtlingsfamilien stellt einen Verstoß gegen
Artikel 6 GG dar. PRO ASYL erinnert an das Grundsatzurteil des
Bundesverfassungsgerichts zur damaligen dreijährigen Ehebestandszeit als
Voraussetzung für den Ehegattennachzug zu Arbeitsmigranten: »Die
Beeinträchtigung der Belange von Ehe und Familie durch das Erfordernis
einer dreijährigen Ehebestandszeit als Nachzugsvoraussetzung übersteigt
auch im Blick auf entgegenstehende öffentliche Interessen das von den
Betroffenen hinzunehmende Maß.« (BVerfG, 12.05.1987 - 2BvR126/83; 2
BvR101/84;2BvR 313 /84). Und dabei hat das Gericht damals noch nicht die
unsichere Situation von Flüchtlingen berücksichtigen müssen.

Integration in Deutschland wird verhindert. An mehreren Stellen betonen die
sondierenden Parteien, wie wichtig eine gelingende Integration ist.
Gleichzeitig nimmt man sich vor: »Eine Verfestigung von Aufenthaltsrechten
wollen wir dabei vermeiden«. Dies ist ein im Papier nicht aufgelöster
Widerspruch. Offenbar wollen die potentiellen Koalitionäre an dauerhaft
prekären Aufenthaltsformen unbedingt festhalten, auch wenn das auf Kosten
der Integration geht. Die Folge wäre ein aufenthaltsrechtliches Prekariat.
Arbeitgeber, die einstellen und ausbilden, erwarten zu Recht, dass es eine
Aufenthaltsperspektive für die Betroffenen gibt. Ohne eine klare Linie der
Verfestigung des Aufenthaltsrechts wird Integration erschwert.

Obergrenze für Folteropfer und Kriegsflüchtlinge? Zwar werden laut
Sondierungspapier politisch Verfolgte und Flüchtlinge nach der Genfer
Konvention von der Obergrenze ausgenommen, nicht jedoch Folteropfer und
Kriegsflüchtlinge. »Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder
erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden« (Art. 3 EMRK).
Auch für diese Gruppe darf es keine Obergrenze geben. Grund- und
Menschenrechte können nicht gegeneinander aufgerechnet werden. Was soll
passieren, wenn mehr Menschen kommen als politisch gewollt ist?

Kooperationen mit Herkunfts- und Transitstaaten. Die katastrophalen
Auswirkungen der bereits erfolgenden Ausbildung der libyschen Küstenwache
sind vielfach dokumentiert und sollen offenbar weitergehen. Mit
europäischem Geld werden Schutzsuchende in Folterlager zurückgeschleppt und
damit Menschenrechtsverletzungen ermöglicht.

Verfassungswidrige Einstufung von Herkunftsstaaten als »sicher«. Regelmäßig
sollen alle Staaten mit einer Quote unter 5 Prozent zu sicheren
Herkunftsstaaten erklärt werden. Damit würde sich die kommende
Bundesregierung den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts entziehen: Es
muss landesweit und für alle Personen- und Bevölkerungsgruppen die
Sicherheit vor politischer Verfolgung bestehen. Es muss u.a. gewährleistet
sein, dass im Herkunftsland keine Folter oder unmenschliche und
erniedrigende Behandlung oder Bestrafung droht (BVerfG, 14.05.1996 - 2 BvR
1507/93, 1508/93). Die Verfolgungsfreiheit von allen Personengruppen (z.B.
Homosexuelle, Journalisten, Minderheiten, etc.) wird durch eine Quote nicht
berücksichtigt.


Weitere Kritikpunkte sind in einer in einer umfassenden 11-seitigen Analyse
von PRO ASYL enthalten:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2018-01-15-Papier-PRO-ASYL-zu-den-Sondierungsergebnissen.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ASYL/1238: Keine weitere Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten (Flüchtlingsrat Berlin e.V.)


Flüchtlingsrat Berlin e.V. - Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Jede Regierung in Deutschland muss sich an die geltenden Grund- und
Menschenrechte halten!



KommMit e.V./BBZ, JUMEN e.V. - Juristische Menschenrechtsarbeit in
Deutschland und Flüchtlingsrat Berlin e.V. fordern anlässlich der
Ergebnisse der Sondierungsgespräche:

Keine weitere Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär
Schutzberechtigten! Das Recht auf Familienleben muss für alle gelten!

CDU, CSU und SPD haben in ihren Sondierungsgesprächen die Absicht erklärt,
den Familiennachzug zu Geflüchteten mit subsidiärem Schutzstatus weiter
auszusetzen. Im Sommer soll dann eine Regelung in Kraft treten, die nur
1.000 Menschen pro Monat ein Recht auf Nachzug gewähren soll.

Schätzungsweise 50.000 bis 60.000 Personen im Ausland haben Angehörige mit
subsidiärem Schutzstatus in Deutschland. Die Zahl der Menschen, die bei
einem Ende der Aussetzung nach Deutschland kommen könnten, ist also längst
nicht so groß wie teilweise angenommen bzw. behauptet wurde. Die
Verlängerung der Aussetzung und die Beschränkung auf eine bestimmte Anzahl
von Härtefällen pro Monat würde dazu führen, dass die große Mehrheit der
als subsidiär schutzberechtigt anerkannten Flüchtlinge weiterhin über Jahre
von ihren Familien getrennt wäre. Das bedeutet eine Verletzung der in
Deutschland geltenden Grund- und Menschenrechte.

Seit dem der Familiennachzug für Geflüchtete mit subsidiärem Schutzstatus
im März 2016 für zwei Jahre ausgesetzt wurde, wurden die betroffenen
Menschen auf den Stichtag 17. März 2018 vertröstet, an dem die Aussetzung
des Familiennachzugs nach dem bisherigen Gesetz ausläuft. Die von der
Aussetzung Betroffenen kamen im berechtigten Glauben, bald ihre Familie
nachholen und gemeinsam in Sicherheit leben zu können. Wenn jetzt die
Sperrfrist weiter verlängert werden soll, bedeutet das für die betroffenen
Familien pures Leid und Verzweiflung. Sie fühlen sich betrogen - und mit
ihnen all die Menschen, die seit Jahren versuchen, sie beim Familiennachzug
zu unterstützen. Unter diesen Umständen kann sich kein Mensch in
Deutschland einleben.

Im Ergebnisprotokoll der Sondierungen heißt es: "Familien halten unsere
Gesellschaft zusammen. Sie zu stärken und zu entlasten ist unser Ziel. Wir
werden [...] mehr Zeit für Familie ermöglichen. Die Rechte der Kinder
werden gestärkt." Diese schönen Worte klingen zynisch angesichts der
familien- und kinderfeindlichen Auswirkungen der geplanten Regelung.

Daher fordern KommMit e.V./BBZ, JUMEN e.V. und Flüchtlingsrat Berlin e.V.:
Jede Regierung in Deutschland muss sich an die geltenden Grund- und
Menschenrechte halten. Sie dürfen nicht einfach ausgehebelt werden, nur um
"Obergrenzen" durchzusetzen und AfD-Forderungen nach Abschottung
Gesetzeskraft zu verleihen.

Wir erklären uns solidarisch mit den betroffenen Geflüchteten, die für
Sonntag in Bonn und am Montag in Berlin Proteste unter dem Motto "
Familiennachzug für Alle! Wir sind die zukünftigen Arbeiter Ihres Landes!
Nicht mehr aussetzen!" planen.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Berlin e.V.
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MILITÄR/945: Neue Publikation - Länderbericht Türkei (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 18.01.2018

Neue Publikation \ Länderbericht Türkei



Die Türkei gehört weltweit zu den größten Rüstungsimporteuren, vor allem
aus den USA. Sie ist aber auch Abnehmer größerer Mengen deutscher
Rüstungsgüter, wobei die deutsche Bundesregierung seit Ende 2016 eine
restriktivere Genehmigungspolitik dorthin verfolgt. Das aktuelle
"Länderportrait Türkei" des Friedens- und Konfliktforschungsinstituts BICC
gibt einen Überblick über Grunddaten zum militärischen Sektor und
überprüft, wie das Land in Hinblick auf Kriterien des Gemeinsamen
Standpunkts der EU zu Rüstungsexporten aufgestellt ist.

Der Bericht untersucht die Entwicklung deutscher Rüstungsexporte in die
Türkei. Neben der Lieferung von Schiffen und Schiffsteilen für die
türkische Marine stachen insbesondere größere Panzerlieferungen hervor. So
exportierte Deutschland im Zeitraum 2006 bis 2010 fast 300 ausgemusterte
Leopard-2A4-Panzer der Bundeswehr, die in der Türkei modernisiert wurden.
Im Zeitraum 2010 bis 2014 folgten 56 weitere Leopard-Panzer.

Das Länderportrait belegt zwar, dass die deutsche Bundesregierung seit
Ende 2016 eine restriktivere Genehmigungspolitik bezüglich der
Rüstungsexporte in die Türkei verfolgt. So wurden von November 2016 bis
März 2017 elf Anträge zur Lieferung von Handfeuerwaffen, Munition sowie
Komponenten für andere Rüstungsgüter nicht genehmigt. Als Gründe wurden
mit Bezug auf den Gemeinsamen Standpunkt der EU die sich verschlechternde
Menschenrechtslage nach dem Putschversuch, der sich erneut zuspitzende
Kurdenkonflikt sowie die Befürchtung, dass die Rüstungsgüter für
Repressionen innerhalb der Türkei genutzt werden könnten, genannt. Dennoch
stimmte Bundesregierung anderen bedeutenden Lieferungen zu: In den ersten
vier Monaten von 2017 wurden 57 Genehmigungen im Wert von fast 22
Millionen Euro erteilt, die zu 81,8 Prozent Kampfmittelräumausrüstung und
Abfeuereinrichtungen betrafen.

Der Länderbericht analysiert die Situation in der Türkei anhand der
Kriterien des EU Gemeinsamen Standpunkts und beschreibt die
Menschenrechtslage der Türkei als derzeit äußerst problematisch. Ferner
liefert er Fakten zum militärischen Engagement des Landes in regionalen
Gewaltkonflikten und im Kurdenkonflikt.

Neben dem "Länderportrait Türkei" stellt das BICC (Internationales
Konversionszentrum Bonn) auf seiner Webseite www.ruestungsexport.info
weitere 36 Berichte zu Empfängerländern deutscher Rüstungsexporte zur
Verfügung. Durch eine bessere Verfügbarkeit von soliden Informationen soll
eine besser fundierte Bewertung der deutschen Rüstungsexporte erleichtert
werden. Das Projekt wird vom Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) gefördert.

Länderportrait Türkei (Volltext, pdf):

ruestungsexport.info/uploads/laender/tuerkei.pdf




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC), Susanne Heinke, 18.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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HEGEMONIE/1817: Neobündnis - Rolle rückwärts ... (SB)




Das Verhältnis zwischen der Türkei und Deutschland war 2017 so
schlecht wie nie zuvor. Als Recep Tayyip Erdogan im Streit um die
Wahlkampfauftritte türkischer Politiker in der Bundesrepublik
Kanzlerin Angela Merkel "Nazi-Methoden" vorwarf und Europa
bezichtigte, dort könnten "Gaskammern und Sammellager" wieder zum
Thema gemacht werden, schien diese verbale Eskalation alle Brücken
abzubrechen. Dennoch kam die Bundesregierung der Forderung nie nach,
angesichts der verheerenden Repressionswelle in der Türkei
nennenswerte Sanktionen zu verhängen, um Druck auf Erdogan und die AKP
auszuüben. Die Parole Außenminister Sigmar Gabriels, man dürfe den
Gesprächsfaden nicht abreißen lassen, da andernfalls alle
Möglichkeiten der Einflußnahme schwänden, war Programm. Sie zeugte von
der Maxime, daß der Theaterdonner ein Phänomen fürs Publikum sei, das
die grundlegenden hegemonialen Interessen Deutschlands nicht berührt,
in deren Kontext die Einbindung der Türkei eine maßgebliche Rolle
spielt.

Und folgerichtig herrscht plötzlich wieder Tauwetter, das den bösen
Schnee von gestern auf der Promenade der Wiederannäherung fast über
Nacht abschmelzen läßt. Der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu
hat seinen deutschen Kollegen Gabriel kürzlich in dessen Heimatort
Goslar besucht und dabei das politische Spitzenpersonal des
Gastgeberlands in höchsten Tönen gelobt. Vor wenigen Tagen wurden die
deutsch-türkischen Konsultationen nach fast einem Jahr wieder
aufgenommen, trafen Vertreter des Bundesinnenministeriums und
hochrangige Beamte aus Ankara in Berlin zusammen. Ganz oben auf der
Agenda stand Sicherheitspolitik, denn wie eine Sprecherin des Hauses
von Thomas de Maizière betonte, bestehe die "Notwendigkeit einer engen
Zusammenarbeit mit der Türkei bei dem, was wir unter Terrorismus
verstehen". Deutschland sei "Ausgangspunkt und Ziel dschihadistischer
Terroristen, deren Reisewege nach und von Syrien über die Türkei
führen", die ihrerseits "bis in die jüngste Zeit wiederholt Opfer
massiver Anschläge islamistischer Terroristen" gewesen sei. [1]

Durchaus vergleichbar dem Flüchtlingsabkommen mit der Türkei
verspricht sich die Bundesregierung offenbar ein Bollwerk am Bosporus,
das auch die nach den territorialen Verlusten des IS zurückströmenden
Dschihadisten von Deutschland fernhält. Die eingeflochtene Andeutung,
daß sich der Terrorbegriff hüben und drüben nicht vollständig zur
Deckung bringen lasse, ändert nichts an der beiderseitigen
Entschlossenheit und Übereinkunft, sich seiner nach eigenen Maßgaben
hemmungslos zu bedienen. So zögern deutsche Politik und Justiz nicht,
massiv gegen türkische und kurdische Linke vorzugehen. Erdogans
Vorwurf, Deutschland stelle der kurdischen Arbeiterpartei PKK nicht
konsequent nach, rennt offene Türen ein. Die PKK ist hierzulande seit
1993 verboten, im März 2017 wurde das Verbot noch einmal verschärft.
Seither steht auch das öffentliche Zeigen von Symbolen und Porträts
des seit 1999 inhaftierten Abdullah Öcalan unter Strafe. Zudem gehen
Bund und Länder strafrechtlich in aller Schärfe gegen mutmaßliche
Unterstützer der PKK vor.

Daß der türkische Staatschef jeden zum Terroristen erklärt und
verfolgt, der sich seinem Drang zum Präsidialregime widersetzt, ist
für deutsche Regierungspolitik offensichtlich kein Hinderungsgrund,
auf sicherheitsrelevanten Feldern noch enger als bislang mit Ankara
zusammenzuarbeiten. Was scheren uns Ausnahmezustand und Säuberungen
nach dem gescheiterten Putschversuch, mehr als 50.000 inhaftierte
Menschen und über 150.000 entlassene oder suspendierte
Staatsbedienstete, mehr als 100 geschlossene Zeitungen, Radio- und
Fernsehsender, über 150 Journalisten im Gefängnis! Hauptsache wir
reden wieder miteinander darüber, wen es noch aus dem Verkehr zu
ziehen gilt.

Während die türkische Führung bei ihrer strategischen Charmeoffensive
nicht nur in der Bundesrepublik erleichtertes Aufatmen auslöst, als
sei der losgerissene Kettenhund von allein nach Hause heimgekehrt,
geht sie ungebremst auf Oppositionelle los. Soeben wurden fünf
türkische Journalisten wegen "Terrorpropaganda" zu je 18 Monaten Haft
verurteilt, weil sie an einer Solidaritätskampagne für die im Oktober
2016 verbotene prokurdische Zeitung "Özgür Gündem" teilgenommen haben.
Der Chefredakteur des Blattes, Hüseyin Akyol, wurde zu drei Jahren und
neun Monaten Gefängnis verurteilt. [2] Zudem ging die Polizei in sechs
Städten gegen Unterstützer der sozialistischen Partei ESP vor. Zu den
Verhafteten zählt auch Suat Corlu, der Ehemann der deutschen
Journalistin Mesale Tolu, die ihrerseits erst vor einem Monat aus der
Untersuchungshaft in Istanbul entlassen worden war. Corlu, der dem
Vorstand der ESP angehört, muß damit nach nur acht Wochen auf freiem
Fuß erneut ins Gefängnis zurückkehren. Wie seine aus Ulm stammende
Frau, die nur die deutsche Staatsbürgerschaft besitzt, unterliegt auch
er einem Ausreiseverbot. Beide sind in separaten Verfahren unter
anderem wegen Mitgliedschaft in einer Terrororganisation angeklagt.
Die ESP ist Teil der pro-kurdischen HDP, einer Dachorganisation für
mehrere politische Parteien. [3]

Mesale Tolu erhebt schwere Vorwürfe gegen die türkischen Behörden und
erklärt, die Untersuchungshaft werde mißbraucht, um Regierungskritiker
zu bestrafen. Die Regierung versuche, mit Hilfe der Justiz
Journalismus zu kriminalisieren. Sie forderte die Bundesregierung auf,
Druck auf Ankara auszuüben, da Deniz Yücel und etwa 150 weitere
Journalisten noch immer im Gefängnis säßen. Wie Yücel, die aus
deutscher Sicht prominenteste Geisel in Erdogans Hand, jüngst in einem
schriftlich über seine Anwälte geführten Interview hervorhob, hing die
Freilassung seines französischen Kollegen Loup Bureau aus türkischer
Haft offenbar mit der Zustimmung der Macron-Regierung zu einem
Rüstungsgeschäft um Luftabwehrsysteme zusammen. Anfang Januar
unterzeichneten Macron und Erdogan jedenfalls ein ebensolches
Rüstungsabkommen sowie den Verkauf mehrerer Tonnen Rindfleisch und von
zwei Dutzend Airbus-Flugzeugen an die Türkei. Er selbst möchte seine
Freiheit weder mit Panzergeschäften von Rheinmetall oder dem Treiben
irgendwelcher anderen Waffenbrüder befleckt wissen, noch mit der
Auslieferung von gülenistischen Exstaatsanwälten oder putschistischen
Exoffizieren. Für schmutzige Deals stehe er nicht zur Verfügung, so
Yücel. [4]

Da die türkische Rüstungsindustrie expandiert und dafür auch
Komponenten aus der Bundesrepublik braucht, ist dieser Verdacht nicht
aus der Luft gegriffen, zumal deutsch-türkische Waffengeschäfte eine
lange und finstere Tradition haben. Gabriel dementierte die Äußerung
Yücels umgehend mit der treuherzigen Bekundung, es gebe keinerlei
Verbindung zwischen der Freilassung deutscher Häftlinge und möglichen
Waffenlieferungen an die Türkei. Erdogan braucht Nachschub für seine
Kriegsführung im eigenen Land und in Nordsyrien, wobei es in beiden
Fällen gegen die Kurdinnen und Kurden geht. Er kündigt derzeit den
Großangriff auf den kurdischen Selbstverwaltungskanton Afrin im
Nordwesten Syriens ein, den die türkische Armee seit Tagen unter
Artilleriebeschuß nimmt. Der Kanton ist eine traditionelle Hochburg
der linken kurdischen Partei der Demokratischen Union (PYD), was ihn
für den türkischen Präsidenten zu einem "Terrornest" macht. Er will
die gesamten kurdischen Gebiete südlich der Grenze mit militärischen
Mitteln niederwalzen, kommt dabei aber US-amerikanischen und
russischen Interessen an Präsenz und Einfluß in die Quere, was seiner
Aggression im Nachbarland vorerst noch Grenzen setzt. [5]

Das dürfte einer der Gründe seiner jüngsten Friedenssignale an die
Adresse der Westeuropäer sein, da er sich in seiner ambitionierten bis
aberwitzigen Bündnispolitik ständig wechselnder Rückendeckung
versichern muß. Der als neue europäische Kultfigur hofierte Macron hat
die Steilvorlage aus Ankara sofort aufgenommen, Erdogan ohne
Berührungsängste empfangen und sofort sein Talent als Starverkäufer
genutzt. Für Ende März ist ein Spitzentreffen zwischen dem türkischen
Präsidenten und führenden Vertretern der EU geplant, bei dem
gemeinsame Interessen wie die Bekämpfung des "internationalen
Terrorismus", die Migrationspolitik und Energiefragen erörtert werden
sollen. Möglich sei auch, daß Ankara bei dem Treffen erneut drei
Milliarden Euro für Flüchtlingsprojekte zugesagt würden, lockt das
Zuckerbrot, wenngleich eine Erweiterung der Zollunion, visafreies
Reisen für türkische Staatsbürger oder die Eröffnung neuer
Verhandlungskapitel in den Beitrittsgesprächen in diesem Jahr nicht zu
erwarten seien, heißt es dazu in Brüssel. [6]

Erdogan hat die Spannungen mit der EU derart eskaliert, daß er nun
Deeskalation signalisieren kann und bekommt, was er dringend braucht,
ohne den Eindruck des Bittstellers zu erwecken. Für ihn ist
zuallererst maßgeblich, daß die Beitrittsgespräche auf keinen Fall
abgebrochen werden. Denn sollte es dazu kommen, würden zahlreiche
westliche Unternehmen und Banken ihre Engagements zurückfahren und die
türkische Wirtschaft dadurch massiv unter Druck setzen. Genauso
wichtig ist die Zollunion mit der EU, die bislang nur Industriewaren
umfaßt, aber auf Dienstleistungen und Agrarprodukte ausgeweitet werden
soll. Da die Bundesrepublik der größte Abnehmer türkischer Produkte
ist und vor allem Textilien und Nahrungsmittel importiert, strebt
Ankara günstigere Konditionen auch auf diesen Sektoren an. Schon der
bloße Verhandlungsprozeß könnte dazu führen, daß die anhaltende
Investitionszurückhaltung deutscher Unternehmen in der Türkei
schwindet.

2016 brachen die Direktinvestitionen um 31 Prozent ein, die
Landeswährung Lira stürzte ab, die Inflation stieg und die
Arbeitslosigkeit wuchs. Wenngleich sich die düstere Prognose des
wirtschaftlichen Zusammenbruchs nicht erfüllte, gehört das türkische
Wirtschaftswunder, der wohl größte Faustpfand beim Aufstieg Erdogans,
der Vergangenheit an. Er muß die ökonomische Talfahrt bremsen, ehe
seinen Landsleuten im Taumel nationalistischer und chauvinistischer
Euphorie bewußt wird, wie es um ihre Lebensverhältnisse unter dem
Machthaber und der AKP bestellt ist.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/deutschland/article172544684/Anti-Terror-Kampf-Deutsch-tuerkische-Konsultationen-starten-wieder.html

[2] www.welt.de/politik/deutschland/article172556693/Terrorpropaganda-Fuenf-Journalisten-in-der-Tuerkei-zu-18-Monaten-Haft-verurteilt.html

[3] www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-ehemann-von-mesale-tolu-festgenommen-a-1188640.html

[4] www.welt.de/politik/ausland/article172557898/Deniz-Yuecel-Das-wuerde-er-nach-seiner-Freilassung-als-Erstes-machen.html

[5] www.jungewelt.de/artikel/325535.vor-der-invasion.html

[6] www.welt.de/politik/ausland/article172585091/EU-und-Tuerkei-Juncker-und-Tusk-wollen-Erdogan-im-Maerz-treffen.html
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OFFENER BRIEF/052: An die SPD Niedersachsen - Keine Zustimmung zur Anti-Asyl-GroKo! (Flüchtlingsrat NI)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Offener Brief an die SPD Niedersachsen und ihre Mitglieder

Keine Zustimmung zur Anti-Asyl-GroKo!



Die Vereinbarungen der Sondierungsverhandlungen im Bereich Asyl und
Migration sind bestürzend. Für den Flüchtlingsrat Niedersachsen markiert
das Ergebnis die endgültige Abkehr von einer "Willkommenskultur" hin zu
einer Politik der Ausgrenzung und Abschreckung. PRO ASYL spricht von einem
"Sieg der Hardliner über Humanität und Menschenrechte". Der IPPNW urteilt:
"Wer Schutzsuchende so behandelt, hat die Menschenrechte grundsätzlich
falsch verstanden." Der Jesuiten-Flüchtlingsdienst moniert, die Koalition
setze "auf ein 'weiter so' in der tödlichen europäischen
Abschottungspolitik und innenpolitisch auf rückwärtsgewandte
Verschärfungen". Was veranlasst die SPD, nach unzählingen Verschärfungen
des Asylrechts weiteren einschneidenden Rechtsverschäftungen zuzustimmen?
Werden die vereinbarten Maßnahmen Regierungspolitik, wird die von der SPD
über Jahre propagierte und in Niedersachsen in der Vergangenheit ein Stück
weit auch umgesetzte, von Humanität und Menschenrechten inspirierte
Flüchtlingspolitik in ihr Gegenteil verkehrt.

Etliche Genoss_innen haben das Leid der Flüchtlinge während der Zeit des
Nationalsozialismus am eigenen Leib selbst erlebt und daraus politische
Konsequenzen gezogen: Flüchtlinge müssen Rechte haben und Schutz erhalten,
sie dürfen nicht herumgeschubst und ausgegrenzt werden. Nach ihrem
Selbstverständnis als "Partei der kleinen Leute" setzt sich die SPD für
diejenigen ein, denen es dreckig geht, die der Unterstützung bedürfen und
die soziale Gerechtigkeit auch erwarten können. "Wir stehen für eine
verantwortungsvolle Flüchtlingspolitik. Das heißt: Solidarität,
Menschlichkeit und Integration à", heißt es auf der Homepage der SPD.
Diesen Anspruch sehen wir im Sondierungspapier nicht einmal im Ansatz
verwirklicht. Wir fordern die niedersächsische SPD und ihre Mitglieder auf,
einer Koalitionsvereinbarung mit einer Flüchtlings- und
Integrationspolitik, wie sie im Sondierungspapier beschrieben ist, nicht
zuzustimmen.

Zur notwendigen Kritik im Einzelnen:

• Wenn die Sondierer_innen erklären, "dass die Integrationsfähigkeit
unserer Gesellschaft nicht überfordert werden darf" und mit dieser
Begründung der CSU-Forderung nach einer Obergrenze von 180.000 � 220.000
Flüchtlingen jährlich entsprechen, bedeutet das nicht nur ein Einknicken
gegenüber den Stammtischen, es steht auch im Widerspruch zu früheren
Aussagen von Gabriel und Weil, für die nächsten Jahre seien auch 500.000
Flüchtlinge jährlich verkraftbar (siehe z.B. Spiegel 08.09.2015: Gabriel
hält 500.000áFlüchtlinge pro Jahr für verkraftbar).

• Wenn die Sondierer_innen die Aussetzung des Familiennachzugs für
subsidiär Geschützte verlängern und das Recht auf Familiennachzug gleich
mit beseitigen, um es durch ein armseliges "humanitäres Kontingent" von
1.000 Menschen/Monat zu ersetzen, bedeutet dies einen Verstoß gegen Artikel
6 des Grundgesetzes, Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention,
Artikel 3 und 10 der UN-Kinderrechtskonvention und Artikel 1 der
EU-Qualifikationsrichtlinie (vgl. Erwägungsgründe 8, 9 und 39). Es ist
unerträglich, wenn in diesem Zusammenhang Eltern, Eheleute und Geschwister,
die sich angesichts extrem brutalisierter Kriegsgewalt, Zwangsrekrutierung
und Menschenhandel nicht anders zu helfen wissen, als ihre Kinder durch
deren Flucht zu retten, von den Sondierern die Gefährdung des Kindeswohls
vorgehalten und das Recht auf Familieneinheit verwehrt wird.

• Wenn die Sondierer_innen ankündigen, Geduldete zwar bei Spracherwerb
und Beschäftigung zu fördern, aber einer auf Integrationsleistung
beruhenden Verfestigung von Aufenthaltsrechten eine Absage erteilen,
leisten sie nicht nur den Geflüchteten, sondern auch den im Lande bei der
Integration engagierten Betrieben, Unternehmensverbänden,
Integrationsfachdiensten, Ehrenamtlichen einen Bärendienst. Die geplante
"bundesweit einheitliche" 3+2-Regelung für Auszubildende lässt befürchten,
dass hier die bayrische Praxis, nach der fast alle ausbildungswilligen
Geflüchteten abgewiesen werden, Vorbild sein soll. Dass unter der
Überschrift "Wirtschaftà" zwar Frauen, geringqualifizierte Beschäftigte und
Ältere zu Zielgruppen verstärkter Weiterbildung erklärt werden, aber
Zugewanderte weder an dieser Stelle noch unter der Überschrift
"Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht" als zu fördernde Zielgruppe identifiziert
werden, lässt eine großkoalitionäre Beschäftigungspolitik erwarten, die
Migrant*innen und Geflüchtete allenfalls auf die Rolle der Verfügungsmasse
eines unsteten Arbeitsmarktes reduziert.

• Wenn die Sondierer_innen der regelmäßigen Internierung von allen
Asylsuchenden in sogenannten Aufnahme-, Entscheidungs- und
Rückführungseinrichtungen (ANkER) das Wort reden, bedeutet dies einen
Rückfall in die asyl- und integrationspolitische Fehlerpolitik vergangener
Jahrzehnte. Soziale Isolierung von schutzbedürftigen Kindern und
Erwachsenen bedeutet, ihnen soziale Kontakte zu verwehren, den Zugang zu
unabhängigen Beratungs- und ehrenamtlichen Unterstützungsangeboten,
Rechtsanwält*innen sowie Bildungs- und Förderangeboten zu verhindern. Eine
solche "Lagerpolitik" wurde in Niedersachsen bis 2013 betrieben, bis die
SPD in ihrer Koalitionsvereinbarung mit den Grünen versprach, dieser
inhumanen, auf psychische Zermürbung und Abschreckung setzenden Politik
endlich ein Ende zu bereiten und "Ausreisezentren" abzuschaffen. Damit wird
die von Fachpolitik, Wirtschaft und Verbänden geforderte frühestmögliche
Integration konterkariert.

• Wenn die Sondierer lapidar erklären, "vollziehbar Ausreisepflichtige
müssen unser Land verlassen", und wenn sich mit dem Angebot der
vermeintlich "freiwilligen Rückkehr" in lebensgefährliche Herkunfts- und
risikoreiche Dublin-Staaten die Bereitschaft zu humanitärem Handeln der
künftigen GroKo schon erschöpft, ist zu befürchten, dass wir es zukünftig
mit einer unbarmherzigen Abschiebungspolitik auch in Kriegs- und
Krisengebiete (wie z.B. Afghanistan) zu tun bekommen.

• Wenn die Sondierer Herkunftsländer regelmäßig als sicher dekretieren
wollen, weil unter 5 % der Asylgesuche von dort stammender Flüchtlinge
anerkannt werden, würde dabei eine der zentralen verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen kaum erfüllbar sein: Verfolgungsfreiheit und der
regelmäßige Ausschluss struktureller Menschenrechtsdefizite können bei
derartigen Verfolgungsquoten eben nicht angenommen werden. Mit einer
solchen Regelung würde sich die kommende Bundesregierung ihrer
Verpflichtung auf faire Prüfung entziehen.

• Wenn die Sondierer_innen einen Ausbau von Frontex "zu einer echten
Grenzschutzpolizei" ankündigen und die Verhinderung einer Flucht nach
Europa durch eine verbesserte Zusammenarbeit mit (auch diktatorisch
regierten) Herkunfts- und Transitstaaten euphemistisch als "Bekämpfung von
Fluchtursachen" deklarieren, sehen wir darin vor allem den Versuch einer
Externalisierung der Flüchtlingsaufnahme. Auch wenn das Sondierungspapier
etwas anderes behauptet, werden damit im Ergebnis das Asylrecht und die
Genfer Flüchtlingskonvention ausgehöhlt.

• Grundsätzlich ist außerdem zu kritisieren, dass unter der
Überschrift "Migration und Integration" und auch an anderer Stelle im
Sondierungspapier kein Wort verloren wird über den zunehmenden
strukturellen und gesellschaftlichen Rassismus und damit auch keine
nachhaltige Bekämpfungsstrategien angekündigt werden.

Die SPD stand in Niedersachsen in der vergangenen Legislaturperiode für
eine i.d.R. rechtspolitisch progressive und humanitär ambitionierte
Flüchtlings- und Integrationspolitik. Das am 12.1.2018 vorgelegte
Sondierungspapier mit seinen im Ergebnis auf die systematische Ausgrenzung
von Geflüchteten angelegten Plänen wird diesem Anspruch in keiner Weise
gerecht.

Anlässlich der Beratungen des SPD-Sonderparteitags am Sonntag, den
20.1.2018, fordert der Flüchtlingsrat die Delegierten der
sozialdemokratische Partei in Niedersachsen auf, dem im Sondierungspapier
niedergelegten flüchtlings- und zuwanderungsfeindlichen Politikkonzept und
diesbezüglichen künftigen Koalitionsvereinbarungen die Zustimmung zu
verweigern.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.
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GEWERKSCHAFT/1588: Regierung muss den Zusammenhalt in der Gesellschaft stärken (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 19.1.2018

Regierung muss den Zusammenhalt in der Gesellschaft stärken



Der Geschäftsführende DGB-Bundesvorstand hat am Freitag in Berlin die
politischen Schwerpunkte für das Jahr 2018 vorgestellt und die Ergebnisse
der Sondierungsgespräche zwischen Union und SPD bewertet.

Im Zentrum steht für den DGB dieses Jahr der 21. Ordentliche Bundeskongress
(OBK), der vom 13. bis 17. Mai in Berlin stattfindet. "Ich freue mich, dass
Elke Hannack, Annelie Buntenbach, Stefan Körzell und ich als Mitglieder des
geschäftsführenden Bundesvorstandes erneut für diese Aufgaben nominiert
worden sind", sagte der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. Der OBK sei der
zentrale Ort für die 400 Delegierten zu diskutieren, wie Gewerkschaften in
der Digitalisierung und Globalisierung die Interessen der Beschäftigten
durchsetzen können. "Dabei muss der Mensch in den Mittelpunkt gestellt
werden, der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt und die
Wohlstandsgewinne endlich wieder fair verteilt werden." Der Kongress stehe
daher unter dem Motto "Solidarität Vielfalt Gerechtigkeit", ebenso die
Demonstrationen am 1. Mai.

Trotz eines leichten Mitgliederrückgangs seien die Gewerkschaften immer
noch "die größte zivilgesellschaftliche Organisation in Deutschland, und
die, die sich in Tausenden Betrieben für die Rechte der Beschäftigten
einsetzt", sagte Hoffmann. Die Zahl der Mitglieder liegt Ende 2017 bei rund
5,995 Millionen und damit rund 52.000 unter der Vorjahreszahl. "Weiterhin
treten rund 850 Beschäftigte jeden Tag in eine Gewerkschaft ein", betonte
Hoffmann.

Das Sondierungsergebnis von Union und SPD bewertete der DGB-Vorsitzende als
"gute Grundlage für Koalitionsverhandlungen". In dem Ergebnis fänden sich
zahlreiche Forderungen der Gewerkschaften wieder, wie die Stabilisierung
des gesetzlichen Rentenniveaus, Investitionen in Bildung, die paritätische
Finanzierung der Krankenversicherung und Vorschläge für ein sozialeres
Europa. "Die Regierung muss den Zusammenhalt der Gesellschaft stärken - das
muss die grundsätzliche Leitlinie sein." Zugleich muss die Chance für einen
grundlegenden Politikwechsel in Europa genutzt werden. Die Gewerkschaften
sehen allerdings auch Schwachstellen. Dazu gehört das Thema sachgrundlose
Befristung und die Ausweitung der Midijobs. "Die Kanzlerin hat zudem
mehrfach in der vergangenen Legislaturperiode den Wert der Tarifbindung
betont. Tarifverträge bedeuten Sicherheit für die Beschäftigten, mehr
Urlaub, mehr Geld und bessere Arbeitsbedingungen - und sie machen die
Wirtschaft krisenfest. Diese Wertschätzung findet sich aber nur in einem
Nebensatz im Ergebnis. Da erwarten wir deutlich mehr", sagte Hoffmann. Die
Gewerkschaften würden den weiteren Prozess "kritisch und konstruktiv
begleiten".

Elke Hannack, stellvertretende DGB-Vorsitzende, betonte: "Für das Recht auf
befristete Teilzeit haben die Gewerkschaften sich lange eingesetzt. Wir
begrüßen, dass es sich nun im Sondierungsergebnis wiederfindet - wenn auch
nur eingeschränkt. Damit bleiben zwar viele Frauen in Deutschland außen
vor, aber es ist ein erster Schritt." Gute Ansätze gebe es bei der
Aufwertung frauendominierter Dienstleistungsberufe, z.B. die
bundeseinheitlichen Ausbildungsstandards und die Ausbildungsvergütung.
Hannack begrüßte ebenfalls, dass die Sondierer eine Bildungsoffensive
starten wollen, in der Bund und Länder gemeinsam mehr in Schulen und in
berufliche Schulen investieren. "Dass Bund und Länder in einem neuen
nationalen Bildungsrat gemeinsam an einer Bildungsstrategie arbeiten
können, sehen wir positiv." Die Sozialpartner sollten dort mit Sitz und
Stimmberechtigung vertreten sein. Erfreulich sei, dass das
Kooperationsverbot im Grundgesetz deutlich gelockert werden soll. "Wir
werden genau beobachten, wie dieses Vorhaben finanziell unterlegt wird."

Stefan Körzell, DGB-Vorstandsmitglied, forderte mehr öffentliche
Investitionen. Allein der kommunale Investitionsstau betrage rund 126
Milliarden Euro, für die nachholende Sanierung der Verkehrsinfrastruktur
seien weitere 45 Milliarden Euro notwendig. Zudem stehe Deutschland mit
der Digitalisierung und der Energiewende vor enormen Herausforderungen.
"Zwar sind im Sondierungsergebnis Investitionen festgehalten. Gleichzeitig
wird aber an der schwarzen Null festgehalten. Das ist nicht zielführend.
Umso wichtiger ist es, dass in Koalitionsverhandlungen über die
Finanzierung der Vorschläge gesprochen wird. Das gilt auch und besonders
für den Wohnungsmarkt." Die angespannte Lage dort sei eines der
drängendsten sozialen Probleme der nächsten Jahre. "Wir brauchen deutlich
mehr Investitionen in den bezahlbaren Wohnraum, eine funktionierende
Mietpreisbremse, längere Bemessungszeiträume bei den Mietspiegeln und
Wohngelderhöhungen. Hier sind neben dem Bund vor allem die Länder in der
Pflicht."

Dringend notwendig sei ein langfristig abgesichertes, stabiles gesetzliches
Rentenniveau, das wieder eine deutliche Tendenz nach oben aufweist, sagte
DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach. "In den Sondierungen wurden erste
gute Schritte vereinbart. Darüber hinaus sind konkrete Maßnahmen zum Schutz
vor Altersarmut und bei Erwerbsminderung nötig. Dabei gilt:
Gesamtgesellschaftliche Aufgaben, wie z.B. die Mütterrente, müssen aus
Steuermitteln bezahlt werden, nicht aus der Beitragskasse. Die
Beitragsmittel brauchen wir für bessere Leistungen!" Buntenbach forderte
die Parteien auf, die Abschaffung der sachgrundlosen Befristung zu
thematisieren. Beschäftigte wollten Entscheidungsfreiheit und
Planungssicherheit. Dem stehe entgegen, dass mittlerweile 42 Prozent aller
neu abgeschlossenen Arbeitsverträge befristet seien. "Sachgrundlos
befristete Jobs sind nichts anderes als verlängerte Probezeiten. Dazu
findet sich leider nichts im Sondierungspapier - wir können nicht
nachvollziehen, dass die Union in ihrem Wahlprogramm den Missbrauch von
 Befristungen kritisiert, sich dann aber nicht für dessen Bekämpfung
einsetzt. Die neue Bundesregierung muss diese unsägliche Praxis beenden:
Befristungen ohne sachlichen Grund gehören abgeschafft, prekäre
Beschäftigungsverhältnisse müssen eingedämmt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin
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E-Mail presse.bvv@dgb.de

Internet: http://www.dgb.de
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GEWERKSCHAFT/1587: IG Metall mobilisiert knapp 600.000 Beschäftigte bis Ende der zweiten Warnstreikwoche (IG Metall)


IG Metall - Pressemitteilung vom 19.01.2018

IG Metall mobilisiert knapp 600.000 Beschäftigte bis Ende der zweiten
Warnstreikwoche



19.01.2018 - Rund 55.000 Beschäftigte aus knapp 200 Betrieben sind heute
(Stand: 14 Uhr) im Tarifkonflikt der Metall- und Elektroindustrie in den
Warnstreik getreten. Damit haben sich seit dem Beginn der Warnstreiks vor
gut zwei Wochen bundesweit insgesamt rund 592.000 Metallerinnern und
Metaller an Arbeitsniederlegungen, Kundgebungen und Frühschlussaktionen
beteiligt. Im Laufe des Nachmittags und Abends sind weitere Aktionen
geplant, teilte die IG Metall am Freitag in Frankfurt mit.

Die Schwerpunkte lagen in Baden-Württemberg und Bayern. In
Baden-Württemberg beteiligten sich rund 21.000 Metallerinnen und Metaller
aus 73 Betrieben an Warnstreiks und Kundgebungen. Zu einer Großkundgebung
in Neckarsulm versammelten sich 7.400 Beschäftigte von Audi, Kolbenschmidt
und KS Huayu AluTech. Beim konzernweiten Aktionstag von Mahle beteiligten
sich bis Mittag rund 3.000 Beschäftigte.

Im Bezirk Bayern folgten mehr als 20.000 Beschäftigte aus 49 Betrieben dem
Aufruf der IG Metall zu Warnstreiks und Frühschlussaktionen. In Nürnberg
haben sich bis zum Mittag 8.200 Beschäftigte aus 25 Betrieben, darunter MAN
und die Nürnberger Siemens-Betriebe, an Warnstreiks beteiligt. Bei BMW in
Landshut legten rund 650 Beschäftigte zeitweise die Arbeit nieder. Auch in
der Oberpfalz, im Allgäu und in Aschaffenburg gab es Warnstreikaktionen.

Rund 7.200 Beschäftigte aus 21 Betrieben nahmen im Bezirk
Berlin-Brandenburg-Sachsen an Warnstreiks und Aktionen teil. In Berlin
fuhren Beschäftigte in einem Autokorso durch die Stadt. In Zwickau traten
4.400 Beschäftigte von Volkswagen Sachsen, Schnellecke und weiteren
Betrieben in den Ausstand. Auf der anschließenden Kundgebung sprach IG
Metall-Vorstandsmitglied Wolfgang Lemb. In Görlitz versammelten sich 7.000
Beschäftigte zu einer Kundgebung, auf der ebenfalls Wolfgang Lemb sprach.
Bei Bombardier und Siemens in Görlitz traten 2.300 Beschäftigte zeitweise
in den Ausstand.

Im Bezirk Mitte (Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen) legten
rund 3.000 Metallerinnen und Metaller aus rund 20 Betrieben kurzzeitig die
Arbeit nieder. Ein Schwerpunkt in Hessen war die Region Herborn mit 1.400
Warnstreikenden aus sieben Betrieben. Weitere Schwerpunkte gab es in Mittel-
 und Nordhessen. In Erfurt nahmen 800 Beschäftigte an einer
verhandlungsbegleitenden Aktion teil.

Fast 3.200 Beschäftigte aus 23 Betrieben traten in Nordrhein-Westfalen in
den Ausstand und nahmen an Kundgebungen teil. In Gütersloh und in Oelde
folgten 1.200 Beschäftigte von Gustav Wolf und Miele dem Aufruf zum
Warnstreik, in Münster legten 900 Beschäftigte aus fünf Betrieben die
Arbeit nieder.

Im Bezirk Niedersachsen und Sachsen-Anhalt demonstrierten 600 Beschäftigte
vor dem Verhandlungslokal in Magdeburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

IG Metall Vorstand

Wilhelm-Leuschner-Straße 79, 60329 Frankfurt

Telefon: 069 / 6693-0, Telefax: 069 / 6693-2843
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Internet: https://www.igmetall.de
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UNTERNEHMEN/2685: ThyssenKrupp Hauptversammlung - U-Boote für Despoten (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 19. Januar 2018

ThyssenKrupp Hauptversammlung: U-Boote für Despoten

- Lieferung von U-Booten an Ägypten, trotz Beteiligung am Jemen-Krieg

- Geplante Kooperation für Bau von U-Booten in der Türkei

- Korruptionsvorwürfe bei Rüstungs-Deal in Israel



Bochum, 19.1.2018 - Zur heutigen Hauptversammlung von ThyssenKrupp
informiert die NGO urgewald über unverantwortliche Rüstungsgeschäfte. Die
Konzerntochter ThyssenKrupp Marine Systems (TKMS) exportiert ihr
Kriegsgerät weiter in politisch instabile und autokratisch regierte Länder.
Aktuell stehen unter anderem U-Boote für Ägypten und die Türkei in den
Auftragsbüchern. "Der Konzern setzt seinen Schmusekurs mit Despoten fort",
kritisiert Barbara Happe, Anti-Rüstungs-Campaignerin bei urgewald.

Im Sommer hatte TKMS der ägyptischen Marine das zweite von insgesamt vier
bestellten U-Booten übergeben. Damit rüstet der Konzern das von einer
Militärregierung mit harter Hand geführte Land weiter auf. Zudem beteiligt
sich Ägypten an dem von Saudi-Arabien brutal geführten Krieg im Jemen. Die
ägyptische Marine ist mitverantwortlich für die Seeblockade gegen das Land.
Die von Seuchen und Hunger geplagte Bevölkerung wurde zeitweise von
Nahrungsmittellieferungen abgeschnitten. ThyssenKrupp droht hier in
Konflikt mit der Bundesregierung zu geraten. In ihrem Sondierungsergebnis
sprechen sich Union und SPD dafür aus, "ab sofort keine Ausfuhren an Länder
(zu) genehmigen, solange diese am Jemen-Krieg beteiligt sind".

Auch in anderen Ländern zeigt sich ThyssenKrupp nicht zimperlich bei der
Auswahl seiner Geschäftspartner. Im Mai 2017 hat der Konzern eine
Absichtserklärung mit dem staatlich-kontrollierten türkischen Konzern STM
unterzeichnet. Das Ziel: Die gemeinsame Bewerbung für einen Auftrag zum Bau
von U-Booten für Indonesien. Die türkische Regierung will sich so
unabhängiger von Waffenimporten machen und ins Exportgeschäft für den
Wachstumsmarkt Südostasien einsteigen. Für ThyssenKrupp birgt das enorme
Reputationsrisiken. Die Bundesregierung hat aufgrund der Menschenrechtslage
im Jahr 2017 zahlreiche Rüstungsexporte in die Türkei auf Eis gelegt.

Erneut muss sich ThyssenKrupp Korruptionsvorwürfen stellen. Für einen
Auftrag in Höhe von rund 1,5 Milliarden Euro für den Bau von drei U-Booten
soll der TKMS- Vertriebspartner in Israel, Miki Ganor, hochrangige
Regierungsbeamte bestochen haben. Im Juli wurde er festgenommen und tritt
nun als Kronzeuge auf. Laut dem Konzern haben interne Ermittlungen "keine
Hinweise auf Korruption ergeben". Für die Bundesregierung reichten die
Vorwürfe jedoch aus, die Vereinbarung mit einer Annullierungsklausel zu
versehen für den Fall, dass sich die Bestechungsvorwürfe bestätigen.

"ThyssenKrupp ist bisher den Beweis schuldig geblieben, dass es dem Konzern
ernst ist mit dem Schutz von Menschenrechten und der strikten Einhaltung
von Anti-Korruptions-Richtlinien. Er darf die Hand von Despoten nicht noch
härter machen, sondern sollte Lieferungen für repressive Regimes
ausschließen."


Weitere Informationen:

Gegenantrag und Reaktion von ThyssenKrupp

https://www.thyssenkrupp.com/media/investoren/hauptversammlung_2/hauptversammlung/2017_4/download_startseite_1/gegenantraege_hv_2018_deutsch_stellungnahme.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Januar 2018
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UNTERNEHMEN/2684: Freiwillige Mitarbeitertageseinsätze fördern Engagementkultur (idw)


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI) - 17.01.2018

Freiwillige Mitarbeitertageseinsätze fördern Engagementkultur



Neue Studie des KWI zeigt: Unternehmensgefördertes Mitarbeiterengagement
fördert das Betriebsklima und führt zu einer verbesserten Beziehung
zwischen Unternehmen und Belegschaft.

Corporate Volunteering, das betrieblich geförderte freiwillige Engagement
der Belegschaft für gemeinnützige Zwecke, ist für MitarbeiterInnen,
Unternehmen und gemeinnützige Organisationen ein Gewinn. Dies zeigt die
neu erschienene KWI-Studie Corporate Volunteering als Beitrag zur
Entwicklung einer Engagementkultur in deutschen Unternehmen? Im Rahmen des
Bremer Day of Caring wurden in einer Online-Erhebung 120 Personen nach
ihren Motiven, ihrer Zufriedenheit und den Wirkungen des freiwilligen
Tageseinsatzes befragt. Der größte Teil der Befragten hatte zuvor an
Tageseinsätzen teilgenommen, bei denen sie beispielsweise Gartenarbeiten
verrichteten, Räume renovierten oder Ausflüge mit HeimbewohnerInnen
unternahmen. Nach Studien aus den Jahren 2007 und 2013 wurden nun auch
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befragt, die keinem Tageseinsatz
beigewohnt hatten. Darüber hinaus wurden Vergleichsdaten aus den Jahren
2008 und 2009 hinzugezogen.

Die zentralen Ergebnisse der Studie:

• Sinnstiftende Tätigkeit: 64 Prozent der Befragten gaben an, dass
sie etwas Gutes tun wollten und sich daher am Day of Caring beteiligten.

• Teambuilding: 90 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gaben an, dass die Stimmung im Team angestiegen sei, mehr als die Hälfte
habe neue KollegInnen kennengelernt.

• Gute Arbeit: Nahezu alle Befragten sind sehr zufrieden mit den
Tageseinsätzen und den erzielten Ergebnissen (94 Prozent).

• Keine ökonomischen Interessen: Die Befragten wertschätzen das
gesellschaftliche Engagement des Arbeitgebers und glauben nicht, dass
dieser die Tageseinsätze aus rein ökonomischen Gründen (Imagegewinn,
Mitarbeiteranwerbung) durchgeführt hat. Auch die Befragten, die nicht
beteiligt waren, schätzten dies ähnlich ein.

• Keine Angst vor der Krise: Nur etwa ein Viertel der Befragten
glaubt, dass Unternehmen ihr Engagement in wirtschaftlich schlechten
Zeiten einschränken.

• Tageseinsätze aktivieren: Nur 36 Prozent der Befragten waren vor
dem Day of Caring privat engagiert; 54 Prozent gaben an, am Tageseinsatz
teilzunehmen um freiwilliges Engagement kennenzulernen. Der Day of Caring
bildet einen niederschwelligen Einstieg in freiwilliges Engagement.

• Über die Zeit konstant: Ein Vergleich mit Befragungen aus den
Jahren 2008 und 2009 zeigt, dass über die Zeit keine gravierenden
Veränderungen in der Wirkung von Tageseinsätzen erkennbar sind. Die
Zufriedenheit mit dem Day of Caring und die positiven Auswirkungen auf das
Team und das betriebliche Miteinander sind gleichbleibend hoch.

Die Ergebnisse der Studie verdeutlichen, dass Mitarbeitertageseinsätze als
ein Instrument zur Förderung der betrieblichen Verantwortungs- und
Engagementkultur verstanden werden können.

AUTOREN

Jan-Hendrik Kamlage, Leiter des KWI-Forschungsbereichs

Partizipationskultur, jan-hendrik.kamlage@kwi-nrw.de
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Über den Bremer Day of Caring:

Der Day of Caring in Bremen zählt zu den etablierten und ältesten
unternehmensübergreifenden CV-Programmen in Deutschland. Seit dem Jahr
2004 bietet die Bremer Freiwilligen-Agentur ansässigen Unternehmen und
deren Beschäftigten die Möglichkeit, sich gesellschaftlich zu engagieren.
Dabei haben sich bisher über 3.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
über 200 Tageseinsätzen engagiert.

Über das Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI):

Das Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI) ist das Forschungskolleg
der Universitätsallianz Ruhr (UAR), zu der sich die Ruhr-Universität
Bochum, die TU Dortmund und die Universität Duisburg-Essen
zusammengeschlossen haben. Seine Aufgabe ist die Förderung hervorragender
interdisziplinärer Forschung in den Geistes-, Sozial und
Kulturwissenschaften mit regionalen, nationalen und internationalen
Partnern. Das KWI erforscht die Grundlagen der modernen Kultur praxisnah
und mit Blick auf aktuelle relevante gesellschaftliche Fragen. Die Studie
ist im seit 2013 am KWI eingerichteten transdisziplinären
Forschungsschwerpunkt PartizipationsKultur entstanden. Der Schwerpunkt ist
eines der ersten wissenschaftlichen Kompetenzzentren zum Thema
Partizipation und Bürgerbeteiligung in Deutschland. Die Projekte der
PartizipationsKultur beforschen Energiewende und Netzausbau, die
sozialökologische Transformation und die Rolle zivilgesellschaftlicher
Akteure sowie Herausforderungen der partizipativen
Technikfolgenabschätzung und der Generationengerechtigkeit.


Weitere Informationen unter:

http://www.kulturwissenschaften.de

- Homepage des KWI

http://www.kwi-nrw.de/images/text_material-3796.img

- Die Studie im Netz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06450: Sturm über dem Brett (SB)


Ehrgeiz zeichnete den Neuseeländer Murray Chandler immer schon aus.
Kaum hatte er englischen Boden betreten, da jagte er auch schon wie
ein Wirbelwind durch die Turniere, emsig bestrebt, seine fehlende
Großmeisternorm zu erfüllen. Die Gastrolle Anfang der 1980er Jahre
beim Bundesligisten Hamburg war ihm ein weiteres Probierfeld für
seinen angriffslustigen Spielstil. Das Jetten rund um die Welt stecke
ihm im Blut, so der leidenschaftliche Schachmeister. Die Begegnung mit
vielen Charakteren hat seiner schachlichen Selbstfindung jedenfalls
nicht geschadet. Im heutigen Rätsel der Sphinx bewies Chandler, daß er
auch in heiklen Situationen nicht in den Trubel der Kopflosigkeit
geriet. Sein Gegner, der Ungar Szeles, hatte ihm beim dritten Zala Cap
in Keszthely, April 1981, mit einer Gambitvariante der Tarrasch-
Verteidigung konfrontiert. Schließlich entstand eine durchaus
verwirrende, taktisch zugespitzte Situation auf dem Brett. Szeles, mit
den schwarzen Steinen, hoffte nun auf 1.Db4xe7 Sg5-h3+ 2.Kg1-h1
Sh3xf2+, was ein Remis sichergestellt hätte, da 1.Db4xb5 als auch
1.Db4xd2? an 1...Sg5xf3+ gescheitert wären. Nun, Wanderer,
Chandler hatte noch einen Überraschungspfeil auf der Sehne!






[image: SCHACH-SPHINX/06450: Sturm über dem Brett (SB)]



Chandler - Szeles

Keszthely 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nachdem der ältere Sayed seinen König quasi ins drohende Matt
hineinrochiert hatte, war es für den jüngeren Bruder ein leichtes, den
geschenkten Sieg zu erringen: 1.g2-g3 Lh4-f6 2.Dd2-d3 Tf8-d8 3.Dd3-h7+
Kg8-f8 4.Le3-h6+ Kf8-e8 5.Dh7-g8+ und Schwarz gab einen Zug vor dem
Matt auf.



Erstveröffentlichung am 24. Januar 2005

19. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/428: Augsburg - Gefängnisse, Favelas und Grenzräume, mit Prof. Dr. Hermílio Santos, 31.01.


UPD 6/17 - Pressemitteilung der Universität Augsburg vom 18. Januar 2018

Gastvortrag mit Filmvorführung am 31. Januar 2018:

Gefängnisse, Favelas und Grenzräume

Der brasilianische Soziologe Hermílio Santos über methodische Zugänge
zu schwierigen Forschungsfeldern



Augsburg/RK/KPP - Wie erforscht man unter schwierigsten Bedingungen -
z. B. in den Gefängnissen oder Elendsvierteln Brasiliens -
biographische Erfahrungen von Gewalt? Und inwieweit lassen sich die
Ergebnisse solcher Forschungen dokumentarfilmerisch darstellen? Zu
diesen Fragen wird am 31. Januar 2018 der Soziologe Prof. Dr. Hermílio
Santos vom Centro de Análises Econômicas e Sociais (CAES-PUCRS) in der
Reihe "Sozialwissenschaftliche Gastvorträge" referieren, um im Rahmen
der zweistündigen Veranstaltung zugleich seinen jüngsten Film
"Infância Falada" vor- und zur Diskussion zu stellen.

Der von Santos und Kamila Almaid 2016 produzierte Dokumentarstreifen
handelt von Kindern in Favelas - in jenen Armenvierteln, die in den
Randlagen der großen Städte Brasiliens informell geduldet wuchern. In
seinem der Vorführung des Films vorausgehenden Vortrag erläutert
Santos, wie er die Sozialphänomenologie und die Soziologie Alfred
Schütz? als Grundlagen für seine Forschungen über biographische
Erfahrungen von Gewalt in unterschiedlichen sozialen Kontexten
Brasiliens nutzt. In diesem Zusammenhang diskutiert er die
Möglichkeiten und Grenzen von Methodenkombinationen beim
soziologischen Zugang zu solch schwierigen Forschungsgegenständen
sowie die Möglichkeiten der Ergebnisdarstellung im Genre eines
Dokumentarfilmes.

Zum Referenten:

Prof. Dr. Hermílio Santos, Jahrgang 1966, promovierte 1998 an der
Freien Universität Berlin im Fach Politologie. Seit 2002 arbeitet er
als Professor für Soziologie am Fachbereich Sozialwissenschaften der
Pontifícia Universidade Católica do Rio Grande do Sul (PUCRS) in Porto
Alegre. Er ist Vize-Präsident des Research Committee "Biography and
Society" der International Sociological Association (ISA) sowie
Mitglied des Executive Comitees des International Alfred Schutz
Circle. Seine Forschungsschwerpunkte sind jugendliche Gewalterfahrung,
Engagement von Frauen in Kriminalität und Delinquenz, narrative und
biographische Interviews, subjektive Interpretation der Lebenswelt
sowie die von Alfred Schütz (1899 - 1959) begründete Phänomenologische
Soziologie von Alfred Schütz. Zurzeit beschäftigt sich seine Forschung
mit direkten und indirekten Erfahrungen von jugendlicher Gewalt,
insbesondere mit Blick auf junge Frauen in Süd-Brasilien.

Gefängnisse, Favelas und Grenzräume

Vortrag von Prof. Dr. Hermílio Santos (CAES-PUCRS, Porto Alegre,
Brasilien) mit Vorführung des Dokumentarfilms "Infância Falada"

Mittwoch, 31. Januar 2018, 18.00 bis 20.00 Uhr

Universität Augsburg, Phil.-Soz. Fakultät, Universitätsstraße 10
(Gebäude D), Raum 2106

Eintritt frei, Anmeldung nicht erforderlich

Vortrag in deutscher Sprache, Film im Original mit deutschen
Untertiteln

 * 

Quelle:

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/427: Wertheim - "Wie können Kinder lernen, sich besser zu konzentrieren?" am 1.2.


Wie können Kinder lernen, sich besser zu konzentrieren?

Rat und Hilfe in der Reihe "Elternkompass"



Wertheim. Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern"
widmet sich am Donnerstag, 1. Februar, dem Thema "Konzentrieren -
leicht gemacht! Wie können Kinder lernen, sich besser zu
konzentrieren?" Angesprochen sind Eltern von Grundschulkindern.
Referent ist Ernst Hartmann, Dipl.-Psychologe von der Erziehungs- und
Familienberatungsstelle des Caritasverbandes im Tauberkreis. Die
Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr im Wertheimer Rathaus.

In der Grundschule erfolgen die entscheidenden Weichenstellungen für
die weitere Schullaufbahn der Kinder. Um das Lernen erfolgreich zu
gestalten ist eine gute Konzentration eine wichtige Voraussetzung. Bei
diesem Vortrag geht es darum, mögliche Gründe für
Konzentrationsschwierigkeiten aufzuzeigen, und Eltern Möglichkeiten an
die Hand zu geben, wie sich die Konzentrationsfähigkeit fördern lässt.
Im Anschluss nimmt sich Ernst Hartmann Zeit, um Fragen zu beantworten.

Die Reihe "Elternkompass" ist eine Initiative der AG
Jugendhilfeplanung Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren
und Workshops zu Fragen der Erziehung und des Familienlebens.
Anmeldungen sind möglich bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor
der Veranstaltung unter Telefon 09342/301-310. Die
Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf Personen. Der Veranstaltungsraum
im Rathaus ist ausgeschildert. Ansprechpartner für weitere
Informationen ist bei der Stadt Wertheim Uwe Schlör-Kempf, Telefon
09342/301-310, E-Mail: uwe.schloer-kempf@wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Januar 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/142: Magdeburg - Einführungsvortrag zu Entspannungskursen am 31.1.2018


Entspannungskurse für eine bessere Gesundheit

Einführungsvortrag im Gesundheitsamt/Anmeldung erforderlich



Am Mittwoch, den 31. Januar, werden im Gesundheits- und Veterinäramt
in der Lübecker Straße 32 die dort angebotenen Entspannungskurse
vorgestellt. Dazu gehören Atementspannung, Progressive
Muskelrelaxation, Autogenes Training oder Chi Gong/Meditative
Muskelentspannung. Referent Dr. Detlev Klaus spricht um 17.00 Uhr zum
Thema "Achte auf Dich! - Welche Entspannungstechnik hilft mir?".
Interessierte Bürgerinnen und Bürger sind dazu herzlich eingeladen.

Das Angebot gilt aber auch für Menschen, die sich mit
gesundheitlichen Einschränkungen, Beschwerden, Belastungen
beispielsweise aus der Pflege von Angehörigen im Lebensalltag
auseinandersetzen müssen. Alle Verfahren trainieren die Möglichkeit
der gezielten Entspannung. Sie unterstützen den Stressabbau, stärken
die Konzentration und Ausdauer. Weitere nachweislich positive Effekte
haben sie unter anderem auf Schlafstörungen oder Schmerzen.

Wichtigste Voraussetzungen für den persönlichen Lernerfolg ist die
Kenntnis über die Inhalte, Voraussetzungen und Wirkungen der vier
Verfahren. Im Einführungsvortrag werden diese kurz vorgestellt und
mögliche Fragen beantwortet. Im Anschluss können Übungsgruppen ab acht
Teilnehmern vereinbart werden. Das praktische Gruppentraining
erstreckt sich jeweils über zehn Termine á 60 Minuten.

Interessierte können sich vor ab unter der Telefonnummer 0391/ 540
6119 zu den Sprechzeiten jeweils montags, dienstags, donnerstags und
freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr oder per E-Mail an
detlev.klaus@ga.magdeburg.de anmelden bzw. Informationen einholen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/224: Ulrich-Wildgruber-Preis für Valery Tscheplanowa (St. Pauli Theater )


St. Pauli Theater - Presseinformation vom 18. Januar 2018

Ulrich-Wildgruber-Preis für Valery Tscheplanowa

Verleihung am Sonntag, den 21. Januar 2018, 12.00 Uhr



Die Mitglieder des Förderkreises des St. Pauli Theaters treffen sich seit
Bestehen dieses Netzwerkes von Unterstützern alljährlich an einem 
Januar-Wochenende zum traditionellen Neujahrsempfang in "ihrem" St. Pauli Theater.
Seit 2007 gehört auch die Verleihung des Ulrich-Wildgruber-Preises zu einem
der festen Programmpunkte dieses hanseatischen Vormittags. Er gehört zu den
wichtigen Ehrungen für Schauspieler in Deutschland. Dank der großzügigen
Unterstützung durch Cornelia und Michael Behrendt ist die Vergabe des mit
10.000 dotierten Preises möglich.

Der Preis soll "in Erinnerung an einen der außergewöhnlichsten Schauspieler
des deutschen Nachkriegstheaters Schauspieler und Schauspielerinnen
fördern, die auf besondere Weise in den Medien, Film und Theater auf sich
aufmerksam gemacht haben. Er soll in Respekt vor seinem Namenspatron, der
die Sprache der Dichter im wahrsten Sinne des Wortes verkörperte und sowohl
im Zauberwald Shakespeares als auch in der heutigen Realität zu Hause war -
eigenwillige Begabungen fördern, die in einer Welt von geklonten
Fernsehgesichtern besonders aufgefallen sind und ihnen helfen, geradlinig
und kompromisslos ihren Weg fortzusetzen."

Die bisherigen Preisträger waren Bibiana Beglau, August Diehl, Birgit
Minichmayr, Maren Eggert, Alexander Scheer, Sandra Hüller, Katharina
Schüttler, André Szymanski, Caroline Peters, Brigitte Hobmeier, Fabian
Hinrichs, Friederike Becht, Lina Beckmann und Kathleen Morgeneyer.

Die diesjährige Preisträgerin ist Valery Tscheplanowa.

Mit Valery Tscheplanowa ehrt die Jury eine junge Künstlerin, die durch ihre
schier unendliche Vielfalt ihrer Ausdrucksformen auf der Bühne dem Publikum
immer wieder neu begegnet, und sich, stets neugierig bleibend dabei immer
radikal neu erfindet.

Die Jury für den Ulrich Wildgruber-Preis besteht aus: An Dorthe Braker
(Besetzung für Spielfilme und Fernsehproduktionen / München), Anja Dihrberg
(Casting / Berlin), Max Färberböck (Regisseur / Berlin), Wolfgang Höbel
(Journalist / Hamburg), Gerhard Jörder (Journalist / Berlin), Michael
Laages (Journalist / Hamburg), Jutta Lieck-Klenke (Produzentin /
Hamburg), Annette Maria Rupprecht (Journalistin / Hamburg ), Olga
Wildgruber ( Regisseurin und Tochter Wildgrubers) und Ulrich Waller
(Intendant / St. Pauli Theater Hamburg).

Der Ulrich-Wildgruber-Preis wird am 21. Januar 2018 von Michael Behrendt an
die Preisträgerin übergeben. Die Laudatio hält der Maler Mark Lammert, der
Bühnenbildner von Dimitir Gottscheff.

 * 

Quelle:

St. Pauli Theater

Claudia Samsinger, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Spielbudenplatz 29 - 30, 20359 Hamburg

Telefon: 040 - 4711 0 6 11

E-Mail: presse@st-pauli-theater.de

Internet: www.st-pauli-theater.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





QUAL/092: Pferdeblut für Antitoxine - Leiden für das Gegengift (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 4/2017

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Leiden für das Gegengift

von Alexandra Weyrather



Pferde werden auch für die Produktion von sogenannten Antitoxinen
eingesetzt, die bei Vergiftungen beim Menschen zum Einsatz kommen.
Auch hier werden den Tieren große Mengen Blut abgenommen. Bei der
Untersuchung von Produktionsbetrieben in Indien wurden katastrophale
Missstände festgestellt. Dabei gäbe es Alternativen auf Basis
menschlicher Zellen.


Zur Behandlung einiger schwerwiegender bakterieller Infektionen
werden spezielle Antikörper-Seren verwendet, die die Giftstoffe
binden. Eine Serumtherapie mit diesen Antitoxinen ist in vielen Fällen
lebensrettend. Diese werden in der Regel aus dem Blut von Pferden
gewonnen, da ihnen aufgrund ihrer Körpergröße wiederholt eine große
Menge Blut entnommen werden kann.


Eklatante Missstände in Indien

Neben tausenden von Pferden werden in Indien Esel und Maultiere zur
Antitoxin-Herstellung gehalten. Bei der Untersuchung von zehn
Antitoxin-Produktionsbetrieben 2015 wurden eklatante Missstände und
Gesetzesverstöße in den Betrieben festgestellt. Viele Tiere waren
verletzt, litten unter Blutarmut, geschwollenen Gliedmaßen,
Huferkrankungen, Parasiten, waren unterernährt, wiesen krankhafte
Veränderungen der Augen auf und waren oft blind. Es wurde keine
angemessene Zahn- und Hufpflege durchgeführt.


Krank und verhaltensgestört

Die Tiere waren zudem verängstigt und zeigten deutliche
Verhaltensstörungen. Kranken oder sterbenden Tieren wurde keine
ärztliche Hilfe zuteil. Die Pferde wurden meist auf kargen,
überbelegten Paddocks mit Betonboden gehalten, teilweise sogar
angebunden. Zur Antitoxin-Herstellung werden die Pferde durch
wiederholte Toxin-Injektionen hyperimmunisiert, im Prinzip geimpft.
Das Immunsystem der Pferde bildet Antikörper gegen diese Toxine, die
dann aus dem Blutserum gewonnen werden. Um den Pferden möglichst zügig
große Blutmengen abnehmen zu können (bis zu 15 Prozent ihres Blutes),
werden von den Mitarbeitern große Nadeln verwendet, die für die Tiere
unnötig schmerzhaft sind.


Sinnvolle humane Alternative

Die Anwendung von heterologem (vom Tier) Antitoxin birgt gegenüber
homologem (vom Menschen) gewisse Risiken. Es kann zu allergischen
Reaktionen gegenüber dem Fremdserum oder sogar zur sogenannten
Serumkrankheit kommen. Professor Michael Hust von der Technischen
Universität Braunschweig leitet ein Projekt zur Herstellung von
homologem Diphterie-Antitoxin. Das Antitoxin soll mithilfe
menschlicher Zellen hergestellt werden, sodass keine Tiere mehr
verwendet werden müssen. Dies ist nicht nur aus Gründen der Ethik und
der Sicherheit sinnvoll. Das aus menschlichen Zellen hergestellte
Serum bietet eine bessere Qualität, weniger Nebenwirkungen, eine
längere Haltbarkeit und wäre weltweit besser verfügbar. Derzeit ist
die Verfügbarkeit von bestimmten Antitoxinen nicht überall gegeben und
es gibt im Notfall oft Schwierigkeiten, an das lebensrettende
Medikament zu gelangen. Der Bundesverband wird sich für den Einsatz
dieses sicheren und ethisch sauberen menschlichen Antitoxins
einsetzen.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 4/2017, S. 11

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERHALTUNG/722: Fünf Jahre Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz" (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 19. Januar 2018

Fünf Jahre Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz"



Das Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz" des Deutschen Tierschutzbundes
ist seit fünf Jahren auf dem Markt. Insgesamt halten heute über 200
Betriebe ihre Tiere - Mastschweine, Masthühner, Legehennen und Milchkühe -
unter den Kriterien des Tierschutzlabels. Entsprechende Produkte sind bei
mittlerweile 19 Handelsunternehmen - teils bundesweit und teils in immer
größeren Regionen - zu finden. Trotz bestehender Herausforderungen, etwa im
Hinblick auf Markt- und Strukturfragen, entwickelt sich das Labelprogramm
sehr positiv und wächst stetig.

"Der Wunsch - wenn nicht sogar die Forderung - der Verbraucher nach mehr
Tierschutz in der landwirtschaftlichen Tierhaltung ist stärker denn je",
sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Die
Politik hat es bis heute nicht geschafft, gesetzlich geregelte
Verbesserungen für die Tiere zu schaffen, geschweige denn eine solide
Tierschutzkennzeichnung zu etablieren. Initiativen der Branche, wie die
Initiative Tierwohl, sind aus Tierschutzsicht gescheitert. Deshalb gehen
wir unseren Weg mit dem Tierschutzlabel weiter - um jetzt und sofort die
Situation der Tiere zu verbessern und ein spürbares Mehr an Tierschutz zu
realisieren." Grundpfeiler des Labelprogramms sind Tierschutzstandards, die
zu wissenschaftlich erwiesenen Verbesserungen für die Tiere führen, wie
etwa ein deutlich erhöhtes Platzangebot, geeignete
Beschäftigungsmaterialien in ausreichenden Mengen, Strukturierung der
Haltungsumgebung und im Premiumstandard Kontakt zu Außenklima. Die
Einhaltung der Standards wird in unangekündigten Kontrollen durch
unabhängige Zertifizierungsgesellschaften überprüft.

Entwicklung positiv, Herausforderungen bleiben



Insbesondere zufrieden ist der Verband mit dem Tierschutzlabel in der
Premiumstufe für Mastschweine, der Entwicklung im Bereich der Legehennen
und dem soliden Angebot im Bereich der Masthühner. Das Label für Milchkühe
ist vor einem Jahr erfolgreich angelaufen und entwickelt sich ebenfalls
sehr vielversprechend. Im kommenden Jahr rechnet der Deutsche
Tierschutzbund mit einer erheblichen Steigerung bei der Zahl der
teilnehmenden Betriebe. Der Ausbau der Einstiegsstufe Schwein stagniert
weiterhin, weil die Umstellung von konventionellen Warmställen mit
Vollspaltenböden auf eine tiergerechtere Haltung sowie auch die Problematik
des Schwanzbeißens nach wie vor herausfordernd bleiben. Auch die
Realisierung kurzer Transportwege ist aufgrund der dezentralen Strukturen
bisweilen schwierig. Zwar ist die Marktdurchdringung nach wie vor noch eher
gering, aber immer mehr Handelsunternehmen bekennen sich zum
Tierschutzlabel und das Angebot wächst stetig.


Hintergrund Tierschutzlabel:

Die Entwicklung des Tierschutzlabels stand von Anfang an auf einem breiten
wissenschaftlichen Fundament. Die ersten Grundlagen wurden an der
Universität Göttingen, in der Initiativgruppe "Tierwohl-Label", erarbeitet.
Mit der Übernahme der Trägerschaft für das Label durch den Deutschen
Tierschutzbund 2011 nahm auch der Labelbeirat - bestehend unter anderem aus
Vertretern der Wissenschaft, der Landwirtschaft, der Vermarkter, des
Handels - seine begleitende Tätigkeit auf. Die Erarbeitung der
Standardsetzung erfolgt in Facharbeitsgruppen, die - wie der Beirat - aus
Experten aller betreffenden Interessensgruppen bestehen. Das
Tierschutzlabel wird auch mit Forschungsprojekten und Studien in seiner
Entwicklung begleitet.

Mehr Informationen auf:

www.tierschutzlabel.info

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 19. Januar 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de
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ATOM/1276: Wer hat das Sagen in Gorleben? Teil II (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 17. Januar
2018

Wer hat das Sagen in Gorleben? Teil II

Auch die DWK gibt es noch



Physisch gesehen, nur in Form von einigen Metern Akten, die im
Zwischenlager Gorleben lagern, erklärt der Sprecher der Gesellschaft
für Nuklearservice (GNS), Michael Köbl - die GNS verwaltet den
Nachlass der einst mächtigen Deutschen Gesellschaft zur
Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK). Und sie zahle dafür
Miete, denn inzwischen ist die bundeseigene Gesellschaft für
Zwischenlager (BGZ) dort Hausherrin sei aber auf der Suche nach
eigenen Räumlichkeiten für die Liegenschaftsverwaltung.

Die Elbe-Jeetzel-Zeitung (EJZ) - 17.1.18 - ist einem Hinweis der
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) nachgegangen und
förderte in ihrem Bericht zutage, dass die DWK, die in Gorleben ein
nukleares Entsorgungszentrum errichten wollte, einen Jahresumsatz von
12,5 Mio. Euro verbucht. Merkwürdig: ein Materialverbrauch von 27 Mio.
wird dabei ausgewiesen wie ein kleiner Gewinn in Höhe von 44.000 Euro.

In erster Linie gingen die Zahlen auf die Abwicklung von Pensionen
früherer Mitarbeiter zurück, man habe auch noch Verpflichtungen aus
früherer Entsorgungstätigkeit und sei im Raum Gorleben
Großgrundbesitzer, so die GNS.

Mit diesen Auskünften wolle man sich aber nicht abfinden, erklärt
BI-Sprecher Wolfgang Ehmke. Die BI erinnert in diesem Zusammenhang an
die teils erpresserische Art und Weise, wie Grundeigentümer unter
Druck gesetzt wurden, um ihre Waldflächen an die DWK zu verkaufen, die
in Gorleben eine Wiederaufarbeitungsanlage, eine Brennelementefabrik,
diverse Pufferlager und das nukleare Endlager errichten wollte: die
Waldflächen müssten an die Allgemeinheit abgetreten, also Staatsforst
werden.

Zum "Materialverbrauch" in Höhe von 27 Mio. Euro erklärt GNS-Sprecher
Michael Göbl: "Diese umfasst erheblich mehr als nur das, was wir
umgangssprachlich unter 'Material' verstehen würden. Im Falle der DWK
sind das vor allem notwendige Zuführung zu Rückstellungen für
Verpflichtungen aus früheren Entsorgungsdienstleistungen (dies
betrifft v.a. die ehemalige WAK in Karlsruhe). Diese stellen wir den
Gesellschaftern der DWK in Rechnung, wodurch wiederum die genannten
'Umsätze' entstehen."

 * 
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Pressemitteilung, 17.01.2018
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ATOM/1275: Wer hat das Sagen in Gorleben? Teil I (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 16. Januar
2018

Wer hat das Sagen in Gorleben? Teil I



Die Nuklearindustrie spielt in Gorleben immer noch eine Rolle. Seit
dem 1.8.2017 hat zwar die bundeseigene Gesellschaft für
Zwischenlagerung (BGZ) formell die Geschäfte übernommen, denn die
Zwischen- und Endlagerung von Atommüll ist nach einer Novelle des
Atomgesetzes fortan Sache des Bundes. Doch offensichtlich ist nichts
klar geregelt. Sogar die DWK gibt es noch.

Einmal abgesehen davon, dass die Mitarbeiter*innen der Gesellschaft
für Nuklearservice (GNS) von der bundeseigenen Firma BGZ zu 100
Prozent übernommen wurde, wird suggeriert, dass es nun eine klare
staatliche Verantwortung in Sachen nuklearer Entsorgung gebe. Lars
Köbler, der technische Geschäftsführer, verblüffte auf einer
Ratssitzung in Gorleben mit dem Satz: "Jetzt gibt es höhere Ansprüche
an die Sicherheit".

GNS-Sprecher Michael Köbl erklärt das so: Die BGZ habe Teile der GNS
und die einstigen Gorleben-Betreiberin BLG übernommen. Irritiert ist
die Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) dennoch, denn
auf der Homepage der zuständigen Aufsichts- und Genehmigungsbehörde
für die Zwischenlager, dem Bundesamt für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BFE) steht: "Betrieben wird es von der BGZ
Gesellschaft für Zwischenlagerung mbH. Weitere Genehmigungsinhaberin
ist die Brennelementlager Gorleben GmbH (BLG)." 

http://www.bfe.bund.de/DE/ne/zwischenlager/zentral/gorleben/gorleben_node.html

Die BI drängt darauf, dass diese Vermischung aus staatlicher
Verantwortung auf der einen Seite und möglicher Einflussnahme durch
die Nuklearindustrie auf der anderen Seite klar beendet wird, denn der
BLG, einst Tochter der GNS, gehörte das 15 Hektar große
Betriebsgelände.

Mit einer Anfrage bei der Aufsichtsbehörde, dem BfE, soll geklärt
werden, wem der Gebäudebestand gehört und warum die BLG noch
Genehmigungsinhaberin ist. Eine weitere Frage ist, ob der Bund an die
BLG und die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von
Kernbrennstoffen (DWK) Pachtgeld für das Zwischenlagergelände und das
Areal des Endlagerbergwerks zahlt - und wenn ja, in welcher Höhe -,
nachdem sich die Atomstromproduzenten mit 23 Mrd. Euro von der
nuklearen Entsorgung freigekauft haben.

Das mag überraschen, denn auch die DWK, die ursprünglich in Gorleben
und später in Dragahn eine Wiederaufarbeitungsanlage errichten und
damit politisch gescheitert war, gibt es noch. Am 16. Juli 1980
gründete die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von
Kernbrennstoffen mbH (DWK) schließlich die BLG als Tochterunternehmen
mit Sitz in Gorleben. Wie die Elbe-Jeetzel-Zeitung berichtet
(17.1.18), ginge es um die Abwicklung von Pensionen, außerdem habe man
noch Verpflichtungen aus früherer Entsorgungstätigkeit und sei
Großgrundbesitzer in Gorleben, hieß es seitens der GNS. Immer noch
stünden "einige Meter Akten" im Zwischenlager, dafür bezahle man
Miete.

Ein weiterer Punkt, "der uns nun wirklich auf die Palme bringt", so 
BI-Sprecher Wolfgang Ehmke, ist die BfE-Beschreibung dessen, was die
Pilot-Konditionierungsanlage in Gorleben, die zum Gebäudebestand
gehört, leistet, angeblich nämlich die endlagergerechte
Konditionierung hochradioaktiver Abfälle.

Ehmke: "Dem BfE scheint entgangen zu sein, dass der Betrieb der PKA
bis zur Benennung eines Endlagerstandortes durch den Bund durch eine
Nebenbestimmung der erteilten Genehmigung auf die Reparatur
schadhafter Transport- und Lagerbehälter beschränkt ist. Diese
Standortbenennung ist frühestens 2031 der Fall und eine Einlagerung
wird nicht vor dem Jahr 2050 möglich sein, wahrscheinlich sogar 30
Jahre später. Die PKA ist mit dem Beginn der Endlagerung völlig
veraltet und kann eine Konditionierung der 1.900 Castoren ohnehin
nicht leisten. Dazu wären 300 Betriebsjahre notwendig."

Hintergrund zur PKA

http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=9123

 * 
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STADT/458: Neue Chancen für alte Bäume (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 16. Januar 2018

Neue Chancen für alte Bäume



Der Bayerische Naturschutzfonds fördert das Projekt "Neue Chancen für
alte Bäume" als Teil der gemeinsamen Aktion "Natur in der Stadt" vom
Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz, LBV,
Stiftung Mensch & Umwelt und BUND Naturschutz. Ein Schwerpunkt des
Projekts ist eine Untersuchung zur Wirksamkeit von
Baumschutzverordnungen.

"In Zeiten des Klimawandels mit steigender Hitzebelastung in den
Stadtzentren sind Stadtbäume und innerstädtische Grünflächen als
natürliche Klimaanlagen überlebensnotwenig für die Bevölkerung.
Dennoch haben wir jedes Jahr dramatische Verlustzahlen bei Bäumen in
Bayerns Städten", äußert sich Prof. Dr. Hubert Weiger,
Landesvorsitzender des BUND Naturschutz.

Die Sommermonate waren in den letzten Jahren gekennzeichnet von immer
neuen Hitzerekorden. Prof. Dr. Paeth von der Universität Würzburg
kommt in einer Studie hinsichtlich der Zunahme der Hitzetage für die
Klimaregion im Maintal zwischen Schweinfurt und Aschaffenburg zu
besorgniserregenden Ergebnissen: die Temperatur steigt bis 2100 um
vier bis fünf Grad und die sommerlichen Trockenperioden weiten sich
aus. Die bisher im Schnitt zwei Hitzetage (> 30°C) im Sommer werden
bis 2100 auf 52 Hitzetage ansteigen.

Die Wichtigkeit von Stadtbäumen betont auch das Staatsministerium für
Umwelt und Verbraucherschutz: "Sie werden künftig eine noch größere
Bedeutung erlangen - für die Verbesserung des Stadtklimas, die
Lebensqualität der Menschen und die Artenvielfalt" (Pressemitteilung
Nr. 117/2016). In Städten sorgt die hohe Wärmespeicherfähigkeit von
Beton und Asphalt durch den hohen Versiegelungsgrad zur Stauung der
Hitze. Grünflächen spielen daher für die Klimatisierung einer Stadt
eine sehr wichtige Rolle. Und vor allem Stadtbäume haben einen enormen
positiven Effekt, ein ausgewachsener Laubbaum verdunstet an einem
heißen Sommertag bis zu 400 Liter Wasser und entzieht dabei der
umgebenden Luft Wärme. Außerdem sind sie effektive Schattenspender:
Mit gerade einmal 15 m Kronendurchmesser schafft es ein einziger
Laubbaum, eine Fläche von 160 m seinem Schatten zu kühlen. Vor diesem
Hintergrund ist es umso dramatischer, dass in den meisten Städten
Bayerns jedes Jahr eine große Zahl an Bäumen unwiederbringlich
verloren geht.

Das Projekt "Neue Chancen für alte Bäume" soll dazu beitragen, das
Bewusstsein für die Situation und die positiven Effekte der Bäume im
Siedlungsbereich zu schärfen und nachhaltig ihren Schutz zu
gewährleisten. Neben der Erstellung einer Argumentationshilfe zu
gesundheitlichen Wirkungen von Stadtnatur und der Konzeption einer
Wanderausstellung zur Bedeutung und Funktion von innerstädtischem
Grün, liegt der Schwerpunkt des Projekts darauf, die Effektivität von
Baumschutzverordnungen zu untersuchen. Ein Aspekt, der auch die
Schweinfurter Bürger aktuell stark beschäftigt, die am 28.1.2018
aufgefordert sind, zur Frage "Erhalt oder Abschaffung der
Schweinfurter Baumschutzverordnung" Stellung zu beziehen.

Bisher müssen Baumeigentümer vor der Fällung eines Baumes auf ihrem
Grundstück eine Genehmigung bei der Stadt einholen. Sollte die
Baumschutzverordnung aufgegeben werden, ist nicht einmal mehr ein
guter Grund für eine Fällung notwendig. Natürlich ist es auch heute
schon möglich, einen Baum zu fällen, wenn dieser z.B. die Gefahr
birgt, beim nächsten Sturm umzuknicken oder aufgrund seiner
Beschaffenheit, seines Alters oder einer Krankheit eine Gefahr
darstellt. Auch bei geplanter Bebauung oder einer erheblichen
Beeinträchtigung der Nutzung des Eigentums ist eine Fällung auch mit
Verordnung möglich.

Eine häufige Sorge von Baumeigentümern, sie könnten für durch ihre
Bäume verursachte Schäden haftbar gemacht werden, ist indes mit Blick
auf die allgemeine Rechtslage unbegründet. Die
Verkehrssicherungspflicht erfasst diejenigen Maßnahmen, die ein
umsichtiger und verständiger und in vernünftigen Grenzen vorsichtiger
Mensch für notwendig und ausreichend hält, um andere vor Schaden zu
bewahren. Stürzt ein Baum bei einem Unwetter auf das Grundstück eines
Nachbarn, muss der Besitzer nicht für Schäden bezahlen, wenn es sich
um einen gesunden Baum gehandelt und der Besitzer ihn regelmäßig auf
Schäden kontrolliert hat. Für höhere Gewalt wird man nicht haftbar
gemacht.

Ein Fall des Oberlandesgerichts Düsseldorf verdeutlicht die Frage der
Verkehrssicherungspflicht in Bezug auf eine ca. 200 Jahre alte Eiche.
Diese stand auf einem Privatgrundstück und stürzte während eines
starken Sturms um und verursachte dadurch Schäden am Gebäude eines
Nachbarn. Der Gebäudeversicherer des Nachbarn übernahm die Kosten für
die Schadensbeseitigung und wollte vom Eigentümer des Baums das Geld
zurückholen. Das Gericht entschied jedoch, es bestünde im konkreten
Fall keine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht, da die
tatsächlich vorhandene Erkrankung der alten Eiche für einen Laien
äußerlich nicht erkennbar gewesen war. Der Eigentümer musste nicht
zahlen.

Auch wenn der Baum einer Bebauung im Weg ist, die nicht anders geplant
werden kann, kann sich der Eigentümer eine Genehmigung bei der Stadt
einholen. Diese ist erfahrungsgemäß auch nicht allzu schwer zu
bekommen. Hier gilt nach der Rechtsprechung der Grundsatz, dass ein
bebaubares Grundstück wegen Art. 14 GG nicht wegen einer
Baumschutzverordnung zum "unbebaubaren" Grundstück gemacht werden
kann.

Da Baumschutzverordnungen erst ab einem bestimmten Stammumfang
greifen, ist ein gängiges Vorurteil, dass die Bäume dann eben gefällt
würden bevor sie "in die Verordnung hineinwachsen". Dieses Vorurteil
wird allerdings von einer Befragung widerlegt, die unter den 332
Mitgliedern der Gartenamtsleiterkonferenz beim Deutschen Städtetag
durchgeführt wurde. Die dort befragten Experten wiesen diese
Einschätzung mehrheitlich zurück.

"Viele Sorgen der Baumeigentümer sind völlig unbegründet und von einer
Gängelung der Bürger, wie sie häufig von Gegnern der
Baumschutzverordnung ins Feld geführt wird, kann keine Rede sein."
äußert sich Edo Günther, 1. Vorsitzender der BN-Kreisgruppe
Schweinfurt. "Fällgenehmigungen können bei vorliegenden Gründen
eingeholt werden. Und ein alter, klimabedeutsamer und
stadtbildprägender Baum ist eben keine Privatangelegenheit." Neben den
vielfältigen gesundheitlichen Wirkungen von Stadtbäumen (positive
Effekte sind u.a. bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Bluthochdruck,
Diabetes, ADHS, Stress und sogar beim Body-Mass-Index wissenschaftlich
nachgewiesen), haben Bäume einen enormen - und ganz nebenbei:
kostengünstigen - Effekt auf das Stadtklima.

Am 28.1.2018 ist der Bürgerentscheid zum Erhalt der
Baumschutzverordnung in Schweinfurt. Angesichts der
überlebensnotwendigen Bedeutung der Stadtbäume für das Klima und die
Gesundheit der Menschen, eine Abstimmung von enormer Tragweite.

Der BUND Naturschutz bietet Bürgern mit weiterem Informationsbedarf
und auch bei anderen Fragen rund um das Thema Stadtbäume seit dem
20.12.2018 eine Baumsprechstunde unter der kostenfreien Telefonnummer
0800 / 78 23 822 (0800/STADTBAUM) an, Montag bis Donnerstag von 9 Uhr
bis 13 Uhr sowie unter der Emailadresse stadtbaum@bund-naturschutz.de.

gez. Dr. Daniel Mühlleitner und Christopher Busch,

Projektmanager "Neue Chancen für alte Bäume",

Tel. 0911/575294-17 bzw. -18.



Downloads
PM-005-18_BSV__Schweinfurt.pdf
https://www.bund-naturschutz.de/fileadmin/Bilder_und_Dokumente/Presse_und_Aktuelles/Pressemitteilungen/2018/Natur_und_Landschaft/PM-005-18_BSV__Schweinfurt.pdf

 * 
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VERBRAUCHER/105: Wann sich Thermografieaufnahmen für Gebäudeeigentümer lohnen (Zukunft Altbau)


Zukunft Altbau - Stuttgart, 15. Januar 2018

Röntgenblick für das Haus zeigt Wärmelecks

Wann sich Thermografieaufnahmen für Gebäudeeigentümer lohnen

Wärmebilder helfen im Zuge einer Sanierung. Aufnahmen durch Fachleute
bringen Licht ins Dunkel. Billigangebote und Handyaufsätze sind wenig
tauglich.



Thermografieaufnahmen von Gebäuden dokumentieren die Wärmeverluste an
Dach, Fassade, Sockel, Fenstern und Haustüre. Die Bilder zeigen
farblich abgestuft, wie viel Wärme unnötigerweise nach außen
entweicht. Richtig angewandt, können sie daher ein sinnvolles Werkzeug
für die Gebäudeanalyse sein. Darauf weist das vom Umweltministerium
Baden-Württemberg geförderte Informationsprogramm Zukunft Altbau hin.
"Hauseigentümer erhalten einerseits Hinweise, ob eine energetische
Sanierung nötig ist", sagt Frank Hettler von Zukunft Altbau.
"Andererseits geben die Spezialaufnahmen im Nachhinein Aufschluss über
die Qualität der Arbeiten während der Sanierung und zeigen auf, ob
nachgebessert werden muss." Das Erstellen der Bilder und die
Interpretation sollte unbedingt Fachleuten überlassen werden.
Billigangebote bringen daher meist nichts. Zudem muss es kalt, nicht
sonnig und trocken sein und das Haus beheizt.

Neutrale Informationen gibt es auch kostenfrei über das
Beratungstelefon von Zukunft Altbau 08000 12 33 33 oder unter
www.zukunftaltbau.de.


Mehr sehen mit Thermografie: Wärmeverluste fotografieren


Für das menschliche Auge sind Wärmeverluste an Häusern nicht direkt zu
erkennen. Thermografiekameras mit ihren Spezialsensoren machen sie
sichtbar. Wie eine Röntgenuntersuchung den Zustand des menschlichen
Körpers abbildet, zeigen die Wärmebilder auf einen Blick, an welchen
Stellen Häuser große Wärmeverluste aufweisen und wo sie besonders
klein sind. Die Farben Rot, Orange und Gelb stehen meist für große
Wärmeverluste. Blau und Grün zeigen in der Regel die Stellen, an denen
alles in Ordnung ist.

Es gibt zwei Arten von Thermografieaufnahmen: Bekannt ist vor allem
die Außenthermografie. Fachleute setzen die Wärmeaufnahmen jedoch auch
im Inneren ein. Da dort die Wärmeverluste von innen abgebildet werden,
sind die Farben umgekehrt zu interpretieren: Zeigt das Foto Blau und
Grün, ist das Bauteil kalt, entsprechend schlecht gedämmt und daher
sanierungsbedürftig. Die warmen Farben zeigen dagegen warme
Oberflächentemperaturen auf der Innenseite der Wand. Hier kann
Entwarnung gegeben werden. Gut gedämmte Wände weisen ein niedriges
Schimmelrisiko auf, verbessern den Wohnkomfort und senken die
Heizkosten.

Winterliche Kälte ist Bedingung

Beim Erstellen von Thermografiefotos müssen viele Faktoren beachtet
werden. "Ist es beispielsweise draußen über fünf Grad Celsius warm,
sollte die Kamera gleich wieder eingepackt werden", sagt Hermann
Dannecker vom Deutschen Energieberaternetzwerk (DEN).
Außentemperaturen im niedrigen einstelligen Bereich oder darunter sind
zwingend nötig, um einen ausreichend hohen Temperaturunterschied
zwischen dem Inneren des Hauses und der Umgebung zu haben. Damit ist
das Verfahren nur im Winterhalbjahr, meist zwischen November und
Februar, anwendbar.

Thermografie-Experten empfehlen Hauseigentümern, vorher kräftig
einzuheizen, am besten kontinuierlich auf 20 bis 22 Grad und das
bereits 24 Stunden vorher. "Daher muss auch die Nachtabsenkung der
Heizung am Abend vor der Thermografie-Untersuchung ausgeschaltet
werden", rät Dannecker. Erforderlich ist auch, in den Stunden vor den
Aufnahmen die Fenster und Außentüren geschlossen zu halten. Wer, wie
empfohlen, tagsüber mehrmals mit offenen Fenstern und Balkontüren
mehrere Minuten querlüftet, erwärmt die Fassade mit der
herausströmenden Warmluft. "Das Foto zeigt in solch einem Fall
überhöhte Wärmeverluste an", so Dannecker. Auch sollten Rollläden
weder tagsüber noch nachts heruntergelassen werden, um die Werte bei
den Fenstern nicht zu verfälschen.

Nicht nur auf die Außen- und Innentemperatur penibel zu achten ist
wichtig: Wärmebilder bei Regen oder Schneetreiben zu erstellen, ist
sinnlos. Das verfälscht die Ergebnisse, da die Thermografiekamera
feuchte Oberflächen falsch interpretiert. Die Witterung sollte kalt
und trocken sein. Um sichere Aussagen liefern zu können, erfolgen die
Aufnahmen bei Dunkelheit, in der Regel abends zwischen 18 und 22 Uhr
oder früh morgens zwischen 5 und 7 Uhr. Wird am frühen Abend
thermografiert, sollte in den Stunden vorher kein Sonnenschein auf die
Fassade gefallen sein. Hat die Wintersonne die Fassade erwärmt, zeigt
die Infrarotkamera den Einfluss der Sonne und nicht die Wärmeverluste.

Wärmebilder macht man nicht einfach mal so nebenbei

Besonders wichtig ist: Die Aufnahmen sollten nur von Fachleuten mit
entsprechenden Kenntnissen gemacht werden. Nur sie können die vielen
möglichen Fehlerquellen vermeiden. Am Ende sprechen auch finanzielle
Erwägungen dagegen, sich eine Thermografiekamera zu kaufen und
Aufnahmen zu machen. Taugliche Thermografiekameras kosten zwischen
2.000 und 15.000 Euro. Die Leistung von Fachkundigen schlägt dagegen
bei kleineren Objekten nur mit 400 bis 600 Euro zu Buche.

Laien können die Fotos außerdem oft nicht richtig interpretieren. Um
alle Schwachstellen erkennen zu können, braucht es Fachkenntnisse in
der Bauphysik, Konstruktion und Messtechnik. "Die Fotos sind nicht
selbsterklärend und geben uns auch keine Handlungsempfehlungen", sagt
Frank Hettler von Zukunft Altbau. "Sie zeigen erst einmal nur
bestimmte Defizite der Gebäudehülle auf." Welche Sanierungsmaßnahmen
nach einer Thermografie sinnvoll sind und in welcher Reihenfolge - das
können nur Gebäudeenergieberater nach einer ganzheitlichen Analyse
zeigen. Thermografieaufnahmen sollten daher am besten im Zuge einer
Energieberatung durchgeführt werden. Die Beratung wird vom Staat
finanziell gefördert.

Finger weg von Billigangeboten und Handyaufsätzen

Vor Billigangeboten aus Internet und Hauswurfsendungen raten Experten
wie Hermann Dannecker generell ab. Die vermeintlichen Schnäppchen gibt
es bereits für rund 100 Euro. "Solche Angebote sind in der Regel
unseriös", sagt auch Frank Hettler. Bei einem solchen Preis kann keine
Fachkraft die Kosten decken und gleichzeitig gute Arbeit abliefern.
Die Vorbereitung, Prüfung der Bedingungen, Messung und Auswertung
benötigt mehrere Stunden.

Regelmäßig kommt es vor, dass Billigthermografen die Farbwiedergabe
falsch eingestellt haben. Dann wird beispielsweise aus einem Grün oder
Blau ein Orange oder Rot, aus einer gut gedämmten Fassade eine
schlecht gedämmte, auch Reflexionen von Gläsern können falsch
interpretiert werden. Die Folge: Hauseigentümer werden bei dem Termin
zu anschließenden Sanierungsmaßnahmen überredet, die wenig bringen
oder im Extremfall sogar schaden. Seriöse Thermografen dagegen legen
die Daten offen, dokumentieren die Untersuchungsergebnisse schriftlich
und erläutern sie mündlich. Wichtig ist auch: eventuell folgende
Sanierungsmaßnahmen werden von Thermografen empfohlen aber von
qualifizierten Gebäudeenergieberatern mit den Sanierenden gemeinsam
beschlossen. So wird Missbrauch verhindert.

Auch Handyaufsätze halten nicht das, was sie versprechen. Inzwischen
gibt es Aufsätze für unter 250 Euro. Die Auflösung der Bilder ist
jedoch meist viel zu gering, um für Gebäude belastbare Aussagen
treffen zu können. Hinzu kommt: Professionell erstellen und
interpretieren können Laien die Bilder sowieso nicht, geschweige denn
entscheiden, welche Maßnahmen danach nötig sind. Das Geld sollte daher
besser in qualifizierte Thermografen und eine Energieberatung
investiert werden.



Thermografie mit dem eigenen Auge





Ist es im Winter kalt und fällt Schnee, werden die unsichtbaren
 Wärmeverluste am Dach sichtbar - zumindest indirekt. Bleibt der
 Schnee mehrere Tage auf den Ziegeln liegen, ist das Dach unter den
 Ziegeln gut gedämmt. Schmilzt der Schnee recht rasch oder nur an
 bestimmten Stellen, ist das Dach dort mangelhaft vor Wärmeverlust
 geschützt. Typische Schwachstellen sind die Stellen rund um
 Dachfenster, die Dachfenster selbst, Trennwände von Reihenhäusern
 unter dem Dach aber auch Sanitärentlüftungen oder Antennenmasten,
 bei denen die Dampfsperre nicht dicht angeklebt wurde.





Zukunft Altbau informiert Wohnungs- und Gebäudeeigentümer neutral
über den Nutzen einer energetischen Sanierung und über
Fördermöglichkeiten und wirbt dabei für 
qualifizierte Gebäudeenergieberater. Das vom Ministerium für Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg geförderte
Informationsprogramm berät gewerkeneutral, fachübergreifend und
kostenlos. Baufachleute finden bei ihm Weiterbildungsangebote,
Kontaktmöglichkeiten mit Kollegen und Informationen für ihre Kunden.
Zukunft Altbau hat seinen Sitz in Stuttgart und wird von der
Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA) umgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation 02/2018, 15.01.2018

Zukunft Altbau, Gutenbergstraße 76, 70176 Stuttgar,

Tel. +49 711 489825-13, Fax +49 711 489825-20

Internet: www.zukunftaltbau.de

weitergeleitet durch:

Solar Consulting GmbH

Agentur für nachhaltige Kommunikation

Emmy-Noether-Straße 2, 79110 Freiburg

Tel.: 0761/38 09 68-0, Fax: 0761/38 09 68-11

Internet: www.solar-consulting.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





VERKEHR/1130: Mehr Raum für klimafreundlichen Radverkehr (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 18. Januar 2018

Klimaschutz/Kommunen

Mehr Raum für klimafreundlichen Radverkehr

Bundeswettbewerb "Klimaschutz durch Radverkehr" öffnet neues
Förderfenster



Zwischen dem 15. Februar und 15. Mai 2018 können neue Ideen ins 
(Rad-)Rennen des Bundeswettbewerbs "Klimaschutz durch Radverkehr" geschickt
werden. Bewerben können sich interessierte Kommunen, kommunale
Unternehmen sowie Kooperationen ("Verbünde") von Kommunen, Verbänden,
Vereinen, Religionsgemeinschaften mit Körperschaftsstatus und
Hochschulen. Das Bundesumweltministerium fördert seit 2016
Investitionen in die Radverkehrsinfrastruktur mit diesem
Bundeswettbewerb im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI).
Insgesamt sind für die bisherigen 52 Projekte rund 77, 6 Millionen
Euro bewilligt worden. Mehr Radverkehr ist ein wichtiger Baustein, um
die Klimaziele der Bundesregierung im Verkehrsbereich zu erreichen.

Die Projekte des Bundeswettbewerbs "Klimaschutz durch Radverkehr"
zeigen innovative Lösungen für eine nachhaltige und klimafreundliche
Mobilität. Die Investitionszuschüsse sollen helfen, die
Fahrradmobilität attraktiver und sicherer zu machen. Ziel ist es, den
Radverkehrsanteil zu steigern und so das Klima zu schonen. Dafür sind
insbesondere eine attraktive Infrastruktur im Stadt-Umland-Bereich und
eine bessere Verknüpfung zum öffentlichen Personennahverkehr nötig.

Die Bandbreite der Projekte reicht bislang vom Bau eines Solarradweges
in Deutschland, über die Etablierung von Lastenradverleihsystemen bis
hin zur Gestaltung von ganzen Modellquartieren. Gefördert werden zum
Beispiel der Umbau einer ehemaligen Bahntrasse in einen Rad-, Fuss-
und Inlineskaterweg in Wuppertal, eine Vorrangroute für Radfahrer in
Aachen, ein Verleihsystem für E-Lastenräder im Großraum Köln/Bonn und
über 300 überdachte Fahrradabstellmöglichkeiten für Park+Ride in der
Region Hannover. In Tübingen sollen beispielsweise künftig drei neue
Brücken den Radverkehr in die Innenstadt erleichtern und in Berlin
werden neue Lösungen für Kurier-, Express- und Paketdienste per
Mikrodepot-Lastenrad erprobt.

Weitere Informationen finden Sie unter:

www.klimaschutz.de/radverkehr

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 011/18, 18.01.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: service@bmub.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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CHEMIE/415: Liste besonders besorgniserregender Stoffe wächst (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.01.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Liste besonders besorgniserregender Stoffe wächst



Die Europäische Chemikalienagentur ECHA hat sieben neue Stoffe in die
Kandidatenliste für REACH aufgenommen. Der Eintrag für Bisphenol A
wurde ergänzt.

Neben drei Cadmiumverbindungen (-nitrat, -hydroxid und -carbonat)
stufte die ECHA am Montag auch das Flammschutzmittel Dechloran Plus
sowie drei weitere Stoffe als besonders besorgniserregende Stoffe
(SVHC) ein.

Der bereits als SVHC gelistete Weichmacher Bisphenol A (BPA) wurde vor
einigen Monaten als endokrin, also hormonell wirksamer Stoff
eingestuft. Die ECHA erweiterte den Eintrag zu BPA nun um diese
Eigenschaft (s. EU-Umweltnews vom 22.06.2017 [1]).

Hersteller und Importeure, deren Produkte zu mehr als 0,1 Prozent eine
der gelisteten Chemikalien enthalten, müssen diese bei der ECHA
anzeigen. [km]



Pressemittelung ECHA

http://elm-links.echa.europa.eu/m/3978473c712f4170ac3b599dc524c275/98ADCEF9/75341356/012018n

Aktualisierte Kandidatenliste

https://www.echa.europa.eu/candidate-list-table

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-chemie-nanotechnologie/bisphenol-a-nun-als-zweifach-gefaehrlich-eingestuft/

 * 

Quelle:

EU-News, 18.01.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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VERPACKUNG/273: 15 Jahre "Dosenpfand" - Umwelthilfe zieht positive Bilanz und fordert Ausweitung (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 18. Januar 2018

15 Jahre "Dosenpfand": Deutsche Umwelthilfe zieht positive Bilanz
und fordert Ausweitung der Pfandpflicht auf Getränkekartons und
Fruchtsäfte

Frühere Vermüllung der Landschaft durch jährlich zwei bis drei
Milliarden Blechdosen und Plastikflaschen seit 2003 beendet /
Pflichtpfand auf Getränkeverpackungen hat in Deutschland das größte
noch intakte Mehrwegsystem der Welt mit über 150.000 grünen
Arbeitsplätzen erhalten / DUH fordert Ausweitung der Pfandpflicht auf
Getränkekartons und Fruchtsäfte auch zum Schutz der Flüsse, Seen und
Meere vor Plastikmüll



Berlin, 18.1.2018: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) zieht anlässlich des
fünfzehnjährigen Bestehens des Pflichtpfandes auf
Einweg-Getränkeverpackungen eine positive Bilanz. Entgegen der von der
Einwegindustrie prophezeiten Horrorszenarien wirkte das am 1.1.2003 in
Kraft getretene Einwegpfand vom ersten Tag an segensreich als
wirksames Instrument gegen eine immer stärkere Vermüllung der Umwelt -
bis heute. Während in nahezu allen Ländern ohne Einwegpfand Getränke
in Mehrweg aus den Verkaufsregalen verschwunden sind, hat Deutschland
heute das weltweit größte und intakteste Mehrwegsystem im
Getränkebereich.

"15 Jahre Dosenpfand bedeutet nicht nur das Ende der zuvor
unerträglichen Vermüllung von Straßenrändern und Grünanlagen mit
jährlich zwei bis drei Milliarden Blechdosen und Plastikflaschen. Es
steht auch für die Rettung des umweltfreundlichen Mehrwegpfandsystems
in Deutschland. Die Mehrwegquote im Bierbereich ist heute deutlich
höher als 2003 und auch bei Wasser und Erfrischungsgetränken gibt es
außerhalb der Discounter, nach Jahren des verlangsamten Rückgangs,
heute eine stabile Mehrwegquote. Und was uns besonders freut: Über
150.000 grüne Arbeitsplätze bei Brauereien, Mineralbrunnen und im
mehrwegorientierten Getränkefachhandel sind erhalten geblieben", sagt
DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen Resch.

Ein sichtbares Ergebnis des Einwegpfandes ist, dass die Umwelt weniger
vermüllt wird. Seit der Einführung konnte die Entsorgung von mehreren
Dutzend Milliarden Plastikflaschen und Dosen in der Natur vermieden
werden. Heute landen mehr als 98 Prozent der bepfandeten Verpackungen
in den jeweiligen Sammelsystemen für Einweg- bzw. Mehrwegverpackungen.

"Was passiert, wenn Getränkeverpackungen nicht bepfandet sind, kann
man am Beispiel der Getränkekartons sehen. Diese bestehen zu einem
wesentlichen Teil aus Kunststoff und Aluminium. 40 Prozent der
Getränkekartons landen in der Umwelt und im Restmüll. Eine maßlose
Ressourcenverschwendung und Umweltverschmutzung. Um die niedrige
Sammelmenge und das Recycling von Getränkekartons erheblich zu
steigern, sollten diese schnellstmöglich auch mit einem Einwegpfand
von 25 Cent belegt werden", fordert der DUH-Leiter für
Kreislaufwirtschaft Thomas Fischer. Durch ein Pfand auf
Getränkekartons könnten jährlich 2,7 Milliarden Getränkekartons allein
in Deutschland den Weg in ein hochwertiges Recycling finden.

"Die kontraproduktive Pfandbefreiung von Säften und Nektaren ist für
kaum jemanden nachvollziehbar. Die Einwegpfandpflicht muss vereinfacht
und anhand der Getränkeverpackung festgelegt werden. Niemand kann
nachvollziehen, warum dieselbe Einwegplastikflasche mit Cola
bepfandet, aber mit Saft unbepfandet sein soll. Einweg-Plastikflaschen
und Getränkedosen sind unökologische Wegwerfverpackungen und sollten
grundsätzlich und unabhängig vom Füllgut einer Pfandpflicht
unterliegen. Die kommende Bundesregierung muss endlich handeln", sagt
Fischer.

Durch das Pfand konnte die Mehrwegquote im Bierbereich von deutlich
unter 70 Prozent auf über 80 Prozent gesteigert werden und wirkt noch
heute. Der Grund: die Getränkedose hatte insbesondere im Bierbereich
hohe Marktanteile, ist jedoch nach der Bepfandung nicht mehr
praktikabel. Austrinken, zusammendrücken und wegschmeißen bedeutet den
Verlust des Pfandgeldes und ist unattraktiv. Trotz millionenschwerer
Werbekampagnen liegen Getränkedosen, auch 15 Jahre nach Einführung des
Dosenpfandes, weit unter den früheren Marktanteilen.

Aufgrund politischer Zugeständnisse wurde noch im Jahr 2003 das
ursprünglich auf 50 Cent festgesetzte Einwegpfand für
Getränkeverpackungen mit mehr als 1,5 Liter Inhalt auf 25 Cent
reduziert. Damit schwächte die damalige Bundesregierung die
Mehrweg-Schutzwirkung für die in diesen Größen verkauften
alkoholfreien CO2-haltigen Erfrischungsgetränke und für Mineralwasser
ab. Die Mehrwegquote im Erfrischungsgetränkebereich betrug 2016 noch
etwas mehr als zwanzig Prozent und im Mineralwasserbereich rund 30
Prozent. Was hingegen passiert, wenn kein Pflichtpfand gilt, zeigt die
Situation bei Fruchtsäften. Hier betrug die Mehrwegquote im Jahr 2016
gerade noch 4 Prozent.

Hintergrund:

Mit der Einführung des Pflichtpfandes auf Getränke-Einwegverpackungen
sollte die Vermüllung der Landschaft reduziert, das Recycling
verbessert und das Mehrwegsystem im Getränkebereich geschützt werden.
Die ursprüngliche Pfandregelung stammt aus dem Jahr 1991 und wurde
durch den damaligen Umweltminister Klaus Töpfer (CDU) erlassen.
Nachdem die Mehrwegquote Ende der 90er Jahre unter 72 Prozent gesunken
war, wurde nach dessen Verordnung automatisch das Pflichtpfand auf
Einweg ausgelöst und nach jahrelangem politischem und juristischem
Kampf zum 1. Januar 2003 in Recht umgesetzt.




Links:

Getränkestudie zu Mehrwegpfand, Einwegpfand und Grünem-Punkt-System


http://www.duh.de/pwc_getraenkestudie/

Informationen zur Umweltfreundlichkeit von Getränkeverpackungen

http://www.duh.de/themen/recycling/verpackungen/getraenkeverpackungen/

Vorteile von Mehrwegflaschen

http://www.duh.de/mehrweg-klimaschutz0/vorteile-von-mehrweg/

Problem Einweg-Plastikflaschen

http://www.duh.de/mehrweg-klimaschutz0/einweg-plastikflaschen/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 18.01.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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GENTECHNIK/198: USA versagen bei Kontrolle von Gentechnik (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 18. Januar 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

USA versagen bei Kontrolle von Gentechnik

Bereits sechs mit CRISPR-Cas veränderte Organismen zur Vermarktung
freigegeben



18. Januar 2018/ Ob alte oder neue Gentechnik: In den USA werden immer
mehr Produkte ohne ausreichende Kontrolle zur Vermarktung zugelassen.
Seit November 2017 sind die ersten Gentechnik-Äpfel in
US- Supermärkten zu finden. Aufgeschnitten und in Plastiktüten
verpackt, sollen die "Arctic"-Äpfel länger frisch aussehen, als sie es
eigentlich sind. Die Äpfel wurden mit einem alten Gentechnikverfahren
manipuliert, sie müssen in den USA nicht gekennzeichnet werden. Schon
bald könnten auch erste Organismen zur Vermarktung kommen, deren
Erbgut mit neuen Gentechnik-Verfahren verändert wurde. Diese wurden
von der US-Landwirtschaftsbehörde in den USA bereits freigegeben, sind
allerdings noch nicht auf den Markt gelangt: 2016 wurden Mais und
Speisepilze zugelassen, 2017 kamen Leindotter, Soja und Gräser hinzu,
im Januar 2018 ein weiterer Mais der Firma DuPont.

Bei diesen Organismen wurde die neue Gen-Schere CRISPR-Cas eingesetzt.
Aus ihnen gewonnene Lebensmittel oder deren Saatgut müssen in den USA
nicht gekennzeichnet werden, die Organismen wurden auch keiner
eingehenden Risikoabschätzung unterworfen.

"Die USA verdrängen die Risiken der Gentechnik weitgehend. Das
erinnert an den Umgang der derzeitigen US-Regierung mit dem
Klimawandel", sagt Christoph Then für Testbiotech. "Die EU muss jetzt
klarmachen, dass sie auf Nachweisverfahren und Risikoprüfung besteht,
egal ob es sich um neue oder alte Gentechnik handelt. Sollten sich
hier Lücken in der Regulierung ergeben, muss die Politik aktiv
werden."

In den USA haben die Behörden für die Zulassung der Organismen keine
detaillierten Untersuchungen verlangt. In der Folge können die Risiken
dieser Produkte nicht durch unabhängige ExpertInnen geprüft werden.
Auch gibt es keine geeigneten Nachweisverfahren, weil oft nicht
bekannt ist, wie das Erbgut im Detail verändert wurde. Von dieser
Entwicklung könnten schließlich auch Importe in die EU betroffen sein,
denn ohne entsprechende Nachweisverfahren sind die Behörden nur
beschränkt handlungsfähig.

Ein Hinweis auf mögliche Lücken in der EU-Regulierung könnte heute vom
Gerichtshof der EU kommen. Dort will der Generalanwalt darlegen, wie
die bestehenden EU-Gesetze in Bezug auf die neuen Gentechnik-Verfahren
auszulegen sind.



Weitere Informationen: 

Stellungnahme des Generalanwalts (18.1.2018)

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-01/cp180004en.pdf

Der Fall am EU-Gerichtshof

http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-528/16

Bericht über Zulassungen von CRISPR-Organismen in den USA

http://www.nature.com/articles/nbt0118-6b

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 18.01.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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EUROPA/389: Sonderausschuss für Pestizide kann Auslöser für Systemerneuerung werden (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 18. Januar 2018

Sonderausschuss für Pestizide kann Auslöser für Systemerneuerung
werden

Europaparlament nimmt Anliegen der Bürgerinitiative "STOP GLYPHOSAT"
auf



Die österreichische Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 begrüßt die
Enscheidung des Europaparlaments für einen Sonderausschuss zur
Untersuchung einer mögliche Einflussnahme auf das
Genehmigungsverfahren von Glyphosat.

"Mit dieser Entscheidung beweist das Europaparlament, dass es seinen
parlametarischen Kontrollauftag ernst nimmt", freut sich Helmut
Burtscher-Schaden, Biochemiker bei GLOBAL 2000 und Mitinitiator der
EBI "STOP GLYPHOSAT" und ergänzt: "Der Zulassungsprozess von Glyphosat
hat grobe Mängel im derzeitige EU-Zulassungssystem offengelegt, die es
dringend zu identifizieren und zu beheben gilt. Die Intransparenz des
Zulassungssystems und die eingebauten Interessenskonflikte verhindern
den wirksamen Schutz der Umwelt und der Gesundheit vor gefährlichen
Chemikalien".

"Der Sonderausschuss ist eine wichtige und geeignete Anwort des
Parlaments an jene 1,3 Milionen EuropäerInnen, die die Forderung der
Europäischen Bürgerinitiative "STOP GLYPHOSAT" nach einer Reform des
Zulassungsystems unterstützt haben. Denn die Identifizierung der
aktuellen Schwächen im Zulassungssystem sind die wichtigste
Voraussetzung, um Verbesserungen in die Wege zu leiten, so
Burtscher-Schaden.

Das Mandat des Sonderausschusses besteht in der Untersuchung folgender
wesentlicher Fragen:


	Wurde im Zulassungsprozess dem in der EU-Verfassung verankerten Vorsorgeprinzip ausreichend Rechnung getragen?

	Haben die Behörden eine unabhängige, objektive und transparente Bewertung vorgenommen wie es die EU-Pestizidverordnung 1107/2009 verlangt?

	Gab es Interessenkonflikte, die sich auf das Bewertungsergebnis ausgewirkt haben könnten?

	Stehen den Behörden ausreichende Ressourcen zur Verfügung um eine Bewertung im Sinne ihres gesetzlichen Auftrags durchführen zu können?



Das vollständige Mandat finden Sie als PDF-Datei im Anhang dieser
Meldung.



Downloads:

Mandat615773-REV_EN.PDF

https://www.global2000.at/sites/global/files/Mandat615773-REV_EN.PDF

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.01.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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EUROPA/388: Neuausrichtung der Europäischen Agrarpolitik gefordert (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - 18. Januar 2018: Gemeinsame
Pressemitteilung mit Bioland e.V.

Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucher brauchen einen Umbau der
EU-Agrarförderung

NABU und Bioland fordern gemeinsam Neuausrichtung der Europäischen
Agrarpolitik (GAP)



Berlin, 18. Januar 2018. Im Rahmen der Internationalen Grünen Woche
forderten Deutschlands größter Naturschutzverband NABU und
Deutschlands größter ökologischer Anbauverband Bioland am heutigen
Donnerstag gemeinsam eine Neuausrichtung der Europäischen Agrarpolitik
(GAP). "Verbraucher, Landwirte und die Umwelt brauchen einen Umbau der
EU-Agrarförderung. Eine Politik des Weiter-So darf es nicht geben",
waren sich NABU-Präsident Olaf Tschimpke und Bioland-Präsident Jan
Plagge einig.

"Mit ihrer derzeitigen Ausrichtung befördert die EU-Agrarpolitik eine
immer stärkere Intensivierung der Landwirtschaft. Sie ist inzwischen
zum wesentlichen Treiber des Artenschwunds in Europa geworden", nannte
Tschimpke den drängendsten Grund für eine grundlegende Reform. Der
Blick auf Wiesen und Felder sei alarmierend: Die für die Bestäubung
wichtigen Insektenbestände sinken besorgniserregend, ebenso befinden
sich ehemalige Allerweltsarten wie Kiebitz und Feldlerche im freien
Fall.

Mit 55 Milliarden Euro jährlichen Zahlungen an Landwirte ist die GAP
das zentrale Steuerungsinstrument für die Art der Landnutzung in der
gesamten EU. Bisherige Reformversuche haben das Artensterben nicht
aufhalten können - obwohl der Umweltschutz als wichtiges Ziel immer
wieder genannt wurde. So ist etwa das Greening durch die ständige
Verwässerung der Agrarlobby gescheitert und bleibt wirkungslos für die
Artenvielfalt. Der Europäische Rechnungshof bekräftigte unlängst die
Ineffizienz des Greenings. Auch eine vom NABU mit in Auftrag gegebene
Fitness-Check-Studie weist die hochgradige Ineffizienz,
Umweltschädlichkeit und widersprüchlichen Ziele der gesamten
bestehenden EU-Agrarförderung nach.

Der Großteil der EU-Agrar-Gelder wird derzeit mit der Gießkanne über
alle Agrarflächen ausgeschüttet und landet so bei Verpächtern und
Bodenspekulanten anstatt bei den Bauern. Die Reform der GAP bietet die
große Chance, die bestehende falsche Lenkungswirkung zu korrigieren.
"Gefordert sind jetzt mutige Politiker, die die Gießkannenförderung
stoppen und gezielt gesellschaftliche Leistungen der Landwirte
honorieren. Im Ringen um die Verteilung der Agrargelder sollen
diejenigen Landwirte unterstützt werden, die sauberes Wasser und eine
hohe Artenvielfalt sicherstellen, Klima- und Tierschutz auf höchstem
Niveau betreiben und so wertvolle Lebensmittel erzeugen", sagte
Plagge. "Viele Landwirte würden ihren Betrieb danach neu ausrichten
und davon profitieren", ist Plagge überzeugt.

"Bisher blockieren der Bauernverband und das
Bundeslandwirtschaftsministerium eine umweltfreundliche Agrarreform.
Beide müssen dringend umdenken, wollen sie nicht die Zukunft vieler
Bäuerinnen und Bauern aufs Spiel setzen. Denn schwindet die
gesellschaftliche Zustimmung für die Landwirtschaft, versiegt
langfristig auch die Förderung aus der Staatskasse", so Tschimpke.

"Steuergelder sollten dafür eingesetzt werden, Verbraucherforderungen
nach mehr Tierwohl, pestizidfreier Landwirtschaft und sauberem
Grundwasser zu erfüllen. Nur so kann bei Verbrauchern Akzeptanz für
die Landwirtschaft und die realen Kosten von Lebensmitteln geschaffen
werden", schloss Plagge.



Fitness-Check-Studie der Europäischen Agrarpolitik zum Download: 
 www.NABU.de/GAPcheck

GAP-Nachhaltigkeitsmodell für eine zukunftsfähige Landwirtschaft:


www.bioland.de/GAP2020+

 * 
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MELDUNG/321: Artensterben - Fast 90 Prozent der Ökologischen Vorrangflächen nutzlos (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 18. Januar 2018

Fast 90 Prozent der Ökologische Vorrangflächen nutzlos

Landwirtschaft muss endlich Beitrag gegen Artensterben leisten -
Greening ist nicht wirklich grün - Nachbesserung dringend erforderlich



Hilpoltstein, 18.01.18 - Ökologische Vorrangflächen (ÖVF) sollen
eigentlich mithelfen, den galoppierenden Artenschwund aufzuhalten.
Konventionelle landwirtschaftliche Betriebe mit mehr als 15 Hektar
Ackerland sind deshalb verpflichtet, mindestens fünf Prozent ihrer
Fläche als solche bereitzustellen. Somit soll die Artenvielfalt in der
Agrarlandschaft wieder erhöht werden. Eine internationale Studie (*)
kommt nun aber zum dem Schluss, dass der Großsteil der Maßnahmen
keinen positiven ökologischen Effekt hat und für die Artenvielfalt
völlig bedeutungslos ist. "Von den insgesamt zehn möglichen Maßnahmen
haben lediglich Landschaftselemente, Blühstreifen und Brachen einen
Nutzen für die Natur. Diese drei Maßnahmen werden aber lediglich auf
14 Prozent der ökologischen Vorrangflächen in Bayern umgesetzt", so
LBV-Landwirtschaftsexperte Matthias Luy. Dabei haben ökologische
Vorrangflächen ein hohes Potenzial. Im Zuge der am Samstag in Berlin
stattfindenden Demonstration "Wir haben Agrarindustrie satt" [1]
fordert der LBV deshalb: "Wir brauchen ein neues Fördersystem, bei dem
Landwirte Prämien nur für echte Umweltleistungen erhalten. Nur so
können wir die gewaltigen Herausforderungen zur Rettung der
Biodiversität und zum Klimaschutz bewältigen. Das in Bayern
praktizierte Greening ist untauglich und muss dringend verbessert
werden", so Dr. Norbert Schäffer, Vorsitzender des LBV.




[image: Zwei Rebhühner stehen auf einem Feld - Foto: © Zdenek Tunka, LBV]

Rebhühner sind typische Feldvögel und profitieren kaum von den
aktuellen Regelungen

Foto: © Zdenek Tunka, LBV



Eine internationale Forschergruppe hat den Nutzen ökologischer
Vorrangflächen in der EU untersucht. Das Ergebnis ist ernüchternd.
Lediglich drei der insgesamt zehn zur Auswahl stehenden Maßnahmen
haben tatsächlich einen positiven ökologischen Effekt. Diese sind
Landschaftselemente, Blühstreifen und Brachen. Sie werden von den
bayerischen Landwirten auf 14 Prozent der ökologischen Vorrangflächen
eingesetzt, wobei knapp 13 Prozent auf Brachflächen entfallen. "Die
absolut dominante Maßnahme, die auf 72 Prozent der ökologischen
Vorrangflächen umgesetzt wird, ist jedoch der Anbau von
Zwischenfrüchten oder Untersaaten, wie zum Beispiel die Grasuntersaat
bei Mais. Diese Maßnahme ist aber für den Erhalt der Artenvielfalt
völlig bedeutungslos", erklärt Luy.




[image: Getreidefeld mit Blühstreifen, wo viele bunte Blumen wie Mohn wachsen - Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer, LBV]

Blühstreifen sind äußerst wichtig für die Biodiversität

Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer, LBV



Der LBV weist weiter darauf hin, dass Feldränder oder Pufferstreifen
nur mit einer blütenreichen Krautvegetation durch Selbstbegrünung oder
Ansaat von Blühmischungen einen Nutzen für die Natur haben. "Die
zugelassene Einsaat mit Gras ist für die Artenvielfalt bedeutungslos",
so Luy. Auch die Verpflichtung mindestens einmal jährlich den Aufwuchs
zu zerkleinern ist kritisch zu sehen. "Der Aufwuchs darf bereits im
Juli gemäht werden. Gerade im Sommer ist der positive Effekt jedoch am
Größten, wenn Blüten, Bienen und viele andere Insekten Hochsaison
haben. Wer dann den Aufwuchs zerkleinert, macht aus seiner eigentlich
wertvollen Maßnahme eine ökologische Falle", erklärt der Experte. Ein
weiterer Kritikpunkt ist der ab ersten August zulässige Anbau einer
Winterkultur mit dem erlaubten Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und
Dünger. Das mühsam erkämpfte Verbot auf den ÖVF gilt also nur für 7
Monate im Jahr.




[image: Schwalbenschwanz (Schmetterling) sitzt auf einer gelben Blume und saugt daran - Foto: © Marcus Bosch, LBV]

Schwalbenschwanz auf einer Blume

Foto: © Marcus Bosch, LBV



Der LBV steht mit seiner Kritik nicht alleine. Denn das Greening
(bestehend aus Anreicherung der Fruchtfolge, Erhalt von Dauergrünland
und ÖVF) im Rahmen der EU-Agrarförderung sollte eigentlich einen
wesentlichen Beitrag zum Stopp des Rückgangs der Artenvielfalt
leisten. "Die Erwartungen an das Greening werden nach gegenwärtigem
Kenntnisstand nicht erfüllt: Die Ökologischen Vorrangflächen entfalten
kaum Mehrwert für die Biodiversität und gestalten sich in hohem Maße
ineffizient", stellte das Bundesamt für Naturschutz in seinem
Agrar-Report vom Juni 2017 fest (S. 1) [2]. Der Europäische
Rechnungshof [3]
bestätigte diese Einschätzung in einem Sonderbericht vom Dezember
2017. Demzufolge wird das Greening so, wie es derzeit umgesetzt wird,
wohl kaum signifikant zur Verbesserung der Umwelt- und Klimaleistung
der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik beitragen.

Aus Sicht der bayerischen Naturschützer dürfen Ökologischen
Vorrangflächen nur diejenigen Flächentypen sein, die einen
tatsächlichen Beitrag zum Erhalt der biologischen Vielfalt sowie zum
Wasser-, Klima- und Bodenschutz leisten. Spätestens in der nächsten
Agrarförderperiode ab 2021 müssen die Weichen entsprechend gestellt
werden, denn wenn nicht bald wirkungsvolle Instrumente zum Tragen
kommen, werden wir uns wohl in weiten Landstrichen auf Dauer von Arten
wie Rebhuhn, Schwalbenschwanz oder Venusspiegel verabschieden müssen.

Forderungen des LBV für die Anlage und Pflege von ÖVF:


	Der Umfang von ökologischen Vorrangflächen sollte mindestens 7-10% der Ackerfläche eines landwirtschaftlichen Betriebes einnehmen.

	Die ideale Standzeit von Brach- und Blühflächen beträgt 5-7 Jahre.

	Blühflächen, Säume und (Bunt-)Brachen sollten gestaffelt bewirtschaftet werden, das heißt alternierend wird einmal jährlich die Hälfte des Saums gemäht.

	Streifenförmige ÖVF sollten eine Breite von mindestens 5 Metern aufweisen um den verschiedenen Insekten- und Vogelarten ausreichend Lebensraum zu bieten und nicht zur Prädatorenfalle zu werden.

	Die Rand- und Saumstreifen sollten mit größeren flächigen ÖVF in der Landschaft zu einem Verbund entwickelt werden.

	ÖVF dürfen nicht mit Pflanzenschutzmitteln und Düngern behandelt werden.

	Um einer Verfilzung der Vegetation entgegenzuwirken, muss das Mahdgut immer abtransportiert werden.





(*) PE'ER, G. et al. (2017): Adding Some Green to the Greening:
Improving the EU's Ecological Focus Areas for Biodiversity and
Farmers. - Conservation Letters 10, doi:10.1111/conl.12333: 517-530


http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/conl.12333/full

Offenberger, M. (2018): Europäische Studie: Biodiversität profitiert
kaum von Ökologischen Vorrangflächen. - ANLiegen Natur 40/1

http://www.anl.bayern.de/publikationen/anliegen/meldungen/wordpress/greening_biodiv/

LAKNER, S. et al. (2017): The German Implementation of Greening -
Effectiveness, Participation & Policy Integration with the
Agri-Environmental Programs. - Contributed Poster to the XV EAAE
Congress Towards Sustainable Agri-Food Systems: Balancing between
Markets and Society

http://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn059227.pdf

Mehr zum Thema Landwirtschaft

https://www.lbv.de/naturschutz/standpunkte/landwirtschaft/




[1] https://www.wir-haben-es-satt.de/

[1] https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/landwirtschaft/Dokumente/BfN-Agrar-Report_2017.pdf

[3]
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR17_21/SR_GREENING_DE.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.01.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/976: Traurige Rekorde (WWF)


WWF Pressemitteilung - 19. Januar 2018

Traurige Rekorde

2017 war eines der drei heißesten Jahre



2017 war eines der drei heißtesten Jahre seit Aufzeichnungsbeginn -
und das sogar ohne El Niño-Phänomen. Das geht aus Daten von NASA und
National Oceanic and Atmospheric Administration (NOAA) hervor. Dazu
sagt Michael Schäfer, Leiter des Fachbereichs Klimaschutz und
Energiepolitik beim WWF Deutschland:

"Wir erleben gerade einen traurigen Rekord nach dem nächsten: die
gewaltigsten Stürme, die extremsten Dürren, die stärksten Regenfälle -
und nun kommt ein weiterer Temperaturrekord hinzu. Eindrücklicher kann
uns die Natur gar nicht mehr zeigen, dass wir ihre - und unsere -
Schmerzgrenze erreicht haben. Doch noch können wir durch schnelles
Handeln die Erderhitzung begrenzen und weitere Negativrekorde
vermeiden. Das gilt für alle Staaten gleichermaßen, aber für
Industriestaaten wie Deutschland in besonderem Maße. Klimaziele
aufzugeben, ist keine Option. Wir brauchen mehr Engagement, nicht
weniger. Wir müssen jetzt raus aus der Kohle, statt weiter zu hadern.
Wir müssen CO2 effektiv bepreisen und nicht länger über den
Erneuerbaren-Ausbau streiten. Ein Klimaschutzgesetz, das die
Verantwortung für den Klimaschutz auf die verschiedenen Ressorts
aufteilt, wäre ein wichtiger erster Schritt. Die nächste
Bundesregierung steht in der Pflicht, den Wendepunkt im Kampf gegen
die Klimakrise herbeizuführen. Denn noch ist er nicht erreicht."

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 19.01.2018
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STANDPUNKT/975: Auf einem toten Planeten gibt es keine Arbeitsplätze mehr (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) - Pressemitteilung
vom 18. Januar 2018

An den SPD-Bundesparteitag - Auf einem toten Planeten gibt es keine
Arbeitsplätze mehr



Markenzeichen der SPD ist ihr Einsatz für soziale Gerechtigkeit und
für auskömmliche Arbeitsplätze. Doch auf einem toten Planeten gibt es
keine Arbeitsplätze mehr (*).

Vorrangig ist deshalb zunächst der Erhalt menschenverträglicher
Klimabedingungen, wie sie das Paris-Abkommen vom Dezember 2015
vorsieht.

Ein Rechtsgutachten von Prof. Felix Ekardt bekräftigt die Tatsache,
dass dieses Abkommen bindend ist.

http://www.sfv.de/pdf/ParisSFV7.pdf

Die Klimabedingungen ergeben sich aus den Naturgesetzen. Doch mit
Naturgesetzen kann man keine Koalitionsverhandlungen führen!
Naturgesetze hören weder auf Drohungen noch auf Versprechen.

Ein Weiter-so-wie-bisher würde in wenigen Jahren das Ende der
Menschheit bedeuten. Joachim Schellnhuber, der Direktor des Potsdam
Instituts für Klimafolgenforschung schreibt dazu in seinem Buch
"Selbstverbrennung", "...das Raumschiff Erde steuert dann geradewegs
ins Feuer hinein..."

Zu Recht fordern deshalb die IPCC-Leute - also die internationale
Gemeinschaft der Klimafachleute - die aktive Rückholung von CO2 aus
der Atmosphäre in klimarelevanten Mengen, also nicht nur durch
Aufforsten von Wäldern, und natürlich keineswegs durch CCS.

Wir brauchen einen Systemwechsel!

Politiker, die heutzutage ein Staatsamt anstreben, dürfen nicht
weitermachen wie bisher. Sie müssen sich vertraut machen mit den
notwendigen Klimarettungs-Verfahren und den dazu passenden
Anreizprogrammen.

Ein schneller Kohleausstieg ist dringlich - gewiss. Aber das alleine
genügt längst nicht mehr. Notwendig wird die aktive Rückholung von CO2
aus der Atmosphäre, auch mit technischen Mitteln und überall dort, wo
sich die Möglichkeit dazu bietet, also auch und sogar ganz besonders
dezentral. Dafür ist z.B. die Speicherung von atmosphärischem CO2 mit
Hilfe von überschüssigem Solar- und Windstrom in Methanol-Tanks
besonders geeignet. Und dazu kommt dann die dringende Notwendigkeit
flankierender Maßnahmen. Wir wiederholen uns vielleicht, aber das
scheint notwendig zu sein: Wir brauchen dringend einen massiven Ausbau
von Solar- und Windenergie! Und noch dringender brauchen wir einen
massiven Ausbau von dezentralen Strom- und Energiespeichern (in
Batterieform und in chemischer Form)!

Völlig undiskutabel und unverantwortlich aber ist es, bereits bei den
Vorverhandlungen zur GROKO auf die Einhaltung des Pariser
Klima-Abkommens zu verzichten. Die GROKO-Verhandlungskommission will
ein sinkendes Schiff übernehmen und fragt noch nicht einmal nach den
international vorgeschriebenen Rettungseinrichtungen? Wir sehen das
als Gipfel der Verantwortungslosigkeit! Von solchen Politikern wollen
wir nicht regiert werden.

Unser Appell an die Besonnenen in der SPD: Bestehen Sie darauf, dass
die Klimagefahr endlich mit naturwissenschaftlichem Sachverstand und
der angemessenen Priorität behandelt wird!



(*) Die eindringliche Formulierung "Auf einem toten Planeten gibt es
keine Arbeitsplätze mehr" verdanken wir der "Initiative
Gewerkschafter*innen für Klimaschutz"

Der Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) ist ein
Umweltschutzverein, der sich aus Klimaschutzgründen für die rasche und
vollständige Umstellung der Energieversorgung auf Sonnen- und
Windenergie � national und weltweit � einsetzt.

Dabei setzt der SFV insbesondere auf eine nationale Vorreiter-Rolle
Deutschlands statt auf zähe internationale Verhandlungen.

1986 gegründet, hat der SFV u.a. die Idee der kostendeckenden
Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren Energien entwickelt, die
im Jahr 2000 in das "Erneuerbare-Energien-Gesetz" (EEG) übernommen
wurde, nachdem sie als "Aachener Modell" in verschiedenen deutschen
Kommunen bereits erfolgreich praktiziert wurde.

Heute kämpft der SFV gegen den unnötigen Ausbau zusätzlicher
Ferntransportleitungen, gegen die fortschreitende Demontage des EEG
und insbesondere für die massive Markteinführung dezentraler
Langzeitspeicher.

 * 
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STELLUNGNAHME/446: DNR begrüßt Klima-Forderungen progressiver BDI-Stimmen (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 18. Januar 2018

DNR begrüßt Klima-Forderungen progressiver BDI-Stimmen

Klima-Studie des Industrieverbands belegt Spaltung des BDI in zwei
Lager



Berlin, 18.1.2018. Der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring
(DNR) begrüßt, dass der Industrieverband BDI sich den
Herausforderungen eines ambitionierten Klimaschutzes stellen will.
"Die vorgestellte Studie zeigt, dass die in Paris vereinbarten Ziele
sogar zu bezahlbaren Preisen erreichbar sind. Dies stimmt mit Analysen
des DNR überein", so Kai Niebert, Präsident des DNR.

Problematisch ist jedoch, dass der BDI ein deutsches Klimaziel von
minus 95 Prozent bis 2050 nur so lange unterstützen will, wie andere
Staaten ähnliche Pfade verfolgen. In einem heute vorgelegten
Forderungspapier zu einer vom BDI beauftragten Studie mit dem Titel
"Klimapfade für Deutschland" bemüht sich der Industrieverband
sichtlich um eine weniger klimaschutzfeindliche Positionsbestimmung.
"Die Mitglieder des BDI sind offensichtlich in zwei Lager gespalten",
sagt DNR-Präsident Kai Niebert. "Die einen haben noch immer Angst vor
dem klimapolitischen Handlungsbedarf, während die anderen sich der
internationalen Verantwortung stellen wollen."

Die fortschrittlichen Unternehmen konnten bei mehreren Punkten ihre
Spuren im Lobbypapier hinterlassen. So wirbt der BDI in seiner Studie
für eine fairere staatliche Rahmensetzung und einen schnelleren Ausbau
beim Schienenverkehr. Beim Straßenverkehr solle ein
aufkommensneutraler CO2-Aufschlag auf die Kraftstoffsteuer geprüft
werden. Auch angesichts der sehr niedrigen CO2-Preise im
Emissionshandel sieht die BDI-Studie weiteren politischen
Handlungsbedarf.

"Leider eiert das Lobbypapier an vielen Stellen herum, an anderen
sieht man noch sehr deutlich die Handschrift der alten fossilen
Mutlosigkeit", betont Niebert. So drücke sich das Papier vor einer
Unterstützung für einen schnellen Kohleausstieg. Auch die eigentlich
zentralen 2030-Sektorziele aus dem Klimaschutzplan 2050 werden
abgelehnt. "Das aktuelle Lobbypapier sowie die jüngsten
Unternehmenserklärungen außerhalb des BDI für einen ambitionierteren
Klimaschutz machen jedoch klar, wie sehr die Klimabremser im BDI
inzwischen unter Druck geraten", so Niebert. Dem BDI muss allerdings
noch vollständig bewusst werden, dass das fossile Geschäftsmodell
schon bald der Vergangenheit angehören wird.

 * 
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Pressemitteilung, 18.01.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





RESSOURCEN/209: Raub und Beute - geteilter Verzicht ... (SB)




Obgleich 80 bis 90 Prozent der weltweit bekannten Erdölreserven nicht
gefördert werden dürfen, wenn man rechnerisch die globale Erwärmung
ausbremsen will, hat die Regierung Ecuadors vor kurzem die zweite
Phase der Erdölbohrungen im Yasuní-Nationalpark eingeleitet. Damit
wird nicht nur die globale Erwärmung befeuert, sondern auch das Leben
bzw. Überleben zweier Indianerstämme sowie eines einzigartigen
biologischen Hotspots im Amazonas-Regenwald gefährdet.

Vor einigen Jahren hatte es Deutschland in der Hand gehabt, sich für
das innovative Klimaschutzkonzept, wonach die Weltgemeinschaft
Ecuador dafür entschädigt, daß es das Erdöl im Yasuní-Nationalpark im
Boden läßt, stark zu machen. Ein entsprechender Vorschlag war 2007
von Ecuadors Präsident Rafael Correa unterbreitet worden. Demnach
wäre sein Land von der Weltgemeinschaft für mindestens 50 Prozent des
Werts, den das Erdöl auf dem Weltmarkt gehabt hätte, entschädigt
worden. Mit dem Geld wären unter treuhänderischer Aufsicht der
Vereinten Nationen Projekte beispielsweise zum Ausbau von
erneuerbaren Energien und zur Wiederaufforstung finanziert worden.
Nachdem sich die deutsche Regierung, vertreten durch den damaligen
Bundesentwicklungshilfeminister Dirk Niebel (FDP), von dieser Idee
verabschiedet hatte, sahen sich auch andere Länder in ihrer Skepsis
bestätigt und waren nicht mehr zu dieser Art von Klimaschutzmaßnahme
bereit.

Das im Nationalpark geförderte Erdöl will Ecuador nicht selbst
verbrauchen, sondern vorwiegend exportieren, was sich dann in der
Klimabilanz anderer Länder niederschlägt. Die Gesamteinsparung an
CO2-Emissionen durch die sogenannte Yasuní-Initiative wäre global
gesehen nicht entscheidend. Auf der anderen Seite dürfte man sie auch
nicht gänzlich vernachlässigen, denn dadurch hätte man das Äquivalent
zum jährlichen CO2-Ausstoß ganz Italiens (mehr als 400 Mio. Tonnen)
einsparen können.

Nun berichtet die Internetseite amerika21 [1], daß die staatliche
ecuadorianische Erdölgesellschaft Petroamazonas in einem neuen Teil
des Fördergebiets "Block 43" innerhalb des geschützten
Yasuní-Nationalparks weitere Bohrungen ausbringen will. Das Volumen
jenes neuen Ölfelds mit der Bezeichnung Tambococha-2 wird auf 287
Millionen Barrel Rohöl geschätzt, das des übergreifenden
Ishpingo-Tambococha-Tiputini-Projektes (ITT) auf insgesamt 1,7 Mrd.
Barrel. Das wiederum macht 40 Prozent der gesamten Erdölreserven
Ecuadors aus. Zum Vergleich: Kanada hat schätzungsweise das
Hundertfache an Reserven des ITT-Projekts.

Über dem neuen Ölfeld sollen in den nächsten Jahren vier Plattformen
und 97 Förderbrunnen angelegt werden, berichtete die Organisation
Amazon Watch [2]. Petroamazonas hat versprochen, das Yasuní-Rohöl mit
möglichst geringen Umweltauswirkungen und unter Verwendung der besten
verfügbaren Technologien zu fördern. Aber versprechen das nicht alle
Erdölgesellschaften?

Vielleicht sollte man es dem viertärmsten Land Südamerikas nachsehen,
daß es sich keine Restriktionen hinsichtlich der Förderung seines
wichtigsten Devisenbringers auferlegen will. In der heutigen
globalisierten Welt könnte ein Verzicht auf Erdöl, ohne einen
adäquaten Ersatz, einen wirtschaftlichen Niedergang einleiten.
Ecuador könnte empfindliche Nachteile erleiden, die sich dann im
Verlust sozialer Errungenschaften zeigten. Das würde eine Opposition
stärken und an die Macht bringen, die sich dann womöglich weniger
Zurückhaltung hinsichtlich der Erdölförderung auferlegte.

Vor einigen Jahren erklärte der frühere ecuadorianische Botschafter
in Deutschland, SE Jorge Jurado, daß die Regierung nur "in einem ganz
winzigen Teil des Yasuní-Nationalparks nach Erdöl bohren" werde, auf
weniger als einem Tausendstel der Fläche. [3] Von einem zehnmal so
hohen Wert, nämlich "unter ein Prozent der Fläche", berichtete indes
die britische Zeitung The Guardian und berief sich dabei auf Angaben
Rafael Correas. [4]

Beide Werte erscheinen ziemlich geschönt, wenn man berücksichtigt,
daß auch die Zufahrtswege und andere Einrichtungen in Verbindung mit
der Ölförderung sowie die Unterbringung der Arbeiter eine Störung
bedeuten. Oftmals sind solche Schneisen der Zivilisation
Ausgangspunkt für weitere Erschließungsprojekte. Die Lebensweisen der
dort beheimateten Waorani (andere Schreibweise: Huaorani), die die
Erdölförderung ablehnen, und der beiden nomadischen Völker Tagaeri
und Taromenane, die freiwillig isoliert leben wollen, könnten sich
massiv ändern, und zwar nicht nur im Falle einer Ölverseuchung ihres
angestammten Lebensraums, sondern auch kulturell. Es wäre gewiß nicht
das erste Mal in der Begegnung zwischen der ursprünglichen
Bevölkerung des Amazonas-Regenwalds und Mitgliedern der
Mehrheitsgesellschaft, daß erstere dabei alles verlieren, was sie
haben, ihren Zusammenhalt, ihre Sprache und Kulturtechniken und
irgendwann auch die Erinnerung daran, daß das Leben der Ahnen
vollkommen anders abgelaufen war.

Auf nur einem einzigen Hektar der ITT-Region leben mehr verschiedene
Arten als in ganz Nordamerika. Sie leben da, weil sie geschützt sind.
Mit dem Aufbau der Erdölinfrastruktur jedoch geht dieser Schutz
verloren, und man weiß viel zu wenig darüber, wie die Tiere darauf
reagieren werden.

Die Initiative Ecuadors hätte Vorbild sein können. Einen Staat dafür
zu bezahlen, daß er gewissermaßen nichts tut, indem er fossile
Brennstoffe im Boden beläßt, mag aus der Sicht der auf schnellen
Profit ausgerichteten, neoliberalen Gesellschaften kein plausibles
Geschäftsmodell sein. Doch einzigartig ist die Idee gar nicht. Beim
Emissionszertifikatehandel der Europäischen Union wird ebenfalls das
Nichtstun, die Vermeidung von Treibhausgasemissionen, bezahlt.

Es bleibt der Spekulation überlassen, warum die Yasuní-Initiative
gescheitert ist. Möglicherweise hat es mit dem politischen System des
sozialistisch orientierten Landes zu tun oder auch damit, daß Ecuador
als erstes Land die Natur als Rechtssubjekt anerkannt und damit -
zumindest theoretisch - dem Extraktivismus Zügel angelegt hat.
Ecuador hat auch den von Bolivien angestoßenen Cochabamba-Prozeß
mitgetragen. In der gleichnamigen bolivianischen Großstadt wurde 2010
ein Klimagipfel veranstaltet, der sich klar als Alternative zu dem im
Jahr zuvor auf ganzer Linie gescheiterten UN-Klimagipfel von
Kopenhagen positioniert hat.

Der heutige Präsident Ecuadors, Lenín Moreno, hat zwar im vergangenen
Jahr zugesagt, daß die Regierung die lokalen Gemeinden künftig
stärker einbeziehen will, bevor neue Bergbaukonzessionen erteilt
werden, doch der aktuelle Schritt läßt vermuten, daß den schönen
Worten keine entsprechenden Taten folgen. Der Anteil Ecuadors an den
global ausgestoßenen Treibhausgasen liegt weit unterhalb
beispielsweise Deutschlands oder auch nur der Streitkräfte der
Vereinigten Staaten von Amerika. Insofern gibt es sehr viel
bedeutendere Emittenten als das kleine südamerikanische Land. Die
Welt würde nicht daran genesen, sollte es sich bei der Erdölförderung
zurückhalten. Doch ohne solche kleinen Schritte sind größere Strecken
wohl kaum zu bewältigen. Es wäre wünschenswert, könnte Ecuador auf
die Erdölförderung zumindest im Yasuní-Nationalpark verzichten.


Fußnoten:

[1] https://amerika21.de/2018/01/193447/neue-bohrungen-yasuni-nationalpark-ecuador

[2] http://amazonwatch.org/news/2018/0110-new-round-of-oil-drilling-goes-deeper-into-ecuadors-yasuni-national-park

[3] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0147.html

[4] https://www.theguardian.com/world/2013/aug/16/ecuador-approves-yasuni-amazon-oil-drilling

19. Januar 2018
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LANDRAUB/041: Kenia - Indigener für Naturschutz getötet, EU suspendiert Gelder (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 1. Januar 2018

Kenia: Indigener für Naturschutz getötet, EU suspendiert Gelder

EU verurteilte Gewalt und will Unterstützung von Projekt aussetzen.



Ein Angehöriger des indigenen Volkes der Sengwer ist am 16. Januar von
Beschäftigten des Kenya Forestry Service (KFS) getötet worden. Ein
weiterer Mann wurde verletzt.

Immer wieder kommt es im Rahmen von Naturschutzprojekten zu
Menschenrechtsverletzungen an indigenen Völkern, wie Recherchen von
Survival International zeigen. Zuletzt sorgte der Fall eines
erschossenen Teenagers aus dem Kongo für Schlagzeilen.

Bei dem brutalen Angriff in Kenia handelt es sich um einen weiteren
gewaltsamen Zwischenfall mit dem Ziel, die Sengwer von ihrem
angestammten Land zu vertreiben.

Dutzende bewaffneter Sicherheitskräfte brannten die Häuser der
Menschen ebenso nieder wie Lebensvorräte und persönlichen Besitz.
Außerdem wurden Nutztiere der Sengwer getötet, um sie aus dem
Embobut-Wald zu vertreiben, in dem das indigene Volk seit Generationen
lebt.

Die jüngste Angriffs-Serie begann Ende Dezember 2017. Milka Chepkorir,
eine Sengwer-Frau, ist fassungslos über die Zerstörung der Häuser bei
den Angriffen. Sie spricht von einem "Verlust von
Familienverbindungen, da die Familienmitglieder auseinandergejagt und
verängstigt worden seien". Hinzu kämen "sexueller Missbrauch, sexuelle
Belästigung und psychische Folter durch die furchtbaren
Vertreibungshandlungen".

Trotz der Bedrohungen und der Gewalt haben viele Sengwer erklärt,
Widerstand zu leisten. Eine Frau sagte: "Wir werden nirgends hingehen,
selbst wenn die Regierung entschiede, uns hier umzubringen."

Die Europäische Union finanziert in der Region ein Naturschutzprojekt,
das Wasserquellen in den Bergen schützen soll. Brüssel verurteilte die
tödliche Gewalt und hat angekündigt, die Unterstützung des Projekts
auszusetzen.

Die Sengwer fordern Kenias Regierung dazu auf, ihr Recht, auf dem Land
ihrer Vorfahren zu leben, zu garantieren und dringend mit ihnen zu
beraten, wie sich ihre Wälder am besten und in Zusammenarbeit mit
ihnen erhalten lassen.

Die Vertreibung der Sengwer begann bereits unter britischer
Kolonialherrschaft. 2014 vertrieben der Kenya Forestry Service und die
Polizei Tausende von Sengwer aus ihren Häusern im Wald. Viele Indigene
waren in der Folge dazu gezwungen, in Höhlen und notdürftigen
Unterkünften zu leben.

Nach weiteren Drangsalierungen machte 2016 David Yator Kiptum,
Geschäftsführer des Sengwer Indigenous Peoples Programme, klar: "Die
Vertreibung von Angehörigen der Sengwer-Gemeinschaft von unserem
angestammten Land stellt keinen Beitrag zum Naturschutz dar. Und sie
bietet auch keine Lösung für den Klimawandel."

Das Volk der Sengwer zählt etwa 33.000 Angehörige, von denen rund
13.500 im Embobut-Wald leben. In diesem jagen sie, sammeln Honig,
pflanzen Feldfrüchte und züchten in geringem Umfang Nutztiere. Wie
viele andere indigene Völker verfügen die Sengwer über ein reiches
Wissen über die Ökologie ihrer Wälder, die sie seit Generationen
pflegen.

Die Vertreibungen verstoßen gegen internationales Recht und zerstören
jene Menschen, die am besten wissen, wie sich der Wald erhalten lässt.
Drei unabhängige UN-Expert*innen haben bereits ihre Sorge über die
Angriffe und die Vertreibungen zum Ausdruck gebracht.
Für weitere Informationen und Bildmaterial kontaktieren Sie bitte:



Survival International ist die globale Bewegung für die Rechte
indigener Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu
verteidigen, ihr Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu
bestimmen.

Seit 1969 | Büros in Berlin, London, Madrid, Mailand, Paris, San
Francisco

Unterstützer*innen in über 100 Ländern | Alternativer Nobelpreis 1989

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

• Das indigene Volk der Sengwer wird gewaltsam von seinem Land
vertrieben. (Yator Kiptum)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19.01.2018

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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AKTION/214: Gefährliche Altlasten Bohrschlammgrube Wustrow-West Z1 - Luckau, öffentl. Ratssitzung, 23.1.


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 18. Januar
2018

Gefährliche Altlasten



Die ExxonMobil plant die Räumung der Bohrschlammgrube Wustrow-West Z1.
In der 1973 angelegten Bohrschlammgrube, die bis 1991 betrieben und in
den Folgejahren verfüllt und rekultiviert wurde, sind
Produktionsabfälle aus der Erdölförderung (Tonspülungen und Bohrklein)
eingelagert worden. Über die geplanten Arbeiten soll im Rahmen einer
öffentlichen Ratssitzung in Luckau informiert werden, und zwar am
Dienstag, den 23. Januar 2018 um 17:30 Uhr im Gemeindehaus Luckau.

Auf Einladung des Gemeinderats wird ExxonMobil Stellung nehmen. Die
Fachgruppe Fracking der Bürgerinitiative Umweltschutz (BI) hat dazu
einen umfassenden Fragenkatalog erarbeitet. Hochgiftige, das
Trinkwasser gefährdende Stoffe wurden vor Ort abgekippt,
jahrzehntelang wurde versäumt, die Schlammgrube auszukoffern, sie
wurde lediglich mit einer Bentonitmatte und Erdreich abgedeckt.

Zur Vorbereitung auf die Ratssitzung haben Aktivist*innen Flyer mit
Hintergrundinformationen in der Region verteilt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.01.2018

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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BILDUNG/3097: Die wirtschaftlichen Chancen einer klugen Energiewende - Gießen, 22.1. (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 17.01.2018

Die wirtschaftlichen Chancen einer klugen Energiewende

In der Ringvorlesung des Präsidenten der JLU spricht die
Wirtschaftsexpertin für Energieforschung und Klimaschutz Prof. Dr.
Claudia Kemfert am 22. Januar 2018



Die ökonomischen Aspekte einer Energiewende stehen im Mittelpunkt des
nächsten Vortrags in der Ringvorlesung des Präsidenten der 
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) am 22. Januar 2018. Fossile Ressourcen
wie Öl, Gas und Kohle sind endlich und verursachen beim Verbrennen
klimagefährliche Treibhausgase. Atomenergie ist keine Alternative. Die
Energiewende ist technisch machbar, aber ist sie auch ökonomisch
sinnvoll? Welche Chancen und Risiken bestehen, und wer zahlt diese
Energiewende? Die Referentin Prof. Dr. Claudia Kemfert zeigt die
wirtschaftlichen Chancen auf, die eine kluge Energiewende bietet.

Prof. Dr. Claudia Kemfert leitet die Abteilung Energie, Verkehr,
Umwelt am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin und
ist Professorin für Energieökonomie und Nachhaltigkeit an der Hertie
School of Governance. Sie ist Wirtschaftsexpertin auf den Gebieten
Energieforschung und Klimaschutz.

Die Ringvorlesung des Präsidenten beleuchtet in diesem Wintersemester
unter dem Titel "ENERGIE(W)ENDE - Denken, forschen und handeln in
Jahrzehnten und Jahrhunderten" die wissenschaftlichen,
gesellschaftlichen und politischen Zusammenhänge und Hintergründe rund
um das wichtige Zukunftsthema "Energie". Das Themenspektrum der
Vorträge reicht von der Klimaforschung und der Bewertung der
verfügbaren Energiequellen über die mediale Aufarbeitung und die
Energiepolitik bis hin zu Fragen der heutigen und zukünftigen
Energienutzung, -wandlung und -speicherung.

Die Veranstaltungsreihe wird in diesem Jahr von Prof. Dr. Jürgen Janek
koordiniert. Er ist Inhaber der Professur für Physikalische Chemie an
der JLU, Geschäftsführender Direktor des Zentrums für
Materialforschung (ZfM/LaMa) und wissenschaftlicher Leiter des Labors
BELLA am Karlsruher Institut für Technologie (KIT). Die Reihe richtet
sich gleichermaßen an ein universitäres Publikum und an die
Öffentlichkeit in Stadt und Region.

Alle Vorträge finden in der Aula im Universitätshauptgebäude
(Ludwigstraße 23, 35390 Gießen) statt. Sie beginnen jeweils um 19.15
Uhr. Der Eintritt ist frei.


Termine

22. Januar 2018 - Prof. Dr. Claudia Kemfert

Die wirtschaftlichen Chancen einer klugen Energiewende

Ausblick auf die letzte Veranstaltung der Ringvorlesung:

29. Januar 2018 - Prof. Dr. Thomas Stocker

Klimawandel: Sind die Klimaziele von Paris bereits verloren?

In diesem Wintersemester bietet das Zentrum für Materialforschung
(ZfM/LaMa) ein begleitendes Programm für Schülerinnen und Schüler
sowie für interessierte Erwachsene an. In zusätzlichen Veranstaltungen
werden zentrale Konzepte aus der Ringvorlesung erklärt und komplexe
Sachverhalte aufgearbeitet: www.uni-giessen.de/energie




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/ringvorlesung

http://www.uni-giessen.de/energie

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687591

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3096: Vortrag über Insekten in Gärten und Parks - Blankenese, 3.2. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 18. Januar 2018

Insekten in Not - Mehr Blütenvielfalt in Gärten und Parks im
Hamburger Westen

Die NABU-Stadtteilgruppe West lädt am 3. Februar um 18 Uhr zu einem
Vortrag über Insekten in Gärten und Parks in Blankenese ein



Insekten spielen eine wichtige Rolle in der Natur. Als Bestäuber für
viele Pflanzen oder als Nahrung für verschiedene Tiere wie Igel,
Fledermäuse, Amphibien oder Vögel. Doch sie sind nicht nur nützlich,
sondern auch schöne und faszinierende Tiere, die es zu entdecken und
schützen lohnt.

In Hamburgs Westen gibt es noch eine ganze Reihe Biotope, die vielen
Insekten Nahrung und Lebensräume bieten. Solche Biotope gibt es nicht
nur in Naturschutzgebieten, in Wäldern und den Feldmarken, sondern
auch in Altonas Grünanlagen, an Straßenböschungen und in Privatgärten.
Allerdings lassen Vernachlässigung und übertriebener Ordnungssinn
diese Habitate seltener werden.

Barbara Engelschall, Botanikerin und Geschäftsführerin des
Regionalparks Wedeler Au e.V. und Frank Röbbelen, Entomologe und
Verfasser der Roten Listen der Libellen, Tagfalter und Heuschrecken in
Hamburg, stellen in ihren Vorträgen charakteristische Lebensräume von
Insekten vor, zum Beispiel in Altonaer Parks. Die Lebensweise und die
Bedürfnisse von Insekten (vertreten durch die Tagfalter) werden
exemplarisch erläutert. Zudem zeigen beide Referenten Möglichkeiten
auf, die Situation der Biotope und der in ihnen lebenden Pflanzen und
Tiere zu verbessern.

Auch für Gartenfreunde wird es bei der Veranstaltung den einen oder
anderen Tipp. geben. Wer Insekten unterstützen und ihnen im Garten
einen Rückzugsort bieten möchte, kann mit der richtigen
Pflanzenauswahl, einer schonenden Pflege und viel Geduld einen Beitrag
zur biologischen Vielfalt leisten.

Der Vortrag "Insekten in Not - Mehr Blütenvielfalt in Gärten und Parks
im Hamburger Westen" findet am Samstag, den 3. Februar 2018 um 18 Uhr
im Gemeindesaal der Kirche am Markt in Blankenese, Mühlenberger Weg
64a statt. Der Eintritt ist frei.

Die Veranstaltung wird finanziert aus Troncmitteln der Bürgerschaft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 005/18, 18.01.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TAGUNG/1805: Energie ist mehr als nur Strom - Münster, 1.3. (FH Münster)


FH Münster - Pressemitteilung, 18. Januar 2018

Energie ist mehr als nur Strom

Fachbereich Energie - Gebäude -

Umwelt lädt zur 12. Bioenergiefachtagung nach Steinfurt



Münster/Steinfurt (18. Januar 2018). Das Klimaschutzziel 2020 will der
Gesetzgeber aufgeben. Trotzdem soll es weg von den fossilen
Brennstoffen zu mehr erneuerbaren Energien gehen. Aber zur
Energiewende gehört mehr als nur Strom. Auch die beiden Sektoren Wärme
und Verkehr zählen dazu und benötigen ihrerseits viel Energie. "Obwohl
der Strom bereits zu mehr als einem Drittel aus erneuerbaren Energien
stammt, greifen die Wärmeerzeugung und die Mobilität noch zu wenig
darauf zurück", sagt Prof. Dr. Christof Wetter vom Fachbereich Energie
- Gebäude - Umwelt der FH Münster.

Deshalb setzt Prof. Wetter auf die Sektorenkopplung und macht sie zum
Thema der 12. Bioenergiefachtagung der FH Münster am 1. März in
Steinfurt. Denn bei der Sektorenkopplung geht es um die Verbindung
zwischen Strom, Wärme und Mobilität. Mittels der "Power to 
X-Technologie" kann Strom in die anderen Sektoren übertragen werden - 
es entstehen Synergieeffekte.

So nehmen Wärmepumpen etwa mithilfe von erneuerbar produziertem Strom
vorhandene Wärme aus der Luft, der Erde oder dem Grundwasser auf, um
daraus Wärme zu erzeugen. Ein anderes Beispiel sind Elektroautos, die
mit Strom aus Fotovoltaikanlagen aufgeladen werden.

"Das Ziel ist eine nachhaltige und zukunftsfähige Technikinfrastruktur
in der Region und darüber hinaus. Die Energie muss zur richtigen Zeit
am richtigen Ort eingesetzt werden können", erklärt Prof. Wetter den
Ansatz.
Denn bisher steht teilweise zu viel Strom zur Verfügung, der entweder
ungenutzt verpufft oder durch das Drosseln von Anlagen gar nicht erst
nutzbar gemacht wird. Die Synergieeffekte können die Schwankungen der
erneuerbaren Energie ausgleichen.

Deshalb ist die "Stärkung der erneuerbaren Energien mithilfe der
Sektorenkopplung" das Kernthema der 12. Steinfurter
Bioenergiefachtagung. Sie betrachtet in Diskussionsrunden und
Fachvorträgen die unterschiedlichen Blickwinkel sowie aktuelle
Entwicklungen der erneuerbaren Energien, die viele Anknüpfungspunkte
für die Praxis bieten.

Die Veranstaltung wird gemeinsam von der FH Münster, der
EnergieAgentur.NRW und dem Kreis Steinfurt durchgeführt und richtet
sich an Entscheidungsträger aus Politik und Wirtschaft, Mitarbeiter
aus kommunalen Verwaltungen, Umweltverbände sowie die interessierte
Öffentlichkeit. Die Tagung findet statt am 1. März von 9 bis 17 Uhr
auf dem Steinfurter Campus der FH Münster, Stegerwaldstraße 39, im
Hörsaal S1. Eine Anmeldung ist unter www.bioenergiefachtagung.de
erforderlich, dort finden sich auch nähere Informationen zum Programm.

Links:

12. Steinfurter Bioenergiefachtagung

http://fhms.eu/bioenergie2018

Fachbereich Energie - Gebäude - Umwelt

https://www.fh-muenster.de/fb4/index.php

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.01.2018

FH Münster, Pressestelle

Hüfferstraße 27, 48149 Münster

Für Münster:

Tel: +49 (0)251 83-64090

E-Mail: pressestelle@fh-muenster.de

Für Steinfurt:

Tel: +49 (0)2551 9-62350

E-Mail: pressestelle-steinfurt@fh-muenster.de

Internet: www.fh-muenster.de/pressestelle
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BEGEGNUNG/1838: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 28. Januar 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang auf dem Panoramaweg vom Druseltal nach
Bad Wilhelmshöhe lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die
den Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 28. Januar, 14 Uhr. Treffpunkt
ist an der KVG-Haltestelle Druseltal, Tramlinie 3/Buslinie 51.
Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter 05 61/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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